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Die Bibel- ein Buch (nicht nur) für Männer 


DIE VIER ApOSTEL. Albrecht Oürer 1526. 

Ausschnitt, München, Alle Pinakotek 


"DIE BIBEL - EIN BUCH FüR MANNER!" Bewusst hatte die Gemeinschaft Katholi­
scher Männer für ihre Haupttagung im Mai 1997 diesen Titel gewählt. Denn 
durch das gesamte Alte und Neue Testament hindurch begegnen uns immer 
wieder Glaubenserfahrungen, Hoffnungen, Ängste, Leiden und Versuche 
der Lebensbewältigung von Männern. Vor diesem Hintergrund erweist sich 
die HI. Schrift gerade als ein Buch für Männer von heute, das für männliche 
Spiritualität und Identitätsfindung fruchtbar gemacht werden kann. 
Die Erkenntnisse der Tagung können auch für die Gemeinschaft Katholi­
scher Soldaten nützlich sein. Die Beiträge geben Antworten auf die Fra ­
gen, welche SChritte und Wege können wir dazu in unserer Arbeit gerade 
an der Basis in den Kreisen gehen. Aber auch der Einzelne kann die ganz 
persönlichen Beiträge als Anregungen und Impulse nutzen, um Zugänge 
zur Schrift zu finden. 
Die beiden Beiträge, "Gott in die 'Männerwelt' bringen" von Giemens Kifian, 
Diözesanmännerreferent in Hildesheim und "Die Bibel - eine spannende 
Entdeckungsreise für Männer" von Mag. Ghristian Reichart, Generalsekre­
tär der Katholischen Männerbewegung Österreichs, Wien, berichten über 
Erfahrungen aus der Bibelarbeit mit Männern. Im nächsten AUFTRAG 231 
soll die Reihe fortgesetzt werden mit Reflexionen über "Männer in ihrer 
Beziehung zu Gott, zu sich selbst und zu Frauen in der Sicht der Bibel". 

Gott in die "Männerwelt" bringen 
Clemens Kilian 

1. 	 Die Bibel - ein Schatz männ­
licher Gotteserfahrung 

Die Tatsache, dass die Bibel ein 
von Männern geschriebenes Buch 
ist, welches überwiegend über die 
Beziehung von Männern zu Gott 
berichtet, wird von vielen bedau ­
ert, und auch ich sehne mich ver­
geblich nach vergleichbaren weib­
lichen Glaubenszeugnissen und 
Beziehungsgeschichten von Frau ­
en mit Gott. Doch positiv betrach­
tet - u nd diese Perspektive sollte 
uns Männern gestattet sein - , dür­
fen wir froh und dankbar die Bibel 
aufschlagen als einen Schatz 
männlicher Gotteserfahl'ung, wie 
es keinen zweiten gibt. 

Dieses wäre also mein erster 
Wunsch: dass wir, die wir in der 
Männerpastoral Verantwortung 
tragen, die Bibel bewusst auch als 
Männerzeugnis annehmen und 
uns als Männer davon an-spre ­
chen, inspirieren, begeistern las­
sen. Unsere Verkündigung, die das 
Wort Gottes "an den Mann" brin­
gen will, wird nach meiner Erfab­
rung reichlich davon profitieren. 

Wir können uns dabei bekanntlich 
den Archetypen-Ansatz zunutze 
machen, der als Brücke vom bibli­
schen zum bibellesenden Mann im 
Wesentlichen die vier Männer­
grundmuster des Kriegers, Königs, 
Magiers und Liebhabers verwen ­
det, oder ahnliche Verst ehens­
hilfen geben, wie ich es für die 
Männergruppen im Bistum Hil­
desheirn mit folgenden Überschrif­
ten in Ineinem Angebot "Männer 
zwischen Adam und Christus" an­
deuten will: 
Kain und Abel - der Bruderkampf 
um Gottes Ansehen; Noach - mit 
der Schöpfung in einem Boot; 
Abraham, [saak, Jakob - Männer 
des Glaubens haben Segenshände; 
Mose - ein Leben mit dem "Ich bin 
da "; David - oder die Versuchung 
der Macht; Männer in den Gleich­
nissen Jesu - Gleichnisse unserer 
Männer ?; Pelrus - Fels und Feig­
ling; Männer von Philippi - "Ihr 
Gott if;t der Bauch, ihr Ende Ver­
derbe,f' (Phil 3,19); Jesus und die 
Ausländer - dw Ausländer und 
wir; P~arisäer heute - die da sind 
und dich nicht leben; ete. 

2. 	 Bibel lesen - Bibel erleben 

Wir können ganz verschieden­
artig mit der Bibel umgehen. Wir 
können sie wissenschaftlich an aly­
sieren (Textkritik, Redaktionskri­
tik, Überlieferungskritik, Wir­
kungsgeschichtel und dabei z. T. 
wichtige Verstehenshilfen bekom­
men - durch eigenes Studium oder 
Vorträge. Wir können die Bibel 
einfach so lesen, wie sie u ns in un­
serer Ausgabe übersetzt ist: als ein 
wichtiges Buch der Welt literatur 
unter anderen oder als die oberste 
Norm unseres christlichen Glau­
bens. Wir können die Bibel im Got ­
tesdienst zu Wort kommen lassen 
als Evangelium oder Lesung, als 
Gebet. Wir können die Bibel " tei­
len" im Bibelgespräch ; wir können 
sie betrachten im Gebet und in der 
Meditation. 

Keine Frage, dass die Männer ­
pastoral - bei al ler Würdigung der 
reichen Ergebnisse der Exegese ­
in erster Linie an einem Umgang 
mit der Bibel interessiert sein 
muss, der sie als ein Lebensbuch 
der Männer definiert. So lautet 
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mein zweiter Wunsch: lasst uns 
die Bibel nicht nur distanziert le­
sen, lasst uns nicht nur Exegese­
kommentare studieren und Vor­
träge von Wissenschaftlern hören, 
sondern lasst uns die Bibel selbst 
erfahren. Sie ist ein kJ:aftvolles, 
heiliges Buch. In ihr will Gott zu 
uns sprechen. Wir müssen nur hin­
hören. Die Bibel hat etwas mit mir 
zu tun, mit mir als Mann! Aber 
Vorsicht: Ich muss ihre Botschaft 
an mich heranlassen wollen. Ich 
musS mich gegebenenfalls verän­
dern, mich von der Bibel in Frage 
stellen lassen. Dies als Programm 
für eine biblisch orientierte Män­
nerpastoral! 

Der Mann, der sich auf einen 
solchen Umgang mit der Bibel 
einlässt , gleicht einem fußgänger, 
der die Straße (des Lebens) Schritt 
für Schritt erlebt, mit ihren Stei­
gungen und Abschüssigkeiten, 
dem Wetter ausgesetzt und allen 
Gefahren der Straße, aber auch 
mit den Schönheiten, den Rast­
häusern, den anderen Fußgängern 
(und Fußgängerinnen) , der Natur . 
Wie bedauerungsvrordig ist jener 
andere, der die Bibel aus weiter Di­
stanz betrachtet, so als habe sie 
ihm selbst nichts zu sagen! Er 
gleicht einem Mann, der weit 
oben, aus dem Flugzeug heraus, 
jene Straße (des Lebens) über­
blickt. Zwar sieht er Anfang und 
Ende, doch kaum kann er Steigun­
gen oder Rasthäuser geschweige 
denn Fußgänger erkennen. Weit 
abgehoben wird er irgendwann 
sanft landen in weiter Ferne von 
dem, was ihn angeht . 

Ich will das an einern Beispiel 
deutlich machen: So können wir 
uns zum Thema "Wunder in der 
Bibel" natürlich fragen: Ist Jesus 
wirklich auf dem Wasser gegan­
gen? Hat er aus fünf Broten und 
zwei Fischen ein Essen für 5.000 
Mä nner und deren Familien ge­
wirkt? Konnte er aus Wasser Wein 
machen? Hat er wirklich all die 
Kranken und Aussätzigen geheilt? 
Und wie das? Wir können alle 
Bibelkommentare danach befra­
gen, wie wir das mit den Wundern 
zu verstehen haben, und kriegen 
hier diese und dort jene Antwort. 

Wir können allerdings auch 
nach den Wundern in unseren 
Männerleben Au sschau halten 
und uns dann mit Hilfe der Bibel 
fragen, ob und wie hier Gott auch 
in unserem Leben wunderbar ge­

handelt hat. Leicht wird aus dieser 
Art der Bibellektüre ein gegensei­
tiges Zeugnis, dass sich die Wun­
der Gottes unter uns ereignen. So 
antworteten bei einem Einkehrtag 
im Advent 1996 Männer auf die 
Frage, ob sie schon einmal ein 
Wunder erlebt haben, folgender­
maßen: 
- Die Natur ist ein Wunder. 
- Geburt und Werden meiner 

Kinder 
- B eim Grubenunglück in Lenge­

de, November 1963 - nach 12 
Tagen wunderbar gerettet. 

- Ich tue etwas anderes, als ich 
wollte, und entgehe einem Un­
glück. 

- Im Krieg, Panzerangriff: 
rechts und links sind sie gestor­
ben - ich war nur drechig 

- Ich war Bahnarbeiter: ich liege 
unter dem Zug, er fährt los, und 
ich lebe! 

- Wenn wir als Bergarbeiter von 
unter Tage kamen und das Ta­
geslicht sahen. 

- Bei meinem Herzinfarkt. 
- Ich baumelte hilflos am Fall­

schirm und hoffte aufdas Wun­
der, dass ich von ihren MGs 
nicht I,abgeschmiert" werde. 
Von den "Wunderberichten(( 

aus dem Leben der Männer ausge­
hend, erscheinen die Wunder­
berichte der Bibel in einem völlig 
neuen Licht. Sie werden plötzlich 
für wert gehalten, das "moderne" 
Leben, die selbst erlebten "Wun­
der" zu deuten. 

3. 	 Das Leben der Männer 
- Anknüpfungspunkt 
biblischer Männerpastoral 

Das Leben, der Alltag der Män­
ner, ist für mich , dies wurde nun 
deutlich, das zweite "heilige 
Buch", in dem Gott zu uns spricht 
und in dem wir Orientierung fin­
den können. Natürlich müssen wir 
hier, mit Hilfe der Bibel, genau 
hinhören und unteI'scheiden ler­
nen, wo der Geist Gottes spricht 
oder der Ungeist der Gottesferne. 
Die meisten heutigen Männer sind 
aufder Suche nach überzeugenden 
Deutemustern ihres Lebens. In 
der Kirche suchen viele diese aus 
verschiedenen Gründen leider 
nicht mehr. Die Kirche wird (wir 
werden) oft nicht mehr als ernst zu 
nehmender Gesprächspartner für 
Männer gesucht bzw. akzeptiert. 
Das verlorene Vertrauen ("Kre-

SPIRITUALITÄT 

dit"!) ist zurückzugewinnen. E s 
kommt dabei auf den Ansatz an' 

Daher mein dritter Wunsch an 
die Männerpastoral: Befreien wir 
uns von jedweder Vorwurfs­
mentalität nach dem Motto: Weil 
sie uns, der sich versammelnden 
Gemeinde fernbleiben , sind sie 
glaubenslos oder gar heillos. Statt­
dessen lasst uns einladend sein 
und auf die Männer zugehen nach 
der Devise "Ihr seid in Ordnung. 
Gott liebt euch schon jetzt! Er ver­
hilft euch gern zu einem gelingen­
den Leben." Besonders empfäng­
lich sind Männer für diese Bot­
schaft an den Nahtstellen ihres Le­
bens, wo sich Existentielles ereig­
net (Mann werden, erste Liebe, 
ggf. Heirat, ggf. (erste) Vater­
schaft, Tod von Mutter oder Vater, 
älter werden (Lebenskrise) , Aus­
scheiden aus dem BeruO. Sie las­
sen sich aber auch über die alltäg­
lichen Erfolgserlebnisse oder Nie­
derlagen ansprechen (Freud und 
Leid der Vaterrolle, Beruf, Karrie­
re bzw. Arbeitslosigkeit, Naturer­
Iebnisse, Freude an Technik, Sport 
usw.). Hier also sollte Männer­
pastoral das Gespräch mit den 
Männern suchen. Wo finden sie in 
ihrem Leben Sinn? Was lässt ihr 
Herz ruhiger schlagen? Was macht 
ihnen Angst? Was freut sie? Was 
hoffen sie? Theologisch gespro­
chen: Wie spricht Gott zu ihnen? 
Wo wird seine Stimme evtl. über­
tönt? Durch was oder wen? 

Viele Männer sind bereit, bei 
diesen Gesprächen auch auf die 
Stimme der Bibel zu hören, durch 
die Gott sie erreichen will. Und sie 
tun es desto eher, je mehr wir sie 
die Verwandtschaften entdecken 
lassen~ die es zwischen ihnen und 
den Männern der Bibel gibt. Mei­
n er Erfahrung nach sind sie sogar 
dankbar über emen solchen 
"Vermittlungsdienst" den wir zwi­
schen ihnen und der Bibel vorneh­
men. 

Wieder soll dies ein Beispiel aus 
der Praxis verdeutlichen: Ange­
sichts des Gleichnisses von den Ar­
beitern im Weinberg (Mt 20,1-15) 
stellten wir uns am Buß- und Bet­
tag 1996 in einer Männergruppe 
die Frage: Zu welch er "Stunde" 
hat der Herr eigentlich mich zur 
Arbeit in seinem Weinberg gewor­
ben? Folgende Antwort soll stell­
vertretend für viele andere Glau­
benszeugnisse in diesen unseren 
biblischen Männergesprächen sein : 
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"Die Russen hatten uns vertrie­
ben; ein Pfarrer hatte uns in sei­
nem Pfarrhaus in zwei Zimmern 
aufgenommen. Papa gab dafür in 
den umliegenden Dörfern R eligi­
onsunterricht, mit dem Fahrrad. 
E ines Tages kam ein völlig herun­
tergekommener, zerlauster Land­
streicher des Weges. Papa nahm 
sich seiner an und holte ihn in 
"unsere" zwei Zimmer mit dazu . 
Und ich, der 12- bis 13-jährige 
Sohn, sagte wie selbstverständlich: 
"Er hann in meinem Bett schla­
fen!" Das tat dieser dann auch. 
Papa hat sich sichtlich gefreut über 
meine spontane Bereitschaft. Mir 
war es damals absolut selbstver­
ständlich gewesen. Heute wundere 
ich mich über mich selbst: dass ich 
diesen abstoßend wirhenden, 
zerlausten Mann so selbstverständ­
lich in mein Bett gelassen habe. 
Dies· ist für mich, wenn ich auf 
mein Leben zurückblicke, der Ruf 
in den Weinberg." 

Als Hörer dieses Lebens-Gleich­
nisses" vom geteilten Bett" war ich 
noch mehr ergriffen, als es nicht 
nur unsere Stelle aus Mt 20,lff. 
meditierte, sondern zugleich das 
Evangelium vom komm enden 
Sonntag, die Rede vom Weltgericht 

(Mt 25,3lff.) aktualisierte (" Was 
ihr dem geringsten meiner Brüder 
getan habt, habt ihr mir getan. "). 

Für einen solchen· Vermitt­
lungsdienst zwischen Bibel und 
Leben sind uns die Männer dank­
bal". Freudig nehmen sie unsere 
Botschaft an, dass die Eibel etwas 
mit ihnen selbst zu tuh hat, und 
belegen dies, wie ge~!eh'en, mit 
r eichhaltigen Glauben~erfahrun­
gen. Grundlage unseres Vermitt­
lungsdienstes zwischen der Bibel 
und den Männern ist freilich , wir 
sagten es, die leider oft ausstehen­
de Erfahrung dieser Männer, dass 
Kirche etwas mit ihnen zu tun hat; 
denn Leben-teilen geht dem Bibel­
teilen voraus. 

4. Biblische Männerpastoral auf 
dem Weg Jesu 

Der Weg- das griechische Wort 
dafür: die Methode -, die ich hier 
vorschlage, ist der Weg, die Metho­
de Jesu - die Jesus wählte, wenn er 
"seine Männer" erreichen wollte: 
Er ging zu ihnen hin(!), sozusagen 
heraus au s Tempel und Gemeinde­
haus hin auf den Marktplatz und 
die anderen Männ erplätze. Und er 
hatte die ausdrückliche Botschaft: 

Die Bibel- eine spannende 

Entdeckungsreise für Männer 
Christian Reichart 

Drei Szenen, drei Schlussfolge­
rungen und drei Behauptungen. 

1. SZENE: Ich Wal" 18 Jahre, ge­
rade von zu Hause ausgezogen in 
eine Zimmer-Küche-Wohnung. Es 
klopft und wie es in Wien üblich 
ist, stehen zwei ältere Damen der 
Zeugen Jehovas vor der Türe. Ich 
dürfte die Damen ziemlich verun­
sichert liaben, worauf in der Folge 
über drei Tage jede Woche am 
Sonntag ein Mann mit mir über 
die Bibel diskutierte. Mein erster 
Zugang zur Bibel war also die Aus­
einandersetzung mit einem Sek­
tenangehödgen . Ich sage nich t 
Sondergemeinschaften oder einen 
anderen "netten U Begriff aus der 
Wissenschaft - ich sage: es ist eine 
Sekte. 

In diesen drei J ahren des Dia­
logs - ich weiß nicht, ob es ein Dia­

log war - aber der Mann kam allei­
ne, las auch katholisches Schrift­
gut (heides ist bei den Zeugen ver­
boten) - also nach drei Jahren des 
Dialogs meine erste Schlussfolge­
rung: die Bibel ist kein Beweis­
buch. 

2. SZENE: Ich war junger Kapu­
ziner - ich studierte in Graz - wo­
bei jung relativ ist, als Kapuziner 
war ich jung, nicht als Student, da 
war ich schon ·27 Jahre alt. Stu­
dent an der Katholisch -Theologi­
schen Fakultät der Universität in 
Graz - Vorlesungen in Bibelwis­
sensch aften N eues Testament und 
Altes Testament. Frage: Was hat 
das noch mit Glauben zu tun? 

Und dann noch die Pausen­
gespräche mit Studenten, Kolle­
gen und Kolleginnen, die sich ge­

"Du bist gut, Gott liebt dich!" J e­
sus erinnerte in zahllosen Glau­
bensgesprächen, die er mit den 
Männern führte, in gewollt skan­
dalöser Weise an die absolut profa­
ne Welt der Männer, die zunächst 
nichts mit Kult und Tempel zu tun 
zu haben schien. Er bringt Gott in 
die Männerwelt. So spricht er von 
der "Maloche" im Weinberg (Mt 
20,lff.), vom mühseligen Geschäft 
des Bauern (Mt 13,lff.), vom Le­
ben sogar unter Schweinen (Lk 
15,15ff.); ja, er scheut sich auch 
nicht, die Schlauheit des Kriminel­
len als Vorbild heranzuziehen 
(wenn es daTUm geht, das Interes­
se der Männer ltir Gott zu gewin­
nen [Lk 16,lff.; 18,lff. uä.]). Ihre 
tagesgeschäftlichen Allgemein­
plätze werden Gegenstand der Be­
trachtung und damit für Wert ge­
halten, als Brücke und Versteh­
enshilfe für den Heilswillen Gottes 
zu dienen. Jesus beginnt im Leben 
der Männer und zielt auf die be­
freiende Sinndeutung dieses Le­
bens. Ein viel versprechendes Pro­
gramm auch für die Männer­
pastoral heute! Es ist hier und 
jetzt mein vierter und letzter 
Wunsch! 0 

genseitig mit Bibelzita ten nieder­
prügelten, bis zum Geht-nicht­
mehr. Dennoch weckte ein Profes­
sor meine Liebe zun1 Alten Testa­
ment. Es war Professor Mal"böck. 
Im Rahmen des Studiums des Al­
ten Testaments hielt er e in Seme­
ster lang eine Vorlesung zum The­
ma "Humor in der Bibel" - wir ha­
ben sechs Monate lang gelacht. 
Meine zweite Schlussfolgerung: Die 
Bibel ist ein fröhliches Buch. Die 
Bibel ist ein spannendes Buch. Ich 
brauche davor keine Angst haben. 

3. SZENE: Diese ist ganz neu, vor 
einem Monat hätte ich sie noch 
nicht erzählen können: Wir führen 
gerade ein Seminar zur Schulung 
von Männerreferenten durch, das 
sich an fünf Wochenenden mit den 
wiclitigsten Themen der Männer­
pastoral und der Männerthematik 
überhaupt beschäftigte. An diesem 
Wochenen de behandelten wir das 
Thema "Männer und Spirituali­
tät" - nicht wahr, da kann sich nie­
mand etwas darunter vorstellen, 
aber alle reden darüber! 
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Wir hatten ei nen Religionsleh­
rer aus lnnsbruck (keine wissen­
schaftliche Leuchte, kein Mann von 
Rang und Namen) dazu eingeladen. 
Er nahm das Buch Tobit und be­
handelte anhand dieses Buches die 
Frage: Wie wird ein Mensch zum 
Mann? In diesem Seminar sitzen 20 
Männer - nur Männer, das ist Ab­
sicht; Männer zwisclien 22 lli1d 60 
Jahren, Männer der Kirche und an­
dere Männer - nicht lauter "gestan­
dene Katholiken". Das Wochenen­
de war faszinierend! Dieser einfa­
che Religionsleh!'er hat uns Män­
nern anhand des Buches Tobit ein 
Wochenende lang gezeigt, was die 
Bibel fur Männe!' bedeutet. Meine 
dritte Schlussfolgerung: Bibel bat 
Bedeutung für unser Leben und 

Bedeutung auch für ein Männer­
Ieben. 

Jetzt' komme ich zu den drei 
Behauptungen. 
l. 	Ich behaupte, dass wir Männer 

auf der Suche nach Antworten 
aus .dem Glauben sind und 
nicht' Standardaussagen hören 
wollen. Standardaussagen wie: 
"Das ~ stehtja so in der Bibel"! 

2. 	 Ich b~haupte, dass wir Männer 
ein kritisches Gespräch wollen 
und Inicht vertröstet werden 
waller im Stile von - "Na, das 
wird ;in 200 Jahren so gehen" 
oder ~,das wird nie gehen" oder 
"das war schon immer so" - die­
se Aussage ist eine katholische 
Krankheit! 

! 

, 

"Ihr Männer, liebt eure Frauen" 


- Betrachtung zu Eph 5, 21-32 

P. Bernhard Sireh aSB 

Die Ehe befindet sich in einem 
tiefgreifenden Umbruch, der mit 
dem Beginn der Industrialisierlli1g 
vor einhundert J ahren begonnen 
hat. Der Mann mußte außerhalb 
der Familie das Brot verdienen mit 
der Folge, daß die Frau als Erzie­
herin der Kinder Aufgaben des 
Mannes übernahm. Verstärkt 
wurde dies im Ersten und Zweiten 
Weltkrieg. Die Männer waren im 
Krieg, und die Frauen bekamen in 
der Heimat Aufgaben des Mannes 
zugewiesen. Gelderwerb und 
Scbutz lagen in den Händen der 
Frau. 

Mit der zunehmenden Demo­
kratisierlli1g im Staats- und Wirt­
schaftsleben treten Frauen mit ei­
nem hohen Bildungsniveau immer 
stärker auf die Bühne von Politik 
und Wirtschaft. Das Erlernen und 
Ausüben eines Berufs mit eigenem 
Lohn und sozialer Absicherung in 
jüngster Zeit gaben der Frau die 
Möglichkeit, bei untragbaren Si­
tuationen das Band der Ehe leich­
ter zu lösen als in früheren Zeiten, 
wo die Frau nach einer Scheidung 
vor dem Nichts gestanden wäre. 

Die Frau ist sich heute durch­
aus ihrer Stellung bewußt. Sie 
steht vielfach gleichberechtigt ne­
ben dem Mann und zwar nicht nur 
im öffentlichen Leben, sondern 

I 

auch in der Ehe. Die bestimmende 
Stellung: des Mannes ist beschnit­
ten, die partnerschaftliche Ehe ist 
die neue ;Lebensform. 

Die heutige Lesung mag auf 
diesem Hintergrund weltfremd 
klingen: i"lhr Frauen, ordnet euch 
euren Mannern unter wie Chri­
stus, dem I HelTn; denn der Mann 
ist das Haupt der Frau, wie auch 
Christus 'das Haupt der Kirche ist, 
er hat si~ gerettet" (Eph 5, 22.23) 
Paulus spiegelt hier die Gesell­
schaftsordnung seiner Zeit wider. 
Man kahn sich fragen , geht es 
Paulus iq dem Te>:t nur um Unter­
ordnung,: so wie heute dieses Wort 
verstand~n wird? Geht es darum, 
eine sklavische Unterordnung zu 
einer Tu~end zu erheben? 

Man "'Ül·de Paulus mißverste ­
hen, weI}Il man djese Stelle aus 
dem Epheserbrief isoliert verste­
hen würde. Der Apostel sagt am 
Anfang der heutigen Lesung: "Ei­
ner oTdn~ sich dem andern unter 
in der geQ:,.einsamen Ehrfurcht vor 
Christus'; (Epb 5, 21). Paulus 
spricht nich t nur die Frauen an, 
sondern lauch die Männer. "Ihr 
Männer, lliebt eure Frauen, wie 
Christus Idie Kirche geliebt und 
sich für s~e hingegeben hat" (Eph 
5, 25). Vom zweiten Teil der Le­
sung, derl;! Aufruf an die Männer, 

I 

SPIRITUALITÄT 

3. 	Ich behaupte drittens, dass wir 
Männer den Pioniergeist unse­
rer Glaubensväter brauchen, 
und nicht das, was uns derzeit 
in Kirche und Gesellschaft ge­
boten wird. Wenn ich mir einen 
Abraham als Glaubensgestalt ­
ich weiß schon, er hat nie wirk­
lich gelebt, die Theologen wer­
den mich gleich prügeln - also 
nochmals, wenn ich mir Abra­
ham als Glaubensgestalt an­
schaue und mir dabei anschaue, 
was ich heute in der Kirche er­
lebe, dann frage ich mich: "Wie 
bringe ich als Mann den Pio­
niergeist eines Abraham zu­
samnlen mit der sattsamen , 
freundlich en Bürgerlichkeit 
unserer Kirche?". 0 

fallt neues Licht auf den ersten 
Teil der Lesung, dem Aufruf an die 
Frauen. Und hier unterscheidet 
sich Paulus völlig von der Meinung 
seiner Zeit. Hier ist nicht mehr die 
Rede von Unter- oder Überord­
nung, sondern der Mann muß sei­
ne Frau so lieben, daß er sogar sein 
Leben für sie hingibt. 

Paulus vergleicht die Liebe zwi ­
schen Mann und Frau damit, wie 
Christus die Kirche geliebt hat. 
Diesen Gesichtspunkt erwähnt 
Paulus auch bei der Ermahnung 
an die Frauen: "denn der Mann ist 
das Haupt der Frau, wie auch 
Christus das Haupt der Kirche ist; 
er hat sie gerettet, denn sie ist sein 
Leib" (Eph 5, 23). 

So mahnt auch Pau lus die Män ­
ner: "Wer seine Frau liebt, liebt 
sich selbst. Keiner hat je seinen ei­
genen Leib gehaßt, sondern er 
nählt und pflegt ihn, wie auch 
Christus die Kirche" (Eph 5, 
28.29). Paulus hatte das Vorbild 
Christi vor Augen, der sagte: 
"Denn auch der Menschensohn ist 
nicht gekommen, um sich dienen 
zu 	lassen, sondern um zu dienen 
und sein Leben hinzugeben als Lö­
segeld für viele" (Mt 20,28). So gilt 
auch für den Mann: "Wer bei euch 
groß sein will, der soll euer Diener 
sein, und wer bei euch der Erste 
sein will, soll euer Sklave sein (Mt 
20, 26.27). Paulus hat mit dieser 
Sicht der Beziehung vo n Mann 
und Frau eine völlig neue Welt 
aufgetan, die den Eheleuten Glück 
bringen kann. 
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Im vergangenen Jahr wurde 
ei n Scheidungsrekord erreicht. 
Jede dritte Ehe geht heutzutage in 
die Bruche. 153.000 Ehen endeten 
vor dem Scheidungsrichter. An­
stelle der ehelichen Treue: ständi­
ges, ungesundes Wecken der von 
Gott gewollten Sexualität, anstelle 
der Zufriedenheit: immer neuer 
Konsum. Um einen höheren Le­
bensstandard zu erreichen, gehen 

Engel? Gibt es die? 

Helmut Fettweis 

Wenn man heute über die 
Straßen geht und fragen würde, 
was sind für Sie Engel, dann 
gäbe es viele Antworten: "Meine 
GeJiebte", "meine Freundin", 
"meine Frau j 

(. 

Andere würden sagen: "Ir­
gendwelche Figuren, die vom 
Himmel kommen". Und auch 
die Antwort: "Kann ich mir 
nichts drunter vorstellen" ist 
nicht ungewöhnlich. 

Aber vielleicht ist es sinnvoll zu 
fragen, was man unter einem Engel 
versteht. Nach unserem Sprach­
gebrauch (Brockhaus): Boten Got­
tes an die Menschen. Sie veran­
schaulichen die Herrlichkeit Got­
tes und seine helfende Nähe 
(Schutzengel). In der morgenlän­
dischen Religion und im katholi­
schen Glauben haben .sie einen fe ­
sten Platz. 

Der katholische Katechismus 
sagt dazu: Engel sind geistige, kör­
perlose Wesen , Geschöpfe Gottes. 

Das Alte und das Neue Testa­
ment bezeugen ihre Existenz so 
oft, dass man von einer Glaubens­
wahrheit sprechen kann. 

Die Überlieferung der katholi­
schen Kirche stellt ebenso einmü­
tig fest, dass es Engel als Diener 
und Boten Gottes gibt. Als rein 
geistige Geschöpfe haben sie Ver ­
stand und Willen. Sie sind perso­
nale und unsterbliche Wesen. 

Christus ist - als Gottes Sohn ­
das Zentrum der Engelwelt. Die 
Fülle der Zitate aus den Evangeli ­
en bezeugen das. Deutlich wird das 
bei der Geburt J esu: "Ehre sei 
Gott in der Höhe" war ihr Lobge­
sang. In Matthäus, Markus und 
Lukas wird dazu bezeugt, wie die 
Engel Jesus beschützt haben. Die 

Mann und Frau zur Arbeit. Da bei­ Familie auf dem Hintergrund ei­

de müde, abgespannt n ach Hause nes christlichen Lebens, kann 

kommen, ist die Frage: Wer soll die neue Chancen eröffnen. Die Fami­

Hausarbeit machen? Der Streit ist lie als Arbeitgeber muß neu ent­

vorprogrammiert. Die Schaffung deckt werden. 

von Arbeitsplätzen außerhalb der Die heutige Lesung, auf den er­

Ehe hat den Wohlstand beschleu­ sten Blick weltfremd, ist äußerst ak­

nigt, ist· aber an eine Grenze ge­ tuell. Paulus will uns Christus vor 

kommen, die den Wohlstand wie­ Augen stellen , der zu uns im heuti­

der zusammenbrechen läßt. Eine gen Evangelium Worte spricht mit 


auf das Gut der "Geist und Leben" (Joh 6, 63). 
(aus: DT vom 23.08.1997) 

So trieb Gott, der Herr, die 
Menschen (aus dem Paradies) 
hinaus und stellte östlich von Eden 
die Keruben und das flammende 
Schwert als Wächter auf. Niemand 
sollte zum Baum des Lebens 
gelangen können. (1 Mose/Genesis 
3,24; Übersetzung nach "Gute 
Nachricht" 1997) 
Grafik aus: "Kinder und Hausbibel", 
Herder Freiburg, 1941 

Engel helfen, die frohe Botschaft schützer und Helfer der Gläubi ­
zu - und nach der Apo- gen. 

sowie nach Matthä­ Leider sind sich viele Menschen 
Lukas begleiten sie Chri­ heute nicht bewusst , dass es diese 

Jüngsten Gericht und von Gott geschaffenen guten Gei­
Ul<"lel f ihm. ster - die Engel - gibt. Dennoch 

ist es nicht verwunder­ hört man zuweilen den Ruf: Du 
auch die Kirche sich in musst aber einen wachen Schutz­

m~cht;ige Obhut der Engel be- engel gehabt haben. 
im Herrn entschlafe- Vielleicht ist es an der Zeit, s ich 

wieder der hilfreichen Hand dern~:~~~:~l~~~;h~~ bilden die Engel die 
gl Gemeinschaft in Gott. Engel anzuvertrauen. 

l\.jr,cne sieht die Engel als Be-

ENGEL 

iiMlorA'nTeilen des AT steht wenig von En (vgl. aber Gen 28, 12), an­
in späteren Schriften (vgl. Ez; Sach; Dan), die viall. unter pers. 

t:1n,rwss standen. Für das AT ist typisch, daß im Handeln der Engel 
wirkt. Oie Bedeutung von "E. des Herrn<t ist umstritten. In 

l.7el'lc,o.llf; Ex 3,2ff ist er mit Jahwe identisch. Man konnte sich Jahwe 
»Hofstaat" vorstellen (vgl. Ijob 1,6). Ein »deutender Eu 

in Dan 7, 16 erwähnt (vgl. Offb 21,9). 
im NT wird Gottes Wirken in Christus durch E verkündet, beglei­

r.interstüt;~ t und ausgeführt, z.B. in den Kindheitsberichten bei Lk und 
. Sie wirken meist nicht "von Fall zu Fall", sondern »allezeit" (Mt 
. - Eine Einteilung der E in Klassen (z.8. »Throne, Gewalten, 

Mä'Ch,te" nach Kol 1,16) ist nachbiblisch. Intensiver E.-Kult wird abge­

- (KoI2, 18); die E sind nur " Mi/knechte" (Offb 19,10; 22,9). 


r.hri~."« steht über ihnen (Hebr 1,5), er ist unser Mittler. Traditionell be­
7p,i"h,"pt man 7 E. als Erz-E. (vgl Tob 12,15; Offb 8,2), deren 4 Namen 


Michael, Gabriel und Raffael aber z. T. legendär sind. 
(aus: KI. Stuttgarter Bibel Lexikon, 1977) 
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JAKOBUSWALLFAHRT 

Jakobus-Wallfahrt: 

Bewegung für die geistige und religiöse Einheit Europas, 

Treibriemen einer lebendigen Okumene in Deutschland 

Paul Schulz 

Das laizistische Bremen entdeckt seine Jakobus-Tradition: ,Nach 450 Jah­
ren wieder Jakobus-Pilger in Bremen", so lautete am 24. Juli 1991 die Titel­
zeile eines Berichts im Weser Kurier Bremen über die erste Jakobus-Fuß­
wallfahrt katholischer Soldaten im Norden Deutschlands von Lübeck nach 
Bremen. Sechs Jahre später waren die Pilger wieder da. Am 26. Juni 1997 
schrieb die Zeitung " Wenn katholische Soldaten aus Spanien, Österreich 
und Deutschland eine Wallfahrt im protestantischen Bremen beginnen, ist 
das schon recht ungewöhnlich. Gestern kamen 60 Pilger in die Hanse­
stadt, um von hier aus in den nächsten zehn Tagen nach Münster auf dem 
alten Jakobusweg zu marschieren." 

Soldaten auf den Spuren 
der Jakobspilger 

Bremen war 1997 Ausgangs­
punkt des Weges auf den Spuren 
der Jakobspilger in Deutschland 
nicht nur, weil dort die Wallfahrt 
1991 endete, sondern auch wegen 
der organisatorischen und logisti­
schen Bedeutung der Hansestadt 
für die Jakobus-Wallfahrt. Bremen 
war im Mittelalter - zur Hochzeit 
der Pilgerschaft nach Santiago de 
Compostela - ein bedeutender 
Sammelpunkt für me Wallfahrer 
a us dem Norden Europas. Vor al­
lem skandinavische Pilger schiff­
ten sich in Bremen für den Seeweg 
über Bordeaux in Frankreich ein. 
Oder sie entschieden sich für den 
Landweg über Osnabrück und 
Münster nach Köln . Von dort aus 
nahmen einige die nördliche Route 
über Paris und Tours durch 
Frankreich. Andere entschieden 
sich für den Weg über Triel', Metz 
und Toul, um dann eine der tram­
tionellen französischen Routen 
mit den Ausgangspunkten Veze­
lay, Le Puy oder Arles nach Spani­
en zu wählen. 

Gut 3.000 Kilometer sind es zu 
Fuß - auf dem kürzestem Weg ­
von Bremen zum Grab des Apo­
stels Jakobus in Santiago de Com­
postela. Davon legte die diesjähri­
ge Pilgergruppe (30 Spanier, zwei 
Osterreicher und 28 Deutsche I al<­
tive sowie ehemalige Soldaten und 
ihre Angehörigen) etwa 200 km 
auf ihrem Weg von Bremen nach 
Münster zu rück. Aber es ging 

nicht nur um die Bewältigung fest­
gelegter täglich er Wegstrecken . 
Ziel dieser Wallfahrt war das ge­
samtheitliche Erlebnis von Spit'i ­
tualität, enger Lebensgemeinschaft 
unter Menschen verschiedener 
Sprache und Nationalität, sowie 
von Natur und Kultur der nord­
deutschen Landschaft. 

Die Wallfahrt vom 23. Juni bis 
3. Juli 1997 stand unter der 
Schirmherrschaft des deutschen 
Stellvertreters des KG 1. W/NL) 
Korps, Generalmajor Dr. Günther 
Frhr. von Steinaecker. Vorbereitet, 
erkundet und organisiert wurde sie 
von der GKS im Wehrbereich H 
(OTL a.D. Kal'I Heinz Kieserling, 
Hptm a.D . Lothar Fischer und OTL 
a. D. Heinrich Havermann). Aber 
ohne die tatkräftige Unterstützung 
des Kommandeurs im Verteidi­
gungsbezirk 20 Bremen, Oberst 
Dirk von Grone, hätte das Unter­
nehmen nicht durchgeführt wer­
den können. Das VBK 20 stellte 
über me örtlieben Standortältesten 
bzw. Kasernenkommandanten Un­
terkünfte in der Scharnhorst­
kaserne Br'emen , auf dem Flieger­
horst Ahl~orn und in der Freiherr­
vom-Stein,Kaserne in Coesfeld zur 
Verfügung, sorgte fü r Verpflegung 
und den ITransport der Pilger­
gruppe früh zum täglichen Aus­
gangspunRt und am Nachmittag 
zu Besichi igungspunkten und zu­
rück zur Sl:hlafstätte. 

An dieser Stelle sei dem Schirm­
herrn, General von Steinaecker, 
dem militärischen Leiter und Vor­
sitzenden der GKS im WB H, OTL 

Apostel Jakobus als Pilger, 
Figur ~m Garten des Bremer DomesJ.!l 

Dieter Erkes, dem O.g. Organisa­
tionsteam, dem Kdr VB 20, Oberst 
Dirk von Grone, mit seinem Stab 
und den vielen ungenannten Hel­
fern herzlicher Dank und Vergelt's 
Gott gesagt. 

Bremen ist stolz auf seinen 
" Juxmajor" 

Bremen empfing die Pilger­
gruppe mit offenen Armen . Das 
gilt sowohl für den Senat, als auch 
für die protestantische La ndeskir­
che und die katholische Minder­
heit in der Hansestadt. Nach einer 
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INTERNATIONALE SOLDATENWALLFAHRT 


AUF DEN SPUREN DER JAKOBUSPILGER 


BREMEN - MÜNSTER 


vom 23. Juni bis 4. Juli 1997 


Streckenführung und 


Tagesetappen 


'\ Diepholz 
GO·1 0,­

~e ~ HAVERBEK 

~s<>? DAMME, 
VORDEN 

MÜNSTER 
Skizze ohne Maßstab 

Martini-Kirche und im 
Focke-Museum. Den spi­
rituellen Abschluss der 
Besichtigung bildete eine 
im Dom zur Mittagszeit 
übliche 10-Minuten-An­
dacht, die uns an diesem 
Tag den gewobnten An­
gelus ersetzte. Pastor UI­
rich begrüßte uns in sei­
ner Predigt zum N amens­
fest J ohannes des Täufers 
ausdrücklich als J abobus­
pilger und wies auf die 
ökumenische Bedeutung 
dieser Wallfahrt hin. 

Im Schnoorviertel be­
gegnete die Pilgergruppe 
einer Schulklasse. Auf 
die neugierige Frage von 
Schülern, "was sind das 
für Leute mit der Mu­
seheI?", gab der Lehrer 
exakt die Antwort, dass 
dies Pilger auf dem Weg 
nach Santiago de Com­
postela in Spanien seien. 
Auch an anderer Stelle in 
der Hansestadt war zu 

hören, dass Menschen 
ausführlichen Stadtführung am 
Vormittag, bei der die Führerin im 
Schnoor u.a. besonders auf die 
durch den Volksmund verballhorn­
te Figur des "Juxmajor" (von 
Jacobus major) hinwies, über­
nahm Pastor Dr. Peter Ulrich vor 
dem Bremer Dom die Gruppe ka­
tholischer Soldaten. Nicht ohne 
Stolz erläuterte er die Sebenswür­
digkeiten des frühgotischen Doms 
aus dem 12./13. Jh. Imponierend 
die romanische Ost-Krypta deren 
Bau-Harmonie die Größe und Voll­
kommenheit Gottes ausdrückt. 
Pastor Ulrich präsentierte die 
zweite Jakobusfigur der Stadt im 
Dom-Garten. Weitere Statuen des 
Apostels befinden sich bei der 

durchaus mit der Muschel als dem 
Zeichen der Jakobuspilger etwas 
anfangen konnten oder interes­
siert nach der Bedeutung fragten. 

Auf dem Marktplatz zwischen 
der Rennaissance-Fassade des go­
tischen Rathauses, dem romani­
schen Dom und dem Renaissance­
bau der Handelsherren wurde das 
Gegeneinander, der Stolz und der 
Unabhängigkeitswille der in Bre­
men miteinander konkurrierenden 
Kräfte von Kirche, Senat und 
Kaufmannschaft besonders deut­
lich. Der Roland als bürgerliches 
Freiheitssymbol blickt herausfor­
dernd auf den Dom St. Petri, von 
wo aus die törichten Jungfrauen 
den Blick warnend erwidern. Ge­

genüber beiden bekunden die 
Kaufleute mit dem prachtvollen 
Schütting, wo das Geld sitzt und 
in der Machtbalance berücksich ­
tigt werden muss. 

Empfang am JOhannistag durch 
den Kommandeur im VBK 20 
Bremen, Oberst Dirk von Grane 
(2. v.r.); Henry Lamotte (I.), Senior 
der Bremer Jakobusbruderschaften, 
hält seine appeffierende Ansprache, 
die von der Mitpilgerin Carmen Klein 
ins Spanische übersetzt wird; nach­
denklicher Zuhörer Karl-Jürgen Klein, 
l3undesvorsitzender der GKS (2). 

Am Abend Empfang im Kasino 
des VBK 20. Oberst von Grone ist 
J ohanniterritter und hat die in 
Bremen ansässigen evangelischen 
Jakobusbruderschaften eingela­
den. Der Senior Hans-Henry La­
motte hält eine eindrucksvolle An­
sprache, in der er die Bedeutung 
des Christentums als Klammer 
und geistig-ethische Grundlage ei­
nes einigen Europas heraus­
streicht. Eine Möglichkeit dies 
wieder ins Bewusstsein Europas 
zurückzurufen, sei nicht nur für 
ihn der pan-europäische Gedanke 
der Jakobuswallfahrt. Er fordert 
dazu auf, diese in einer christli­
chen Soldatengemeinschaft wach­
zuhalten und zu forcieren. 

Jakobuswallfahrt Treibriemen 

für die Ökumene 


Die ersten Tage der Wallfahrt 
im protestantischen Norden 
Deutschlands waren Erlebnisse le­
bendiger Ökumene. Vor der ersten 
Etappe am 25. Juni erteilte Pastor 
Fritz Weißflog in der evangeli­
schen Kirche St. Jacobi in Bremen­
Neustadt - dort endete vor sechs 
Jahren die Wallfahrt - den Pilger­
segen. In seiner leidenschaftlichen 
Predigt beschwor er das gemeinsa­
me Fundament der christlichen 
Konfessionen: Christus - der eine 
Herr, ein Glaube, eine Taufe und 
boffentlicb bald auch eine Mahl­
gemeinschaft. "Der Euro kommt 
und Europa kommt, heide werden 
aber nur Bestand haben auf christ­
licher Basis", sagte der Pastor und 
fuhr fort, "Christus war vorher da. 
Er wird immer noch sein, wenn 
Euro und Europa längst vergan­
gen sind". Vor diesen Aussichten 
seien Gegensätze zwischen Chri­
sten kontraproduktiv. "Sie müssen 
verschwinden" . 

Auch der zweite Wallfahrtstag 
begann als ökumenisches Zeichen 
in der ev.-luth. Alexanderkirche 
von Wildeshausen. Der Küster er­
läuterte uns die Sehenswürdigkei­
ten der im 12. Jh. erbauten Stifts­
kirche. In ihr befindet sich am lin­
ken Chorpfeiler eine kleine Mutter­
gottesfigur aus dem 15. Jh. Als wir 
zum Abschluss einer Statio Mari­
enlieder in Deutsch und Spanisch 
sangen, bedankte sich der Küster 
gerührt mit dem Hinweis, diese 
Kirche habe seit Jahrhunderten 
kein Marienlied mehr gehört. 
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Unsere spanischen Freunde 
spüren die Kraft, die in Deutsch­
land von der ökumenischen Idee 
ausgeht, sie bewundern die Selbst­
verständlichkeit, mit der die Gläu­
bigen miteinander umgehen . 

Bischof Franz-Josef Bode, der 
vom Stadtrand Osnabrück bis zum 
Dom unsere Gruppe begleitete, be­
tonte abends bei einem Empfang im 
Priesterseminar, Ökwnene müsse 
im Bistum Osnabrück tägliche Pra­
xis sein, denn 50 Prozent der Ehen 
seien gemischt und danlit konfessi­
onsverbindend. Trotz noch beste­
hender kirchlichen Differenzen 
gebe es in Deu tschland einen star­
ken Drang zur Mahlgemeinschaft. 
In Osnabrück begehe man 1998 
zum 350 Jahrestag des Westfäli­
schen Friedens einen ökumeni­
schen Kirchentag. Man habe sich 
darauf geeinigt, das Problem der 
noch nicht möglichen Mahlgemein­
schaft dadurch zu umgehen, dass 
man zum ökumenischen Kirchen­
tag Abendmahlsgottesdienste und 
Eucharistie morgens in denjeweili­
gen Kirchen feiere und sich am 
Nachmittag zum ökumenischen 
Friedensgottesdienst treffe. Nach 
Ansicht von Bischof Bode kann es 
keine Einigung auf niedrigstem Ni­
veau geben. Ziel der Okumene müs­
se die Bereicherung von Glaube 
und Gemeinschaft sein , meinte der 
Bischof und fUgte noch hinzu , eine 
Woche später würde er bei einem 
Pfarrer-Konvent vor 200 evangeli­
schen Pastoren zum geistlichen 
Aspekt des Priesteramtes sprechen . 

Erst im refDIlUierten Lengerich 
an der Route "Westfalischer Frie­
deweg 1648" versteht man die Idee 
der J akobuswallfahrt nicht mehr. 
Auch nicht, dass wir keine gewöhn­
liche Wandergruppe sind, sondern 
aus religiösen Gründen unterwegs 
sind. Wahrend in den evangelisch­
lutherischen Glaubensgeschwis­
tern eine tiefe Sehnsucht nach Ge­
mei nschaft spürbar ist, scheinen 
uns von den reformierten Ge­
sprächspartnern doch noch starke 
Vorbebalte zu trennen. 

Landschaft, Weg und 
Weggemeinschaft 

Das Wetter ist durchwachsen. 
Wald und Feld, Schauer und trok­
kene Phasen wechseln einander ab 
wie die Gesprächspartner unter· 
wegs. Da es in letzter Zeit viel ge­

regnet hatte, wirken Felder, Wäl­
der und die Dörfer wie ,rein gewa­
schen. Die Gerste beginnt schon zu 
reifen . Der Weizen steht gut, die 
Kartoffeln sehen gesund und kräf­
tig aus. Die Spanier sind vorn safti­
gen Grün der Felder, den gepfleg­
ten Blumengärten um die wohlha­
benden Gehöfte und den aufge­
räumten Ortschaften beeindruckt. 
Um diese J ahreszeit ist Spanien 
von der Sonne schon weitgehend 
ausgedörrt und verbrannt. "In 
Deutschland regnet es wohl im­
mer", ulken sie. 

Oft zieht sich die Marschgruppe 
weit auseinander. Vorn wird zügig 
mit fünf Kilometern pro Stunde 
marschiert. Hinten ist man wesent­
lich langsamer. Dem Vorwärts­
schreiten der geschlossenen Spit­
zengruppe mit Wegfindung, dem 
Entdecken überraschender Aus­
und Einblicke folgt oft in kilome­
terweitem Abstand das locker 
schlendernde Ende der Wan­
dergruppe. Dort lässt man sich 
mehr treiben und mitziehen. Selbst 
wenn über die Kilometer-Fresser 
an der Spitze gemurrt wird, ist die 
Stimmung am Ende noch gelöst. 
"Auch wer später ankommt, 
kommt ans Ziel und braucht weni­
ger zu warten, j( ist die Devise. Und 
wenn sich wirklich einmal Ermat­
tung breit machen will, greift Wal­
tel' Scholz zur Mundharmonika 
und spielt Volks- und Wander­
lieder, die freudig von den Nach­
barn aufgegriffen und mitgesun­
gen werden . Das muntert auf und 
heschleunigt den Schritt, so dass 
die Gruppe wieder dichter zusam­
menrückt. Auch werden im gemein­
samen Lied die Sprachbarrieren et­
was durchlässiger und man kommt 
über Gesten, Lachen und einen auf­
gefangenen Sprachbrocken doch 
zur Verständigung. Punkt zwölf 
Uhr wird der Angelus gebetet und 
ein spanisches Lied gesungen, gleich 
wo man sich befindet. Da sind die 
Spanier kompromisslos, auch wenn 
einige Minuten weiter sich ein ge­
eigneter Andachts- und Rastplatz 
anbietet. In meinem Tagebuch habe 
ich am 25. Juni notiert: 

"Auch ohne den Liedtext und 
spanische Sprachkenntnisse kann 
ich inzwischen den Refrain mitsin­
gen: 'Yen eon nosotros al caminar, 
Santa Maria, ven. Yen con nosotros 
al caminar, Santa Mar[a, uen.' Es 
ist der von allen geliebte 'Cantos al 
la Virgen '. 

Erklärungen bei der Visbeker Braut (3) 
Wande/Weg im Oldenburgischen (4) 

Rast an einem See in den Dammer Bergen (5) 

Wie oft sind wir geschritten ... 

auf schmalem Brennnesselpfad vor Handorf (6) 
Weg im Münster/and entlang der Werse (7) 
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15 Minuten später Mittagsrast 
an der Visbeker Braut, einem 5.000 
Jahre alten Hünengrab. Im Lunch­
paket Brötchen, Bulette, Getränk, 
Birne. Es geht lebhaft zu. In den 
Sprachgruppen wird erzählt und 
viel gelacht. Wenige Deutsche, die 
Spanisch Mnnen oder einfach 
Kommunikationskänstler sind, ha­
ben Kontakt zu den Spaniern. Wer 
nur seine Sprache beherrscht bleibt 
in seiner Gruppe. Heinrich Hauer­
mann gibt hulturhistorische Erklä­
rungen zum Steingrab. General 
Castrillo übersetzt. 

Es geht weiter nach Visbek. 
Nach einem strammen Marsch bei 
leidlich schönem Wetter - sogar die 
Sonne scheint - treffen wir um 
14:15 Uhr an der Kirche St. Vitus 
in Visbek ein. Es beginnt kräftig zu 
regnen. Die Gaststätten am Kirch­
platz haben geschlossen. Jemand 
entdeckt an der Hauptstraße ein 
geöffnetes Landhaus-Care. 60 müde 
Wanderer fallen ein. Die beiden, 
nicht mehr ganz jungen Damen, 
die das Care bewirtschaften, lassen 
sich durch den Ansturm nicht aus 
der Ruhe bringen. Bald stehen Kaf­
fee, Tee und Kuchen auf dem Tisch 
und wecken die Lebensgeister. 

Um 16 Uhr feiern wir mit Mili­
tärdekan Heinz Peter Miebach, 
dem geistlichen Begleiter der Wall­
fahrt, die Heilige Messe in der ne­
ben St. Vitus gelegenen Herz-Jesu­
Kapelle. Der Visbeker katholische 
Pastor Brägelmann begrüßt uns 
und lädt die Gruppe zum Pilger­
segen am nächsten Morgen um 
acht Uhr zur Gemeindemesse ein. " 

Der tägliche Fußweg ist eine 
Erholung für Körper, Seele und 
Geist. Offensichtlich ist der Mensch 
nur für Fußgängergeschwindig­
keiten geschaffen . Anders als im 
Auto oder gar im Flugzeug nähert 
man sich seinem Ziel mit Bedacht, 
hat Zeit sich auf das Erwartete zu 
freuen, nimmt Besonderheiten 
und Kleinigkeiten am Wege viel 
aufmerksamer wahr. Nach einem 
schweißtreibenden Anstieg zum nur 
142 Meter hohen Mordkuhlen­
Berg im Höhenzug der Dammer­
Berge bereiten Rast, Ausblick über 
die Norddeutsche Tiefebene, die 
dahinziehenden Wolken am Him­
mel oder der schlichte Schluck aus 
der Wasserflasche Wohlbehagen 
und Freude. 

Während der Wanderung geht 
man in kleinen Gruppen, zu Zweit 
oder auch allein, so wie es gerade 
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beliebt. Es ergeben sich gute und 
vertrauensvolle Gespräche über 
Gott und die Welt, wie man sie in 
der Hast des normalen Alltags gar 
nicht mehr gewohnt ist zu führen. 
Verspürt man aber das Bedürfnis, 
ein Stück des Weges allein zu ge­
hen und zu schweigen, um mit sich 
selbst und seinem Herr150tt ins 
Reine zu kommen, lässt man sich 
zurückfallen oder beschleunigt 
den Schritt. Auch das ist möglich 
und wird akzeptiert. 

Überhaupt der Alltag: Er liegt 
abseits, so wie die Autobahn Bre­
men-Osnabrück-Münster mit ih­
rem nie versiegenden Verkehr in 
einigen Kilometern Entfernung 
unseren Pilgerweg begleitet, aber 
doch nicht zu unseren Wahrneh­
mungen gehört. Wir leben für 
zehn Tage in einer anderen Welt, 
eine andere Wirklichkeit ist für 
uns wichtig. Wie haben es die mit­
telalterlichen Pilger empfunden, 
die über Monate von Zuhause fort 
waren und nicht durch ein abend­
liches Telefongespräch die Verbin­
dung zu den häuslich-familiären 
Problemen herstellen konnten? 

Spirituelle Erlebnisse 

Es ist eben keine Wanderung, 
sondern eine Fußwallfahrt, zu der 
eine geistliche Betreuung gehört. 
Denn nicht erst am Ziel soll der 
Pilger Gott und die Heiligen loben, 
der ganze Weg soll ein Gebet sein. 
Diese intensive Form des Glau­
benserlebnisses wird von der Mili­
tärseelsorge immer gern unter­
stützt. Der Katholische Wehrbe­
reichsdekan 11, Msgr. Heinz Peter 
Miebaeh aus Hannover, begleitete 
die Wallfahrt. So wie Cbristus 
selbst den Jüngern auf dem Weg 
nach Emaus die Schrift erschloss, 

gab Militärdekan Miebach ullauf­
dringlich, mit persönlicher Uber­
zeugungskraft den Teilnehmern 
die geistig-geistlichen Impulse, da­
mit die Wallfahrt auch zu einem 
unvergessenen Glaubenserlebrus 
werden konnte. 

Jeder Tag begann an einem ge­
eigneten Ort (Kirche oder Natur) 
mit dem Morgenlob - Tagesgedan­
ke mit Schriftauslegung, Lob- und 
Bittgebet deutschem und spani­
sehern Lied -. Auf dem Höhepunkt 
des Tages wurde der Angelus ab­
wechselnd in Spanisch und in 
Deutsch gebetet. Am Tagesziel 
oder an einem nachmittäglichen 
Besiehtigungsort Eucharistie ge­
feiert. Soweit es möglich war, nah­
men wir an den Gottesdiensten der 
besuchten Pfarrgemeinden teil, 
wie in Visbek, im Dom zu Osna­
brück oder in der Wallfahrtskirche 
Bethen. Mit offenen Armen emp­
fingen uns die Gemeindepfarrer 
und stellten uns ohne Bedenken 
ihre Gotteshäuser für Gottesdiens­
te zur Verfügung. 

In der neugotischen Pfarrkir­
che St. Johannes von Steinfeld er­
wartete am Morgen des 28. Juni 
ungeduldig der ehemalige Stand­
ortpfarrer Oldenburg, Militärde­
kan a.D. Josef Uchtmann , die J a­
kobuspilger. Als Pioniel'leutnant 
war er Ende des Zweiten Weltkrie­
ges noch Regimentsführer gewe­
sen. Mit Leidenschaft war er lange 
Jahre als Militärpfarrer tätig ge­
wesen. Nun begrüßt er - nach ei­
nem Schlaganfall an den Rollstuhl 
gefesselt - mit kräftiger Stimme, 
die aber seine Rührung über diese 
Begegnung nicht überspielen 
konnte, die pilgernden Soldaten. 
Und er sagte, so dass auch wir er­
griffen waren: "Dass ich das noch 
erleben darf und dass sich nach so 
vielen Jahren katholische Solda­

ten noch an mich erinnern, ist 
für mich eine große Freude." 
Alle hatten das Gefühl, Gebet 
und Pilgersegen dieses alten 
und kranken Priester sind be­
sonders wirksam. 

Nur was in Wort und Bild festge­
halten wird, hat wirklich stattgefun­
den. Militärdekan 8.0. Joset Ucht­
mann stellt sich von Pilgern und 
Gemeindemitgliedern umgeben 
dem Fotografen. Links der geisliehe 
Begleiter MD Heinz Peter Miebach, 
Mitte der Organisator der Wallfahrt 
Kar/ Heinz Kieser/ing. 2. v.r. Gerda 
Kieserling. (9) 



Am SOlmtag feierte die Kirche 
das Fest der Apostelfürsten Pe­
ter und Paul_ Wir besuchten den 
Wallfahrtsort Bethen bei Cloppen­
burg und legten am Denkmal für 
die gefallenen katholischen Solda­
ten des südoldenbw-gischen Rau­
rnes einen Kranz nieder. Die In­
schrift auf dem Grabmal des unbe­
kannten Soldaten wurde in deut­
scher und spanischer Sprache ver ­
lesen (s. Kasten). Ein Trompeter 
des Heeresmusikkorps spielte das 
Lied vom guten Kameraden. Dem 
Denkmal gegenüber liegt die nach 
dem Krieg erbaute Wallfahrtskir­
che, in der wir am Gemeindegot­
tesdienst teilnahmen. In der Kryp­
ta sind die Namen der 1928 Gefal­
lenen und Vermissten aus dem 01­
denburger Land verzeichnet. Für 
die 16.000 Toten des Zweiten Welt­
krieges war an den Wänden der 
Krypta kein Platz mehr, ihre N a­
men sind in einem dort ausliegen­
den Buch verzeichnet. 

Dekan Miebach predigt über 
Jesu Frage an die Jünger "Für 
wen halten mich die Leute?" Heu­
te würde man vielleicht antwor­
ten: "Guter Mensch" - "Toller 
Typ" - "Religionsstifter". Wenn er 
aber uns frage, würden wir wirk­
lich von Herzen antworten kön­
nen, "du bist der Sohn des lebendi­
gen Gottes"? Ernüchternd stellte 
der Geistliche fest , keine 30 Pro­
zent der katholischen Bevölkerung 
glaube an die Auferstehung und 
das ewige Leben. Und wer würde 
von unserem Papst noch anneh­
men, dass er der Fels in sehr unsi­
cherer Zeit sei? Der Felsengrund 
des eigenen Glaubens und der Kir­
che sei das Bekenntnis zu J esus 
Christus als dem Heil aller Men­
schen. Von diesem Bekenntnis 
höre man heute in der Öffentlich­
keit zu wenig. Die Menschen die­
ser Tage brauchten aber das Zeug­
nis, dass J esus der Solm des leben­
digen Gottes ist. Felsengrund sein, 
zu Christus bekennen und den 
Menschen den Himmel erschlie­
ßen , so Miebach, sei unsere Aufga­
be. Der Himmel er schließe sich 
dort, wo Menschen einander zuge­
tan sind, sich einander in Güte be­
gegnen , Last miteinander tragen, 
verzeihen. Auf einem Pilgerweg 
mache man täglich Erfahrungen 
mit himmelerschließenden Mög­
lichkeiten. 

Am Abend des gleichen Tages 
bot Osnablilck ein weiteres spiri-
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tuelles Erlebnis. Am Stadtrand 
von Osnabtiick stieß Bischof 
Franz-Josef Bode zu uns Pilgern. 
In spannungsgeladener, schwüler 
Gewitterluft marschierten wir ge­
meinsam mit dem Bischof zum 
Dom. Kaum hatten wir den Dom 
St. Peter erreicht brach ein sint­
flutartiges Unwetter mit Hagel­
schlag los, das nach Zeitungsan­
gaben in Niedersachsen Schäden in 
Höhe von sechs Millionen Mark 
verursachte. In der Geborgeriheit 
des romanischen Gotteshauses 
kam manch einem das Kirchenlied 
"Eine feste Burg ist nnser Gott" in 
den Sinn. In einer knrzen Anspra­
che zur Vesper wies Bischof Bode 
auf die Universalität der Kirche 
hin, ausgehend vorn Namensfest 
des Domes über eine Besucher­
gruppe aus Skandinavien, die am 
Morgen zu Besuch in den Mauern 
weilte, bis zur aus Spaniern, 
Österreichern und Deutschen be­
stehenden Pilgergruppe auf dem 
välkerverbindenden Jakobusweg. 
Er betonte froh zu sein, dass er ei­
nen Teil des Weges ha tte mitgehen 
können. 

iM G EisTE dER SÜHNE" 

1. Juli, Natrup-Hagen: am zum 
Teutoburgerwald gehörenden Nöll­
mannsberg (113 m) feiern wir mit 
der Kulisse eines Buchenhochwal­
des im Rücken auf einer Wiese am 
Ortsrand einen Feldgottesdienst . 
Eine leinentuchbedeckte Kiste ist 
der Altar, das erforderliche Mess­
gerät wird aus der Feldausstat­
tung für Militärpfarrer zusam­
mengestellt. Wind zerrt an der 
Kerzenflamme, die aber wider­
steht. Die zur Pilgergruppe gehö­
renden Frauen haben mit Ge­
schmack und Geschick schnell 
bunte Feldblumensträuße an Wan­
derstöcken befestigt und damit den 
intimen Altar geschmückt. Lang­
sam schiebt sich eine Wolkenwand 
vor die Sonne, doch das drohende 
Gewitter verschont uns. Motiv des 
Gottesdienstes ist J esus, der Chri­
stus, der etwas in Bewegung 
bringt, der der Weg ist. "Christus 
als Jakobuspilger" aus dem Kreuz­
gang in Silos, das Titelbild unseres 
Pilgerliederbuches, ist die bildliehe 
Grundlage für die Betrachtung, 
das Emaus-Evangelium nach Lu­
kas der zugehörige Schrifttext. In 
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seiner Predigt geht Dekan Miebach 
darauf ein, dass wir im Abendland 
gewohnt sind Gott als den unbe­
wegli chen Beweger zu sehen. Die 
theologische Auffassung - Gott ist 
die Wahrheit; diese ist feststehend 
und unveränderlich - sei eine Dok­
trin, die zu verstehen uns heute 
Mühe mache, weil wir ein Dogma 
als starre Wahrheit betrachten. 
Anhand der Lebens- und Glaubens­
wege der biblischen Väter Abra­
ham, Isaak und Jakob weist Mie­
bach nach, dass Gott ein bewegen­
der und beweglicher Gott ist. Lö­
sungswege würden nur durch Ver­
änderungen gefunden, ist seine 
Schlussfolgerung. Und er emp­
fiehlt, ungewöhn liche Wege zu fin­
den, über die sich Gott vielleicht so 
sehr freue, dass er gerade deshalb 
hilft , sie zu verwirklichen . Für die 
Fortsetzung des Weges gab er zu 
bedenken, dass Christus uns im 
Nächsten, auch im Wanderer be­
gegne. 

2. Juli , Marien- Wallfahrtsort 
TeIgte: HI. Messe in der Gnaden­
kapelle, die kaum die Pilgergruppe 
fassen kann. Zudem entwickeln 
die vielen brennenden Kerzen in 
der Kapelle eine Hitze und Atem­
not, die verstärkt durch Müdigkeit 
der Wanderer mystisches Empfin­
den begünstigt. Hier scheint man 
dem Himmel näher zu sein als an 
anderen Orten. 

Ausgehend von den bei den 
Evangelien der Verkündigung und 
des Tagesfestes "Mariä Heimsu­
chung" predigt Dekan Miebach 
über die drei Rosenkränze. Das 
Ave Maria sei in der ersten Hälfte 
ein die Schrift zitierender Hymnus 
und erst im zweiten Teil eine Bit­
te. Das Gebet spreche Maria als 
Mutter (Gottes) an. Die Jungfräu­
lichkeit sei eine Einstellungs- und 

Gesinnungsangelegenheit. Nicht 
die Biologie sei das entscheidende, 
sondern die Bewahrung des Sinns 
flir etwas Neues und noch nie Er­
fahrenes. So sei Maria für eine 
neue Erfahrung mit Gott offen 
und bereit gewesen. Gleiches gelte 
auch für Mönche, die das Gelübte 
der Jungfräulichkeit ablegten. In 
diesem Sinne erklärte Miebach mit 
wenigen einleuchtenden Worten 
jedes Gesätz der drei Rosenkränze, 
die damit eine völlig neue, ein­
leuchtende und jeden persönlich in 
die Nachfolge Christi rufende Be­
deutung erhielten . 

"Wenn man diese Predigt ernst 
nimmt, kann man eigentlich nicht 
einfach wieder zur normalen Ta­
gesordnung zurückkehren ", habe 
ich in meinen Aufzeichnungen no­
tiert. 

Die Lehre unseres geistlichen 
Begleiters ist verblüffend einfach: 
"Christus hat nicht gefordert 'Lest 
die Bibel', die es damals ja auch 
noch gar nicht gab, sondern 'Ver­
kündet das Evangelium '. Und das 
gehe nicht ohne Auslegung ent­
sprechend den persönlichen Erfah­
rungen und den Erfordernissen 
der Zeit. « 

;(ullurhislnrische Erlebnisse 

Bremen war ein Höhepunkt 
zum Einstieg in die Wallfahrt. 
Stapelfeld war für kulturauf­
geschlossene Pilger ein Leckerbis­
sen. Am Fest Peter und Paul, nach 
dem Besuch des Wallfahrtsortes 
Bethen, kündigte das Programm 
"Pilgermusik" im Kardi nal-von­
Galen Bildungshaus der Diözese 
Münster an. Geboten wurde durcb 
das Ensemble für Alte Musik Han­
nover Musik auf den Pilgerwegen 
zu Sankt Jakob. Der Leiter des En­

sembles, Prof. Hans Wilhelm 
Künicke, führte in die Musik aus 
der Zeit zwischen dem 12. und 15. 
Jh, ein. Die Jakobusbewegunghat­
te in Europa nicht nur durch den 
Bau von Klöstern, Jakobskirchen, 
Straßen und Herbergen starke 
Spuren hinterlassen , sondern auch 
in Musik und Dichtung. Zahlreiche 
Überlieferungen aus mittelalterli­
chen Codices legen davon Zeugnis 
ab. Das Konzert des Ensembles 
zeichnete mit Gesang und auf hi­
storischen Instrumenten ein farbi­
ges Klangbild dieses Bereichs 
hochmittelalterlicher Musikkultur 
nach. Interessant ist, dass im Tym­
panon des P6rtico de la Gloria der 
Kathedrale in Santiago de Compo­
stela mit den 24 Streichinstrumente 
spielenden Ältesten der Apokalypse 
des J ohannes die Instrumente der 
Zeit dargestellt wurden. Heute ist 
u.a. diese Darstellung eine Grund­
lage für den Nachbau historischer 
Instrumente. Blasinstmmente 
hingegen waren in den Kirchen 
zur Zeit des Hochmittelalters als 
Teufelsinstrumente nicht zugelas­
sen. Dennoch gibt es aus der Gotik 
vereinzelt auch Abbildungen mit 
Blas instrurnenten, was auf ihre 
Verwendung schließen lässt. 

Einem anonymes Lied des 14. 
Jh, gibt Auskunft über die Aus­
stattung und das Verhalten der 
Pilger: 

1. 	 Wer daz elend bauen wiU der heb sich 
aufund sey mein ge.<;el! wol auf sant 
jacobs straßen I Zwie paar schuech der 
darfer woUein schüssel bey der flaschen. 

2. 	 Ein breiten hut, den sol er hanf und on 
mantel sol er nit gant mit leder wol 
betzet.! Es schnei oder regn oder wehe 
der wint,! daz in die luft nit netzet. 

3. 	 Sack unt stab ist auch darbey, / er tug, 
daz er gebeichtet sey,1 gebeichtet un 
gebüßet.! Kumt er in die welschen 
land,! er {int kein teutschen priestel: 
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Am Montag, 30. Juni, bewegten 
wir u ns bei Kalkriese im Osna­
brücker Land im martialischen 
Gefilde der Varusschlacht. Kaum 
zu glauben , dass in dieser reizvol­
len Landschaft ein blutiges Gemet­
zel stattgefunden haben soll, über 
das Heinrich Heine schrieb : 
" Wenn Hermann nicht die 
Schlacht gewann mit seinen blon­
den Horden, so gäbe es die deut­
sche Freiheit nicht mehr, wir wä­
ren römisch geworden.« Ein pen ­
sionierter Offizier, der nun auf 
dem Gelände lebt, ließ vor uns das 
spektakuläre Geschehen aufleben 
(s. Kasten unten) . 

Geselligkeit 

Vom Begrüßungsempfang am 
J ohannistag im VBK Bremen war 
eingangs schon die Rede. Am 
Sonntag, 29. Juni, dem Fest 
P eter und P aul, fu hren wir nacb 
dem Gespräcb mit dem Osnabrük­
ker Bisch of Bode noch zu vorge­
rückter Stunde m s Soldaten­
freizeitheim nach Wildeshausen. 
Einmal gab es Namenstage zu fei­
ern. Wichtiger Grund war aber , 
dass Walter Hütten sich aus dem 
Kreis verabschieden wollte. Am 
nächsten Tag musste er nach Hau­
se, um sich auf andere Aufgaben 
außerhalb der Bundeswebr in der 

Die Burg Dinklage ­
heute Benedik tiner­
innenabtei St. Scho­
lastika - war am 27. 
Juni wichtiges Wall­
fahrtsziel. Hier wurde 
am 16. März 1878 als 
elftes von dreizehn 
Kindern Giemens Au­
gust Graf von Galen 
geboren (t22.03.46 
als Kardinal und 8i­
schof von Münster). 
Im Dritten Reich wurde 
der streitbare Bischof 
als " Löwe von Müns­

ter" ein e wichtige 

Symbolfigur des geis­

tigen Widerstandes gegen die Ideologie des Nationalsozialismus, 

In der Burgkapelle nahmen wir an der Freitags -Vesper der Nonnen teil und ließen 

uns anschließend im Innenhof das klösterliche Leben der Schwestern erklären. (1 0) 


zivilen Seelsorge vorzubereiten. 
Seit 1989 n ahm er an den J ako­
buswallfahrten teil, davon funfmal 
in Spanien, 1991 auf der Strecke 
Würzburg- Weingarten, 1994 Gör­
litz- Bautzen und in diesem J ahr 
von Bremen bis Osnabruck. Hüt­
ten war ein wichtiger Motor der 
J akobusbewegung in der GKS und 
der deutsch-spanischen Zusam­
menarbeit. Obwohl alle Teilneh­
mer bedauerten , dass er aus dem 
Kreis der jährlichen Jakobuspilger 
ausscheidet, wünschten ihm alle 
Glück und Erfolg beim Start in die 
zivile Seelsorge und es gab eine 

ku rze, dafür umso heftigere Feier 
nach diesem erlebnisreichen Tag. 
Bald setzte ein Sängerwettstreit 
zwischen Deutschen und Spaniern 
ein, wobei die Nationen sich 
mischten und jede(r) n ach best em 
Können beim anderen mit Freude 
und Begeisterung mitsang. Es 
braucht schon eine Woche bis man 
sich nahe kommt und Schranken 
fallen können. Für Walter Hütten, 
den leidenschaftlichen J akobus­
bruder, war es ein angemessener 
und unvergesslicher Abschieds­
abend mit wechselnden Gefühls­
stürmen von Wehmut und Freude. 

Die Varusschlacht­
eine Legende wird ausgegraben 


Im Jahre 9 n. Chr. wurden die 17., 18., und 19. rö­
mische Legion unter Führung des S tatthalters 
Publius Quinctilius Varus uon germanischen 
Stämmen vernichtend geschlagen. 
Vorausgegangen waren zwei J ahre, in denen die 
R ömer versucht hatten, im rechtsrheinischen Ger­
manien römische Gesetzgebung, Verwaltungsstrok­
turen und Steuerpfl icht einzuführen . Das brachte 
die Germanen auf Der Cherusker Arminius, zu je­
ner Zeit noch Offizier in römischen Diensten, sah 
seine Chance gekommen. Durch einen erfolgreich 
organisierten Aufstand konnte er nicht nur die rö­
mische Macht in Germanien zerschlagen, sondern 
auch die Vorherrschaft innerhalb seines Stammes 
erringen. Also sammelte er Cherusker, Brukterer, 
Marser und Chatten. An einem Ort im "Teutobur­
ger Wald" (TACITUS) kam es im September 9 zum 
entscheidenden Kampf Drei Tage währte die 
Schlacht, an deren Ende große Teile der römischen 
R heinarmee ausgelöscht waren und A rminins den 
Sieg errungen hatte. 
Nach dem Ort der Schlacht wurde lange gesucht. 
Schlammig war er und waldbestanden - aber so 

beschrieben die römischen Autoren viele Barbaren­
gebiete. Doch in Kal"riese scheint er gefunden. 
Denn hier wurde ein Kampfplatz ausgegraben, der 
im Zusam menhang mit der Varusschlacht stand. 
Mü nzfunde und drei unscheinbare römische Blei­
schleudergeschosse stehen am Anfang der archäo­
logischen Ausgrabungen von Kalkriese. Sie bewie­
sen 1987, dass tatsächlich römisches Militär am 
Kalkrieser Berg gekämpft hatte. 1989 wurde die 
Maske eines römischen Gesichtshelmes und jüngst 
die Beschläge einer erlesenen römischen Schwert­
scheide ausgegräben. 
Hauptfundplatz ist ein Engpass zwischen dem gro­
ßen Moor und dem Kalkrieser Berg. An der engsten 
Stelle dieses g roßen "Trichters" schichteten die Ger­
manen eine mindestens 400 m lang Rasensoden­
mauer auf- einen Hinterhalt parallel zum Marsch­
weg der Legionäre. B islang legten die Archäologen 
innerhalb des Engpasses 8.000 m' Boden frei. Ein 
Ende ist nicht in Sicht: N ur ein Bruchteil des 17 km 
langen und 2 km breiten Fundareals ist bislang un­
tersucht. Um die Rätsel des Schlachtfeldes zu lösen, 
arbeiten die Archäologen mit Wissenschaftlern an­
derer Disziplinen zusammen. I 

(nach : Prospekt des InformationszefLtrums Kalkries~ 

15 

http:t22.03.46


AUFTRAG 230 

Abschluss in Münster 

Am Donnerstag? dem 3. Juli, 
starteten wir frü h von der Kaserne 
in Coesfeld aus zur letzten Etappe, 
die in der Kirche St . Petronella in 
Handorf begann. Der Bischof von 
Münster Dr. Rainer Lettmann, der 

In Handorf schließen sich der Bischof 
von Münster Rainer Lettmann (2. v. r.) 
und der Schirmherr der Internationalen 
Soldatenwa/lfahrt GenMaj. Frhr. von 
Steinaecker IM.) der Pitgergruppe an. 
Neben dem Bischof General Francisco 
Castrillo Mazares, der vor 10 Jahren 
die Idee dieser Jakobuswalllahrt in die 
Tat umsetzte, unterstütz! von Oberst 
i.G. Franz Thiete Ir.), damals Militär­
attachee in Madrid. Im Gespräch mit 
General v. Steinaecker der österreichi­
sche Oberst Franz Krailiic. (11) 

Blick in den Altarraum der Thomas 
Morus Kirche in Münster mit dem 
eigenwilligen Altarkreuz "Christus 
hängt in den Seilen und 8n ihm die Last 
der Weft". Bischof Lettmann feiert in 
Konzelebration mit vier Militärpfarren 
die Hf. Messe zum Abschluss der 
Wallfahrt. (12) 

General Francisco Castrillo bedankt 
sich im Namen der spanischen Pilger 
bei der GKS, hier repräsentiert durch 
Oberst i.G. Franz Thiele für den Bun­
desvorstand und OberstII Dieler Erkes, 
dem militärischen Leiter der Wallfahrt. 
Thiele, der fließend spanisch spricht, 
hatte von einfacher Gesprächsvermitt­
lung bis zur einfühlsamen Übersetzung 
von Predigten die Sprachmittlung über­
nommen. 113} 

Dleler Erkes dankt Mi/itärdekan 
Heinz Peter Miebach für die spiritue/Je 
Begleitung der Wallfahrt. (Bild unten, 
14) 

Szenen vom Abschiednehmen auf 
der gegenüberliegenden Seite. 

Herzlich: Ingrid Scholz (I.) und Pilar 

Gracia Camacho (r.), (15). 

Und in Bombenstimmung: Franz Oliver 
Schimmel (I.) und Vincente Pucho l 

Sancho (r.). (16) 


Es ist 12 Uhr - Angelus-Zeit. Nicht 
immer war der Ort des MarienIobs so 

einladend wie im le tz ten Foto des 

Berichts, das am Hang des Teutoburger 

Waldes aufge.nommen wurde. 1,_1_7:...}__ 

Schirmherr der Wallfahrt General­
major Freiherr von Steinaecker 
und der Müru;teraner Standort­
pfarrer Bernd Wübbeke waren zu 
uns gestoßen. Thema der Statio an 
ruesern Morgen ist das Bild der Tür: . 
Kirebentüren öffnen sich uns, die 
Rathaustür in Münster steht uns 
offen, bald werden wir w:ieder unöe­
re eigene Haustür öffnen; Ziel des 
Pilgers ist J esus Christus als Tür zu 
den Gnadengaben des Himmels. 

Unser Tagesziel WaJ' die von 
der Militärseelsorge als Garnisons­
kirche mitgenutzte Pfarrkirche St. 
Thomas Morus. Dort feierte Bi­
schof Lettmann mit uns den Ab­
schlussgottesdienst der Wallfahrt. 

Die Thomas Morus Kirche ist 
ein modernes Bauwerk lllit einem 
ungewöhnlichen Triumphkreuz. 
Christus hängt mit ausgebreiteten 
Armen zwischen zwei Seilen, die 
an den Füßen zusammentreffen. 
In den Seilen - und so an ihm ­
hängt ein Stein, eine Last, die Last 
der Welt. 

Predigt von Bischof Lettmann 
(nach Aufzeichnungen): 

"Der Pilgerweg des Hl. Jakobus 
ist ein Weg des Friedens, eine De­
nwnstration des Friedens. Der 
Friede ist tie{ in unserer christli­
chen Überzeugung uerwurzelt. J u­
gendliche singen gern, IWenn Gott 
ein Gesicht hätte ... '. Gott hat ein 
Gesicht, 'Jesus Christus, das 
menschliche Antlitz Gottes ' (Joh. 
Paul II. , Thema des Vorbereitungs­
jahres 1997 au{ das Hl. Jahr 
2000). Gott hat ein menschliches 
Gesicht, das ehrt alle Menschen 
und gibt ihnen gleiche Würde und 
gleichen Wert. Staat und Gesell­
schaft, die Menschen in Ehren hal­
ten~ weil sie ein menschliches Ge­
sicht haben, bekommen selbst ein 
menschliches Gesicht. 
.. In Jerusalem gibt es auf dem 

Olberg die .. Vaterunser"-Kirche. 
An den Wänden sind die Worte des 
Vaterunsers in {ast hundert Spra­
chen geschrieben. Dies weist dar­
auf hin, dass alle, die zu Gott" Va­
ter unser" sagen, untereinander 
Schwestern und Brüder sind. Die­
se Überzeugung uon Wert und 
Würde der Menschen führt uns au{ 
den Weg des Friedens. Au{ diesem 
Weg gilt es, bewusst Zeuge zu sein. 

Den Abschluss Ihres diesjähri­
gen Pilgerweges {eiern wir in der 
Kirche, die dem Hl. Thomas Morus 
geweiht ist. Thomas Morus ist 
MärtY"er, d.h. Zeuge {ür seine 
christliche Überzeugung. Sein 
Zeugnis lädt uns ein, auch selbst 
Zeuge zu sein und nicht die Rolle 
des Zuschauers einzunehmen. Der 
Zuschauer schaut zu: interessiert, 
gelangweilt, mischt sich nicht ein, 
bleibt Zuschauer. Manchmal uer­
birgt sich dahinter Gleichgültig­
keit oder die Absicht neutral zu 
bleiben. Eli Wiesel (jüdischer 
Schriftstellen, der die Haft im Kon­
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zentrationslager überlebt hatte) 
sagt: 'ln schweren Zeiten hilft Neu­
tralität nur dem Mörder, nicht dem 
Opfer.' Deshalb dürfen wir nicht 
neutral bleiben. 

Gott bleibt nicht neutral. So 
sagt es sein offenbarter Name: 
'Jahwe - ich bin für euch da!' Gott 
bleibt nicht neutral: sein eigener 
Sohn wird Mensch; er stellt sich 
aufdie Seite der Menschen; Gottes 
Geist ergreift Partei für Leben und 
Frieden. 

Das sollen auch wir Christen 
tun, mit Gottes Geist Partei ergrei­
fen für Leben und Frieden. Das be­
zeugen wir auf unserem Pilgerweg 
und das bezeugen wir mit unserem 
Leben. Amen. " 

Nach der Hl. Messe begrüßte 
General von Steinaecker die Pilger­
gruppe offiziell und im Namen der 
in Münster stationierten Soldaten. 
Oberst i.G. Thiele dankte im Na­
men des Bundesvorstandes der 
GKS und der Pilger sowohl Bischof 
Lettmann als auch dem Schirm­
herrn der Wallfahrt, Generalmajor 
von Steinaecker, rur ihre Weg­
begleitung und Unterstützung. 

Nach Besuch in der Stadt Mün­
ster und Empfang im ehrwürdigen 
Rathaus der Hansestadt 'wurde 
abends im Kasino der Freiherr­
vom Stein-Kaserne in Coesfeld Ab­
schied gefeiert . Einem festlichen 
Essen folgte der Dank aller rur 

alle. Der militärische Leiter der 
Wallfahrt, OTL Dieter Erkes, ließ 
unter dem Gedanken "Gehen - Se­
hen - Denken - Beten" (H.M. 
Schulz "Fernwechsel'" s.S. . .. ) 
noch einmal die Stationen der 
Wallfahrt Revue passieren. Dabei 
baute er die Leistungen all derer in 
seine Worte ein, die an den vielen 
Orten und zu mancherlei Gelegen­
heit, in vorderster Linie oder im 
Hintergrund das Unternehmen 
unterstü tzt haben. Viele Geschen­
ke und Adressen wurden unter 
den Pilgern ausgetauscht, bis man 
mit dem Versprechen und der 
Hoffnung auf ein gesundes Wie­
dersehen in Spanien bei der Jako­
huswallfahrt zum zehnjährigen 
Bestehen der "Peregrinacion 
Militar" herzlich Abschied nahm. 

JAKOBUSWALLFAHRT 

Weitere Berichte über Jakobus­
wallfahrten lln AUFTRAG: 
Weser Kurier v. 24.07.1991: "Nach 

450 Jahren wieder Jakobus­
pilger in Bremen", in: AUF­
TRAG 199; S. 170 f. 

Francisco Castrillo Mazares "Ja­
kobuswallfahrt in den neuen 
Bundesländern", AUFTRAG 
214, S. 167 ff. 

Sonderheft AUFTRAG 218: 
"Wallfahrt in Frankreich" 

Heinrich Havermann "Zu Fuß auf 
dem Jakobusweg in Spanien", 
AUFTRAG 227, S. 76 ff. 

Fotonachweis: 
Karl Heinz Kieserling (1- 12); 
Günther Hagedorn 03-15) . 
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WERTEDISKUSSION 

Taumeln wir dahin? 

Bemerkungen über aktuelle Orientierungsprobleme 

Ralf Schumacher 

Augen zu und durch! Kann das die Parole sein, um durch die Schwierigkei­
ten der letzten Jahre dieses Jahrhunderts zu kommen? Wohl kaum. Nur 
mit wachen Sinnen, kritischem Geist und beherztem Handeln wird ein ver­
heißungsvoller Start ins nächste Jahrtausend glücken. 

Die Prinzipien der katholischen 
Soziallehre 

Der Mensch ist als Ebenbild 
Gottes geschaffen aus diesem 
Glaubenssatz leiten wir das Prin ­
zip der Personalität und damit 
die Würde des Menschen ab. Diese 
Würde kommt ohne jede Ausnah­
me allen Menschen zu. Das muss 
sich im Umgang der Menschen 
miteinander beweisen; hieraus er­
gibt sich die Gemeinwohlverpfl ich­
tung menschlichen Handelns. 

Menschen sind nicht in jeder 
Phase ihres Lebens zu eigenständi­
gem Handeln fähig. Bisweilen feh ­
len zur Selbständigkeit die not­
wendigen Voraussetzungen. Dann 
muss die Solidargemeinschaft Hil­
fe zur Selbsthilfe leisten, Solida­
rität ist gefordert. Neben Perso­
nalität und Solidarität gilt das 
Prinzip der Subsidiarität. Da ­
nach muss jeder leisten, was er 
selbst zu leisten im Stande ist. Das 
darf die Gemeinschaft ihm nicht 
abnehmen. 

Der traditionelle Kriterien­
katalog der christlichen Sozial ­
ethik wird in jüngster Zeit durch 
das Sozialprinzip der N achhaltig­
k eit ergänzt: Sie bringt die 
Gerechtigkeitsverpflichtung der 
jetzt Lebenden mit ins Spiel, die 
Lebenschancen der nachfolgenden 
Generationen in ihr Kalkül und 
Handeln einzubeziehen. 

Zu abstrakt und folgenlos 

Das ist ein klarer sozialethi­
scher Handlungsrahmen. Doch wir 
müssen feststellen: Unsere Grund­
wertedebatten sind zu abstrakt, 
bleiben vielfach folgenlos. Anders 
als in den 70e1' Jahren, als bei­
spielsweise die Frage nach dem 

Lebensschutz die Gesellschaft mo­
bilisierte, finden heute grundle ­
gende Themen und gesellschaftli­
che Entwicklungen kaum hoch tie­
fer gehende Erörterung.IProble­
matische Vorgänge in unserem 
Staat vollziehen sich heMe eher 
unauffällig und werden ldeshalb 
nicht oder nicht rechtzeitig wahr­
genommen. Eine schleicherde Ent­
politisierung kennzeichnet unsere 
Gesellschaft. I 

Analytiker verweisen auf die 
zunehmende Segmentiervng der 
Gesellschaft, sprechen vo'!' Werte­
wandel, in kritischer Interpretati­
on auch von einem dramatischen 
Werteverlust . Ich neige dazu, die 
Ursachen von einer ande~en Seite 
zu 	sehen: Wir leiden unt,er einer 
Werteinflation! I 

Vor lauter lauthals ~nd ver­
dreht verkündeter Wertel ist uns 
die Orientierung für unsFT Han­
deln abhanden gekommen. Mit Be­
griffen wie "Solidarität" f d "Ge­
rechtigkeit" ist Schindlude getrie­
ben worden. 

Konkrete Fragestellungenl 

Die Gestaltung unseres gesell­
schaftlichen Zusammenlebens ist 
kein unabänderliches Sqhicksal. 
Um die konkrete Aus~ormung 
muss deshalb miteinander gerun ­
gen werden. Anhand konkreter 
Fragestellungen und Themen 
müssen WiT uns der MühsJ! unter­
ziehen, unsere Grllndwert~ zu dis­
kutieren , s ie immer wieder klar 
herauszustellen. I 

Die Orte, wo eine solche Debat­
te ernsthaft gefülU"t werdeI, kann, 
sind rar. Das Zentralkomitee der 
deutschen Katholiken, vedtanden 
als politisches Gremium, will ein 
solcher Ort sein . Es kombt ihm 

I 

darauf an , teils virulente teils ta­
buisierte konkrete Themen aufzu­
greifen und von den Grundwerten 
her zu diskutieren. 

Wer zur Gestaltung von Politik 
ernst zu nehmende Diskussions­
beiträge liefern will, muss sich 
durch Sachkunde ausweisen , darf 
sich nicht dem Vorwurf des Dilet­
tantismus aussetzen. Fachkundige 
Argumentation im Abstmkten ist 
genauso notwendig wie die Dru'le­
gung konkreter Lösungsmöglich­
keiten. 

Im Folgenden werden ein paar 
konkrete Themen genannt, an de­
nen sich eine weiterführende 
Grundwertedebatte immer wieder 
neu entzünden muss: 

1. 	Überlebensgemeinschaft 
Familie 
Angesichts der vielfach wahr­

nehmbaren Individualisierungs­
tendenzen in unserer Gesellschaft 
gehört das Thema Familie und ins­
besondere die FamilieTlpolitik auf 
die Agenda. Um der Uberlebens­
fähigkeit der Gesellschaft willen 
ist es notwendig, die Institutionen 
des gemeinsamen Lebens neu zu 
entdecken und an ihrer das Indivi­
duum entlastenden und freiheits­
fördernden Gestaltung zu arbei­
ten . 

2. 	 Nichterwerhsarbeit 
Erwerbsru'beit wie Nichter­

werbsarbeit müssen gleicherma­
ßen akzeptierte Werte widerspie­
geln. Anstrengungen zur Selbst­
entwicklung, Arbeit in und für die 
Familie, ehrenamtliches Engage­
ment, Nachbarschaftshilfe, Ge ­
meindearbeit und andere Arbeit 
sind für unsere Gesellschaft über­
lebensnotwendig. Deshalb müssen 
sie wie die Erwerbsarbeit Aner­
kennung finden. 

3. 	Öffentlich e Haushalte 
Die öffentlichen Haushalte sind 

unter einen enormen Spardruck 
geraten. Wäre es hier nicht an der 
Zeit, dass so etwas wie ein 
Kriteri enkatalog entwickelt wird, 
der für die zu treffenden Güterab­
wägungen , wo gespart werden soll , 
eine hilfreiche Orientierung gibt? 
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4. 	Lebenskunde - Ethik ­
Religion 
Bei dem Streit Lebenskunde­

Ethik-Religion versus Religionsun­
terricht an öffentlichen Schulen 
gilt es ebenfalls, die Gesamtzusam­
menhänge im Blick zu behalten 
und der Grundfrage nicht auszu­
weichen} woraufhin wir in unseren 
Schulen eigentlich erziehen wollen . 
Fragt man so, dann ruft es schon 
Verwunderung hervor, dass ausge­
rechnet in Zeiten, in denen die 
Ökonomisierung aller Lebensberei­
che auch die Schulen zu erreichen 
scheint, der Religionsunterricht 
mit seinem Ziel, die Frage nach 
Sinn und damit die Gottesfrage 
wachzuhalten, in Frage gestellt 
wird bzw. in Sachen LER der Staat 
sich anmaßt zu bestimmen, was 
Werte sind. Stellt man hier ausge­
hend von dem der Verfassung zu­
grunde liegenden christlichen Men­
schenbild die Grundfragen, so wird 
sehr schnell deutlich, dass wir hier 
in mehrfacher Hinsicht vor einem 
Paradigmenwechsel stehen. 

Was ist wichtig? 

Helmut Fettweis 

Oftmals wird von Zeitgenossen 
irgend ein Problem als unbedingt 
"wichtig" angepriesen . Man glaubt 
ein Reizth ema entdeckt zu haben 
und bringt dann aucb tatsächlich 
Mitbürger dazu, das Vorgetragene 
für wichtig zu erachten. Nach rela ­
tiv kurzer Zeit spricht kein 
Mensch mehr davon - es war also 
eben nicht wichtig. 

Man muss allerdings bedenken, 
dass sich die Bewertung für das, 
was wichtig ist oder sein könnte, 
im Leben eines Menschen wandelt. 
Für das kleine Kind ist die Zuwen ­
dung von Vater und Mutter zwei ­
fellos wichtig - wer spricht aber 
davon? In der Schulzeit sind Zen­
suren sicherlich wichtig. Aber wer 
spricht 20 Jahre später von einer 
,,5" im Singen? Und doch, plötzlich 
verstirbt ein Mitschüler. Denkt 
man dann daran, was für ihn wich­
tig war und nun ist? Erinnert sich 
jemand in diesem Augenblick an 
Taufe, Kommunion, Firmung oder 
Konfirmation? War da nicht etwas 
mit ewigem Leben? 

5. 	Schutz des Lebens 
Eine neue Sensibilität, die sich 

mit dem Anfang und dem Ende des 
menschlichen Lebens auseinander 
setzt, deutet sich in den Diskussio­
nen über die Möglichkeiten und 
Grenzep der Biomedizin an. Wel­
che Werte gelten, wenn es um die 
Manipulation von Leben geht? 
Wann, beginnt menschliches Le­
ben? Wann tritt der Tod ein? Was 
kann und was kann nicht legislativ 
festgesetzt werden? 

6. Wu-tschaftsleben 
Konkretes Beispiel für Entwick­

lungen, die fast unbeachtet unser 
Wirtscbaftsgefüge bedrohen, ist die 
Geißel der Korruption. Ähnlich wie 
die Ökologiefrage leidet das Pro­
blemfeld unter dem Fehlen durch­
setzungsfahiger weltgesellschaftli­
eher Institutionen. Denn Korrupti ­
on ist ein sich über alle Grenzen 
hinweg ausbreitendes Übel. Es h e­
belt den Leistungswettbewerb aus, 
behindert unternehmerische Initia­
tive. Das Recbtsbewusstsein wird 
unterminiert. 

Der heutigen jungen Generati ­
on ist der Eingang ins Berufsleben 
wichtig, das Treffen mit Freunden 
oder mit der Freundin. Diese jun­
gen Menschen brauchen nicht 
mehr, wie noch eine Generation vor 
ihnen, ständig Angst um das nackte 
Leben oder um das tägliche Brot zu 
haben. "Komme ich durch", war die 
bange Frage eines Soldaten im 
Krieg. Er hatte einen gefi.ihrlichen 
Bauchschuss . Es blieb uns nur ein 
kurzes Gebet. Er verschied bald 
darauf. Was war hier wichtig? 

Später war die Sorge um das 
tägliche Brot wichtig. Die Sorge 
um geliebte Menschen in Gefan­
genschaft, mit Kriegsverletzungen 
oder im ungewissen Schicksal des 
Vermissten oder Vertriebenen 
schien wichtig. Aber dennoch man 
war sich sicher, dass es besonder s 
wichtig war, die Bedrohten der 
Hilfe Gottes anzuempfehlen. 

Die Jahre des Aufbaues ließen 
andere Probleme in den Vorder­
grund treten und der Gedanke an 
das, was wirklich wichtig war de­
generierte zum persönlichen Pro­
blem. Wenn man dann in die Jahre 
kommt, dann stellt sich die Frage 

WERTEDISKUSSION 

7. Armutsbekämpfung 
Aus christlicher Weltverant­

wortung haben Katholiken unter 
anderen die Hilfswerke Misereor 
und Renovabis ins Leben gerufen: 
Konkrete mitgestaltende Antwor­
ten auf Herausforderungen, die 
nur VOll'. festen Boden einer Werte­
ordnung aus bewältigt werden 
können. Aber auch hier muss die 
Orientierung ständig neu durch­
dacbt und deutlich gemacht wer­
den. Was ist außer Geld und tech­
nischer Hilfe zu leisten , damit den 
Prinzipien Per sonalität, Solidari ­
tät, Subsidiarität und Nachhaltig­
keit entsprochen wird? 

Nur kleine Auswahl 

Diese Themenliste ist nur eine 
kleine Auswahl dessen, was auf­
grund des gewaltigen Orientie­
rungsbedarfs aus der Vielzahl der 
Fragestellungen auf der Tagesord­
nung steht. Die ~riDzipien unserer 
Soziallehre sind die Fixpunkte,

, .. 
nach denen sich die Uberlegungen 
und Handlungen ausrichten. 0 

erneut: Was ist wicht ig? Man fragt 
sich auch, was war den Müttern 
und Vätern wichtig, als sie betagt 
wurden? Eines war allen wichtig, 
als sie, ob Jung oder Alt, vor einer 
Situation standen, die das Ende 
auf dieser Welt bedeuten konnten, 
sie fragten: "Finde ich einen gnä ­
digen Gott"? Sie haben dieses 
Lutherwort natürlich anders ge­
sprochen - "Jesus, Maria, Josef' 
oder "J esus hilf" mcht zuletzt fan­
den sie im Vaterunser oder durch 
das Ave Maria, den ihnen ange­
m essenen Ausdru ck. 

Weit weg sind dann alle Diskus­
sionen um Psychologie im Glau­
ben, um Kirchenorganisatioll, Zö­
libat, Kondome, Frauenpriester­
tum oder was der Schlagwörter 
mehr sein können, 

Nur Gott hilft, der Gott des Al­
ten und Neuen Testamentes, der 
Gott, den der Sohn Jesus Christus 
unüberbietbar geoffenbart hat. 
Seinem Wort getreu ist die Kirche 
auf Petrus den Felsen gegründet 
und spendet in seinem Auftrag 
durch Wort und Sakrament Hoff­
nung und Zu versieht. Das ist das 
einzig Wichtige. 
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Reform der Reformen 

Erneuerung im Blick haben 

P. Klaus Wertes SJ 

Auf die Situation und die Einstellun· 
gen der Jugendlichen heute muss 
schulpolitisch reagiert werden. 

Viele meinen, es sei in den ver­
gangenen zwei Jahrzehnten genug 
an der Schule herumreformiert 
worden; und es mehren sich die 
Stimmen der reuigen Schulrefor­
mer aus der 68er-Generation, die 
wieder Leistung, Eliteförderung, 
Zucht und Strafe als Mittel der Er­
ziehung und einen Bildungskanon 
einklagen. Es führt kein Weg an ei­
ner Debatte über die Reform der 
Reform vorbei. Wenn diese nicht 
einfach nur reaktionär sein soll, 
dann muss sie Erneuerung im 
Blick haben. 

Die Jugend heute ist anders als 
die Jugend der heutigen Eltern­
generation. Deren eschatologisch­
zukunftsorientiertes Lebensgefühl 
(letztes Aufbäumen der "er sten 
Moderne") ist einem apokalyp­
tisch-präsentischen gewichen. Die 
Jugend ist nicht unpolitischer ge­
worden. Die Tatsache, dass sie 
hemmungsloser das dezidiert un­
politische Vergnügen zelebriert, 
sollte darüber nicht hinweg­
kuschen. Der Unterschied besteht 
darin, dass sie Politik kaum noch 
mit Vision und Utopie assoziiert, 
sondern mehr mit einem Ohn­
machtsgefühJ gegen iJber~acht 
und mit einer Strategie des Uber­
leben s. 

Bruch des Generationenvertrags 

Die Werte der Gesellschaft sind 
für die Jugendlichen nicht per se 
einsichtig, und zwar nicht mehr, 
wie vielleicht ,,1968", vor dem 
Hintergrund einer von eigenen 
Werten getragenen gesellschaftli­
chen Utopie. Vielmehr werden die 
Werte durch gesellschaftlich e Pro­
bleme und Widersprüche fragwür­
dig, die die Jugendlichen ohne Ge­
gen-Vision ertragen müssen. Das 
macht sie verletzlicher, aber viel­
leicht auch hellsichtiger. 

Was mit diesen "Problemen 
und Widersprüch en" gemeint ist, 

, 

beginnt sich für die Jugendlichen 
selbst abzuzeichnen. Viele Jahre 
lang wurde ihnen laut oder unter­
schwellig zugerufen , es ginge ih­
nen gut; doch Jugendliche leiden 
heute aus eigener Anschauung un­
ter den gesellschaftlichen Verhält­
nissen. Sie empfinden den Bruch 
des Generationenvertrages durch 
die Elterngeneration und stehen 
kurz davor , die Pflicht zur Sorge 
gegenüber denjenigen zu bestrei­
ten, die sich nicht um sie gesorgt 
haben. 

Jugendliche empfinden den Wi­
derspruch zwischen einem ökono­
mischen System, das auf sie als 
Konsumenten setzt, das sie aber 
zugleich wegen ihrer Konsumori­
entierung kritisiert und Leistung 
und Verantwortung verlangt. Ju­
genclliche empfinden, dass die kul­
turpolitischen Klagegesänge der 
Elterngeneration Sündenbock-Pro­
jektionen sind, die in einem erhehli­
ehen Maß auf die Klagenden selbst 
zurückfallen müssten. 

Wunsch nach verlässlichen 
Beziehungen 

Jugendliche fühlen sich fallen 
gelassen angesichts der Krise der 
Ausbildungsplätze, des unter das 
Existenzminimum gesunkenen 
BAFöGs, der Zerstörung ihrer 
Wohlstandsperspektive durch die 
aufgehäuften Ansprüche auf das 
von ihnen in Zukunft verdiente 
Geld, der ökologischen Folgeko­
sten unseres jetzigen Lebensstils; 
sie fühlen sich als Opfer von Ent­
scheidungen , die sie nicht zu ver­
antworten haben und die nicht un­
ter der Perspektive der "Nachbal­
tigkeit" getroffen werden. 

Auf den Individualisierungs­
druck der Moderne reagieren die 
Jugendlichen mit dem Wunsch 
nach verlässlicher Beziehung, und 
- was die Erwachsenengeneration 
betrifft - mit dem Wunsch nach 
verlässlicher Autoritätsbeziehung. 
Aus der Perspektive der Jugendli­
chen bedeutet das: Sie wünsch en, 
dass der Erwachsene sich erwach­
sen verhält, seine Zuwendung zu 
ihnen nicht von ihrer Zuwendung 

zum Erwachsenen abhängig macht. 
Das fordert die für Erziehung und 
Bildung Verantwortlichen dazu 
heraus, die Beziehungsdimension 
von ihrer Seite her wieder ver­
stärkt in das Erziehungsgeschehen 
mit hineinzunehmen und zu re­
flektieren . 

Eine Schulreform heute muss 
eine pädagogische Reform sein. Sie 
muss das Ganze überdenken , statt 
draufzusatteln oder nur abzu­
specken. Eine bildungspolitische 
Debatte in Sachen Schulreform 
muss folgende grundlegende Fra­
gen in Hinblick auf politische Ent­
scheidungen diskutieren: 

Müssen unsere Schüler alles wis­
sen, was ihnen heute an der 
Schule vermittelt wird? 

Der Verlust des Bildungska­
nans, die Explosion der wissen­
schaftlichen Erkenntnisse und die 
InformationsgeseDschaft haben zu 
mehr Stoff in der Schule geführt. 
Dem müsste gegengesteuert wer­
den durch ein r adikales Abspecken 
der positiven Fächer und des posi­
tiven Aspektes in den Fächern , 
auch um den Preis der Minderung 
der Unterrichtsstundenzahl. 

Die Diskussion um die Verkür­
zung der Gesamtschulzeit von 13 
auf 12 Jahre könnte eine Curricu­
lum-Debatte in dieselbe Richtung 
anstoßen. Im Gegenzug müssten 
jene Fächer gestärkt werden, die 
formale Fähigkeiten fördern: Spra­
che (einschließlich Fremdsprachen) 
und Sprachreflexion, Urteilsfahig­
keit (Was ist wichtig zu wissen? 
Worin besteht das Problem?) , Zu­
gangskompetenz (Wo und wie er­
halte ich welche Informationen?). 
Philosophie als "Wissenschaft 
über das Wissen" müsste zum 
Schlüsselfach der Schulkonzeption 
werden. 

Müssen Lehrer immer nur unter­
richten (und Unterricht vor-und 
nachbereiten)? 

Eine Debatte über die Lehrer­
rolle und das Berufsbild des Lehr­
berufs steht an. Es ist sträflich, 
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dass die Gesellschaft den Bereich 
der professionellen Supervision 
und damit die Reflexion auf die 
Qualität der Lehrer-Schüler-Be­
ziehung in das Belieben der Moti­
vation des einzelnen Lehrers 
stellt. Reflexion sollte zum Be­
standteil der (bezahlten) Dienstlei­
stung eines Lehrers werden. 

Müssen Lehrer und Schüler im­
mer im Klassenraum und in der 
Schule lehren und lernen? 

Eine Debatte über den Lernort 
steht a n. "Werteerziehu ng" hängt 
davon ab, an welchen Orten ich 
lebe. Schule ist ein Ort, an dem die 
Dimension des Politischen täglich 
vorkommt: Öffentlichkeit, Solidar­
gemeinschaft, Macht und Verant­
wortung. Greift die Schulkonzep­
tion das auf und geht sie damit po­
litisch um? (Stichworte: Förde­
rung der öffentlichen Rede, Infor­
mation) Partizipation) Verfahren 
für Kritik). Schule muss darüber 
hinaus ein Ort werden, an dem Er­
fahrungen außerhalb der Schule 
reflektiert werden. 

Müssen wesentliche konzeptio­
nelle, personelle und curricalare 
Entscheidungen in den zentralen 
Schulbehörden getroffen wer­
den? 

Eine Debatte über Kompetenz­
verteilung im Schulsystem steht 
an . Das gegenwärtige Schulsystem 
blockiert den Reformwillen und 
die Innovationslust auf der Ebene 
der Schule. Als Reform von oben 
hat sich die Schulreform der letz­
ten Jahrzehnte an vielen Realitä­
ten in der Schule die Zahne ausge­
bissen. Eine Schulreform muss 
deswegen einhergehen mit der 
Stärkung von subsidiären Struk­
turen im Schulsystem: Mehr Kom­
petenz der Schulleitungen bei der 
Einstellung von Lehrern, bei der 
Gestaltung von Stundenplan, Cur­
riculum und bei der Verteilung 
von Arbeitszeit; weniger Behinde­
rungen des pädagogischen Alltags­
betriebs durch detaillierte Vorga­
ben von oben. 

Stimmt die Arbeilsverteilung zwi­
schen christlicher Gemeinde und 
christlicher Schule? 

An den kirchlichen Schulen 
steht eine Debatte um die Bedeu­

tung von Katechese an . Katechese 
ist Initiation, Einführung in die re­
ligiöse Praxis. Der Religionsunter­
richt kann diese Aufgabe nicht er­
füllen. Andererseits gilt auch für 
den Religionsunterricht die Anfra­
ge, die oben bezüglich der "positi­
ven Fächer" gemacht wurde: Muss 
wirklich ~lles gelehrt werden, was 
im Religionsunterricht derzeit als 
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Unterrichtsstoff vorgesehen ist? 
Eine Reform der kirchlichen Schu­
len müsste die r eligions-relevan­
ten Elemente im gesamten Fä­
cherkanon reflektieren und an­
sprechen, die Aufgabe der Initia­
tion von Kindern und Jugendli­
chen in religiöse Vollzüge nicht 
den Gemeinden oder Verbänden 
allein überlassen. 0 

KMK-Präsident: Religionsunterricht hat 


ganz notwendige Funktion 


Der Präsident der Kultusmini­
st erkonferenz (KMKl , Ralf Wern­
stedt (SPD), hat sich gegen eine 
Gleichsetzung von Religionsunter­
rieht mit "Missionierung« ge­
wandt. In einer Zeit zunehmender 
Verunsicherung über Wertmaß­
stäbe habe Religionsunterricht 
"eine ganz notwendige Funktion", 
sagte Niedersachsens Kultusmini­
ster am 12. September in einem 
Interview der Katholischen Nach­
richten-Agentur (KNA) in Hanno­
ver. Kein anderes Fach thematisie­
re Fragen des Todes, der letzten 
Gründe, der Unsicherheit des An­
fangs und des Endes und könne 
"so viel zur Stabilisierung der 
GesamtpersönIichkeit beitragen(( . 
Damit leiste der Religionsunter­
richt einen "wichtigen Beitrag in 
eiDer Zeit, die immer weniger Zeit 
fü r Besinnung beansprucht". 

Mit Blick auf die Konfessiona­
liä t des Faches sagte der Minister, 
lnan könne "nicht über den Reli­
gionsunterricht die r eal existie­
rende Spaltung der Konfessionen 
überwinden". Er halte es auch für 
politisch un klug und dürfe recht­
li ch auch nicht einen ökumeni­
schen Unterricht verordnen. 
Gleichwohl bewerte er j ede ent­
sprechende Bewegung der Ki r­
ehen positiv. Weiter plädierte der 
KMK-Vorsitz ende fü r eine Klä­
rung der Möglichkeiten eines isla­
mischen Religionsunterrichts. 
Dabei bestehe "in der Tat" ein 
Problem . "Wir würden uns als 
Deutsche oder als Verantwortli­
che falsch verhalten, wenn wir 
dieses Gebiet völlig unbeackert 
ließen. Denn dann dringen die 

Koran schuleo in dieses Vakuum 
ein, die mehr im Sinn haben als 
nur Religion'\ mahnte er. 

"LER vom Ansatz her nichl un­
vernünftig" 

Wemst edt äußerte sich auch 
zum Streit um das Brandenburgi­
sche Schulfach "Lebensgestaltung­
Ethik-Religionskunde" (LER), der 
vor dem Bundesverfassungsge­
rich t zur Entscheidung ansteht. Er 
betonte, Brandenburg reagiere mit 
seinem Schulfach darauf, dass 80 
Prozent der Schüler kirchlich 
nicht gebunden seien. Das kollidie­
re mit dem Anspruch de,' Kirchen 
und dem Grundgesetz und müsse 
deshalb böchstrichterlicb geklärt 
werden. "So unvernünftig ist der 
Ansatz von LER vom Inhalt her 
aber nicht" , unterstrich der Mini­
ster. Über die Banalität des Alltags 
hinaus werde versucht, grundsätz­
liche Fragen anzusprechen. Die 
derzeitige Debatte wäre aber si­
cher ruhig'er und nicht so konflikt­
beladen, wenn LER als Angebot 
parallel zum Religionsunterricht 
bestünde. Nach Ansicht Wern­
stedts haben die Kirchen im We­
sten die Tatsache, dass die Men­
schen in der Zeit der Wende in der 
DDR zu Tausenden in die Gemein­
den kamen, falsch verstanden. 
"Das war nicht unmittelbar die 
Rückkehr zum Glauben, sondern 
das war die Inanspruchnahme ei­
nes Raumes, der nicht politisch to­
tal verfügbar schien. " Dieses Ver­
trauen der Menschen müssten die 
Kirchen "pflegen, ohne es überzu­
beanspruclien". (KNA) 
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Kein Interesse an Sicherheitspolitik? 

Strausberger Symposium: I 
"Sicherheitspolitische Kommu~ikation 
nach dem Ende der Blockkonfrontation" 

Eckhard Stuft 

Zu allen außen- und sicherheits­
politischen Entscheidungen gab es 
in der Bundesrepublik Deutschland 
ausführliche Debatten in der Öf­
fentlichkeit: von der Westintegra­
tion und der Wiederbewaffnung 
über die neue Ostpolitik bis zum 
NATO-Doppelbeschluss. J etzt 
nach der deutschen Vereinigung 
und dem Zerfall der Sowjerunion ­
sieht es allerdings so aus, als ob das 
Interesse, insbesondere an sicher­
heitspolitischen Themen, rapide ab­
nimmt. Diese Beobachtung nahm 
die Akademie der Bundeswehr für 
Information und Kommunikation in 
Strausberg bei Berlin auf, um das 
Thema "Sicherheitspolitische Kom­
munikation" zum Gegenstand eines 
Symposiums vom 8. bis 12. Septem­
ber 1997 zu machen. 

Zunächst ist festzuhalten, dass 
die Gemeinde von Fachleuten von 
Militärs, Politikern, Wissenschaft­
lern und Journalisten - die 
"security community" al so - in 
Deutschland kleiner und bei weitem 
nicht so einflussreich ist, wie bei­
spielsweise in den Vereinigten Staa­
Len. Und es ist perspektivisch davon 
auszugehen, dass sie an Umfang 
und Einfluss noch abnehmen wird, 
da derzeit andere Themen die Dis­
kussion beherrschen und somit 
pkarriereträchtiger" sind. So kon­
statierte J osef Joffe von der Süd­
deutschen Zeitung dann auch "das 
Ende des goldenen Zeitalters" der 
Sicherheitspolitik. Heute, stellte er 
fest, interessiere Sicherheitspolitik 
auch ihn nicht mehr sonderlich, 
denn Fragen der äußeren Sicherheit 
seien eben nicht mehr entscheiden­
de Fragen der politischen Macht in 
der Bundesrepublik. 

So weit wollten andere Medien­
vertreter nicht gehen, doch ein Be­
deutungsverlust der Außen- und Si­
cherheitspoli tik wurde von den mei­
s ten Konferenzteilnehmer konsta­
tiert. Offen blieb jedoch, ob sich das 
nicht sehr schnell wieder ändern 
könne, 

Wie würde wohl die deutsche Öf­
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fentliclIfeit reagieren) wenn - was 
hoffentlich nie passiert - etliche To­
desfällelbeim Einsatz deutscher Sol­
daten "uf dem Gebiet des ehemali­
gen Jugoslawien zu verzeichnen 
sind? 

Außerdem: Warum überhaupt 
mehr Öffentlichkeit in der sicher­
heitspolitischen Diskussion? Über­
zeugende Antworten darauf gab der 
Marburger Politikwissenschaftler 
Wilfried von Bredow: "Vor dem Hin­
tergrund relativ knapper werdender 
öffentlicher Mittel konkurrieren die 
verschiJdenen Ressorts des politi­
schen Systems zunehmend hälter 
um Haushaltsanteile. Militäl;sche 
Sicherheits politik hat es dabei we­
gen einer zu beobachtenden Erwei­
tenmg des Konzepts von Sicherheit 
gar nicht einfach. Kürzungen der 
Militärhaushalte waren nach dem 
Ende des Ost-West-Konflikts ange­
sagt, völlig zu Rech t. J etzt ist die 
Frage: Wie weit kann man hier ge­
hen?" Härter als in Zeiten der 
Blockkonfrontation muss die Si­
cherheitspolitik um ihr Geld ringen, 
also aucp in der Öffent lichkeit argu­
mentier~n. Und "Heutzutage sind 
sehr viel mehr Menschen und Grup­
pen an ~ sicherheitspolitischen Vor­
gängen fiirekt oder indirekt beteiligt 
als zu Zeiten, in denen Sicherheits ­
politik :eine au sschließliche zwi­
schen-sfaatliche Domäne war. I' Da­
her nehme - so von Bredow - auch 
die Aufgabe der Vermittlung rele­
vanter Themen durch eine öffentli­
che Di~kussion zu. Einsehbarkeit 
und Transparenz seien Leitwerte ei­
ner em&nzipatorischen Demokratie. 
Diese Leitwerte könnten auf Dauer 
nicht neutralisiert werden. Hierzu 
kommt aus von Bredows Sicht noch, 
dass Sicherheitspolitik "langsam, 
aber urlaufbaltsam transnationali­
s iert witd . Damit wird der normati­
ve Anspruch, es unter ziviler Kon­
troBe zh halten, eher noch ver­
stärkt. " I 

Im Gegensatz zu anderen Teil­
nehmer~ sah von Bredow die große 
äffen tliche Debatte der frühen 80er 

J ahre über den NATO-Doppel­
beschluss durchaus kritisch: "Gera­
de in Zeiten politischer Polarisie­
rung ist die öffentliche Auseinan­
dersetzung zwar randscharf, was 
'Freund ' und 'Feind' betrifft, aber 
diffus bezüglich der Argumentatio­
nen." 

Auch der Politikwissenschaftler 
Ulrich Sarcinelli von der Univer si­
tät Koblenz warnte vor "einem idea­
lisierten Bild des mündigen Bür­
gers" . Er verwies auf die Rolle der 
Medien bei der Wahrnehmung und 
sah dabei die Medien häufig auch als 
"Wu·klichkeitserzeuger". Immer 
mehr werde, so Sarcinelli, Legitima­
tion durch Kommunikation herge­
stellt. Langfristig konstatierte er 
eine systeruverändernde Entwick­
lung "von der repräsentativen zur 
präsentativen Demokratie". Medi­
enpräsentation werde so zur Bedin­
gung von Machtgewinn und Macht­
erhalt in der (Tele-lDemokratie, 
Telegeni tät zum Auswahl1.-riterium 
von politischen Führungsfiguren. 
Diese Entwicklung könnten wir 
auch in der Bundesrepublik beoh­
achten, einschließlich eines Phäno­
mens, das Sarcinelli "Talkshow­
isierung" nennt. Damit werden 
Saehprobleme in der Regel zu 
Selbsterfahrungsproblemen, die De­
finition von Interessen verkomme 
zu Deklamationen von Betroffen­
heit. Sareinellis Hauptthese lautet 
deshalb: "Wir erleben eine Ge­
wichtsverschiebung von Institutio­
nen zum Medialen". Er sieht also ei­
nen Bedeutungsgewinn der Medien­
logik, eine schleichende System­
veränderung durch Anpassung an 
die Erfordernisse der Medienwelt. 
Auch dadurch verlören Außen- und 
Sicherheitspolitik ihre exklusive 
Stellung und würden "vergesell­
schaftet". Hierin liege die Kernfrage 
für sicherheitspolitische Entschei­
dungsprozesse in der Zukunft: Wie 
sehr lässt sich Sicherheitspolitik 
"vergesellschaften" und wieviel De­
legation von Verantwortung brau­
chen wir weiterhin? Oder gar: 
Macht die "Mediendemokratie" ­
die "Telekratie" - eventuell die De­
legation von Verantwortung zuneh­
mend unmöglich und stellt damit 
die Existenz von demokratischen 
Systemen infrage? Ohne Wandel 
stirbt eine Demokratie, zu viel 
könnte eine andere Gesellschafts­
form schaffen, die nach heutigen 
Maßstäben nicht mehr demokra­
tisch zu nennen wäre. 0 
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Peace-Keeping aus einem Guss 


Zusammenarbeit der Bundeswehr mit 
Hilfsorganisationen bei Peace-Keeping-Einsätzen 

Klaus Liebetanz 

Zunahme von " komplexen" 
Katastrophen 

Nach Beendigung des Kalten 
Krieges keimte kurzfristig die 
Hoffnung auf, man werde interna­
tionalen Konflikten in kollektiver 
Anstrengung der Völkergemein­
schaft mit friedlichen Mitteln el'­
folgreich begegnen können. Diese 
Hoffnung hat getrogen . 

Allein seit 1987 mussten die 
Vereinten Nationen über zwanzig 
Friedensoperationen durchführen, 
bei denen Streitkräfte in ihrem 
Auft rag in unterschiedlichen For­
men der Friedenssicherung betei­
ligt waren. 

Häufig konnte humanitäre Hil­
fe für die betroffene Bevölkerung 
nur geleistet werden, wenn inter­
nationale Streitkräfte im Auftrag 
der Vereinten Nationen eine ge­
wisse Durchführbarkeit garantier­
ten, wie zum Beispiel in Somalia 
u nd Ex-Jugoslawien. 

Daraus ergab sich zwangsläufig 
eine enge Zusammenarbeit zwi­
schen den VN-Streitkräften und 
den zivilen Akteuren der interna ­
tionalen humanitären Hilfe, wie 
den 

VN-Organisationen (UNHCR 
u.a.) , 
den supranationalen Hilfsorga­
nisationen (IKRK und die Fö­
deration der Rotkreuz- und 
Rothalbmondgesellschaften), 

• 	 den großen internationalen 
Hilfsorganisat ionen (Save the 
Children Fund, OXFAM, Mede­
eins sans Frontieres u.a.) 
und den zahllosen NGO's und 
GO's. 

1994 wurden allein in Ruanda 351 
internationale Hilfsorganisation en 
registriert. 

Die "Agenda for Peace H (Pro­
gramm für den Frieden) des Gene­
ralsekretärs der Vereinten Natio­
nen, Boutros-Ghali, von 1992 sieht 
in allen Phasen des Friedens ­
prozesses eine enge Zusammenar­

beit der VN-Streitkräfte mit den 
zivilen Hilfsorganisationen vor 
(vgJ. besonders die Nummern 29 
und 30). 

Vorurteile zwischen zivilen deut­
schen Hilfsorganisationen und 
der Bundeswehr abbauen 

Während andere westliche Na ­
tionen wie die USA und England 
ein völlig unverkrampftes Verhält ­
nis zwischen ihren Streitkräften 
und ihren großen zivilen Hilfsor­
ganisationen haben, gab es in 
Deutschland erhebliche Irritatio­
nen zwischen diesen Gruppierun­
gen. Dies lag u.a. an dem deut­
schen Sonderweg. 

Nach der Wiedervereinigung 
drängte Deutschla nd auf die inter­
nationale Bühne, nicht zuletzt um 
als drittgrößter BeitragszahIer der 
Vereinten Nationen einen Sitz im 
Sicherheitsrat zu erhalten. Aus in­
nenpolitischen Gründen wurden 
die ersten VN-Einsätze in Kambo­
dscha und Somalia von der Bun­
desregierung als "rein humanitäre 
Einsätze" durchgeführt und mit 
erheblichen, sehr kostenaufwendi­
gen humanitären Komponenten 
versehen . 

Dies führte zwangsläufig zu 
Spannungen mit den deutschen zi­
vilen Hilfsorganisationen, welche 
in der Bundeswehr einen neuen 
potenten, ausschließlich staatlich 
subventionierten Konkurrenten 
auf dem "Markt der Barmherzig­
keit" sahen. 

Aus diesem Grunde war es 
nicht verwunderlich, dass sich die 
Bundeswehr vergeblieb darum be­
mühte, eine geeignete deutsche 
Hilfsorganisation zu finden, die 
bereit gewesen wäre, die Funktion 
des Sanitätspersonals der Bundes­
wehr im Krankenhaus von Belet 
Huen (Somalia) zu ühernehmen. 

Spätestens 1997, wenn sich die 
Bundeswehr mit regulären Kampf­

truppen an SFOR beteiligt, wird 
sie damit ihren Normalisierungs­
prozess abschließen. Im Deutschen 
BWldestag gibt es heute keine nen­
nenswerten politischen Gruppie­
rungen, die dem entgegen stehen . 

Nach Auffassung des Finanz­
ministers hat die Bundeswehr alle 
künftigen Einsätze im Auftrag der 
Vereinten Nationen aus ihrem lau­
fenden, bereits jetzt schon sehr 
eng geschneiderten Haushalt zu 
bezahlen. Dies wird zwangsläufig 
dazu führen, dass sich die Bundes­
wehr in der Zusammensetzung ih­
rer VN-Einsatzkräfte auf den rein 
militä.rischen Auftrag konzentrie­
ren muss. 

Auf Zusammenarbeit angewiesen 
- Kein Unterstellungsverhältnis 

Um den komplexen Anforde­
rungen der humanitären Hilfe in 
K.risengebieten zu entsprechen , 
die Experten als das o.a. Kontinu­
um verstehen , sind Streitkräfte 
und Hilfsorganisationen auf Zu­
sammenarbeit angewiesen. 

"Au f Zusammenarbeit ange­
wiesen" begründet expressis ver­
bis kein Unterstellungsverhältnis. 
Dies setzt auf beiden Seiten reife 
Führungs-/Leitungspersönlichkei­
ten voraus. Die gelegentlich von 
Offizieren geäußerte Auffassung 
"Einer muss doch das Sagen ha­
ben, sonst geht es drunter und 
drüber", verkennt den Charakter 
moderner Vernetzung. 

Der Hohe Flüchtlingskommis­
sar (UNHCR) arbeitet seit Jahren 
erfolgreich mit Hunderten von in­
ternationalen Hilfsorganisationen 
zusammen, ohne dass sich daraus 
ein Unterstellungsverhältnis be­
gründet hätte. 

Wichtig erscheint, dass sich bei­
de Seiten gründlich mit dem Inhalt 
der nAgenda for Peace" auseinan­
der gesetzt haben (vgl. "Nicht Sie­
gen , sondern Dienen - Agenda for 
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Peace und die neue das der BundeswehrUnterschiede bei humanitären Einsätzen 
Rolle der Bundes­ weltweite militärische 

von Streitkräften und von zivilen Hilfsorganisationen webr", Die Bundes­ Einsätze im Rahmen 
wehr 10/94). kollektiver Sicherheits­

Das Heeresfüh- Militär ZMIe Hilfsorgoilisofion bündnisse erlaubt, so­
rungskommando in Ka­ fern der Deutsche Bun­
blenz gibt in seinem Ta­ z~ifli c;:h begrenzt !kurzer Einsatz) angemessene Hilfe vollzieht sicn in destag mit einfacher 
schenbuch "Humanitä­ vier Phasen: Soforthilfe. Oberlebenshilfe.. Mehrheit zustimmt, 
re Hilfe im Ausland" Wiederaufbau und Prävenlion hat sich die Diskussion 
ausgezeichnete Anre­
gungen fur die "Zusam­ -. 

(Konlinuumi. . 
Dauer: Monate, Jahre 

versachlicht und die 
Zusrunmenarbeit deut­

menarbeit nrit Hilfs­ weitgehend auf sich gestellt, Zusammenarbeif mit Partnern; lich verbessert. 
organisationen (NGO's) 
im Einsatzland " (Anla­
ge 5 zu o.a. Taschen­
buch) und steht unter 

autark, 
"HQst Nanon Support" wird 
Qngestrebt 

Nutzung von lokalen Ressourcen; 
Ziel; Defizite beim Partner. vor Ort 
mindern und vorhandene Kräfte 
und-F6higkeiten sfärken 

Nach der Neustruk­
turierung des THW 
1995 gehört die techni­
sche Hilfe im Ausland 

dem Motto "Ergänzen, 
nicht verdrängen". hc:hertechnischer Stand 

IHigh-Techl 
angepasste Technologie; 
Dritte-Welt-Standard, damit 
anschließend yon lokoleil Partnern 
weitergearbeitet werden kann 

zur gleichwertigen ge­
setzlichen Aufgabe 
(THW-HelfRG §l (2)). 
Die Einsatzpotentiale 

Wer könnte mit des THW wurden deut­
der Bundeswehr personali ntensiv, wenige ·Spezialisten •. lich verbessert und für 
zusammenarbeiten? Einsatz geschlossener Verbände; möglichst wenig aUSWärtiges Personal, den Auslandseinsatz 

, lokale Kräfte nur zu Hilfsdiensten Zusammenarbeit mit lokal~n Kräften professionalisiert. 
Die bisherige Dis­

kussion zu diesem The­
ma hat gezeigt, dass 

Mifitäreinsölze sind häufig 
geberorienliert 

. zivile Hilfe ist an der Not der betroffenen 
Personen orientiert 

Damit ist die Bun­
desanstalt Technisches 
Hilfswerk der natürli­

mittlere Hilfsorganisa­ che Ansprechpartner 
tionen wie der Malte­
ser-Hilfsdienst (MHD), 
die Johanniter-UnfaJI­

Mililäreinsätze sind relativ leuer relativ geringe Kosten der Bundeswehr für 
Fragen der technischen 
Überlebenshilfe für die 

Hilfe (JUH) und der 
Arb eiter- Samariter ­

Militör vertriM auch das nationale 
Interesse des Entsenderstacrtes 

keine.politische. ethnische und religiöse 
Vorbedingungen 

betroffenen Bevölke­
rung und des Wieder­

Bund (ASB) am ehe­ aufbaus in Konfliktge­
sten bereit sind, mit 
der Bundeswehr zu­
samm enzua rbeit en . 

MilitäTeinsälze bedürfen 
zeitraubender diplomatischer 
Verh<U1dtungen 

Zivile Hilfe kann relonv unkompliziert 
gewährt werqen 

bieten. 
Eine wesentliche 

Voraussetzung für die 
Das liegt zum Teil an Beteiligung des THW 
der Tataache, dass und der zivilen Hilfsor­
wichtige EntscheidungsträgBr die­ hungen zwischen dem DRK und ganisationen ist allerdings die Ge­
ser Organisationen ehemalige Be­ der Bundeswehr (Material- und währleistung einer angemessenen 
rufssoldaten oder Reserveoffiziere Expertenaustausch). und ausreichenden Sicherheits­
sind und die Bundeswehr als ein Wegen seiner intensiven lang­ lage. 
wichtiger und potenter Partner im jährigen Zusammenarbeit mit dem 
Einsatzgebiet gilt. IKRKist das DRKjedoch in beson­

Das Deutsche Rote Kreuz derer Weise geeignet, humanitäre Schlussfolgerungen für die Bun­
(DRK) hat dagegen wegen seines Aktionen in Abstimmung mit der desregierung 
Grundprinzips der Neutralität er­ Bundesregierung in schwierigen 
hebliche Vorbehalte, im Ausland Krisengebieten auszuführen , wo Da sich die Bundeswehr bei ih­
am Einsatzort direkt mit der Bun­ ein direktes Agieren des Bundesre­ ren zukünftigen Einsätzen im Auf­
deswehr zusammenzuarbeiten. gjerung llilmöglich ist, wie z.B. in trag der Vereinten Nationen schon 

Zudem ist das DRK als Teil der Tschetschenien. aus finanziellen Gründen auf den 
internationalen Rotkreuzbewe­ In den vergangenen Jahren hat rein militärischen Auftrag konzen­
gung in Konfliktgebieten eng in es zwischen der Bundesanstalt trieren wird, muss sich die Bun­
der Arbeit des Internationalen Ko­ Technisches Hilfswerk (THW) und desregierung darum bemühen, 
mitees vom Roten Kreuz (lKRK) der Bundeswehr erhebliche Be­ deutsche zivile Hilfsorganisatio­
und in anderen Katastrophenge­ rührungsängste gegeben, weil sie nen und das Technische Hilfswerk 
bieten in der Arbeit der internatio­ die direkten staatlichen Konkur­ schon im Vorfeld bei der Planung 
nalen Föderation der Rotkreuz­ renten im Bereich der humanitä­ und bei der Durchführung einer 
und Rothalbmondgesellschaften ren Auslandshilfe sind. Zu diesen Friedensrnission zu beteiligen, da­
eingebunden (vgl. Principles and Irritationen hat insbesondere das mit eine angemessene und not­
Rules for Red Cross ruld Red betont humanitäre Auftreten der wendige humanitäre Hilfe an der 
Crescent Disaster Relief). Bundeswehr geführt, das wie o.a. betroffenen Zivilbevölkerung si ­

In Deutschland gibt es dagegen innenpolitische Gründe hatte. Mit chergestellt werden kann. Auch 
enge und freundschaftliche Bezie- dem BVG-Urteil vom 12. Juli 1994, nach Abzug der Streitkräfte soll te 
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Hilfe zur Selbsthilfe geleistet wer­
den, damit ein nachhaltiger Frie­
densprozess eingeleitet werden 
kann . 

Dies setzt eine im Bundeskabi­
nett beschlossene konzertierte Ak­
tion der Bundesminister des Äuße­
ren, der Verteidigung, der Wirt­
schaftlicben Zusammenarbeit und 

Entwicklung und des Innern 
(THW) voraus. Profilierungsver­
suche einzelner Ministerien wer­
den sich in einer Koalitionsregie­
rung nicht gänzlich vermeiden las­
sen . Die Bundesregierung sollte je­
doch dafür sorgen, dass deu tsche 
Peace-Keeping-Einsätze in Zu­
kunft aus einem Guss sind. 0 

UNHCR fordert Mechanismen 


zur Lösung innerstaatlicher Konflikte 

Die Vereinten Nationen müs­

sen nach Ansicbt der Vertreterin 
des UN-Flüchtlingskommissariats 
(UNHCRl in Deutschland, Juilith 
Kumin! einen Mechanismus zur 
Lösung innerer Konflikte entwik­
keIn . Da sich heute die meisten 
Auseinandersetzungen innerstaat­
lich abspielten, müsse langfristig 
zur Lösung von Menschenrechts­
problemen ein Eingreifen in die in­
neren Angelegenheiten möglich 
sein, sagte Kumin am 30. Juli 1997 
in einem Interview der Katholi­
schen Nachrichten-Agentur (KNAl 
in Bonn. Zudem sei end lieb eine 
einheitlichere europäische Flücht­
lingspolitik erforderlich. Die sehr 
unterschiedliche Entscheidungs­
praxis innerhalb Europas müsse 
harmonisiert und ein System des 
Lastenausgleichs angestrebt wer­
den. 

Im Blick auf Deutschland kriti­
sierte Kumin die "Verengung des 
Flüchtlingsbegriffs auf staatliche 
Verfolgung". Da immer mehr 
Flüchtlinge aus Bürgerkriegslän­

dern kämen, in denen der Staat 
faktisch nicht mehr existiere, müs­
se es für diese Menschen einen 
Sonderstatus geben. Notwenilig 
sei auch ein zeitbegrenzter Schutz­
status für Personen, ilie in Folge 
innerer Konflikte von nicht-staat­
lichen Akteuren gefährdet seien . 
Sorge bereitet Kumin nach eige­
nen Angaben auch die wachsende 
Verbreitung der so genannten Dritt­
staatenregelung nach deutschem 
Muster. "Immer mehr sichere Dritt­
staaten denken sich, wenn Deutsch­
land mi t uns Rückübernahmeab­
kommen schließt, dan n können 
wir das auch mit unseren Nach­
barn machen", 50 die UNHCR-Ver­
tretel'in. Immer schwerer lasse sich 
sicherstellen, dass jeder , der etwa 
in der Ukraine lande, ein faires 
Verfahren bekomme. - Die Ameri­
kanerin Judith Kumin schied zum 
1. August nach vierjahriger Tätig­
keit turnusgemäß aus ihrem Amt. 
Neue UNHCR-Vertreterin in 
Deutschland wurde die Britin 
Anne Dawson-Shephard. (KNAl 

Staatsmänner für universale Erklärung 


der Menschenpflichten 

Für eine "Universale Erklärung 

der Menschenpflichten" durch die 
Vereinten Nationen haben sich füh­
rende Staatsmänner aus aller Welt 
ausgesprochen. In einer Welt, die 
durch Globalisierung rapide umge­
staltet werde, seien gemeinsame 
ethische Standards dringend erfor­
derlieb, heißt es in einer am 4. Sep­
tember in Bonn verbreiteten Erklä­
rung des InterAction Counci!. Ein 
Entwurf einer allgemeinen Erklä­
rung sei an alle gegenwärtigen Re­
gierungschefs und an den UN-Ge­
neralsekretar gesandt worden. 

Das Projekt ist ein Zusammen­
schluss früherer Staats- und Regie­
rungschefs, der unter anderem 
Jimmy Carter , Oscar Arias, Shimon 
Peres, Maleolm FraseI' und Helmut 
Schmidt angehören. Es wurde 1987 
auf Initiative des inzwischen ver­
storbenen japanischen Premienni­
nisters Takeo Fukuda gestartet. 

Die InterAction Council sieht 
eine globale Regelung der Men­
schenpflichten nach eigenen Anga­
ben "als eine notwendige Ergän­
zung und Bekräftigung" der uni­
versalen Erklärung der Menschen-

Robinson neue 
Hochkommissarin 

für Menschenrechte 

Die ehemalige irische Präsidentin 
Mary Robinson hat am 15.09.1997, 
ihr neues Amt als UNO-Ho ch­
kommissarin für Menschenrechte 
in Genf angetreten. Ziel ihrer Ar­
beit sei vor al lem, Sprachrohr der 
Opfer von Menschenrechtsverlet­
zungen zu sein , erklärte Robinson 
bei ihrer Ankunft im UNO-Gebäu­
de. Sie sei sehr entscblossen. ihr 
Mandat zu erfüllen und die Füh­
rung in Fragen der Menschenrech­
te zu übernehmen. 

Robinson war erst am 12.09. 1997 
als Präsidentin Irlands zwiickgetre­
ten. Der Rücktritt drei Monate vor 
Ablauf ihrer siebenjährigen Amts­
zeit war notwendig geworden, weil 
UNO-Generalsekretär Kofi Annau 
ihre Anwesenheit bei der bevorste­
henden Generalversammlung in 
New York gewünscht hatte. Robin­
son, die als engagierte Verfecbterin 
der MenscbeIU'echte gilt, ersetzt 
Jose Ayala Lasso, der nach seiner 
Berufung zum ecuadorianischen 
Außenminister bereits im Frühling 
zurückgetreten war. Lasso war von 
Nichtregierungsorganisationen 
(NGOl immer wieder vorgeworfen 
worden, sich nicbt genug für die 
Menschenrechte einzusetzen. 

Bei dem UNO-Hochkommissa­
riat für Menschenrechte in Genf 
arbei ten zur Zeit etwa 150 Perso­
nen. 150 weitere Mitarbeiter sind 
in Krisengebieten als Menscben­
rechts beobachter tätig. (KN A) 
rechte von 1948. Ziel müsse es sein 
Freiheit und Verantwortung in ei~ 
Gleichgewich t zu bringen und ein 
Umdenken zu bewirken. Der 19 
Punkte umfassende Entwurf der 
ehemaligen Regierungschefs ist 
nach Angaben des InterAction 
Council gegliedert in gnmdsätzli­
ehe "fundamentale Prinzipien für 
Humanität", "Gewaltlosigkeit und 
Achtung vor dem Leben", "Gerech­
tigkeit und Solidarität", "Wahrhaf­
tigkeit und Toleranz" sowie Ge­
genseitige Achtung und Part~er­
schaft". 

Zu den Beratern des Projekts ge­
hören unter anderem der Wiener 
Kardinal Franz König und der Tü­
binger Theologe Hans Küng. (KNAl 
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Wissenschaftler: Weltweit mehr Konflikte durch Wassermangel 
.. 

Kostbarer als 01 

Die weltweite Wasserkrise wird 
sich nach Auffassung von Wissen­
schaftlern weiter verschärfen und 
international vermehrt Konflikte 
um Süßwasser auslösen. Die inter­
nationale Gemeinschaft müsse 
deshalb einen weltweiten Verhal­
tenskodex und ein Aktionspro­
gramm zum Schutz der Wasser­
reserven verabschieden, forderte 
der "Wissenschaftliche Beirat der 
Bundesregierung Globale Umwelt­
veränderungen " (WBGU) in sei­
nem am 16. Juli 1997 in Bonn ver­
öffentlichten Jahresgutachten. Im 
Rahmen der Vereinten Nationen 
sollten verschiedene U mwelt-Or­
ganisationen zu einer schlagkräfti­
gen "Organisation für nachhaltige 
Entwicklung" verschmolzen wer­
den. Die internationale Gemein­
schaft müsse einen Verhaltens­
kodex und ein Aktionsprogramm 
zum Schutz der Wasserreserven 
verabschieden. Grundwasservor­
kommen und Süßwasser-Lebens­
räume müssten geschützt und die 
Einrichtungen zur Wasserver- und 
-entsorgung modernisiert und aus­
geweitet werden. 

Im Einzelnen schlägt der Jah­
resbericht die Einführung eines 
"Weltwasserpfennigs" zugunsten 
der von Wasserknappheit betroffe­
nen Regionen vor. Damit sollten 
Wasserver- und -entsorgungssyste­
me modernisiert und erweitert 
werden. En twicklungsländern mit 
Wasserknappheit sollten im Rah ­
men eines Tauschhandels Schul­
den erlassen werden, wenn sie 
Geld in Maßnahmen zur Wasser­
versorgung stecken. Die Wissen­
schaftler fordern zudem angemes­
sene Preise für Süßwasser, die die 
Knappheit dieses Gutes widerspie­
geln . Gleichzeitig müsse aber die 
Versorgung der Armen gewährlei­
stet sein. Wasserbauliehe Großpro­
jekte sollten nach Aussagen des 
Beirats nur nach sorgfältiger Ab­
wägung der sozialen und ökologi­
schen Folgen beschlossen werden. 

Mehr als 97 Prozent der Was­
servorräte auf dem "Blauen Plane­
ten" fließen in den Weltmeeren, 
zwei Prozent ruhen in Gletschern 

und im Polareis. Weniger als ein 
Prozent steht als Süßwasser­
reservoir zur Verfügung. Das wür­
de ausreichen, um alle Menschen 
auf der Welt zu versorgen - wenn 
es gleichmäßig verteilt wäre und 
nicht durch unzureichende Tech­
nik verschwendet würde. Doch 
nach Angaben des Beirats müssen 
schon heute 26 Länder als 
"wasserknapp" bezeichnet werden. 
Es drohe ein erbarmungsloser 
Wettbewerb vor allem in den Bal­
lungsräumen der Entwicklungs­
und Industrieländer. Die Industrie, 
so die Schätzungen der Wissen­
schaftl er, wird ihre Wasser­
entnahme bis znm Jahr 2025 ver­
dreifachen. 

Nach dem Jahresbericht wer­
den heute weltweit 40.000 Stau­
dämme betri eben. Täglich wird ein 
neuer fertig gestellt - mit teilweise 
verheerenden ökologischen Konse­
quenzen. Der Inhalt aller Stauseen 
beträgt zehn Trillionen Liter - das 
ist das fünffache Volumen aller 
Flüsse der Erde. Doch trotz dieser 
technischen Wunderwerke haben 
zwei Mill iarden Menschen keinen 
Zugang zu geeignetem Trink- und 
Sanitärwasser und sind damit 
etwa für Cholera, Typhus oder 
Wurmkrankheiten anfällig. Welt­
weit werden nur flinf Prozent der 
Abwässer gereinigt. Verseuchtes 
Wasser ist damit KrankheitselTe­
ger Nummer eins. Jallrlich sterben 
fünf Millionen Menschen durch 
verunreinigten Trinkwasser. Die 
Weltgesundheitsorganisation ver­
weist darauf, dass alle acht Sekun­
den ein Kind an den Folgen der 
Wasserverschmutzung stirbt. 

Fünf Millionen Tote durch verun­
reinigtes Wasser 

Nach dem Bericht leben derzeit 
rund zwei Milliarden Menschen 
ohne Zugang zu sauberem Trink­
und Sanitärwasser. Weltweit wer­
den nur fünf Prozent der Abwäs­
ser gereinigt. Infolgedessen leidet 
die Hälfte der Bevölkerung in den 
En twicklungsländern an elner 
wasserbedingten Krankljeit. Jähr­

lich sterben fünf Millionen Men­
schen durch verunreinigtes Trink­
wasser. Der Beirat weist gleichzei­
tig darauf hin, dass die N ahrungs­
mittelproduktion wesentlich von 
den SüßwasservolTäten abhängt. 

Viele Länder kommen ohne 
künstliche Bewässerung nicht aus. 
Die Landwir tschaft verwendet 70 
Prozent des weltweiten Wasser­
verbrauchs . Doch wer zn viel be­
wässert, bewirkt hohe Schäden: 
N ach Schätzungen sind 15 Millio­
nen Hektar Ackerland in den Ent­
wicklungsländern aufgrund zu ho­
hen Salzgehaltes nur begrenzt 
fruchtbar. 

"Am katastrophalsten" ist die 
Lage nach Angaben der UNO in 
den Ländern südlich der Sahara. 
Die steigende Bevölkerungszahl 
mache dort jeden kleinen Fort­
schritt in der Trinkwasserversor­
gung zunichte. In einigen Dürre­
gebieten habe sich clie Versorgung 
mit dem kostbaren Nass in den 
vergangenen 40 Jahren um 65 Pro­
zent verschlechtert. Nicht viel bes­
ser geht es den zahlreichen Flücht­
lingen in Afrika: Unterernährung 
und Wassermangel verursachen 
nach Angaben der Weltgesund­
heitsorganisation in den Lagern in 
Somalia, Äthiopien und Sudan 
eine 60-mal so hohe Todesrate wie 
unter der Normalbevölkerung. Im 
Nahen Osten , besonders am Nil, 
an Euphrat und Tigris sowie am 
J ordan bleibt das Wasser ein Zank­
apfel, der über Krieg und Frieden 
entscheiden kann. In 50 Jahren 
",erde Wasser wichtiger sein als 
01, heißt es bei der UNO. 

Der WGBU wurde 1992 als 
Beratergremium der Bundesregie­
rung gegründet; ihm gehören 
zwölf Wissenschaftler aus den Be­
reichen Naturwissenschaft, Öko­
nomie und Recht an. (KNA) 
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89 Staaten billigen Vertrag 

89 Staaten, darunter die Bun­
desrepublik Deutschland, haben 
am 18. Septemher 1997 in Oslo ei­
nen Vertrag über ein weitreichen­
des Verbot von Anti-Personen-Mi­
nen angenommen. Der Vertrag 
sieht ein vollständiges Verhot der 
Produktion, des Handels und der 
Anwendung aller Anti-Personen­
Minen ohne geographische Aus­
nahmen und ohne Übergangsfris­
ten vor. Der jetzt verhandelte Ver­
tragsentwurf soll im Dezember im 
kanadischen Ottawa unterzeich­
net werden. Weltweit sind nach 
Scbätzungen mehr als 100 Millio­
nen Landminen vergraben. Jähr­
lich werden mehr als 20.000 Men­
schen, vor allem Kinder, Opfer der 
Waffen. 

Die wichtigsten Herstellerlän­
der Russland, China, Pakistan und 
Indien sind an dem Abkommen 
nicht beteiligt. 

Die USA hatten sich aus dem 
Verhandlungsprozess zurückgezo­
gen, weil sie mit ihren Vorschlägen 
über Ausnahmeregelungen beim 
Minenverbot gescheitert waren. 

Die USA hatten bis zuletzt ver­
langt, eine Kündigungsmöglich­
keit für die Konvention für den 
Konfliktfall sowie eine neunjähri­
ge Frist bis zur Unterzeichnung 
des Vertrages durchzusetzen. Au­
ßerdem wollten sie Ausnahmen für 
so genannte Mischwaffen durch­
setzen, bei denen Anti-Panzer-Mi­
nen und Anti-Personen-Minen zu­
sammen verschossen werden. 

Kirchen begrüßen Minen-Verbot 

Unterdessen begrüßte der Vati­
kan das Zustandekommen des Ver­
trages über das Verhot der Anti­
Personen-Minen. Der Vertrag ent­
spreche dem langjährigen Wunsch 
des Papstes nach einem totalen 
Verbot dieser Waffen, sagte der 
Leiter der vatikanischen Delegati­
on bei der Osloer Konferenz, Alain 
Lebeaupil}, gegenüber Radio Vati­
kan. Die Ubereinkunft weise zwar 
einige Mängel auf, doch habe sie 

DISKUSSIONEN UM LANDMINEN: 

Osloer Vertrag über Verbot von 
ANTI-PERSONEN-MINEN 

den Vorteil, tatsächlich zu existie­
ren. Diejenigen Staaten, die wie 
Russland oder die USA den Ver­
trag noch nicht unterzeichnet bät­
t en, könnten sich dennoch an ihm 
orientieren und ihn in Zukunft un­
terzeichnen. 

Auch die katholische und die 
evangelische Kirche in Deutscb­
land haben das in Oslo vereinbarte 
Verbot von Anti-Personen-Minen 
begrüßt. Der Pressesprecher der 
Deutschen Bischofskonferenz, Ru­
dolf Hammerschrnidt, erklärte am 
18.09.1997 auf Anfrage in Bonn, 
der Vertrag sei ein großer Fort­
schritt für die Humanität. 

Der Ratsvorsitzende der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland 
(EKD), Landesbischof Klaus Engel­
hardt, bezeichnete das Verbot als 
gute Nachricht insbesondere für 
die Menschen in den Bürgerkriegs­
regionen. Die christlichen Kirchen 
seien durch ihre Hilfswerke mit 
den verheerenden Folgen der Land­
minen in den Ländern der Dritten 
Welt konfrontiert, unterstrich er. 
Diese Länder seien auf Hilfe und 
auf Wiedergutmachung für die 
Produktion und den Export von 
Landminen angewiesen. 

Übereinstimmend hofft man 
darauf, dass das Übereinkommen 
auch andere Staaten wie die USA 
oder Russland dazu bringe, die 
Landminen zu ächten. 

Vatikan trill Waffen konvention bei 

Der Vatikan war übrigens erst 
im Juli 1997 - siebzehn Jahre nach 
ihrem In-Kraft-Treten - der Kon­
vention der Vereinten Nationen 
gegen besonders heimtückische 
konventionelle Waffen, zu denen 
auch Landminen gehören, beige­
treten. Wie der vatikanische Pres­
sesaal mitteilte, hatte der ständige 
Beobacbter des Heiligen Stuhls bei 
den Vereinten Nationen, Erzbi­
schof Martino, bei den Vereinten 
Nationen in New York ein Doku­
ment hinterlegt. Martino wies 
auch darauf hin, dass der Vatikan 
mit diesem Schritt die internatio­
nale Staatengemeinschaft in ihrem 
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Bemühen stärken wolle, menschli­
che Leiden zu mindern. Mit dem 
Beitritt zu der Waffen-Konvention 
von 1980 hatte der Heilige Stuhl 
noch vor der Osloer Konferenz sei­
nen Wunsch bekräftigen wollen, 
dass die Staaten baldmöglichst zu 
einem internationalen Abkommen 
über das totale Verbot von Land­
minen kommen sollten. Mit dem 
Beitritt zu der Konvention wollte 
der Vatikan a!l jene Bemühungen 
unterstützen, die sich für ein voll­
ständiges Verbot der Landminen 
engagierten. 

Kinkei : Keine weitere Zulassung 
von High-Tech-Mien 

Ebenfalls vor der internationa­
len Konferenz zum Verbot von 
Anti-Personen-Minen in Oslo h at 
sich Bundesaußenminister Klaus 
Kinke! (FDP) gegen die weitere Zu­
lassung von High-Tech-Minen aus­
gesprocben. 

Der Außenminister bestellte 
Anfang September den früheren 
Beauftragten der Bundesregierung 
für Fragen von Abrüstung und Rü­
stungskontrolle, Friedrich Ruth, zu 
seinem persönlichen Beauftragten 
für Fragen zu Antipersonenrninen. 

Kinkel will sich besonders für 
Weiterentwicklung und Erprobung 
mechanischer Räurnverfahren ein­
setzen. Bei weltweit mehr als 100 
Millionen verlegter Minen seien 
dringend schnellere und weniger 
gefahrliche Methoden der Beseiti­
gung notwendig als die herkömmli­
che Handsuche. Deutschland wolle 
sich vermehrt dabei engagieren, 
Minenräumschulen einzurichten 
und die gezielte Ausbildung von Mi­
nenräumern vor Ort zu unterstüt­
zen. Kinkel verwies darauf, daß die 
Bundeswehr im Rahmen ihres 
SFOR-Einsatzes in Bosnien-Herze­
gowina bereits mehr als 50 Kilome­
ter Straßen und Wege von Minen 
geräumt habe. (PS nach KNA) 

Der folgende Beitrag von Manfred 
Merk, Oberstleutnant und Referent im 

BMVg {UT Pionierausrüstung, soll ne­

ben der Vermittlung von Sachkenntnis 

zur Minenfrage auch die ethische Seite 

eines Einsatzes dieses Kampfmittels be­

leuchten. 

> > s.a. AUFTRAG 226, S. 60 f, "Do­

kumentation zur Landminen-Proble­

matih u 

. 
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MINEN - vom Defensivkünstler zum Teufelszeug 


Manfred Merk 

Seit einigen Jahren zieht sich 
ein Thema durch die öffentliche 
und veröffentlichte Diskussion, 
dessen Hauptdarsteller auch unse­
ren Außenminister zu der Aussage 
anregte: "Dieses Teufelszeug muss 
weg" . Nun sind solclie Aussagen 
weder einer sachlichen Diskussion 
förderlich noch lösen sie ein welt­
weit real existierendes Problem: es 
geht um Minen. 

Kaum eine Monat vergeht, 
ohne dass nicht irgendwo auf der 
Welt eine so genannte "Land­
minenkonferenz" stattfindet. An­
gesichts der Tatsache, dass welt­
weit über 100 Millionen verlegte 
und/oder verstreute Minen die 
körperliche Unversehrtheit von 
Menschen - unterschiedslos die 
von Zivilis ten und Soldaten - be­
drohen, sicherlich verständlich. 
Denn täglich werden Menschen 
auf allen Kontinenten durch Mi­
nen verletzt, verstümmelt oder ge­
tötet. 

Im Folgenden soll der Versuch 
unternommen werden, die Mine 
aus dem Blickwinkel eines Solda­
ten und Christen zu betrachten. 

1. 	Definition 

Nach dem geänderten Proto­
koll II vom 3. Mai 1996 zum VN· 
Waffenübereinkommen ist eine 
Mine ein "unter, auf oder nahe 
dem Erdboden oder einer an· 
deren Oberfläche angebrach· 
tes Kampfmittel, das dazu be­
stinnnt ist, durch die Gegen­
wart, Nähe oder Berührung ei· 
ner Person (Antipersonenmine 
/Schützenabwebrminel oder ei­
nes Falu'zeugs (Antipanzermi­
nelPanzerabwehrmine) zur Ex­
plosion gebracht zu "werden" . 

Mehr als 50 km Straßen wurden bis­
her durch das deutsche SFOR-Kontin­
gent in Bosnien von Minen geräumt. 
Das Foto zeigt den Minenräumpanzer 
"Keiler" im Einsatz bei einer Übung in 
der Lüneburger Heide. 

(Foto: Medienzentrale der Bundeswehr) 

Zwei wesentliche Aspekte sind 
meines Eracbtens in dieser Defini­
tion hervorzuheben: 
a) Die Mine ist ein Kampfmittel, 

das in der Regel im Gelände aus­
gebracht wird und durch das ei­
gentliche Zielobjekt (Schützen 
bzw. Fahrzeuge) ausgelöst wird. 
Dies bedeutet, dass deljenige, 
der die Mine einsetzt, zum Zeit­
punkt der Auslösung keinen 
Einfluss mehr auf dieses 
Kampfmittel hat. Bei den der­
zeitigen Minen kann dann nie­
mand und nichts mehr verhin­
dern, dass sie das tut, wofür sie 
konstruiert ist - sie detoniert. 

b) 	Durch die Detonation von 
Sprengstoff (= Explosion) wird 
zerstörende Sprengkraft freige­
setzt. Dabei kann dies allein die 
Wirkung sein; sie kann aber 
auch noch verstärkt werden 
durch die Wirkung von Split ­
tern, durch das Ausbilden eines 
Hohlladungsstrahls zum Durch­
stoßen von Panzerstahl etwa 
oder auch durch das Abfeuern 
einer Art Hohlladungsgranate 
über eine begrenzte Entfernung 
mit anschließendem Durch­
schuss durch Stahl. Die kon­
struktive Ausbildung der Mine 
erfolgt demzufolge angepasst 
an das eigentliche Zielobjekt. 

Nun definiert das Übereinkom­
men Minen nicht etwa, um sie ei ­
nem grundsätzlichen Verbot zu 
unterwerfen, sondern.es regelt für 
die Staaten, die das Ubereinkom­
men ratifizieren, verbindlich die 
Grenzen für den Einsatz von Mi­
nen. Bei der Festlegung der Ein­
satzrestriktionen kommt der Un­
terscheidung von Schützen- und 
Panzerabwehrminen eine beson­
dere Bedeutung zu. Die Verwen­
dung des Begriffs Landminen, der 
eigentlich übergeordnet ist, im Zu­
sammenhang mit Konferenzen, 
die ausschließlich das Verbot von 
Schützenabwehrminen bzw. nach 
allgemeinem Sprachgebrauch Anti­
personenminen zum Thema haben, 
macht deutlich, wie unklar die Dis­
kussion geführt wird - ob absicht­
lich oder aus Unkenntnis soll hier 
nicht näher betrachtet werden . 

2. 	 Panzerabwehrminen 

Panzerabwehrminen sind indu­
striell gefertigte Kampfmittel , die 
dem Zweck dienen, Fahrzeuge ­
insbesondere Kampfpanzer - nach­
haltig zu stoppen bzw. kampfunfä­
hig zu machen. 

Sie werden meist großflächig in 
Minensperren verlegt, um so dem 
Gegner die Nutzung bestimmter 
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Geländeabschnitte zu verwehren. 
Mit diesen SpelTen sollen gegneri­
sche Panzerkräfte abgenutzt wer­
den - damit werden eigene Kräfte 
gespart bzw. in ungünstigem Ge­
lände nicht gegnerischem Einwir­
ken ausgesetzt - oder sie werden 
in bestimmte Richtungen gelenkt, 
in denen die eigene Panzerabwehr 
optimal genutzt werden kann. In 
jedem Fall dienen Sperren immer 
dem Schutz der eigenen Trup­
pe. 

Panzerabwehrminen älterer, 
einfacher und billiger Bauart wur­
den/werden meist metalllos gefer­
tigt und manuell verdeckt (d.h. 
eingegraben) verlegt, um die opti­
sche Entdeckung oder auch die mit 
handelsüblichen Metalldetektor en 
zu verhindern und so ihre Sperr­
wirkung möglichst lange zu erhal­
ten . Minen dieser Generation wer­
den über Dmckzünder a usgelöst; 
dies bedeutet , dass das Ziel­
fahrzeug die Mine überfahren 
muss um sie zur Wirrung bringen. 
Diese Wirkungsweise hat zur Fol­
ge, dass solche Minen sehr dicht 
und damit in großer Stückzahl ver­
legt werden müssen . Sie sind auf­
grund ihrer einfachen Konstrukti­
on jahrelang wirksam, können 
aber mit mechanischen Räum­
mitteln im Gefecht relativ einfach 
beiseite geräumt werden 1 um mit 
Kampffahrzeugen durch eine Sper­
r e hindurch fahren zu können. 

Wirkungsweise und Räumresis­
tenz wurden im nächsten Schritt 
durch die Einführung neuer Zün­
der , die Panzer auf der gesamten 
Fahrzeugbreit e bedrohten, verbes­
sert. Damit konnte die An zahl der 
einzusetzenden Minen deutlich re­
duziert werden. Diese neuen elek­
tronischen Zünder konnten aber 
nur aus Metall hergestellt werden, 
was zwar die Detektion erleichter­
te, den suchenden Soldaten wegen 
der böheren Empfindlichkeit des 
Zünders jedoch weiter stark ge­
fährdete. Andererseits war die 
Langzeitgefäh rdung allein da­
durch schon reduziert, dass solche 
moderneren Zünder stromabhän­
gig sind und somit nur zeitlich be­
grenzt wirksam bleiben . 

Immer noch aber waren die ei­
genen Pioniere, die die Sperren ­
eigene und gegnerische - räumen 
müssen, einer extrem hohen Ge­
fahrdung beim Räumen ausge­
setzt, auch wenn Minensperren 
überwiegend nach festgelegten 

Mustet,u vel'legt und exakt 
vermessen wurden. Und immer 
noch war einmal mit Minen ge­
sperrtes Gelände sehr lange auch 
der eigenen Nutzung entzogen. 
Minen als entscheidendes Defen­
sivkampfmittel gegen überlegenen 
Panzerfeind waren andererseits 
aber unverzichtbar. 

So erfolgte als nächster und 
entscheidender Schritt die Ent­
wicklung von Minen, die sich nach 
Ablauf emer voreingestellten 
Wirkzeit entweder selbständig ab­
schalten oder sogar selbst zerstö­
ren. Diese Minen können auch ma­
schinell mit Minenverlegern sowie 
als Wurfminen mit Wurfsystemen 
über Entfernungen von etwa 100m 
ausgestoßen und auch mit Artille­
riegeschützen über viele Kilome­
ter Entfernung relativ zielgenau 
(der Autor ist Pionieroffizier l) ver­
schossen werden. Diese Fähigkeit 
zur Selbstneutralisierung diente 
zum einen der r echtzeitigen Ver­
fügbarkeit von zeitweise gesperr­
tem Gelände für eigen e Operatio­
n en , zum a ndern der Reduzierung 
der Gefahrdung der eigenen Trup­
pe, weil so die Suche nach wirk­
bereiten Minen entfällt - abge­
schaltete Minen müssen nach Ab­
lauf der Wirkzeit nur noch ..einge­
sammelt" werden. 

Das VN-Minenprotokoll leitet 
seine Regelungen aus der generel­
len Verpflichtlmg jeder Kriegs­
partei ab, " die von ihr verwen­
deten Minen zu rämnen, zu be­
seitigen, zu zerstören und zu 
unterhalten." Für hand- und ma­
schinell verlegte Minen bedeutet 
dies im Wesentlichen die Verpflich­
tung zur exakten Vermessung ein­
schließlich der Dokumentation und 
Üb erwachu ng/Ken n z eichnun g/ 
Einzäunung - in den NATO-Staa­
ten seit vielen Jahren verbindlich 
in Vorschl~ften und STANAG's 
(NATO-Standardisierungsabkom­
men) befohlen. Für fernverlegte 
Panzer abwehrminen legt das 
Minenprotokoll die Verwendung ei­
nes Selbstneutralisierungs­
bzw_ Selbstzerstörungsmecha­
nismus verbindlich fest , weil diese 
sich nicht vermessen und genau 
dokumentieren lassen . 

3. Schützenabwehrminen 

Schützenabwehrminen sind in­
dustriell gefertigte Kampfmittel, 
die dem Zweck dienen, abgesessen 
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kämpfenden Feind kampfunfähig 
zumachen. 

Sie werden zusammen mit Pan­
zerabwehrminen in großflächigen 
Sperren verlegt, um das Vordrin­
gen absitzender Infan terie zu ver­
hindern und um das manuelle Räu­
men dieser Sperren zu erschweren . 
Darüber hinaus kann stark be­
decktes Gelände (z.B. Waldgebiete 
abseits von Straßen und Wegen 
oder Buschgelände) mit Schützen­
abwehrminen so wirksam und 
nachhaltig gesperrt werden , dass 
eigene Kräfte gespart werden. 

Im Grunde existieren zwei ver­
schieden Typen : Minen mit Druck­
zündern - diese werden dadurch 
ausgelöst , dass Personen auf die 
Mine treten - und Splitterminen, 
die über einen Zugdraht ausgelöst 
werden und i.d. R. Stahlsplitter in 
alle Richtungen schleudern. 

Schützenabwehrminen werden 
manuell und verdeckt verlegt. Sie 
sind sehr häufig metallos konstru­
iert und damit nicht zu detektieren. 
Hinzu kommt noch, dass sie wegen 
der relativ geringen Sprengstoff­
menge sehr klein sein können (mit­
Wlter nur wenige Zentimeter im 
Durchmesser). Außerdem wirken 
sie aufgmnd ihres einfachen, 
stromunabhängigen Zündmecha­
nismus im Grunde unbegrenzt. 

Modernere Entwicklungen ha­
ben in den letzten Jahren nich t 
stattgefunden, weil der Kampf ge­
gen gepanzerten Gegner bei den 
wesentlichen minenproduzierenden 
Staaten immer im Vordergrund 
st and. In Verbindung mit maschi­
nell oder fernverlegten Panzerab­
wehrminen konnten aber zu kei­
nem Zeitpunkt Schützenabwehr­
minen verlegt werden. 

Der "Gefahrlichkeit" von Schüt­
zenabwehnninen wurde im Zusam­
m enhang mit der Handverlegung 
mit der exakten Vermessung - oft 
der einzelnen Mine - Rechnung 
getragen. Dies geschah immer ­
und dies will der Autor hier deut­
lich herausstreichen - in erster Li­
nie zum Schutz der eigenen Pio­
niere, die diese selbst verlegten 
Minen wieder aufnehmen muss­
ten . Im Nebeneffekt kommt dies 
selbstredend auch der eigenen Zi­
vilbevölkerung zugute. 

Hier sei das Beispiel der ehe­
maligen innel-deutschen Gren­
ze angeführt. Die dort von den 
Grenztruppen der DDR ausschließ­
lich verlegten Schützenabwehr­
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Raketenwerfer des Arti/lerieraketen­
systems MARS mit dem Panzerabwehr­
minen mit voreingesteflter Wirkzeit 
verschossen werden können. Ist die 
Wirkzeit abgelaufen, zerstören sich die 
Minen von selbst. Damit wird die For­
derung des VN-Minenprotokolls erfüllt. 

(Foto: Med;enzentrale der Bundeswehr) 

minen waren akkurat vermessen, 
um dem Verlegenden selbst das 
Wiederaufnehmen zu ermöglichen. 

4. 	 Was hat zum Verruf der Minen 
geführt? 

Minen, insbesondere Schützen­
abwehrminen, sind in den letzten 
Jahren vor allem im Rahmen von 
Bürgerkriegen von allen Kriegs­
parteien verlegt worden. 

Ein Verlegezweck ist zumin­
dest auch für unser Denken nach­
vollziehbar und sehr wohl honorig 
zu begründen. In manchen Bür­
gerkriegsregionen der Dritten 
Welt wurden Schützenabwehr­
minen mitunter in großen Ringen 
um Orte oder Städte gelegt, um zu 
Fuß vordringende Kämpfer abzu­
halten - diese Minengürtel sind 
dort als effektiver, durch kaum ein 
anderes Mittel ersetzbarer Zaun 
zu betrachten. Oft sind diese in ih­
rer Lage zumindest grob bekannt, 
wenn auch eine exakte Dokumen­
tation und Vermessung nicht 
stattgefunden hat. Angesichts der 
Massaker in algerischen Dörfern 
in den letzten Wochen ist solch 
eine Nutzung von Schützenab­
wehrminen ein wohl probates und 
angemessenes Mittel. 

Das wesentliche Problem stel­
len aber oft genug die nicht zu mi­
litärisch-taktischen Zwecken an­
gelegten Minensperren dar. Hier 
ist die Rede von Minen, die dazu 
verlegt - besser eigentlich "wie 
Hühnerfutter verstreut" - wurden 
und immer noch werden, der Zi­
vilbevölkerung das Leben in be­
stimmten Landstrichen unmöglich 
zu machen, sie in letzter Konse­
quenz also zu vertreiben. Dass die­
ses Gebiet damit jeder Nutzung 
entzogen wird, spielt bei der offen­
sichtlichen Kurzsichtigkeit und 
niederen Gesinnung der Anwen­
der eine nachgeordnete Rolle. Die 
im Grunde terroristische Moti­
vation macht nach wie vor den 

Einsatz von Minen in Gebieten 
scheinbar sinnvoll, in denen zwar 
militärisch "nichts zu gewinnen" 
ist, die es aber ethnisch zu "säu­
bern" gilt. 

Und dies gelingt ohne hohen fi­
nanziellen Aufwand. Denn alte 
metalllose Minen sind Billigminen, 
moderne Minen sind um ein vielfa­
ches teurer. Daraus lässt sich 
leicht ableiten, dass in den heuti ­
gen Krisenregionen, die i.d.R. den 
armen Ländern zuzuordnen sind, 
überwiegend diese billigen Minen 
als sog. "Waffe des armen Man­
nes" verwendet werden. 

Als willkommener Effekt wird 
der Umstand genutzt, dass gerade 
Schützenabwehrminen sehr klein 
und wegen fehlender Metallanteile 
mit Metallsuchgeräten nicht zu 
detektieren sind. So bleibt zurzeit, 
da es noch kein mechanisches 
Räumsystem mit hinreichend ho­
her Räumsicherheit und -zuverläs­
sigkeit gibt, nur das gefährliche 
und zeitaufwendige Suchen mit 
der Minensuchmldel, die man sich 
als überdimensionierte Strickna­
del mit Handgriff vorzustellen hat. 
Mit den derzeit verfügbaren Such­
und Räummethoden kann nur ein 
Bruchteil der Minen, die täglich 
neu hinzukommen, geräumt wer­
den. Diese erschreckende Tatsache 
ist es, die dem Problem seinen der­
zeitigen Stellenwert gibt und die 
zu internationalen Anstrengungen 
geführt hat, eine Lösung zu fin­
den. Hierzu gehört auch die Ver­
schärfung der Regeln des VN­
Minenprotokolls als kleinster ge­
meinsamer, internationaler Nen­
ner. 

5. 	 Sachstand 

Über die Bestimmungen des 
Minenprotokolls hinaus haben in­
zwischen viele Staaten - darunter 
neben Deutschland auch mehrere 
andere NATO-Staaten - auf die 
Produktion, Lagerung und den 
Einsatz von Schützenabwehr­
minen verzichtet. Dies ist in der 
Erkenntnis geschehen, dass der 
missbräuchliche, den völkerrecht­
lichen Regeln nicht entsprechende 
Einsatz durch neue Regeln kaum 
verhindert werden kann. Schließ­
lich entspricht der Einsatz der 
überwiegenden Masse der heutzu­
tage verlegten Landminen auch 
schon nicht den völkerrechtlichen 
Regeln. Nur ein vollständiger 
Produktionsverzicht wird das 
Problem der Scliützenabwehr­
minen langfristig lösen. 

Diese Erkenntnis wird sich in 
den nächsten Jahren durchsetzen, 
auch wenn das VN-Minenproto­
koll den Einsatz von Schützenab­
wehrminen unter strengen Aufla­
gen - z.B. müssen alle diese Minen 
zukünftig einen Metallanteil ent­
halten, der die Detektion mit han­
delsüblichen Metalldetektoren er­
möglicht - zulässt. Die Vorgabe 
des Protokolls über das In-Kraft­
Treten nach Vorlage von 20 Ratifi­
kationsurkunden beim Generalse­
kretär der VN wird ebenso wie die 
Übergangsregelung bis zur voll­
ständigen Anwendung des Proto­
kolls von der Entwicklung hin zur 
vollständigen Ächtung der Schüt­
zenabwehrminen überrollt werden 

Die Bundeswehr erfüllt mit 
allen eingeführten Panzerabwehr­
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minen technisch und in Bezug auf 
den Einsatz alle Auflagen auch 
des neuen Protokolls uneinge­
schränkt - Änderungen wurden 
nicht erforderlich. Durch die Ent­
scheidung des Bundesministers 
der Verteidigung von 1996, ganz 
auf Schützenabwehrminen zu ver­
zichten, ist international ein Si­
gnal gesetzt worden, das in inter­
nationalen Konferen zen zur "Äch­
tung von Landminen" (gemeint 
sind immer Schützenabwehrmi­
nen) umgesetzt werden soll. 

Panzerabwehrminen - dies 
sei hier noch einmal der Vollstän­
digkeit halber angeführt - sind 
dem Prinzip n ach und bei Erfüllen 
technischer und besonders ein­
satzbezogener Auflagen als dem 
Völkerrecht entsprechendes 
Kampfmittel unstrittig. 

6. Christ und Minen? 

Kann ein Offizier und Christ 
nur die loyale "gute Mjne" zum bö­
sen Spiel machen? 

Für den Autor war und ist die 
Mine und deren geplanter Einsatz 
ein herausragende).' Indikator 
für defensiv ausgerichtete Ar­
meen. Und die Verteidigung ge­
gen gewaltsame militärische An­
griffe, der Schutz der eigenen Be­
völkerung gegen solche Gefähr­
dungen ist ethisch vertretbar. 

Uber viele J ahre waren entlang 
der Grenze zum Warschauer Pakt 
sorgfältig im Rahmen der Verteidi­
gungsplanung Sperren, vor allem 
Minensperren, vorgesehen. Die 
hierzu erforderlichen Minen wur­
den grenznah gelagert und wurden 
mit viel Aufwand gewartet und 

verwaltet. Alle vorbereiteten Sper­
ren waren au f dem Boden der Bun­
desrepublik Deutschland einge­
plant und immer spielte bei dieser 
Planung eine wesentliche Rolle, 
dass Pioniere die eigenen Minen­
sperren im Laufe des Gefechts 
oder nach Beendigung der Kampf­
handlungen selbst wieder aufzu­
nehmen hatten. Es ist unter die­
sen Vorgaben sicher leicht ver­
ständlich, dass das Anlegen der 
Sperren mit Akribie geplant und 
in den Abläufen minutiös geübt 
wal'. 

Das Fehlen von wirksamen 
Minenräumgeräte n auf Seiten der 
Heere der NATO - im Gegensatz 
zu denen des Warschauer Paktes, 
in denen reichlich Minenräumge­
räte angebaut an Kampfpanzern 
vorhanden waren (sog. KMT -Ge­
räte, Minenräumpflüge und Minen­
roller) - war zusätzlicher Hinweis 
auf den defensiven Charakter der 
westlichen Armeen. Die Entwick­
lung neuer Minen wurde immer 
auch unter dem Aspekt der Ver­
besserung der Räumresistenz ge­
gen die bekannten Räumgeräte 
des War schauer Paktes gesehen . 
Und Minen waren und sind nach 
wie vor kosteneffektive Mittel zur 
Bekämpfung von Kampffahrzeu­
gen. Demgegenüber fehlen wirksa­
me Räummittel in den westlichen 
Staaten nach wie vor, wie der Golf­
krieg zuletzt zeigte. 

Der Defensivcharakter der 
Mine wird durch missbräuchli­
chen , terroris tischen Einsat z ins­
besondere in Bürgerkriegen der 
Dr itten Welt (aber auch in Ex-Ju­
goslawien) ins Gegenteil verkehrt. 
Und mitunter gewinnt man hier­
zulande den Eindruck, als würde 

von den Minen der Bundeswehr 
eine ähnliche) terroristische Ge­
fährdun g au sgehen. Welch eine 
Unterstellung, wenn man weiß , 
dass sogar der Irak vor Beginn des 
Golfkrieges die Masse seiner Mi­
nensperren exakt nach Schema 
verlegt hat. 

Gerade das Beispiel von Schutz­
ringen aus Schützenabwehrminen 
in Afrika zeigt angesichts der be­
vorstehenden Ächtung dieses 
Waffen typs auf, in welchen Kon­
flikt man gerade als Christ kom­
men kann. Was können die rei­
chen Länder den Menschen in 
den ärmeren Regionen denn 
als Schutzalternative bieten? 

7. Fazit 

Angesichts der veränderten Be­
drohungslage und unter Berück­
sichtigung der verbesserten Wirk­
samkeit von modernen Panzerah­
wehrminen, ist das Reduzieren der 
Minenbestände insgesamt pro­
blemlos hinzunehmen. Der Ver­
zicht a uf den Einsatz von Schüt­
zenabwehrminen ist als politisch e 
Entscheidung und als politisches 
Signal nach außen zu akzeptieren. 
Zu bedenken ist allerdings, dass 
Alternativen rur Schützenabwehr­
mmen in ihrer Funktion als 
Schutz gegen infanteristisch käm­
pfenden Gegner in unübersichtli­
chem Gelände derzeit nicht vor­
handen sind. Bleibt abschließend 
die Erkenntnis, dass Minen der 
Bundeswehr das weltweite Minen­
problem nicht verursacht haben, 
und die Hoffnung, dass die Äch­
tung von Schützenabwehrminen 
zumindest auf lange Sicht ein Pro­
blem lösen helfen. 

Für den Christen bleibt die zu­
sätzliche Hoffnung, dass dmch die 
Schaffung gerechter internationaler 
Strukturen Armeen irgendwann 
nicht mehr benötigt werden. 

Scorpion. Min enverlegefahrzeug '. 	 der Pioniertruppe zum Anlegen von 
vermessenen und zeitlich begrenzt 
wirksamen Minenfeldern. 
(Foto: Medienzentrafe der Bundeswehr) 
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Friedensbewegung schürte Angst 
vor Atomtod 
Erinnerungen aus Anlass der geplanten 
Osterweiterung des nordatlantischen Bündnisses 

Felix Raabe 

Der Madrider Beschluss der 
Nato, Polen, die tschechische Re­
publik und Ungarn zu Beitritts­
verhandlungen einzuladen, stellt 
in der fast fünfzigjährigen Ge­
schichte des westlichen Verteidi­
gungsbündnisses einen Schritt von 
großer historischer Tragweite dar. 
Vor zehn oder gar flinfzehn JaJu-en 
hätte man sich eine solche Ent­
wicklung nur schwer vorstellen 
können. Möglich wurde sie durch 
eine Friedens- und Sicherheitspo­
litik der Nato-Staaten, die nicht 
bereit war, vor der totalitären 
kom munistischen Bedrohung zu 
kapitulieren, und so mit dazu bei ­
trug, dass eine Veränderung der 
Situation im Osten Europas in 
Gang kam. Eine Bewährungsprobe 
besonderer Art hatte diese Politik 
in den politischen Auseinanderset­
zungen zu Beginn der achtziger 
Jahre zu bestehen. Damals stand 
die Nato nicht nur unter dem 
Druck der Staaten des kommuni­
stischen Warschauer Pakts, son­
dern musste sich auch gegen eine 
"Friedensbewegung" zur Wehr 
setzen, die a lles unternahm, um 
die politische Kraft des Bündnisses 
zu schwächen und seine militäri­
schen Verteidigungsanstrengungen 
zu diskreditieren . 

Im Mittelpunkt der damaligen 
Auseinandersetzungen stand der 
Nato-Doppelbeschluß von 1979. 
Mit ihm reagierten die Bündnis­
partner auf die Stationierung neu­
er und gefährlicher Raketen der 
Sowjetunion, die das militärische 
Gleichgewicht in Mitteleuropa zu­
gunsten des Warschauer Pakts 
verändert hatte. Die Nato bot der 
Sowjetunion Verhandlungen über 
die Begrenzung von Raketen an, 
ließ sie zugleich aber auch wissen , 
dass sie für den Fall des Scheiterns 
dieser Verhandlungen ebenfalls 
neue Raketen in Europa stationie­
ren werde. 

Beispiel rationaler Politik 

Dieser Doppelbeschluss zielte 
nach dem Prinzip der Gegenseitig­
keit auf die Wiederherstellung des 
Gleichgewichts. Zudem enthielt er 
ein E lement vertrauensbildender 
Vorleistung, insofern er für vier 
Jahre das vorbandene Ungleichge­
wicht in Kauf nahm und eigene 
Rüstungsmaßnahmen aufschob, 
um in dieser Frist eine Überein­
kunft zur Ahrüstung zustande zu 
bringen. Ein Beispiel rationaler 
und kalkulierbarer Politik. 

Gegen diese Politik machte die 
Friedensbewegung in der Bundes­
republik mobil. Mehrere Jahre 
lang setzte sie al les in Gang, um 
die westliche Friedenspolitik un­
glaubwürdig zu machen und die 
Nachrüstung zu verhindern. Von 
ihren Lobrednern in Politik, Zei­
tungen und Rundfunk, in be­
stimmten intellektuellen Milieus 
wurde die Bewegung zur größten 
Bürgerinitiative aller Zeiten hoch­
stilisiert. Sie zeichnete sich vor a l­
lem durch ein Gemisch von V Olur­
teilen, besonders gegen die Verei­
nigten Staaten durch radikalen 
Moralismus, unpolitischen Idealis­
mus, dnrch merkwürdige Unemp­
findlichkeit gegenüber der kom­
munistischen Herrschaftspraxis 
im Ostblock, durch große Angst 
und viel taktische Raffinesse aus. 

Loyalität aufgekündigt 

Das Sagen in dieser "Friedens­
bewegung" hatten vor allem Leu­
te, die oft schon seit den fünfziger 
Jahren in verschiedenen Aktionen 
und Bewegungen gegen Wiederhe­
waffnung, Atomtod, Notstandsge­
setze und anderes mehr agitiert 
und dabei IErfahrungen im Um­
gang mit deI: öffentlichen Meinung 
und wie mfn sie manipuliert ge­
sammelt httten. Sie hatten auch 

keine Berührungsängste gegen­
über Kommunisten, die natürlich 
alles unternahmen, um die Frie­
densbewegung für die Ziele sowje­
tischer Großmacbtpolitik einzu­
spannen. 

Adalbert Weinstein schrieh 
1983 in der F.A.Z.: "Politische Pro­
fis des Widerstands versuchen den 
Eindruck zu erwecken, eine Mehr­
heit bekämpfe mit verzweifelter 
Leidenschaft den Nato-Doppel­
beschluß ." Dass die Wähler ihren 
Vorstellungen eine Absage erteilt 
hatten und die Bundesregierung 
mit großer Mehrheit unterstütz­
ten, die für den Beschluss in sei­
nen beiden Teilen stand, focht sie 
in ihrem Erwählungsbewusstsein 
nicht an. Sie glaubten sich er­
mächtigt, dem Staat die Loyalität 
aufkündigen zu können und Wi­
derstand leisten zu dürfen. 

Zur Rechtfertigung dieses Wi­
derstands wurde suggeriert, die 
Nachrüstung führe geradewegs in 
den Atomtod und mit der Politik 
der Nato solle mutwillig der Un­
tergang herbeiführt werden. Mit 
solchen Behauptungen, aber auch 
mit scheinbar objektiven Informa­
tionen spekulierten die Strategen 
der Friedensbewegung auf irratio­
nale Ängste. Zugleich versuchten 
sie mit Hilfe ihnen gewogener 
Journalisten den Eindruck zu er­
wecken, eine Welle von Angst und 
Entrüstung erschüttere die Repu­
blik. 

Günter Grass erklärte, die 
Großmächte verfolgten das Wahn­
sinnskonzept des kalkulierten Völ­
kermordes, Deutschland sei als 
atomarer Kriegsschauplatz vorge­
sehen, in dieser Lage sei Bündnis­
treue feige Anbiederung, Wider­
stand folglich geboten. Unterstüt­
zung kam auch von manchen sozi­
aldemokratischen Politikern, die 
insbesondere n ach dem Verlust 
der Regierungsverantwortung der 
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SPD im Oktober 1982 versuchten, 
das Potential der Friedensbewe­
gung so weit wie irgend möglich 
zur SPD herüberzuziehen. Lafon­
taine, damals im Bundesvorstand 
der Sozialdemokraten , befürwor­
tete 1983 sogar einen General­
streik zur Verhinderung der N ach­
rüstung. 

Für 1983 wurde ein "heißer 
Herbst" mit zahllosen Veranstal­
tungen und Aktionen geplant, so 
etwa nach dem Motto "das Volk 
steht auf, der Sturm hricht los". 
Vor allem Blockaden von Kasernen 
und Raketendepots wurdenjetzt zu 
einer Art Volkssport. Höhepunkt 
dieses neuen "Fronterlebnisses« 
war es jedes Mal, wenn sich die 
Blockierer - möglichst vor laufen­
den Kameras und unter Blitzlich t­
gewittern - von Polizisten wegtra­
gen ließen. Derartige Veranstal­
tungen zogen besonder s vor dem 
Raketendepot in Mutlangen auch 
scharenweise Prominente oder sol­
che, die sich dafür hielten, an . 

Auch in den Kirchen tummel­
ten sich die Parteigänger der Frie­
densbewegung, in der katboli­
sehen Kirche weniger, dafür umso 
mehr in der evangelischen. Hier 
wie dort traten sie mit einem aus­
geprägt prophetischen Gehabe auf, 
das die Grenzen des Erträglichen 
bei weitem überstieg und Glauben 
und Theologie zum Instrument ei­
ner ganz bestimmten Auffassung 
von Sicherheitspolitik zu machen 
versuchte. Das führte zu Partei­
ungen in den Gemeinden, zu Streit 
und zu Zerwürfnissen in Gruppen 
und Verbänden und nicht zuletzt 
zum Auszug zahlreicher Menschen 
aus den Kirchen. Papiere über Pa­
piere wurden mit größter Hingabe 
diskutiert, beschlossen und unter 
das Kirchenvolk gebracht. Sie wa­
ren meist sprechender Ausdruck 
einer von den Bewegten selbst ge­
schaffenen Welt, in der diese ihre 
Behauptungen, Ängste und Träu­
me für die Wirklichkeit hielten. 
Dabei wurde die Tonart immer 
schärfer. 

Feindbilder aufgebaut 

1982 teilte die Bundesleitung 
der Katholischen Jungen Gemein­
de ihren Mitgliedern in einem offe­
nen Brief nin let zter Stunde" mit, 
dass der Nato-Doppelbeschluß die 
WiderspTÜchlichkeit und Irratio­
nalität westlicher Sicherheitspoli­

tik auf die Spitze getrieben habe 
und dass eine nukleare Katastro­
phe "wahrscheinlicher wird, wenn 
der Nato-Doppelbeschluß in einem 
Jahr realisiert werden sollte". 
Angst und Endzeitstimmung wur­
den geschürt, Rechts- und Verfas­
sungsbegriffe nach Belieben aus­
gelegt. 

J ohann Georg Reißmüller 
schrieb damals in der "Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung" über die 
"virtuose Begriffs-AkTobatik" der 
Friedensbewegung und über den 
"Rechtsnihilismus" , der hinter ih­
ren verwegenen Rechtsbehaup­
tungen sichtbar werde. Der Gene­
ralsekretär des Zentralkomitees 
der deutschen Katholiken , Fried­
rich Kronenberg, qualifizierte im 
Jahr 1984 das Grundlagendoku­
ment für eine "Versammlung der 
Christen in der Friedensbewe­
gung", zu deren VeranstaltelTI n e­
ben zahlreichen evangelischen Or­
ganisationen auch der Bund der 
Deutschen Katholischen Jugend 
gehörte, als ein Beispiel da für, 
"wie mit haltlosen Unterstellun­
gen, mit Desinformationen und 
mit großer Selbstgerechtigkeit 
Feindbilder aufgebaut und Men­
schen von wirklicher Arbeit für 
Demokratie und Frieden abge­
lenkt werden". 

Sich selbst disqualiziert 

Heute, nach so vielen Jahren 
kann man sich nur über das hohe 
Maß an Irrationalität und Hyste­
rie wundern, das damals zahlrei­
che Zeitgenossen umtrieb. Aber 
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damit disqualifizierte sich die Frie­
densbewegung schließlich auch 
selbst. Ihre Aktionen , so lästig und 
bisweilen gefährlich sie auch wa­
ren, blieben letztlich nur "poli ti· 
sehe Kartoffelfeuer ", wie Wein­
stein treffend schrieb. Aus ihnen 
ließ sich auch mit Hilfe der Medien 
kein Flächenbrand zaubern . 

Da die Sowjets - wohl auch in 
falscher Einschätzung der Frie­
densbewegung glaubten, die Nach­
rüstung ohne eigene Zugeständ­
nisse verhindern zu können, reali­
sierte der Westen schließlich den 
zweiten Teil des Doppelbeschlus­
ses. Die vielbeschworene Apoka­
lypse blieb aus, und es kam auch 
nicht zu einer Eiszeit in den 
Ost-West-Beziehungen, wie immer 
wieder behauptet worden war. Im 
Sowjetblock begann vielmehr ein 
Prozess des Umdenkens. Im Jahr 
1988 sprach al s erster Vertreter ei­
nes War schauer -Pakt-Staates 
Gyula Horn auf einer N ato-Ta­
gung in Hamburg. Vor dem Rat­
haus traf er auf Hunderte von Ju­
gendlichen , die gegen die Nato pro­
testierten . 

Georg Paul Hefty hat vor kur­
zem in der "Frankfurter Allgemei­
nen Zeitung" berichtet, welche 
Empfindungen Horn, heute Mini­
sterpräsident von Ungarn, damals 
hatte: "Eine ziemlich vertrackte 
Situa tion , die wollen die Organisa­
tion loswerden, und wir wollen ihr 
näher kommen ." Ein Jahr später 
war die friedliche Revolution in 
Osteuropa in vollem Gange. Die 
Friedensbewegung hat dazu nichts 
beigetragen . 0 

Geblieben ist das Feindbild "Soldat" 

Die Tradition der Einzelfälle und die Spirale der Gewalt ­
Stellungnahme des Geschäftsführenden Vorstandes von 

PaxChristi zum Soldatenvideo von Hammelburg 

Vergewalt igungen , Hinrichtun­
gen und Folterungen werden auf 
einem Video von Bundeswehr­
soldaten dargestellt. Das Video 
wurde gedreht auf militärischem 
Gelände am Rande einer Truppen­
übung zur Vorbereitung bewaffne­
ter Auslandseinsätze. Das ist ein 
Skandal . 

Beschämender sind nur noch 
die Reaktionen der Bundeswehr­

führung. Wieder wird verharmlo­
send von Einzelfällen gesprochen. 
Wieder will man rechtsextreme 
Tendenzen in der Bundeswehr 
nicht erkennen. Wieder haben die 
Taten mit dem Alltag der Bundes­
wehr angeblich nichts zu tun. 

Der Geschäftsführende Vor­
stand von Pax Christi verurteilt das 
Verhalten der Soldaten und die Re­
aktion der Bundeswehrführung. 
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Die rechtsextremen, so genann­
ten Einzelfälle haben sich in den 
vergangenen Jahren u.a. in Form 
von ausländerfeindlicher Gewalt, 
nationalsozialistischen Parolen 
und Gewalt gegen Soldaten sum­
miert. Das ruft schlimmste Erin­
nerungen an die deutsche Vergan­
genheit der nationalsozialistischen 
Wehrmacht hervor. Bilder, wie sie 
junge Männer aus den Geschichts­
büchern über die Zeit von 1939 bis 
1945 kennen, werden nachgestellt: 
Prog:rorne, Vergewaltigungen, Mor­
de. Eine schreckliche Tradition 
lebt fort. Hatte die Bundeswehr 
nicht bei ihrer Gründung mit die­
ser Tradition brechen wollen? 

Die Ereignisse zeigen auch, 
dass jede Form soldatischer Vorbe­
reitung auf einen militärischen 
Einsatz die Gefahr in sich birgt, in 

eine Spirale der Gewalt zu gera­
ten. Wenn sieb die Bundeswehr 
auf die Form militärischer 
Konfilktaustragung vorbereitet, 
wird sie immer in der Gefahr ste­
hen, in die Mechanismen zu verfal­
len , die sie verhindern will. Vor­
gänge wie die in Hammelburg fal­
len auf die Bundeswehr selbst zu­
rück und sind von dieser zu ver­
antworten. Schuldzuweisungen an 
einzelne Soldaten oder pauscbaI 
an die Gesellschaft sind billige 
Entlastungen und führen zur 
Selbsttäuschung. Nicht allein der 
einzelne Soldat oder die Gesell­
schaft als ganze haben diese Form 
rechtsextremer Gewalt zu verant­
worten, sondern vor allem die In­
stitution, die diejungen Mitglieder 
c1en Umgang mit Waffen lehrt. 

Bad Vilbel, 9. Juru 1997 

Militärbischof Dyba kritisiert Pax-Christi­


Stellungnahme zum "Hammelburg-Video" 

FuldaIBono, 17.06.97: Als sach­

lich falsch, un angemessen und die 
Führung der Bundeswehr und ihre 
Soldaten beleidigend bezeichnete 
der Katholische Militärbischof für 
die Deutsche Bundeswehr und Bi­
schof von Fulda, ErzbischofJohan­
nes Dyba, eine "Stellungnahme 
des Geschäftsflihrendeo Vorstan­
des von Pax Christi zum Soldaten­
Video von Hammelburg" vom 9. 
Juli. Pax Christi hatte die Reakti­
on der Bundeswehrführung als be­
schämende Verhm'mlosungrechts­
extremer Tendenzen qualifiziert, 
die mit dem "Alltag der Bundes­
wehr zu tun" hätten. 

Militärbischof hob hingegen 
hervor, dass der Video-Vorfall, den 
auch er als Bischof der katholi­
schen Soldaten scharf verurteile, 
singulär und ein extremer Sonder­
fall sei. Die BWldeswehrführung, 
militärische Vorgesetzte und Sol­
daten der Bundeswehr hätten viel­
mebr in Vorbereitung und Durch­
führung friedenssichernder Aktio­
nen in den vergangenen Jahl'en 
unter Beweis gestellt, dass sie sich 
dieser schwierigen Aufgabe ethisch 
verantwortungsbewusst und sol­
datisch korrekt stellten. Dies sei in 
der katholischen Kirche unbestrit­
ten u nd dafür gebühre ihnen unse­
re Anerkennung. 

Den Vorwurf von Pax Christi, 
die Vorbereitung der Bundeswehr 
auf die Form militärischer 
Koniliktaustragung berge die Ge­
fahr in sich, "in die Mechanismen 
zu verfallen, die sie verhindern 
will", nannte der Militärbischof ei­
nen v:ersuch grober Irreführung 
der Offentlichkeit. Das völker­
rechtlich und politisch legitim er­
teilte Mandat an die SFOR-Trup­
pen beinhalte keine Kriegsvorbe­
reitung, sondern eine unabweisba­
re Voraussetzung für den weiteren 
Prozess zur Stiftung von Frieden 
und Versöhnung in Bosnien~er­
zegoVo.'lna. 

Besonders niederträchtig ei in 
diesem Zusammenhang der au ­
schale Vergleich der Bunde~ehr 
mit der "nationalsozialistis hen 
Wehrmacht". Man müsse sie fra­
gen, woher Vertreter eines er­
bandes, der jahrzehntelang f sehe 
Urteile und Fehlprognosen i die 
Welt gesetzt habe, das Recht äh­
men, im Namen "Christi" w iter­
hin gesellschaftliche Brunne ver­
giftung zu betreiben. Auf j den 
Fall werde die Deutsche Bi~Cofs­
konferenz die Stellung und Lei­
tung dieses Verbandes inne alb 
der Kirche zu prüfen haben. 

(Pressemitteilung BA 
vom 16.07. r 97J 

Gemeinschaft Katho­
lischer Soldaten zu 

Pax Christi: 
Die Tradition der Verallge­
meinerung und die Spirale 
der Voreingenommenheit ­
Pax Christi bleibt sich selbst 
treu 

Pax Christi bat wieder einmal 
zur Bundeswehr Stellung genom­
men. Da haben auf einem Trup­
penübungsplatz sieben Soldaten 
im Übereifer und in falsch verstan­
dener Vorbereitung für einen Ein­
satz im ehemaligen Jugoslawien ­
in ihrer Freizeit und ohne Wissen 
ihrer Vorgesetzten - Situationen 
simuliert und auf Video aufgenom­
men, die es im ehemaligen Jugo­
slawien -leider - gab: Vergewalti­
gungen, Folterungen, Hinrichtun­
gen. Das wurde mit Recht bea n­
standet; die Bundeswehr hat auf 
dieses Fehlverhalten einzelner 
Soldaten angemessen reagiert und 
neben der Entlassung aus den 
Streitkräften - des Letzten der sie­
ben, die anderen sechs sind sowie­
so rucht mehr Soldaten - die not­
wendigen Strafanträge gestellt. 

Pa" Christi allerdings hat wie­
der einmal eine Chance gewittert, 
der von dieser "Friedensbewe­
gung" ungeliebten Bundeswehr 
eins auszuwischen: Bei diesem 
Vorfall zeigt sich nach Ansicht des 
Geschäftsführenden Vorstandes ­
man fragt sich allerdings, wie lan­
ge sich Bischof Spital, der deutsche 
Präsident von Pax Christi, mit sol­
chen Eigenmächtigkeiten noch ab­
finden kann - "Die Tradition der 
Einzelfälle und die Spirale der Ge­
walt". was he ißen soll : Hier han­
delt es sich eben nicht um Einzel­
fälle, die Bundeswehr ist vielmehr 
ein Hort von Gewalt gegen Solda­
ten, nationalsozialistischen Paro­
len und ausländerfeindlicher Ge­
walt und allgemein rechtsextre­
mer Tendenzen. Soldatische Aus­
bildung führt zu einer Spirale der 
Gewalt und ist daher grundsätz­
lich abzulehnen. 

Katholische Soldaten verwab­
ren sich gegen diese Unterstellun­
gen der so genannten katholischen 
P,'iedensbewegung Pax Christi, 
der es offensichtlich dm'auf an-
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kommt, den Frieden in unserer 
Gesellschaft zu stören. So sehr der 
Zwischenfall in Hammelburg zu 
verurteilen ist, er bleibt ein Einzel­
fall. Deutsche Soldaten leisten 
heute wie seit Gründung der Bun­
deswehr ihren verantwortungsvol­
len Dienst zur Erhaltung von Frie­
den, Freiheit und Sicherheit unse­
res Landes. Sie tun dies aus einem 
ethisch geprägten Bewusstsein der 
Mitverantwortung fUr das Wohl 
unseres Staates und ihrer Mitbür­
ger. Die Beteiligung an internatio­
nalen Friedenseinsätzen im Rah­
men der Vereinten Nationen, wie 
jetzt im ehemaligen Jugoslawien, 
zeigt darüberhinaus, dass deutsche 
Soldaten und deutsche Streitkräfte 
bereit sind, sich auch für "Sicher­
heit und Freiheit der Völker" ein­
zusetzen, wie elies das 2. Vatikani­
sche Konzil gefordert hat. Dieser 
Dienst geht über die reine Frie­
denssicherung hinaus, er dient 

KURZ NOTIERT 

ohne jeden Zweifel der Förderung 
des Friedens und der Wiederher­
stellung der Gerechtigkeit in ei­
nem vom Bürgerkrieg schwer ver­
letzten Land. 

Diese neuen Aufgabenstellun­
gen der Bundeswehr durch Teil­
nahme an IFOR und SPOR-Einsät­
zen fordern aber auch, dass nicht 
nur der Staat, sondern auch die 
ganze Gesellschaft diesen Auftrag 
und den Dienst der Soldaten mit­
tragen. Soldaten, die sich heute viel 
konkreter mit dem Einsatz militä­
rischer Gewalt, mit Töten, Getötet­
werden, Geiselnahme und Sterben 
auseinander setzen müssen, benö­
tigen die Vergewisserung und Er­
fahrung, dass die gesamte Gesell­
schaft ihren Auftrag und ihren 
Dienst vorbehaltlos mitträgt. Es 
scheint, dass Pax Christi sich dieser 
Solidargemeinscbaft verweigern 
und den soldatischen Friedens­
dienst pauschal beschmutzen will. 

Bischöfe wollen Magna Charta der 
Okumene in Europa erarbeiten 

Der Rat der katholischen Euro­
päischen Bischofskonferenzen 
(CCEE) will mit der Konferenz Eu­
ropäischer Kirchen (KEK) eine 
"Magna Charta der Ökumenischen 
Zusammenarbeit in Europa" erar­
beiten. Gerade im Hinblick auf das 
Jahr 2000 solle die Zusammenar­
beit unter den Kirchen verstärkt 
werden, heißt es in einem am 6. 
Oktober 1997 veröffentlichten 
Kommunique zum Abschluss der 
27. Vollversammlung des CCEE 
im polnischen Tschenstochau. Zu­
gleich zogen die 31 Vorsitzenden 
der Europäischen Bischofskonfe­
renzen eine positive Bilanz der 
Zweiten Ökumenischen Versamm­
lung, die im Juli in Graz stattge­
funden hatte. 

Besorgt zeigten sich die CCEE­
Vertreter über die Situation in 
Bosnien-Herzogowina. Hier sei das 
grundlegende Menschenrecht auf 
freie Rü ckkehr in die angestamm­
te Heimat noch nicht gesichert, er ­
klärten die Bischöfe. Sie riefen die 
verantwortlichen Politiker dazu 
auf, alles zu tun , um die uneinge­
schränkte Erfüllung der Dayton-

Verträge zu garantieren. Kritik 
übten die Bischöfe am neuen russi­
schen Religionsgesetz; es bestünde 
die Gefahr einer zunehmenden 
Diskriminierung der Minderhei­
ten. Mit Befriedigung wurden die 
Friedensgespräche in Nord-Irland 
zur Kenntnis genommen. Der Prä­
sident der irischen Bischofskonfe­
renz, Erzbischof Sean Brady, 
sprach von einer "historischen 
Entwicklung", die große Hoffnun­
gen auf eine friedliche Lösung des 
Konflikts geweckt habe. (KNA) 

SICHERHEITSPOL/TIK I FRIEDENSETHIK 

GEFUNDEN IN DER FAZ. 
VOM 02.08.1997 

Wenn es Uniformträger sind 
Ich möchte gerne das Gesicht 

eines Menschen sehen, der sich ein 
Vergnügen daraus macht, Gewalt­
videos anzuschauen, wenn er ... 
sich das "Soldaten-Video von Ham­
melburg" besorgt hat und entdek­
ken muss, worin die Gewalttätig­
keit besteht, was ihm eventuell 
verschlossen bleibt: im ' unbeküm­
merten Tragen einer Uniform. 
Vielleicht ist es auch die Naivität 
und ein kindlich anmutendes Ver­
langen, Dinge darzustellen, die wir 
alle lieber verdrängen würden, die 
so anstößig sind. Schon die Be­
zeichnung "harmlos" würde einen 
gewalttätigeren Eindmck vermit­
teln, als ihn die Darstellung ver­
dient. Es ist zu offensichtlich, dass 
Tritte, Schreie - alles gesteUt ist. 
So kann man nur mutmaßen, dass 
das Bedrohliche in dem Wissen 
darin liegt, dass hier alles gestellt, 
anderswo hingegen in einer unbe­
schreiblich brutaleren Weise Rea­
lität ist. Der Weg, auf dem man 
hofft, aus diesem Dilemma heraus­
zukommen, ist, den Soldaten das 
Tragen von Uniformen bezie­
hungsweise ihre Zugehörigkeit zur 
Bundeswehr vorzuhalten. Es fällt 
schwer, diesen Vorwurfder Ehrab­
schneidung ernst zu nehmen und 
als glaubwürdig zu empfinden, 
wenn Träger von Un iformen staat­
lich sanktioniert als Mörder titu­
liert werden. Wenn die Meinungs­
freiheit höher bewertet wird als 
die Ehre der Soldaten (und damit 
der Bundeswehr), dann sollte in ei­
nem Rechtsstaat dieser Wertmaß­
stab auch für Soldaten gelten. 

Georg Hackmann, Hamburg 

WANG IIAD LEBT NICHT 

m[jJruJ rn~00 ill~~~mXl 
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GESELLSCHAFT IN DEUTSCHLAND. 

Vier Prozent hätten angegeben,Statistisches Bundesamt zählte sie wollten unsterblich werden. 

82 Millionen Einwohner 

Das Bevölkerungswachstum in 
Deutschland hat sich verlangsamt. 
Ende 1996 lebten 82.012.000 Men­
schen in Deutschland, wie das Sta­
t istische Bundesamt Anfang Au­
gust 1997 mitteilte. Das waren 
195.000 oder 0,2 Prozent mehr als 
Ende 1995. Damals habe die Zu­
nahme gegenüber dem Vorjahr 
1994 noch 279.000 Personen bezie­
hungsweise 0,3 Prozent ausge­
macht, so die Statistiker. Für das 
zuletzt geringere Bevölkerungs­
wachstum sei ein kleinerer Zuwan­
derungsüberschuss ausschlagge­
bend gewesen. 1996 seien 282.000 
Personen mehr nach Deutschland 
gekommen als fortgezogen; 1995 
seien es noch 398.000 gewesen. 

Nach Darstellung des Statistik­
amtes ergibt sich der Rückgang 
des Zuwanderungsüberschusses 
im vergangenen Jahr aus einer 
deutlichen Abnahme der Zu züge 
von Ausländern bei einem leichten 
Rückgang der Fortzüge. 1996 seien 
708.000 Ausländer zugezogen, dar­
unter 116.000 Asylbewerber. 1995 
seien es noch 793.000 Ausländer 
gewesen, davon 128.000 Asylbewer­
ber. Aus Deutschland fortgezogen 
seien vergangenes Jahr 559.000 
Ausländer; 1995 seien es 567.000 
gewesen. Die höchste Bevölke­
rungszunahme ver zeichneten laut 
Statistikamt Rheinland-Pfalz und 
Schleswig-Holstein mit jeweils 0,6 
Prozent. In den neuen Ländern 
habe sich mit Ausnahme Branden­
burgs die Einwohnerzahl gegen­
über 1995 erneut verringert. Zu 
diesem Rückgang habe neben dem 
Sterbefallüberschuss in geringem 
Maße auch die Abwanderung in 
das frühere Bundesgebiet beige­
tragen. 1996 hätten 166.000 Men­
schen aus den neuen Ländern ih­
ren Wohnsitz in das frühere Bun­
desgebiet verlegt; 1995 seien es 
168.000 gewesen. Von West- nach 
Ostdeutschland seien 152.000 Men­
schen gezogen; 1995 seien es 
143.000 gewesen. Der daraus für 
die neuen Länder resul tierende Ab­
wanderungsüberschuss habe bei 
14.000 Personen gelegen. Damit 

habe sich die "Nettoabwande­
rung" von Ost nach West erneut 
abgeschwächt. 1995 habe sie noch 
bei 25.000 Personen gelegen. 

Die meisten Deutschen wollen 
höchstens 80 werden 

44 Prozent der Deutschen wol­
len nicht älter als 80 Jahre wer­
den. Höchstens 100 J ahre alt wol­
len 18 Prozent werden. Das geht 
aus Ergebnissen einer Forsa-Um­
frage für die Zeitung "Die Woche" 
von Anfang August des Jahres her­
vor. Jeder Vierte habe gesagt, es 
komme auf seine Verfassung an. 

Ebenfalls vier Prozent wollten 
höchstens 60 Jahre alt werden. 

Laut Erhebung haben 48 Pro­
zent geäußert, sie versuchten be­
wusst, ein hohes Alter zu errei­
chen; 52 Prozent hätten dies je­
doch verneint. Von denjenigen, die 
gezielt alt werden wollten, hätten 
89 Prozent angegeben, sie wollten 
dies vor allem durch eine gesunde 
Ernährung erreichen. Außerdem 
hätten dafür 77 Prozent einen ge­
ringen oder keinen Alkoholkon­
sum und 72 Prozent den Verzicht 
auf das Rauchen genannt. 69 Pro­
zent hätten Sport angegeben . Um 
20 Lebensjahre bei halbwegs guter 
Gesundheit hinzuzugewinnen, ist 
laut der Befragung jeder Fünfte 
zum Austausch verschlissener Or­
gane bereit. (KNA) 

Deutschland mit höchster Zuwanderungsrate 


AFP ParislBonn - In Europa 
bleibt Deutschland das Land , das 
die meisten Zuwanderer auf­
nimmt. Das geht aus dem J ahl'es­
bericht 1996 der Organisation für 
wirtschaftlicbe Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) über in­
ternationale Wanderbewegungen 
hervor, der am Freitag in Paris 
veröffentlicht wurde. 

Danach nahm Deutschland 
1995 insgesamt 800.000 Menschen 
auf und lag damit mit weitem Ab­
stand vor der Schweiz mit 88.000 
Menschen, den Niederlanden (67 
000), Frankreich (56.000), Belgien 
(53.000), Großbritannien (55.000) 
und Schweden (36.000). Insgesamt 
blieb die Zahl der Immigranten in 
den 29 OECD-Mitgliedsstaaten 
stabil oder ging sogar zurück. 

Ein Sprecher des Bonner In­
nenministeriums sagte, der Be­
richt beweise beeindruckend, dass 
die Diskussion über ein von SPD 
und Bündnis 90/Grünen geforder­
tes Einwanderungsgesetz "absurd 
und völlig überflüssig" sei. 

Einen deutlichen Rückgang 
verzeicHneten die USA, wo nach 
1,8 MilThonen Zuwanderern 1991 
im vorv rgangenen Jahr nur nocH 
720.000 Neuankömmlinge regi­

striert wurden. Japan und Kanada 
nahmen 1995 jeweils 210.000 
Menschen auf. In Kanada stam­
men die meisten Ejnwanderer aus 
Hongkong. 1994 wanderten 44.000 
Einwohner der britischen Kronko­
lonie nach Kanada aus, 1995 wa­
ren es noch mehr als 31.000. In ge­
ringerem Maße nahmen auch die 
USA und AustJ'alien Zuwanderer 
aus der asiatischen Wirtschafts­
metropole auf. 

Hauptgnmd für die Zuwande­
rung bleibt den Angaben zufolge 
die Zusammenführung von Famili­
en und ihren Angehörigen. Mit 
Ausnahme Großbritanniens stellte 
die OECD in allen Mitgliedsstaa­
ten einen Rückgang der Asylan­
träge seit 1992 fest. 

Die OECD kam ferner zu der 
Feststellung, dass ein "enger Zu­
sammenhang" zwischen der Zahl 
der Zuwanderer und der Arbeitslo­
seurate in einem Land nicht fest­
stellbar sei. So verzeichneten etwa 
Luxemburg und die Schweiz - die 
beiden Staaten mit der höchsten 
Prozentzahl von Ausländern in der 
erwerbstätigen Bevölkerung - die 
geringste Arbeitslosigkeit. 

(gefunden in DIE WELT 
vom 19.07.1997) 
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"Ohne die Hilfe der Soldaten wäre 
alles viel schlimmer geworden" 
Durch den Einsatz von zweimal rund 15.000 Soldaten im Oderbruch konn­
te die große Katastrophe verhindert und Mensch, Vieh, Haus und Hof weit­
gehend vor dem "Jahrhunderthochwasser" geschützt werden. Die "Bewäh­
rungsprobe im Jahr Sieben der deutschen Einheit" (MinPräs. Manfred 
Stolpe) begann für die Bundeswehr am 18. Juli 1997. Als das Hochwasser 
in der zweiten Augustwoche langsam sank, waren noch mehr als 10.000 
Soldaten an der 162 km langen Deichlinie im Einsatz. Auch an der Beseiti­
gung der Folgeschäden werden die Streitkräfte beteiligt sein. 
Im Oderabschnitt bei Hohenwutzen waren vom 22.-31. Juli Soldaten vom 
Flugabwehrraketengeschwader 2 (Bad Sülze) eingesetzt. Der Geschwader­
kommodore, Oberst Volker W. Böhler, hat seine Eindrücke in einem Tage­
buch festgehalten, in das er AUFTRAG Einblick nehmen ließ. 

Tagebuch eines Einsatzes im Oderbruch 1997 

Volker W. Böhler 

Bemerkungen zur Lage: 	 600 Mann starken Kontingentes 
aus Mecklenburg-Vorpommern 

Am 22. Juli 1997 erhielten wir baben am 23. Juli gegen Nachmit­
den Abmarschbefehl für den näch­ tag das Einsatzgebiet im Oder­
sten Tag. Die Einheiten unseres bruch erreicht und im Gymnasium 

in Wriezen Quartier 
bezogen. Unser Ab­
schnitt am Deich 
reicht von Hohenwut­
zen bis Zollbrücke. 

Die ersten Einsätze 
erfolgen noch in der 
Nacht und sind erwar­
tungsgemäß unkoordi­
niert, da die Befehls­
strukturen noch nicht 
stehen. So dient der 
24. Juli in erster Linie 
dem Aufbau einer Or­
ganisation, der Verbin­
dungsaufnahme und 
der Erkundung unse­
res Abschnittes am 
Deich. 

Lage am 25.126. Juli 
1997: 

Hohenwutzen am 
Oderknie wird zum 
neuralgischen Punkt, 
die Lage verschlechtert 
sich stetig. Bei Deich­
kilometer 6,9 ist es zu 
einer breiten Absen­

29. Juli, 16.00 Uhr, neue 
Risse und Abbrüche auf 
der Höhe des Deich­
weges bei Hohen wutzen. 

kung des Deichfußes gekommen. 
Im Dauereinsatz stabilisieren 250 
Soldaten mit massiver Hubschrau ­
berunterstützung den Deich, 300 
Mann arbeiten an Schadstellen 
flussaufwärts. Um 20.00 Uhr kön­
nen wir aufatmen, der Abrutsch ist 
unter Kontrolle. 

Zwischenzeitlich verlaufen un­
sere Einsätze voll koordiniert. Die 
Befeblsstränge haben sich ein­
gespielt. Wir haben gelernt, die 
"auserwählten von den berufenen 
Deichgrafen" zu unterscheiden. 
Man kennt sich nun beim Namen. 
Die Arbeit geht Hand in Hand. 

Noch in der Nacht entstehen 
bei Kilometer 67,9 neue Absen­
kungen und Risse im Deichweg, 
die Krone bleibt unversehrt. 

Lage am 28. Juli 1997: 

Seit dem 26. Juli arbeiten wir in 
Hohenwutzen rund um die Uhr. 
Wir haben eine halbe Million Sand­
säcke verbaut, den Ablöserhyth­
mus auf 6 Stunden verkürzt. Bei 
neuen Krisenlagen werden auch die 
ruhenden Kontingente an die 
"Front" gebracht. Klaglos, ohne 
Murren, hochmotiviert verseben 
die Männer ihren Dienst, Hände 
und Arme zerschunden. Es ist "ihr 
Deich", den es zu retten gilt. Eine 
tolle Truppe. Ein Formalist, der 
sich jetzt an der bunten Anzugs­
ordnung" stört. Ur-Opas Tätowie­
rungen sind wieder modern gewor­
den. Etwas greller allerdings, weg 
vom Einheitsblau; Drachen, Skor­
pione, Fantasieszenen. "Honi soit, 
qui mal y pense!" 

Der Wasserstand sinkt nicht, 
die Fließgeschwindigkeit ist mini­
mal, der Druck auf die aufgeweich­
ten Dämme an der Fluss-Seite ist 
enorm. Es gibt keinerlei Anzei­
chen von Entspannung. Die Heli­
kopter fliegen bis nach Mitter­
nacht ununterbrochen. 

Seit 5 Tagen ist unser gemisch­
tes Einsatzkontingent aus Solda­
ten der Luftwaffe und der Marine 
nunmehr im Einsatz. Schwer­
punkt unserer Arbeit ist der Ab­
bruch bei Hohenwutzen sowie die 
Sicker- und Qualmstellen bei 
Spitz. Im Dauereinsatz flicken und 
stabilisieren wir den aufgeweich­
ten Abschnitt, häufig auch mit Un­
terstützung durch das Heer. 
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Lage am 29. Juli 1997, 05.00 Uhr: 

Um Mitternacht entstand an 
der gesicherten Deichabsenkung 
bei Hohenwutzen wiederum eine 
kritische Lage. Risse, starke 
Durchfeuchtungen und Fließ was­
ser im Bereich der Deichkrone. 
Wir stellen die Arbeiten flussauf­
wärts bei Kilometer 67,9 ein. Um 
05.00 Uhr ist unser gesamtes Kon­
tingent, verstärkt durch BGS und 
Freiwillige Feuerwehr im E insatz, 
insgesamt 800 Mann. Seit 05.30 
Uhr haben wir massive Hub­
schrauberunterstützung. Kleinlas­
ter und Zweitonner der Truppe 
bringen Faschinen und Sandsäcke. 
Die Soldaten erreichen die Grenze 
ihrer Leistungsfahigkeit, Schlaf­
zeiten entfallen, Reserven sind 
nicht mehr verfügbar. Dennoch 
sind wir guten Mutes, die Lage ist 
nicht hoffnungslos. Es handelt sich 
um eine Krise, die unter Kontrolle 
ist. Wir haben aufgehört, die Sand­
säcke zu zählen. 

Gegen 16.00 Uhr verschärft 
sich die Lage, neue Risse und Ab­
brüche auf der H öh e des Deich­

weges. Unser gesamtes 
Kontingent , verstärkt 
durch 200 Marine- und 
150 Heeressoldaten ist 
in Hohenwutzen im Ein­
satz. Wir versuchen, die 
Verbindung zwischen Km 
67,9 und 70 ,4 herzustel­
len. Der ganze Deich ist 
ein einziger Schwamm, 
nass und löchrig. Man 
hat das Gefühl er "läuft" 
in Zeitlupe auf 100.000 
Füßen. Halten wir den 
Deich? Die Fachleute ge­
ben eine Chance von 5­
10 Prozent. 

Ich blicke· über die 
Oder zu unseren polni­
sehen Nachbarn. Der 
Fluss hat eine ungeheu­
re Breite angenommen, 
sodass man mit dem blo­
ßen Auge den Kampf 

Zwei der fast eine halbe 
Million Sandsäcke. die im 
Abschnitt des Geschwa­

ders vorwiegend von Hand 
zu Hand weitergereicht 

wurden. 
~----~ 

gegen das Wasser auf der anderen Seite nicht 
erkennen kann. Die Oder fließt träge, kaum I 
merkbar. Eigentlich ein friedvolles Bild unter 
blauem fummel. Wie anders habe ich mir die ~ Gefahr eines Deichbruchs vorgestellt . 

Heulender Orkan, peitschendar Regen, 
Sturmflut ala Storm. Auf dem Deich die fahle 
Erscheinung des Schimmelreiters? Nichts von 
alledem' Sonne, Schwüle und eine unerträgli­
che Stille über dem Wasser. Die Gefahr im 
Oderbruch kommt schleichend, üher Tage und 
Wochen. 

Lage am 29. Juli 1997, 21 .00 Uhr 

Die Situation ist unverändert ernst. Alle 
Kräfte werden auf Hohenwutzen konzen­
triert. Es herrscht geordnetes Chaos. Klein­
laster fahren Kies, Faschinen und Sandsäcke 
an. Ketten von Soldaten bringen diese von der 
Ladefläche bis in den Fuß der Abrisse als Ge­
gengewicht ein. Im rechten Winkel zur Basis 
mauern sie Sandsackpfeiler zur Deichkrone. 
Die Zwischenräume werden gefüll t, die Lö­
cher scheinen bodenlos. Dennoch wachsen sie 
zu. Helikopter hängen wie Libellen in der 
Luft, immer vier in einer Kette. Einer wirft 
ab, die restlichen drei sind in einer Warte­
schleife, vier weitere im An- oder Abflug. Auf 
PfIff räumen die Männer die Bruchstelle, 

H H 
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machen Platz für den Chopper, der 
die Last abwirft . Herr Gott, lass 
hier nichts passieren! Gib uns die 
Kraft diesen Deich zu halten und 
beschütze diese Männer und Frau­
en. Lass uns diese Not als Zeichen 
deiner Allmacht richtig verstehen. 

Unser Ersatzkontingent ist ein­
getroffen. Die Marine wird mit 
1.000 Mann unseren Abschnitt 
übernehmen. H eute sind wir seit 
sieben Tagen ununterbrochen im 
Einsatz. Verschleiß- und Erschöp­
fungszustände werden offenkun­
dig. Viele Soldaten verrichten ihren 
Dienst am Deich armbandagiert. 
Die Motivation ist gut, heute haben 
wir wiederum den Deich halten 
können. Das Wort vom Wunder 
mach t erstmalig die Runde. 

Lage am 30. Juli 1997: 

Unser Kontingent soll abgelöst 
werden, wir haben an die Marine 
übergeben und sollen um 14.00 
Uhr den Rückmarsch antreten. 
Während des Ablöseappells kommt 
es in Hohenwutzen zu einem dra­
matischen Deichabbruch . Die 
Deichkrone stürzt a uf eine Länge 
von ca. 80 Meter ein und ver­
schlingt den Deichweg. Der Ab­
sturz ist 3 bis 4 Meter t ief. Der 
Deichfuß ist weit in die Sumpf­
wiesen gedrängt worden . Solda­
ten der Marine, unterstützt durch 
Schlüsselpersonal aus dem abge­
lösten Luftwaffenkontingent ar­
beiten fieberhaft daran, den ka-

I 
KURZ NOTIERT 

Von "Spendenflut" 
kann keine Rede sein 

Der Leiter von Caritas inter­
national, Mru·tin Salm, hat Be­
richte über eine "Spendenf1ut" 
nach dem Hochwasser an der 
Oder zurückgewiesen. In den ei­
gentlichen Katastrophengebie­
ten in Polen und Tschechien 
mangele es nach wie vor an einer 
breiteren Hilfe, sagte Salm am 
30. September 1997 in einem Ge­
spräch mit der Katholischen 
Nachrichten-Agentur (KNA). In 
Deutschland hätten sich sehr 
viele Hilfsorganisationen auf 

riösen Deich zu retten. Noch um 
Mitternacht scheint die Situation 
hoffnungslos. Unter Einsatz ihres 
Lebens stehen die Männer in der 
Bruchst elle und leisten Ungla ub­
liches. Jeden Augenblick kann die 
dünne Wand der Krone einstÜr­
zen. Wegen der starken Vibratio­
nen werden die Helikopterfl üge 
eingestellt. 
Lage am 31. Juli 1997: 

Der Deich hat die Nacht über 
gehalten. Unser Einsatzkontin­
gent ist in die Heimatstandorte ab­
gerückt. 

GESELLSCHAFT IN DEUTSCHLAND 

Die Lage ist kritisch, aber unter 
Kontrolle. Man spricht nun ganz 
offen von einem Wunder und ich 
glaube, es ist nicht nur so daherge­
redet. Für das Deichfl'agment bei 
Hohenwutzen konnte man eigent­
lich keinen Pfifferling mehr geben . 
Viele haben verstanden, dass unse­
re Einsatzfreude, die hohe Motiva­
tion der Truppe, der Einsatz von 
Technik und die muskelzehrenden 
Sandsackberge nicht alleine aus­
reichten, um den Deich, ja das 
Oderbruch zu retten. 

Ich bekenne es offen, hier hat 
Gott mitgewirkt. 0 

Der Innenminister des Landes Brandenburg Alwin Ziel (re) lässt sich auf dem 
Gefechtsstand im Gymnasium zu Wriezen durch Oberst Volker Böhler (Mi) in 

_ _ d'c: in = )____ ______-"-·e...:L::a"'gc;:e...:e:::-"w"'eisen. (Fotos. FlaAakG..~2,,-

sehr wenige direkt Betroffene ge­
stürzt. Tatsächlich sei es nicht 
sinovoll , die Summe aller Spen­
den allein in Brandenburg auszu­
geben . Den Bürgern sei ein "sehr 
begrenztes Bild" über das Aus­
maß deI' Schäden in Deutschland 
und den östlichen Nachbarlän­
dern vermittelt worden. 

Salm kritisierte Erwartungen 
an schnelle Erfolge "unbürokrati­
scher Hilfen". Damit wachse die 
Gefahr, dass nur "Strohfeuer" ab­
gefackelt würden. "Es ist nicht 
sinnvoll, Hilfen, wie in vielen Fäl ­
len geschehen, in Form eines Bar­
schecks über den Zaun zu rei­
ehen", betonte der Leiter von 

Caritas international. Die h äu ­
fig kritisierten Verwaltungsko­
sten seien notwendig, um den 
E insatz der Spenden zu opti­
mieren. Dadurch würden etwa 
Doppelzahlungen und Über­
schneidungen mit Versiche­
rungsleistungen vermieden. In 
Tschechien und Polen seien 
Zehntausende Obdachlose und 
mittellose Familien n och über 
Monate hinaus a uf fremde Hilfe 
angewiesen. Für einige Grup­
pen, etwa allein stehende alte 
Menschen, müssten mittelfri­
stig völlig neue Formen der Be­
treuung aufgebaut werden . 

(KNA) 
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"Geister sind auch nur Menschen" 

Ein "Ghostbuster" plaudert aus dem Nähkästchen 

Christoph Renzikowski (KNA-Korr.) 

Irrlichter im nächtlichen Wald. zitternde Magnet­ kameras. Wenn sich Fenster plötzlich von selbst öff­
nadeln und wie von Geisterhand geworfene Steine nen, hat das stets mit psychischen Problemen zu tun, 
sind sein Metier. Waltel' von Lucadou leitet die in die der Betroffene nicht erkennt. So lautet eine ,vich ti­
Freiburg ansässige, bundesweit einzige "Parapsycholo­ ge Erkenntnis der Parapsychologie. Um dem Spuk ein 
gische Beratungsstelle". In einem neuen Buch plaudert Ende zu bereiten, muß die Botschaft des "real gewor­
Deutschlands "Ghostbuster" Nummer eins erstmals denen Traums" tiefenpsychologisch entziffert wer­
aus dem Nähkästchen. Seine Botschaft gegen Grusel den. Dabei geht es nicht immer um gravierende Dinge. 
und Gänsehaut: Keine Panik, "Geister sind auch nur Bei einer Wirtin im Schwarzwald spukte es jeweils 
Menschen." dann, wenn ihr Mann aus dem Haus war. "Der Spuk 

Als sehr menschlich entpuppte sich etwa die "Flü ­ hatte offenbar die Funktion, den Gatten heimzu­
sterstimme aus dem Teekessel", von der ein aufgereg­ holen", erklärt Lucadou, der "durch Zufall" darauf 
ter Anrufer berichtete. "Der Mann wohnte neben ei­ kam, als er die Aufzeichnungen der Frau durchsah. 
nem starken Mittelwellensender, da wirkten die zwei Nach dieser Erkenntnis wurde es ruhig im Haus. "Auf 
Metallplatten von Ofen und Teekessel wie ein kleiner diese Weise", meint der Fachmann) "habe ich schon 
Radioempfanger", erzählt der Physiker und Psycholo­ vielen Leuten erspart, in ihrem Keller nach Skeletten 
ge. Klingt einleuchtend, aber darauf muß man erst zu graben." Und noch etwas laufe in Wirklichkeit an­
einmal kommen. Des Geisterjägers Handwerkszeug: ders als im Horrorfilm: "Es ist doch immer wieder er­
"Kombinationsgabe, Erfahrung und ein Schuß Kreati ­ staunlich, wie barmherzig sich im Spuk fliegende Stei­
vität". Für diese Arbeit der Beratungsstelle, die von ne und Messer verhalten." Ernsthafte Verletzungen 
der "Wissenschaftlichen Gesellschaft zur Förderung habe es bislang in keinem Fall gegeben. Spuk sei - wie 
der Parapsychologie" ein Alptraum - eher lä­
(WGFP), emem Ver­ s tig als gefährlich. 
bund von rund 50 Medi­ STICHWORT: In Lucadous Haus 
zinern und anderen Ex­ selbst, einer vorneh­
perten aus Natur- und Parapsychologie men Jugendstilvilla im 
Geisteswissenschaft, ge­ Freiburger N obelvier­
tragen wird, gibt es öf­ tel Wiehre, hat es noch" Parapsychologie" ist die wissenschaftliche Untersuchung 

fentliche Fördergelder. von Erfahrungen, "die aus dem normalen Verlauf des See­nicht gespukt, wohl 


lenlebens heraustreten". Gemeint sind kulturübergreifende
Anders als bei der aber be i seinen Ver­
Polizei ist es mit der Lö ­ Phänomene wie Spuk, Geistererscheinungen oder Wach­wandten. Er kann da­
sung der Fälle nicht ge­ träume. Zwei von drei Deutschen geben bei Befragungen mit leben, daß er von 
tan. Wer außergewöhnli­ an, bereits einmal ein paranormafes Erlebnis - zum Bei· manchen als "Spinner" 
che Erfahrungen macht, spiel die Begegnung mü einem Verstorbenen - gehabt zu abget a n wird. Wichti­
fühlt häufig den Boden haben. Häufig lösen solche Erfahrungen Ängste und ger ist ihm, dass er bei 
unter den Füßen schwin­ Lebenskrisen aus. Den Begriff "Parapsychologie" prägte seinen Physiker-Kolle­

1889 der Berliner Psychologe und Philosoph Max Dessoir.den. "Es ist eine harte gen inzwischen gern­
Als kleine und noch junge Grenzwissenschaft hat es die gesehen er Vortrags­Arbeit für die Betroffe­
Parapsychologie schwer, ihre Forschungsergebnisse zurnen1 die neuen Erkennt­ gast ist, "weil man 
Geltung zu bringen. In der westlichen Welt befassen sich nisse in ihr Weltbild ein ­ dort sieht, dass es ech­
nach Schätzungen nicht mehr als 100 Forscher schwer­zuarbeiten", weiß Luca­ te Fortschritte auf 
punktmäßig mit Parapsychologie. Im Zuge der Konjunkturdou. Der 51jährige ist dem Gebiet gibt und 
von Okkultismus und New Age bemühen sie sich darum. daher nicht nur mit sei ­ nicht nur Sprüche­
esoterische Missdeutungen durch selbsternannte 

ner kriminalistischen klopfer" . Vieles hat die
IIPsj·Expenen" abzuwehren.

Spürnase, sondern auch Wissenschaft noch"Hauptstadt" der deutschen Parapsychologie ist Freiburg. 
als einfühlsamer Seel­ nicht enträtselt. DasIn der Nachfolge des 1991 verstorbenen populären "spuk­
sorger gefragt. Zum Bei­ sollte aber geradeprofessors" Hans Bender kümmert sich Johannes Mischo 

Menschen mit außer­spiel bei Spukfällen. als einziger Lehrstuhlinhaber in Deutschland von Amts we­
Längst hat es Luca­ gen um Gedankenübertragung und ähnliches. Er ist auch gewöhnlichen Erleb­

dou aufgegeben, mit Vi­ Leiter des universitätsunabhängigen Instituts für Grenzge­russen nicht weiter 
deogerät und Tonband biete der Psychologie und Psychohygiene, das mit 30.000 stören, meint Luca­
vor Ort zu reisen und zu Bänden eine der größten Spezialbibliotheken Europas un­dou. Mit "Geistern" 
versuchen, den "Geis t in terhält In Freiburg befindet sich außerdem Deutschlands könne man "wunder· 
den Kasten zu kriegenu. einzige "Parapsychologische Beratungsstelle", die von der bar zurechtkommen" 
Es funktioniert einfach interdisziplinären " Wissenschaftlichen Gesellschaft zur - wie mit Menschen, 
nicht. "Geister" entzie­ Förderung der Parapsychologie" (WGFP) getragen wird. die man auch nie ganz 
hen sich Überwachungs- (KNA 16.08. 1997) versteht. 0 
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Geht es in Ihrer Familie genauso zu? 

In deutschen FS-Serien hängt der Haussegen schief 

Wallgang Altendarl 

Was muss das Ausland , das un­
sere Programme via Satellit emp­
fangen kann, nur für eine Mei­
nung über den Zustand deutscher 
Familien gewinnen? Gleichgültig 
um welche Thematik es sich bei 
den obligatorischen FS-Serien 
handelt, ob sie bei Ärzten, Leh ­
rern, in dieser oder jener Straße 
spielen - wenn es familiär wird, 
hängt der Haussegen ausnahmslos 
und beträchtlich schiet1 Ehepart­
ner liegen sich unablässig in den 
Haaren, die Kinder bellen ihre Ge­
schwister und ihre Eltern, diese 
ihre Kinder an, als herrsche ei n 
unablässig blutig ausgetragener 
Krieg in den vielgerühmten eige­
nen vier Wänden. 

Hingegen bei den so oft und zu 
Unrecht gescholtenen amerikani­
sche "Seifenopern". Eitel Ein­
tracht und hannonisch es Ei.nver­
ständnis zwischen Mann und 
Frau , den Kindern, dazu Humor, 
Respektierung der jeweiligen, 
selbst kuriosen Eigenart, selten 
ein böses Wort, kurz: ein erfreuli­
ches Klima, auch da - oder gerade 
da, wo der obligatorische Böse­
wicht diesen Zuammenhalt zu stö­
ren sich anschickt. 

Woran liegt das? Sind unsere 
Familien tatsächlich derart zerrüt­
tet? Gibt es überhaupt keine guten 
Ehen in unseren Breiten? Sind un­
sere pädagogischen Eigenschaften 
derart verschüttet, dass wir nur 
mit grämlicher Entschiedenheit, 
gegenseitigen Vorwürfen, Hader 
und Zank fam iliär über die Run­
den kommen? Spiegeln diese Seri­
en nur die real istische Situation in 
der "Keimzelle unserer Demokra­
tie '" den Familien? 

Ich habe mich umgehört: Nein. 
Durchaus nicht. Die meisten Fa­
milien kommen einigermaßen gut 
miteinander aus, viele haben ein 
herzliches Verhältnis - Vater, Mut­
ter, Tochter, Sohn - und ganz spe­
ziell injenen gut situierten Famili­
en des Mittelstandes, wie sie doch 
zumeis t in diesen FS-Serien vorge­
stellt werden. 

Wie sieht es in den Familien der 
Fernsehgewaltigen damit aus? Ist 

etwa bei ihnen der famili äre Ton 
derart misstönend, dass sie uns 
ganz einfach ihre eigene Situation 
präsentieren sich verpflichtet füh ­
len, in der Annahme, dass das 
überall so wäre? Nein. Auch bei ih­
n en - in der Mehrzahl zu Hause: 
ma n respektiert sich, kOlnmt gut 
miteinander aus, freut sich diesel' 
Harmonie, ist glücklich dabei. 
"Aber-" so einer der Regisseure zu 
mir - "die Statistik weist aus, dass 
doch rund ein Drittel unserer 
Ehen scheitern, zerbrechen , ge­
schieden werden, mit allem was 
dem vorausgeht, bis das Urteil 
rechtskräftig ist! Und das müssen 
wir darstellen!" 

Ein Drittel? Dreiunddreißig 
Prozent... Infolgedessen bleiben 

GESELLSCHAFT IN DEUTSCHLAND 

sechsundsechzig Prozent der Eben 
und Familie intakt. J eder Politiker 
würde sich die H ände reiben, 
könnLe er sechsundsechzig Pro­
zent, eine Zweidrittelmeh.rheit, hei 
einer der nächsten Wahlen auf 
sich verbuchen. 

So bleibt nur der Appell an un­
sere Serienfabrikanten . Stellt die 
Verhält nisse richtig. Zeigt in zwei 
Dritteln eurer Serien heile, intakte 
Familien und beschränkt euch mit 
einem Drittel aufjene, die ihr heu­
te so unermüdlich und ausnahms­
los darstellt. Zuneigung, Liebe, Re­
spektierung der Einzelpersönlich­
keit, zeichnen selbst deutsche Fa­
milien in der überwiegenden 
Mehrheit aus. Wir sind auch hier 
vorbildliche Demokraten. Und 
wenn dann noch ein Quäntchen 
Humor hinzukommt ... Ja, ja, das 
is t sehr, sehr sch wer. .. Aber - Pro­
biert es. Zeigt, wie wir wirklich 
sind, Wir haben zu zwei Drittel ei­
nen verbrieften Anspruch darauf. 

Neues bei Radio Campanile 


Der typische Hörer des christli­
chen Informationskanals "Radio 
Campanile" ist älter als 40 und 
verheiratet. 56 Prozent der Hörer 
hätten Abitur, jeder zweite sei be­
rufstätig, berichtete "Radio Cam­
panile" Anfang August 1997 in 
Ludwigshafen unter Hinweis auf 
eine erste Hörerbefragung. "Radio 
Campanile" war im Dezember auf 
Sendung gegangen. Nach Angaben 
des Senders wird sein Programm 
häufiger von Männern als von 
Frauen gehört. 

Mit neuen Sendereihen will der 
christliche Rundfunksender von 
August an noch besser über The­
men und Ereignisse aus der christ­
lichen Welt informieren. Mehr­
mals täglich gibt es Nachrichten 
aus dem kirchlichen Leben. An je­
dem Wochen ende sendet "Radio 
Campanile" den Wochenkommen­
tar. Immer freitags heißt es "Bi­
schöfe zu Fragen der Zeit". 

In dieser Sendung spricht je­
weils ein deutschsprachiger Bi­
schof zu einem aktuellen Thema. 
Den Ordensgemeinschaften ist eine 
eigene, regelmäßige Sendung ge­
widmet. Eine halbe Stunde lang 
gibt es in jedem Monat Nachrich­
ten , Hintergrundberichte und In­
terviews aus dem Ol'densleben . 

Regelmäßig stellt "Radio Campa­
nile" die vom Papst für jeden Mo­
nat herausgegebenen Gebetsan­
liegen vor. In Zusammenarbeit mit 
der neugegründeten Stuttgarter 
Medienstiftung "Glaube und Wis­
sen" produziert Radio Campanile 
jede Woche eine Betrachtung zum 
Sonntagsevangelium. 

Tipps für Veranstaltungen von 
christlichen Verbänden gibt es 
jetzt immer am ersten Samstag im 
Monat, Fester Bestandteil des Pro­
gramms sind auch Gottesdienst­
übertragungen und Sendungen 
von Radio Vatikan. 

Radio Campanile sendet in ganz 
Europa ü ber den Satelliten Astra 
1B (Transponder 21,11523 MHz), 
zu empfangen über das Deutsche 
Sportfernsehen DSF, Tonträgerun­
terfrequenzen 7,74 und 9,92 MHz. 
In Deutschland ist der Sender 
auch in den meisten Kabelnetzen 
zu hören. Damit könnten mehr als 
zwölf Millionen Haushalte das 
Programm empfangen. Bei "Cam­
panile" schätzt man, "dass derzeit 
an jedem Tag über Kabel etwa 
110.000 Hörer den Sender ein­
schalten". Eine aktuelle Liste der 
Kabelfrequenzen kann man bei 
Radio Campanile anfordern . 

(DTund KNA) 
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Ludwig Ring-Eifel (KNA-Korr.) 

Aus dem Vatikan kommen lD 

diesen Monaten immer neue Mel­
dungen über Reformen des Kir­
chenrechts. Die letzte wurde am 
29. August 1997 vom Präfekten 
der römischen Glaubenskongrega­
tion, Kardinal Joseph Ratzinger, 
veröffentlicht. Die Neuerungen 
lassen aufhorchen bei einer Insti­
tution, die bei vielen im Ruf steht, 
für Veränderungswünsche taub zu 
sein. Die Reformen sind zwar alle 
nicht revolutionär, lassen nach 
Ansicht von Beobachtern jedoch 
darauf schließen, daß im Vatikan 
derzeit einiges in Bewegung ist. 

Den Reigen der Neuerungen er­
öffnete im März der als konserva­
tiv geltende Kardinal Alfonso 
Lopez Trujillo, Präsident des 
Päpstlichen Familienrates. Er ver­
öffentlichte ein "Vademekum für 
Beichtväter'<, in dem es unter an­
derem um die Handhabung der 
Absolution bei Sünden im Bereich 
Familienplanung geht. In dem 
Leitfaden werden die Priester an­
gewiesen, die Absolution auch 
dann nicht zu verweigern , wenn 
der Beichtende die Sündhaftigkeit 
der Verwendung von Verhütungs­
mitteln nicht einsieht. Die Absolu­
tion solle selbst dann erteilt wer­
den, wenn zu erwarten ist, daß die 
Betroffenen die Mittel weiterhin 
verwenden. Als zweite Neuerung, 
diesmal in Abwandlung des beste­
henden Kirchenrechts, wird allen 
Priestern die Möglichkeit gegeben, 
einer Frau die Absolution zu ertei­
len, die eine Abtreibung beichtet. 
Vorher war dies nur den Priestern 
der Bettelorden und der Kathe­
dralkirchen vorbehalten. 

Am 3. Juni sandte ein anderes 
vatikanisches Ministerium einen 
Rundbrief an alle Ortsbischöfe 
und Ordensoberen, in dem es um 
die Laisierung von Priestern geht. 
Die vom chilenischen Erzbischof 
Jorge Medina Estevez geführte 
Sakramentenkongregation führte 
darin einige beachtliche Neuerun­
gen ein. So können "abtJÜnnige", 
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In den Vatikan kommt Bewegung 
Reformen sollen mehr Rechtssicherheit schaffen 

zivil verheiratete Priester in To­
desgefahr im Eilverfahren per Fax 
die Entbindung von ihren priester­
lichen Weiheversprechen beantra­
gen und so im Frieden mit der Kir­
che in kirchenrechtlich geregelten 
Verhältnissen von ihren Lieben 
Abschied nehmen. Ferner wird für 
jüngere Priester unter 40 Jahren 
der Weg zur Laisierung klarer ge­
regelt. Sie mußten bislang oft jah­
relang auf einen Prozeß warten. 
Jetzt können sie mit einer rasche­
ren Entscheidung rechnen, wenn 
aus ihren Akten klar hervorgeht, 
daß sie zum Zeitpunkt der Weihe 
nicht zum Priestertmn geeignet 
waren. 

Am Freitag überraschte die 
Glaubenskongregation mit einer 
neuen Ordnung für die "Lehrüber­
prüfung" bei umstrittenen katho­
lischen Autoren. Kernpunkte: Der 
angegriffene Theologe kann einen 
eigenen "Berater" zu seiner Un­
terstützung mit in die Anhörun­
gen vor der Glaubenskongregation 
bringen, und die Rechte des Orts­

bischofs in dem Verfahren werden 
gestärkt. Unverändert hart bleibt 
freilich die Vorschrift für Autoren , 
die offensichtliche Irrlehren nicht 
zurückziehen: In diesen Fällen 
spricht die Glaubenskongregation 
eine gewissermaßen au tomatische 
Exkommunikation aus, gegen die 
eine Berufung nicht möglich ist. 

Gemeinsamer Trend dieser vom 
Vatikan ausgehenden Reformen ist 
das Bestreben nach mehr Mensch­
lichkeit, Transparenz und Rechts­
sicherheit. An der kirchlichen Leh­
re ändert sich nichts, jedoch sollen 
offenbar einige Einzelvorschriften 
angesichts schmerzhafter Erfah­
rungen der letzten Jahrzehnte 
nachvollziehbarer und klarer ge­
staltet werden. Die Glau­
benskongregation begündete ihre 
jüngste Neuerung damit, sie wolle 
einer "geschärften Empfindsam­
keit" unserer Tage in Prozessfra­
gen Rechnung tragen. Und Erzbi­
schof Medina kommentierte die Re­
form des Laisierungsverfahrens für 
Priester gegenüber Radio Vatikan, 
indem er daran erinnerte, daß die 
Kirche auch in schwierigen Fällen 
eine "barmherzige Mutter" sei. 0 

Katechismus: Todesstrafe nicht grund­

sätzlich ausgeschlossen, aber "praktisch 


überhaupt nicht mehr" anzuwenden 

Die lateinische Endfassung des 

Weltkatechismus schließt die To­
desstrafe nicht grundsätzlich aus, 
grenzt sie jedoch gegenüber frühe­
ren Glaubensbüchern weiter ein. 
Bei der Vorstellung des für alle 
Sprachausgaben des Katechismus 
grundlegenden Glaubensbuchs am 
9. September 1997 im Vatikan er­
klärte der Präfekt der römischen 
Glaubenskongregation, Kardinal 
Joseph Ratzinger , insbesondere 
bezüglich der Todesstrafe und des 
Respek!ts vor der Umwelt seien alle 
verfügbaren jüngsten Erfahrun­
gen und Erkenntnisse eingebracht 
worden. 

Er hob gleichzeitig hervor, dass 
der lateinische Text in Sachen To­
desstrafe, Sexual moral, Einschät­
zung der Homosexualität und ei­
ner verantworteten Weitergabe 
des Lebens "ke ine substantiellen 
Änderungen " im Vergleich zu den 
bisher erschienenen Sprachaus­
gaben des Katechismus vorgebe. 
Der lateinische Text " laufe in der 
bisherigen Richtung". Jedoch sei­
en Präzisierungen und Korrektu­
ren nötig gewesen. Latein sei und 
bleibe die offizielle Kirchensprache, 
welche "die Kontinuität unserer 
Wurzeln garantiert". 

» 

42 



WEL TKIRCHE I KIRCHE IN DEUTSCHLAND 

"Kein neuer Katechismus" 

Es handele sich nicht um einen 
"neuen Katechismus", sondern 
um den endgültigen Text auf der 
Grundlage der französ ischen Ori­
ginalfassung aus dem Jahre 1992, 
sagte der Kardinal . Kein Katholik 
brauche daher das bisher in einer 
Auflage von sieben oder acht 
Millionen Exemplaren verkaufte 
Buch neu zu erwerben . Die natio­
na len Bischofskonferenzen sollen 
laut Ratzinger die in der lateini­
schen Ausgabe erfolgten rund 70 
meist kleinen Änderungen in ei­
nem Ergänzungsbändchen zu ih­
rer Sprachausgabe herausgeben. 
Es wurden bereits 30 Übersetzun­
gen des Weltkatechismus, darun­
ter auch in Russisch, erstellt. 

Die kirchliche Lehre könne sich 
nicht an amerikanischen Statisti­
ken zur Todesstrafe orientieren, 
hob Ratzingel' im Vatikan hervor. 
Sie richte sich in ihren Kriterien , 
auch bezüglich der Todesstrafe 
heute, "die schon sehr selten oder 
praktisch überhaupt nicht mehr 
gegeben sind", nach der Uberliefe­
rung. So ist laut Paragraph 2267 
des lateinischen Katechismus die 
Anwendung der Todesstrafe nach 

DOKUMENTATION 

wie vor dann gerechtfertigt, wenn 
diese "der einzige mögliche Weg 
ist, das Leben von Menschen wirk­
sam gegen einen ungerechten An­
greifer zu verteidigen". Soweit je­
doch unblutige Mittel reichten, um 
Menschen gegen Angreifer zu ver­
teidigen und deren Sicherheit zu 
schützen, habe sich "die Autori­
tät" an diese Mittel zu halten, die 
den konkreten Bedingungen des 
Gemein wohls besser entsprächen 
und der Menschenwürde angemes­
sener seien. Weiter wird zum The­
ma Todesstrafe in der lateinischen 
Ausgabe des Katechismus auf die 
Möglichkeiten der heutigen Staa­
ten zur wirksamen Verbrech ens­
bekämpfung verwiesen. Ratzingel' 
hob bei der Pressekonfererenz 
ausdrücklich hervor, dass der la­
teinisch e Text auch zum Thema 
Homosexualität keine Änderun­
gen aufweise. Die furche fordere 
Verständnis und Mitgefühl für ho­
mosexuelle Menschen. Sie überlas­
se es jedoch der Wissenschaft, fest­
zustellen, ob Homosexualität eine 
genetische Veranlagung oder er­
ziehungs- und umgebungsbedingt 
sei oder nich t. 

Zu den wichtigsten Aufgaben 
der furche in der Zukunft gehören 

nach Aussage des Präfekten der 
römischen Glaubenskongregation 
der Einsatz für die Einheit der 
Christen sowie "wabre Brüderlich­
keit und wahrhaft christliches 
Zeugnis angesichts der großen Lei­
den in der Welt". Die katholische 
Kirche müsse sich mit ihrer gan­
zen Kraft sozialen Werken wid­
men, "ohne sich in eine soziale 
Einrichtung zu verwandeln", hob 
der Kardinal hervor. 

Bischöfe begrüßen die strengere 
Haltung der Kirche 

Wenige Tage nach dem Er­
scheinen der lateinischen Ausga­
be des katholischen Weltkatechis­
mus haben die US-amerikani­
sehen Bischöfe die strengere Hal­
tung des Katechismus gegen die 
Todesstrafe begrüßt. Mehr als 25 
J ahre hätten sich die amerikani­
schen Bischöfe darum bemüht, 
die Aussagen der Kirche zur To­
desstrafe mehr in den Zusam­
menhang des Respekts für alles 
Leben zu rücken, erklärte der 
Sprecher der Bischofskonferenz 
für innenpoli tische Fragen , Bi­
schof Williarn S. Skylstadt von 
Spokane. (KNA) 

Der Text der gültigen deutschen Ausgabe 
des Katechismus der Katholischen Kirche 

von 1993 

,,2266 Der Schutz des Gemeinwohls der Ge­
sellschaft erfordert, dass der Angreifer außer­
stande gesetzt wird zu schaden. Aus diesem 
Grund hat die überlieferte Lehre der Kirche 
die Rechtmäßigkeit des Rechtes und der 
Pflicht der gesetzmäßigen öffentlichen Gewalt 
anerkannt, der Schwere des Verbrechens an­
gemessene Strafen zu verhängen, ohne in 
schwerwiegenden Fällen die Todesstrafe aus­
zuschließen . ... 
2267 Soweit unblutige Mittel hinreichen, 
um das Leben der Menschen gegen Angreifer 
zu verteidigen und die öffentliche Ordnung 
und die Sicherheit der Menschen zu schüt­
zen, hat sich die Autorität an diese M ittel zu 
halten, denn sie entsprechen besser den kon­
kreten Bedingungen des Gemeinwohls und 
sind der Menschenwürde angemessener." 

Der offizielle Text der lateinischen Endfassung 
des Katechismus von 1997 zur Todesstrafe 

,,2267 Die überlieferte Lehre der Kirche schließt, die volle 
Feststellung der Identität und Verantwortung des Schuldi­
gen vorausgesetzt, die Anwendung der Todesstrafe nicht aus, 
wenn diese der einzige mögliche Weg ist, das Leben von Men ­
schen wirksam gegen einen ungerechten Angreifer zu vertei· 
digen. 
So weit jedoch unblutige Mittel hinreichen, um Menschen ge­
gen Angreifer zu verteidigen und ihre Sicherheit zu schützen, 
hat sich die A utorität an diese Mittel zu halten; denn sie ent­
sprechen besser den konkreten Bedingungen des Gemein­
wohls und sind der Menschenwürde angemessener. 
Infolge der Möglichkeiten, über die der Staat verfügt, um Ver­
brechen wirksam zu unterdnlcken und den, der eines began­
gen hat, unschädlich zu machen, ohne ihm endgültig die Mög­
lichkeit, sich zu bessern, zu nehmen, sind die Fälle einer abso­
luten Notwendigkeit der Beseitigung des Schuldigen heute in 
der Tat 'scMn sehr selten oder praktisch überhaupt nicht 
mehr gegeben' (Verweis aufdie Enzyklika 'Evangelium Vitae ' 
Papst Johannes Pauls Il. von 1995). " (Übersetzung KNA) 

43 



AUFTRAG 230 

KIRCHE IN DEUTSCHLAND 

Außerungen zum Thema "Ehe" Das Rotte nburger "Katholische 
Sonntags blatt" stellt fest : 

Kirche soll mit ges cheiterten 
Ehen anders umgehen 

I 
Eine Neuregelung des katholi­

schen Kirchenrech ts im Umgang 
mit gescheiterten Ehen hält der 
Würzburger Kirchenrechtler Ru­
dolf Weigand für "wünschens­
wertu. Die Kirche könne zwar nie­
mandem das Recht auf Ehebruch 
oder Trennung einräumen, aber 
nach gründlicher Prüfung sei es 
möglich festzustellen, dass eine 
Ehe endgültig gescheitelt sei, sag­
te Weigand am 21. Juli 1997 in 
WÜTzhurg. Damit werde den Be­
troffenen eine neue Ehe ermög­
licht. Weigand, der den Lehrstuhl 
seit 1968 innehatte, wird mit Ah­
lauf des Sommersemesters emeri­
tiert. 

In seiner Begründung bezog 
sich der Kircherrrechtler unter an­
derem auf die Praxis der Ostkir­
ehen, die nach dem Scheitern ei­
ner Ehe und einer entsprechenden 
Bußzeit eine neue gültige Ehe er-

BIOETHIK 

Europarat lehnt Klone~ von Menschen ab 


"Selten wurde so viel über die 
Ehe geredet, so viel analysiert ­
und sm Ende doch nicht mehr ge­
tan, als sich mit dem Lamento zu 
begnügen, dass die Zeiten und 
auch die Menschen samt ihren 
Ehen immer schlechter werden. 
Selbst die Kirche hat zuweilen mit 
ihrem hohen Anspruch Paare 
mebr überfordert als gefördert. 
Dass sie auch anders kann, dass 
konkrete und uneigennützige Hil­
fe möglich ist, beweist ein Ange­
bot, das bundesweit wie speziell in 
der hiesigen Diözese Furore 
macht. 'EPL' heißt es abgekürzt 
für 'Ein Partnerschaftliches Lern­
programm' . Dahinter steckt ein 
Gespl'ächstrai ning für jüngere und 
neuerdings auch für reifere Paare. 
'Hier hat einmal die Kirche die 
Nase vorn', heißt es anerkennend 
in Fachkreisen. Positiver N ebenef­
fekt: 'Katholisch' entwickelt sich 
so auch bei Kirchenfernen vom 
bloßen Etikett zum Markenzei­
chen." (KNA 30.08.1997) 

ausreichend garantiert sei. Es sei 
"irrational", wenn sich Bonn hier­
bei ein Türehen offen halte und die 
Konvention nur deshalb nicht un­
terzeichne, weil einige Bestim­
mungen nicht weit genug gingen. 
Deutschland begehe damit einen 
großen Irrtum. "Es ist doch besser, 
einen Text zu haben, der den 
Großteil der bioethischen Fragen 
regelt, als überhaupt nichts zu ha­
ben", sagte Plattner. Da nur die 
Staaten dem Zusatzprotokoll bei­
treten könnten, die auch die Kon­
vention unterschrieben haben, 
bringe sich Deutschland ohne Not 
um jede weitere Mitsprache. 

Voraussichtlich nach dem Eu­
roparats-Gipfel in Straßburg An­
fang Oktober wird das Ministerko­
mitee das Zusatzprotokoll verab­
schieden. Bislang haben 22 Euro­
parats-Länder die Bioethik-Kon­
vention unterzeichnet; ratifiziert 
wurde sie noch in keinem Staat. 
Sie kann in Kraft treten, wenn sie 
von fünf Ländern ratifiziert ist . 

(KNA) 

lauhten. Das kirchliche Lehramt 
sollte nicht nur bei der Ablehnung 
des Frauenpriestertums auf das 
Beispiel der Ostkirchen verweisen. 
Weigand argumentierte auch mit 
der Entwicklung der Dispenspraxis 
von Ordensgelübden, vor allem von 
der Ehelosigkeit. Die ursprünglich 
abgelehnte Dispens sei schon seit 
langem keine Frage mebr. Wenn 
die Kirche die DispensmögJichkeit 
von Ordensgelübden unter be­
stimmten Bedingungen erkannt 
habe, sollte das auch unter ent­
sprechenden Voraussetzungen für 
die Dispens aus der Ehe gelten, 
meinte er. 

Die Berufung auf die Weisung 
Jesu zur Ehescheidung kann nach 
Weigands Worten das absolute 
Scheidungsverbot einer christli­
chen Ehe nicht begründen. Die 
Aufforderung J esu, einander treu 
zu bleiben und nicht auseinander 
zu gehen, sei eine ethische Sache, 
keine juristische Aussage. 

(KNA 22.07.1997) 

Die Parlamentarische Ver­
sammlung des Europarats will das 
Klonen von Menschen in Europa 
strikt verbieten lassen. Dies be­
schlossen die 286 Abgeordneten 
der 40 Europal'ats-Mitglieder am 
23. September 1997 in Straßburg. 
Sie stimmten damit für den Ent­
wurf eines entsprechenden Zusatz­
protokolls zur Konvention über 
Biomedizm, die im September ver­
gangenen Jahres vom Europarat 
verabscruedet worden war. In dem 
Text heißt es: "J eder Eingriff, der 
darauf abzielt, ein genetisch iden­
tisches Lebewesen zu schaffen, sei 
es tot oder lebendig, ist verboten." 
Ferner forderten die Parlamenta­
rier die UN-Vollversammlung auf, 
in AnJehnung an den Europarats­
Text das Klonen von Menschen 
weltweit zu verbieten. 

Wenn auch einige Abgeordnete 
während der Debatte das Klonen 
als einen bedeutenden Wissen­
schaftlichen Fortschritt bezeich­

neten, so waren sich doch alle ei ­
nig, dass diese Technik beim Men­
schen nicht angewandt werden 
dürfe. Der Schweizer Sozialdemo­
krat und Berichterstatter des Aus­
schusses Wissenschaft und Tech­
nologie' Gian Reto Plattner, sagte, 
jede Form der Klonierung mensch­
lichen Lebens müsse strikt verbo­
ten und sanktioniert werden. Die 
willentliche Schaffung von Men­
schen mit identischer Genstruktur 
sei ein Angriff auf die Würde und 
U nversehrtheit des Menschen. 
Auch aus religiöser Überzeugung 
heraus lehne er das Klonen von 
Menschen ab. 

Deuts che Haltung "irrational" 

Unverständnis zeigte Plattner 
gegenüber der Haltung Deutsch­
lands, das die Bioethik-Konventi­
on bislang nicht unterzeichnet hat, 
weil der Schutz von Behinderten 
bei medizinischen Versuchen nicht 
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Gedämpfte Zustimmung zur Bioethik­
Konvention des Europarates 

ZdK veröffentlicht Stellungnahme zum Menschenrechts­
übereinkommen zur Biomedizin des Europarats 

Nach ausführlicher Diskussion der sogenannten Bioethik-Konvention des 
Europarates während der Frühjahrsvollversammlung des Zentralkomitees 
der deutschen Katholiken (ZdK) im April (s.a. Beitrag von Eva-Maria 
Streier "Bioethik: Vom Umgang mit dem Fortschritt" im AUFTRAG 229, 
S. 71 f.) hat nun der zuständige Hauptausschuss des ZdK am 29. August 
1997 einstimmig eine Stellungnahme zur Auseinandersetzung um dieses 
Menschenrechtsübereinkommen verabschiedet. 

Das Zentralkomitee der deut­
sehen Katholiken (ZdKJ hält die po­
litische Entscheidung rur eine Un­
tel-zeichnung und Ratifizierung des 
Menschenrechtsübereinkommens 
zur Biomedizin des Europarats 
durch die Bundesrepublik Deutsch­
land wenn nicht für geboten, dann 
zumindest für vertretbar. 

Ausdrücklich bindet das ZdK 
seine Beurteilung an die Aufforde­
rung, die Bundesregierung müsse 
alles daransetzen, den Schutz­
standard der Konvention als wer­
dendes Recht anzuheben und im 
Rahmen der Protokolle weiter zu 
präzisieren. Dies gelte insbesonde­
re für den Bereich des Embryonen­
schutzes und für ein ausdrückli­
ches und umfassendes Verbot, 
Mensehen zu klonen. 

Die Stellungnahme des Zentral­
komitees basiert auf der Überzeu­
gung, dass die Entwicklung der 
modernen Biomedizin nur dann 
dem Wohl des Menschen dienen 
wird, wenn der Anwendung, aber 
auch der Forschung, wirksame 
Schranken gesetzt werden, die den 
fundamentalen Prinzipien der Hu­
manität Rechnung tragen. Da die 
Entwicklung in Medizin und 
Biowissenschaften die nationalen 
Grenzen übersteigt, sieht das ZdK 
die Notwendigkeit, Grundnormen 
so weit wie möglich grenzübergrei­
fend zu vereinbaren. Es begrüßt 
deshalb die Initiative des Europa­
rats, ausgehend von der europäi­
schen Menschenrechtskonvention 
von 1950, gemeinsame rechtliche 
Grundnorm en zu formulieren, mit 
denen Mindesterfordernisse völ­
kerrechtlich verbindlich verankert 
werden sollen. 

Weiter begrüßt das ZdK, dass 
die Konvention auf der Basis des 

Schutzes der Würde, der Identität 
und Integrität jedes Menschen 
wichtige Anforderungen für den 
Umgang mit der Biomedizin für 
rechtsverbindlich erklärt, insbe­
sondere den Vorrang des Men­
sehen vor dem allgemeinen Inter­
esse von Gesellschaft oder Wissen­
schaft, die Bindung jedweder me­
dizinischer Intervention an die Zu­
stimmung nach Aufklärung und 
an die Einhaltung der beruflichen 
Pflichten und berufsethischen 
Grundsätze, das Verbot der Diskri­
minierung auf Grund genetischer 
Ausstattung, die Bindung prädika­
tiver genetischer Tests an gesund­
heitliche Zwecke, das Verbot des 
Organhandels und des Gebrauchs 
von Gewebe zu anderen als thera­
peutischen Zwecken und das Ver­
bot der Keimbahnintervention. 

Einen wesentlichen Mangel des 
Dokumentes sieht das Zentralko­
mitee darin, dass dem Lebensrecht 
in den Bereichen von Schwanger­
schaftsabbruch und Euthanasie 
bisher nicht Rechnung getragen 

wird und dass entsprechende 
Schutzbestimmungen fehlen . 

In der Frage des Emhryonen­
schutzes begrüßt das ZdK, dass die 
Konvention die Herstellung von 
menschlichen Embryonen zu 
Forschungszwecken verbietet und 
die Forschung an Embryonen in 
virto, wo nationales Recht sie zu­
lässt, an die Gewährleistung eines 
angemessenen Schutzes bindet. 
Einen gravierenden Mangel sieht 
es aber darin, dass die Schutzvor­
schrift nich t - wie das deutsche 
Embryonenschutzgesetz - For­
schung, die Tod oder Schädigung 
des Embryos ZW" Folge hat, ein­
deutig ausschließt. 

Hinsichtlich der Forschung an 
nicht einwilligungsfahigen Men­
schen begrüßt das Zentralkomitee, 
dass die Konvention Untersuchun­
gen dieser Art nicht auf Grund ei­
ner Risiko-Nutzen-Abwägung zu­
lässt, sondern nur dann, wenn für 
die betroffene Person lediglich ein 
minimales Risiko und eine mini­
male Belastung vorliegen. 

Unter Abwägung aller Ge­
sichtspunkte kommt das Zentral­
komitee der deutschen Katholiken 
in seiner Stellungnahme zu der 
Uberzeugurig, dass die Konvention 
im europäischen Maßstab das 
Schutz niveau erheblich verbes­
sert. Deshalb sieht es für die Bun­
desrepublik Deutschland die 
Pflicht, an der Formulierung in­
ternationaler Rechtsnormen auf 
dem Gebiet der Biomedizin mitzu­
wirken. 

(Die Stellungnahme im W01"tLaut ist zu 
erhalten beim Generalsekretariat des 
ZdK, Postfach 240141, 53154 Bonn, Tel.· 
0228-382970, Fax: 0228-3829744.) 

Lebensrechtsorganisationen "empört" über ZdK 

Die Arbeitsgemeinschaft Le­
bensrecht (AGL) hat die grund­
sätzlich positive Stellungnahme 
des Zentralkomitees der deutschen 
Katholiken (ZdK) zur Biomedizin­
Konvention des Europarats kriti­
siert. Die in der AGL zusammen­
geschlossenen zwölf Lebensrechts­
organisationen seien darüber "em­
pört", dass das ZdK die Ratifizie­
rung der Konvention für vertret­
bar halte, heißt es in einer am 12. 
September in Berlin veröffentlich­
ten Pressemitteilung. Das ZdK 

übersehe zahlreiche Mäilgel der 
Konvention, die etwa keine Aus­
kunft darüber gebe, wann mensch­
liches Leben beginne. 

Auch der Eingriff in die mensch­
liche Keimbahn werde in der Kon­
vention nicht ausgeschlossen, so die 
AGL. Von Vertretern einer christli­
chen Kirche erwärte sie "ein klares 
Votum für die Unantastbarkeit von 
Lebensrecht und Menschenwür­
de". Die ZdK-Erklärung dürfe 
"nicht das letzte Wort der katholi­
schen Kirche bleiben". (KN A) 
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Seelsorge per Internet? ­
Unsinn oder Chance? 


tholische Kirche im Internet? In diesem modernen Medium sind in 
zwischen auch kirchliche Einrichtungen vertreten; es gibt sogar ~chon erste Ansätze zu einer "Internetseelsorge". Ist Glaubensver­

mittlung per Datenautobahn und digitalisiert möglich? Macht das Sinn? Be­
gibt sich die Kirche damit in die Nähe von Porno- und Gewaltvideo-Anbie­
tern? Nachstehend veröffentlicht AUFTRAG zwei Beiträge, die sich aus sehr 
unterschiedlicher Sicht mit dem neuen Medium auseinandersetzen. 
Während sich Oberst aD. Helmut Fettweis, erster und langjähriger Chefre­
dakteur AUFTRAG, gegen die Beichte im Internet und das Ausnutzen alles 
technisch Möglichen bei der Glaubensverkiindigung wendet, plädiert Andre­
as Schwenzer, Netzverantwortlicher der Theologischen Fakultät Würzburg, 
in seinem Beitrag für eine umfassende kirchliche Nutzung der Möglichkei­
ten, die das Internet bietet. (Aufsatz von ASchwenzer mit Kürzungen aus: 
Herder Korrespondenz 50 (1996), Heft 12, S. 637-641) 

KONTRA: 

Jesus Christus - per Maus-Klick? 
Helmut Fettweis 

Un ere Zeit ist wissenschafts­
gläubig und ungläubig zu­
gleich. Dennoch sucht sie 

nach Glauben. Daher ist es nicht 
ungewöhnlich, dass manche Zeit­
genossen in das Gewand eines Pro­
pheten schlüpfen und den suchen­
den Mitmenschen verheißen, dass 
sie mit Hilfe der Technik das fin­
den könnten, was sie suchen - den 
Glauben. 

Wenn man diese Angebote 
durchdenkt, dann müsste es mög­
lich sein - ohne Priester und Kir­
che - Gottes Wort und Verheißun­
gen in Ruhe im Sessel im gemütli­
chen Heim - "genießen" zu kön­
nen. Beichte per Internet, Gottes­
dienst - mit Gütegarantie durch 
Bischof oder Erzbischof - wären 
abrufbar. Schwierigkeiten mit 
Taufe oder Kommunion - Abend­
mahl gibt es aucb nicht, weil ein 
vollkommener Service entspre­
chendes Gütewasser und Hostien 
anliefert. Man muss es nur in "der 
rechten Gesinnung" an den Bild­
schirm im Augenblick der Weihe- . 

handlung im Original halten und 
dann sind auch diese Symbole ei­
nes "geheiligten" Inhalts. 

Was könnte das einfach sein, 
wenn jede Rundfunkanstalt sich 
einige hocbmögende Priester "hal­
ten" würde, die für alle Dienste 
zur Verfügung stünden. Die Ein­
sparung an Kirchensteuern wäre 
enorm. Die eigenen Räume erhiel­
ten die stilvolle Weibe einer Haus­
kirche und man wäre glücklicher 
Heilkonsument - wenn etwas dar­
an ist? Aber man kann ja nie wis­
sen. Eine Versicherung ist immer 
ganz gut. 

So könnte noch ein viel skurri­
leres Bild zukünftiger Gläubigkeit 
entworfen werden, wenn man an 
einen Wettbewerb der Konfessio­
nen denkt. Und Bedenkenträgern 
würde man herablassend sagen: 
Wenn Christus heute leben würde, 
dann würde er für seine Verkündi­
gung auch Dias, Videos und Chips 
einsetzen. Die Speisung der 5.000 
am See Genezru:eth, würde die Fir­
ma Kaefer einfliegen und für die 
Entsorgung würden die Leute vom 
grünen Punkt verantwortlich sein. 

Und da wird diese Geschichte 
nicht nur skurril, sondern maka­
ber. Wer seine Gedanken in diese 
Regionen schweifen lässt, wer die 
Priester dW'ch Funktionäre mit be­
ster Technik ersetzen will, vergeht 
sich gegen die Botschaft Christi. 

Sicherlich, in jedem Zeitab­
schnitt, muss die Botschaft Gottes 
den Menschen neu nahe gebracht 
werden. Aber es ist dieselbe Bot­
schaft, die uns im Alten und Neu­
en Testament bezeugt ist. Christus 
ist der, der uns die Erlösung von 
der Erbsünde durch seinen Tod ge­
bracht und durch seine Auferste­
bung besiegelt hat. Er hat den 
Aposteln den Auftrag gegeben, wie 
sie die Frohe Botschaft Gottes wei­
tertragen sollten . Er gab ihnen die 
Vollmachten der Lehre und der 
Verwaltung der Sakramente, wie 
sie auf Papst, Bischöfe und Prie­
ster weitergegeben wurden. Und 
er gab auch die Form bekannt. 

Er hat nicht gesagt, schreibet 
allen Leuten Briefe, sondern er 
sagte "Gehet hin und lehret" (vgl. 
Mt 4,18-22, 10,1- 15, Mk 6,1- 13; 
etc.). Nicht Infol'mationsträger 
sollten die Botschaft weitergeben, 
sondern die berufenen Menschen 
mussten allen persönlich sagen, 
was sie zu Christus geführt und 
was er ihnen aufgetragen hat. 

Dieses "System" des persönli­
chen Bezuges ist die Form der 
Überhringung von Gottes Wort 
und Sakrrunenten. Ohne unsere 
Priester, die das Wort künden und 
das Sakrament der Eucharistie in 
die reale Präsenz des Leibes Chri­
sti umsetzen, wäre der christliche 
Glaube zum toten Buchstaben ver­
dorrt. Die lebendige Weitergabe 
von Mensch zu Mensch ist die Ket­
te der Glaubenden, die in Christus 
ihren Mittelpunkt hat. Jesus Chri­
stus, das Fleisch gewordene Wort 
Gottes, ist eben nicht per Maus­
K1ick zu haben. 0 
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PRO: 

Zwei Welten? Die Kirche und das Internet 
Misstrauen anderer Diözesen wek­
ken, die eine ungerechte Bezu­
schussung des Rottenburger Medi­
enreferates vermuten. Sie ist aber 
vor dem Hintergrund der gegen­
wärtigen Konstellationen die prak­
tischere und sinnvollere Lösung. 

Über Universitäten, die ihren 
Studierenden die Bereitstellung 
von WWW-Seiten ermöglichten , 
tauchten im vergangenen Jahr die 
ersten Seiten von kirchlichen Ju­
gendgruppen und Gemeinden auf. 
Diese WWW-Seiten unterliegen je­
doch stark der Fluktuation des 
Studien betriebes, sodass nicht seI­
ten diese Seiten entweder verwai­
sen oder eines Tages wieder aus 
dem Netz verschwinden. Trotz der 
Kurzlebigkeit und der qualitativen 
Unter schiede sollte dieses Engage­
men t nicht vorschnell als ober­
flächliche Spielerei abgetan wer­
den . Viele WWW-Seiten geben ein 
mutiges Glaubenszeugnis einer 
heranwachsenden Generation von 
wachen, lebensfrohen, kirchen­
kritischen, aber nicht kirchen­
distanzierten Christen wieder. 

Glaubensinformation und 
" Internetseelsorge" 

Das Internet bietet vielHiltige 
Möglichkeiten, die Sendung der 
Kirche in der Welt in zeitgemäßer 
Medienanwendung fortzusetzen. 
Dabei kristallisiert sich als eine er­
ste Aufgabe die Kirchen-und 
Glaubensinformation h eraus, bei 
der es darum geht, sowohl die be­
reits zablreich vertretenen Inter­
net-Nutzerinnen und -Nutzer mit 
ei ner gewissen Distanz zur Institu­
tion Kirche als auch die immer 
mehr ins Internet einsteigenden 
Gemeindemitglieder zu erreichen. 
Das bedeutet, dass sowohl beste­
henden Klischees über die Kirche 
mit sachlichen Informationen ent-

Andreas Schwenzer 

Kirche und moderne Medien 
sind für viele Zeitgenossen 
wie zwei Welten, die nichts 

miteinander zu tun haben . Ge­
nauer betrachtet erweisen sie sieb 
jedoch als Gegen sätze, die sich an­
ziehen. Denn es zeigt selbst die 
jüngste Geschichte, dass die Kir­
che schon immer neuentwjckelte 
Kommunikationsstrukturen nutz­
te, um ihr Selbstverständnis als 
gesellschaftsrelevante Gruppe und 
ihr christliches Wertesystem in der 
Öffentlichkeit wachzuhalten . Wa­
ren dies nach Erfindung des Buch­
druckes die Bibelausgaben und er­
baulichen Schriften hzw. im Kul­
tm-kampf des vergangenen Jahr­
hunderts die Begründung überre­
gionale!' Zeitungen, kann das viel­
fältige Engagement kirchlicher 
Redaktionen bei den öffentlich­
rechtlichen und privaten Fernseh­
und Rundfunkanstalten hier ein­
geordnet werden. 

Was die Bewertung und Nut­
zung des internationalen Daten­
netzes Internet betrifft, scbeint 
sich dieses Muster nur schleppend 
zu wiederholen. Trotz gegenteili­
ger Erkenntnis erfahrener Nutzer 
des neu en Mediums weltweiter 
Kommunikation stößt das Inter­
net doch in der breiten Masse der 
Gläubigen und vereinzelt auch in 
den Leitungsebenen von Diözesen 
und kirchlichen Verbänden auf 
eine gewisse Reserve. Dabei liegen 
die Vorteile auf der Hand (Opti­
mierung des kircheninternen In­
form ations- und Meinungsaustau­
Beh es) bzw. eröffnen sich neue 
H andJungsfelder zur Erfüllung 
kirchlicher Sendung in der Welt 
(lnternetseelsorge und Glaubens­
information). Diese Erkenntnisse 
teilen nicht wenige kir chliche Ein­
richtungen, die sich bereits auf das 
P arkett internationaler Vernet­

zung gewagt haben und durchaus 
positive Erfahrungen daraus 
schöpfen. 

Die ersten Schritte sind erfolg! 

Die evangelische Kirche in 
Deutschland hat schon früh die 
Bedeutung der Internet-Nutzung 
und der P räsenz im WWW er­
kannt. Sie ist inzwischen in vielen 
Bereichen führend. So begründete 
Anfang 1996 der Evangelische 
Presseverhand in Bayern den er­
sten Int ernet-Einstieg e iner Lan­
deskirche. Die EKD zog nach und 
schuf im gleichen Jahr ei ne eigene 
PersonalsteIle mit entsprechen­
dem E tat, die für zwei Jahre dem 
Gemeinschaftswerk evangelischer 
Publizistik in Frankfurtl Main zu­
geordnet ist . Dieses Projekt 
"Evangelische Kirche online" hat 
zur Aufgabe, die verschieden en In­
ibati ven in den evangelischen 
Landeskirchen und Verbänden zu 
beraten und zu koordinieren sowie 
zentrale Öffentlichkeitsarbeit zu 
leisten .... 

Katholischerseits war lange 
Zeit nur das Bistum Rottenburg/ 
Stuttgart bereit, entsprechende Fi­
nanzmittel für ein Internet-Enga­
gement vorzusehen. Das dortige 
Projekt "Kirche online" wurde 
dem diözesanen Medienreferat an­
gegliedert und wollte eine Internet­
Plattform für beide Großkirehen 
zur Verfügung stellen. Nachdem 
die EKD ihr eigenes Projekt star­
tete und die Zentralstelle Medien 
der Deutschen Bischofskonferenz 
eine ähnliche Koordination nicht 
übernahm, entschieden sich die 
deutschen Diözesen im Herbst die­
sen J ahres für eine Delegierung 
zentraler Aufgaben an das Rotten­
burger Projekt. Diese Regelung 
auf zwei Jahre m ag vielleicht das 
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Bistum Mi.instel" 

gegengewirkt als auch mit ausge­
wählten Bildern und Texten ein 
wahres Bild gelebten christlichen 
Glaubens und konkreter Kirche 
vor Ort gezeichnet wird. Überzeu­
gende Glaubensinfo rmation nach 
außen sowie gemeindeaufbauende 
Besinnung nach innen sind also 
die beiden Pole dieses Drahtseilak­
tes.. 

... Doch mit der reinen Informa­
tion ist es nicht getan, wichtig ist 
die Beachtung der internet-gemä­
ßen Interaktion . Noch sehen zu 
viele diözesane Stellen und auch 
kirchennahe Verlagshäuser im In ­
ternet, speziell im multimedialen 
Dateienverbund des World Wide 
Weh (WWW), lediglich eine Platt­
form der Selbstpräsentation und 
Produktinformation. Daher wer­
den oft vorschnell die einschlägi­
gen Marketingkriterien angelegt 
und wird für ein mögliches Inter-

Herzlich 
willkommen! 

Kalenderb fott 

Das aktuelle ThemQ 

KirchE;: online nach 
Kat egorien 

. Kirche online nach Alphabet 

. Dokumente zum Download 

Was ist katholisch? 

net-Engagement eine Kosten-Nut­
zen-Rechnung aufgestellt, die rein 
quantitativ bestimmt ist. Das mag 
vielleicht noch für kommerzielle 
Unternehmen hinnehmbar sein, 
weil es ihr Risiko ist, wenn sie das 
Internet und seine N utzungsmög­
lichkeiten unterscbätzen. Für 
kirchliche Einrichtungen und Ver­
bände könnte es jedocb fatale Fol­
gen haben ; wenn sie sich nicht 
gleich von Anfang an auf die ge­
samte Tragweite des Internet ein­
lassen und damit den Aufsprung 
auf den Zug verpassen. 

Das WWW unterscheidet sich 
eben von den bisherigen Medien 
auch darin, dass es sich in vielerlei 
Hinsicht nicbt als einseitige Werbe­
fl äche eignet. Der einzigartige Sie­
geszug des WWW beruht nämlich 
gerade auf der bedienungsfreund­
lichen Zusammenfü_hrung verschie­
denartiger interaktiver Anwendun-

Begrüßungsseite der WEB-S,rE, 
mit der sich die Katholische Kirche 
in Deutschland (www.katholische­
kirche.de) Ende September 1997 im 
Internet vorstellte. Aktuelles Thema 
und Foto wechseln regelmäßig. 
Über die LINKS erreicht man andere 
Anbieter, wie z.B. über "Lexikon" die 
katholische Glaubensinforma tion 
(kgi), die im Auftrag der Deutschen 
Bischofskonferenz über Glaubens­
dinge informiert (www.kath.de). 
Eine ökumenische Suchmaschine 
ist www.christweb. de. 

gen. Das Austauschen von Text­
und Bilddateien sowie persönli­
chen Mitteilungen, aber auch 
das Abfragen externer Daten­
banken sind wesentliche Nut­
zungsmerkmale im internatio­
nalen Datennetz Internet.... 

... Den Kontakt zu den Men­
schen suchen, zu persönlichen 
Begegnungen verhelfen , die hei­
lende Botschaft Jesu Christi 
vermitteln - all das geht nicht 
nur im Internet, sondern muss 
auch dort geschehen, wenn Kir­
che ihrer Sendung in der Welt 
gerecht werden will. 

Eine besondere Form, die 
Kontaktaufnahme mit der Kir­
che zu erleichtern und gleichzei­
tig einen echten Dienst am 
Nächsten zu leisten , stellt die 
Fortführung der Telefonseelsor­
ge in das neue Medium des In­
ternet dar. Zeitgemäß und drin­

gend angezeigt erscheint "Inter­
netseelsorge" gerade vor dem Hin­
tergrund, dass sich die Anpassung 
des seelsorglichen HandeIns an die 
gesellschaftlichen Prozesse und 
deren Sektorenbildung wie ein ro­
ter Faden durch die Pastoral­
geschichte zieht. Ist schon die Her­
ausbildung der Kategorialseelsor­
ge (vgl. Binnenschifffahrt, Schau­
stellergewerbe, Tourismus usw.) 
zu einer festen Größe pastoralen 
Wirkens in der modernen Gesell­
schaft geworden, so zeigen jüngste 
Initiativen in der Telefonseelsorge 
und kirchlichen Programmgestal­
tung bei Rundfunk und Fernse­
hen, dass Seelsorge sich nicht nur, 
aber auch vorhandener Medien­
strukturen bedient. 

Selbstredend hat jedes Medium 
über die technischen Rahmenbe­
dingungen hinaus grundsätzliche 
Grenzen für die menschliche Kom­
munikation. Fällt bereits bei der 
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WEL TKIRCHE I KIRCHE IN DEUTSCHLAND 

Telefonseelsorge das visuell-odo­
rische Umfeld einer persönlichen 
Begegnung weg, so geht der inter­
aktive Dialogcharakter hei der 
eindirektionalen Verkündigung in 
Funk und Fernsehen verloren. Im 
Internet kommt auf den ersten 
Blick zu diesen beiden Einschrän­
kungen noch der Wegfall der le­
bendigen Stimme hinzu, weil sich 
alles auf digitalisierte Zeichen zu 
reduzieren scheint. Dennoch eröff­
net sich gerade hier ein neues Feld 
geschwisterlichen Beistehens, in 
das die Kirche gerufen ist. Seelsor­
ge ist von ihrem Wesen her keine 
quantitative Größe, weil ihre 
Früchte qualitativ zu bewerten 
sind. Der einzelne Mensch steht 
im Mittelpunkt christlicher Sen­
dung, weil er als Individuum von 
Gott angenommen ist. 

Im Internet sind unahhängig 
voneinander drei unterschiedliche 
Formen der Seelsorge entstanden. 
Ende September 1995 startete im 
Bereich Vorarlberg/Ostschweiz ein 
kleines Team von Seelsorgerinnen 
und Seelsorgern beide1' Konfessio­
nen, das seitdem Rat und Hilfe 
über eine personen-unabhängige 
E-mail-Adresse anbietet. Nach 
dem ersten Kontakt via Internet 
werden die Hilfesuchenden einem 
Seelsorger.zur weiteren Betreuung 
zugeteilt, der sich auch um Mög­
lichkeit en der persönlichen Begeg­
nung mit einer Seelsorgerin oder 
einem Seelsorger vor Ort bemüht. 
Die Katholische Telefonseelsorge 
in Köln weitete ein paar Monate 
später ihren Wirkungskreis auf 
das Internet aus. Sie bietet auf 
derselben Basis der Anonymität 
und Verschwiegenheit eine psy­
chologische Beratung an und nutzt 
die Plattform, um allgemein über 
den Dienst der Telefonseelsorge zu 
informieren . ... 

Nicht zuletzt ist der Versand 
elektronischer Briefe (E-mail von 
Rechner zu Rechner) bzw. die 
Bereitlegung bestimmter Dateien 
(ftp) im Internet dafür prädesti­
nier t, die kommunikative Infra­
struktur der Kirche nach innen 
und außen zu optimieren. Ange­
sichts der Materialsendungen, die 
allmonatlich von kirchlichen Insti­
tu tionen und Organisationen an 
ihre Adressatenkreise versandt 
werden, läuft das Internet anderen 
Vertriebskanälen nicht nur aus 
ökonomischen Gründen (Papier-, 
Druck- und Versandkosten) den 

Rang ab. Vielfach liegen nämlich 
die im Printmedium vertriebenen 
Informationen und Anregungen 
für das pastorale Wirken vor Ort 
als elektronische Text- bzw. Bild­
dateien vor, die dann von den 
Druckereien weiterverarbeitet 
werden. Das Internet bietet nun 
die Möglichkeit, den ökologisch be­
lastenden und ökonomisch auf­
wendigen Umweg über das Print­
medium abzukürzen und die Bild­
und Textdateien per E-mail an die 
Adressaten gleich nach Fertigstel­
lung weiterzuleiten . ... 

Dabei lässt sich auch das bishe­
rige Verteilerprinzip umkehren: 
Es sind nicht mehr die zentralen 
Stellen, die die Streuung der Infor­
mationen und Materialien besor­
gen und finanziell allein tragen 
müssen. Sie legen nunmehr die In­
formationen kurz nach Formulie­
rung zentral auf einern Internet­
Rechner ab, sodass die entspre­
chenden Adressaten - rund um die 
Uhr und auf eigene Kosten - dar­
auf zugreifen können. Sicherlich 
ist damit das Risiko gegeben, dass 
nicht jede Information und Anwei­
sung "von obenH auch "unten H an­
kommt. Umgekehrt wäre jedoch 

GEFUNDEN 

die Abrufstatistik von unten auch 
ein interessantes Stimmungsbaro­
meter für die Leitungsebenen von 
Diözesen und Verbänden worauf 
diese sich einlassen müssten . 

Es ist keineswegs zu spät für 
die Kirche, sich das Internet 
dienstbar zu machen. Ihr wird es 
als gesellschaftsrelevante Gruppe 
bzw. wertepl'ägende Institution so­
gar angetragen, die Qualität des 
neuen Miteinanders mit zu formen 
und selbst um ein menschenwürdi­
ges Umfeld (z. B. auch was die Zu­
gangsgerechtigkeit angeht) be­
müht zu sein. Doch nicht nur als 
Institution in der Öffentlichkeit, 
sondern grundlegender aus der 
christlichen Sendung heraus, steht 
die Kirche vor der Herausforde­
rung, ihre Scheu gegenüber dem 
neuen Medi um abzulegen und es 
kreativ für die Verkündigung der 
Botschaft J esu Christi einzuset­
zen.. .. 

Es geht einmal mehr um eine 
Inkulturation in zwei Richtungen: 
das Hineintragen von Glaubens­
erfahrung in das Internet und das 
Lernen neuer Glaubensansätze 
aus dem Bereich des Internet. 0 

Zum Thema 

"KIRCHLICHE BERATUNG IN 


SCHWANGERSCHAFTSKONFLIKTEN" 


stellt die "Kirchenzeitung tür das Erzbistum Köln" 


die Frage: 


"Haben eigentlich Katholiken 
nicht langsam ein Recht darauf 
zu wissen, wer ihrer Bischöfe 
nun welche Position vertrit1? 
Seit Monaten heißt es immer 
wieder geheimnisvoll, dass die 
Mehrheit der Bischöfe für die 
Beibehaltung des bisherigen Sy­
stems sei. Erzbischof Dyba wird 
dabei namentlich als Außensei­
ter etiket1iert. Andererseits gäbe 
es eine Mehrheit, wird orakelt, 
die dem Papst nicht in den Rük­
ken fallen werde. Ist es unbillig, 

wenn Katholiken von jedem Bi­
schof wissen möchten , wie er 
persönlich in dieser wichtigen 
Frage argumentiert? Warum 
nicht mit Namen datür eintre­
ten? Einschließlich der Herren 
Weihbischöfe. Oder muss ein 
Bischof Angst haben? Und 
wenn - vor wem? Gar vor der ei­
genen Herde? Immer wieder mit 
der anonymen 'großen Mehr­
heit' unter den Bischöfen be­
schwichtigt zu werden, ist kein 
guter Stil". (KNA 16.08.1997) 
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DEUTSCHLAND UND DIE WELT .. . 

USA: Zur Weltmacht verdammt. 

Die amerikanische Außenpolitik von Kennedy bis Clinton 

Eckhard Stuff 

Amerika ist seit über 200 Jab­
ren ein doppeltes Modell in der 
Weltgeschichte. Das idealistische 
Modell wird verkörpert durch den 
demokratischen, freiheitlichen 
Rechtsstaat. Das realistische Mo­
den ist das des interessenbewuss­
ten, wirtschaftlich erfolgreichen 
Systems. Dieses doppelte Modell 
wurde stets durch militärische 
Stärke, aber auch zunehmend 
durch internationale Diplomatie 
gesicher t. 

Christian Hacke, Professor für 
Internationale Politik an der Uni­
versi tät der Bundeswehr in H am­
burg, der die amerikanische Au­
ßenpolitik von Kennedy bis Clinton 
in einer sehr soliden Gesamtdar­
stell ung' untersucht, legt auch die 
Wurzeln amerikanischer Außen­
polit ik frei. Schon die inhaltliche 
Auseinandersetzung Alexander 
Hamiltons, Finanzminister des er­
sten Präsidenten, mit Thomas 
Jefferson, Außenminister des er­
sten Präsidenten und sein N ach­
folger, um die einzuschlagende Au­
ßenpolitik der jungen Vereinigten 
Staaten begründet die beiden 
Grundlinien amerikanischer Au­
ßenpolit ik. In den folgenden zwei 
J ahrhun derten aber waren Idealis­
mus und Realismus, demokrati­
sches Sendungsbewusstsein und 
Handelsinteressen nicht immer 
voneinander zu trennen. Bis in das 
20. Jahrhundert wurden beide 
Grundlinien aber immer wieder 
mit der Forderung, sich aus Bünd­
nissen herauszuhalten, mit dem 
Isolationismus, In Übereinstim­
mung gebracht. Erst mit dem Ein­
tritt in den 1. Weltkrieg und- nach 
erneuter isolationistischer Welle 
in den 20er u nd 30er-Jahren - mit 
dem 2. Weltkrieg kam es zum 
schli eßlich dauerhaften Engage­
ment in Europa. 

Ende der 50er-Jahre war der 
Kalte Krieg nahe seinem Höhe­
punkt - das Verhältnis der beiden 
Weltmächte USA und UdSSR zu­
einander in Erstarrung überge­

gangen. Auch in der Außenpolitik 
wollte der neue amerikanische Prä­
sident zu "neuen Grenzen/( aufbre­
chen: "Die Mobilisieru ng der Au­
ßenpolitik war für Kennedy nur im 
Zusammenhang mit einer Revo]u­
tionierung der Innenpolit ik mög­
lich. Durch liberale und soziale Re­
formen sollte Amerika seine Ver­
pflichtung glaubhaft machen, "an 
der Spitze der weltweiten Revolu­
tion zu stehen: 'Wir wollen und 
dürfen heute nicht vergessen, dass 
wir die Erben dieser er sten Revo­
lution sind.'" Kennedys Appell an 
die Bürger der Verei nigten Staa­
ten gipfelte in seinem Aufruf: 
"Fragt nicht, was euer Land für 
eu ch tut, fragt, was ihr für euer 
Land tun könnt! " 

Der Fortschritt der demokrati­
schen Nationen war ftir Kennedy 
also die Voraussetzung ftir den Er­
fol g im Kalten Kri eg. Allerdings 
stieß er schon recht schnell an sei­
ne "neuen Grenzen": die Kuba­
Kr ise und der Bau der Berliner 
Mauer machten schließlich beiden 
Supermächten deutlich, dass sie 
wie zwei Skorpione in einem Glas 
saßen: Sticht der eine, bleibt dem 
anderen vor dem Tod noch die Ge­
legenheit, sich zu revanchieren. 

Der außenpolitisch glücklose 
Nachfolger Lyndon B. J ohnson 
verstrickte sich immer tiefer in 
Südost asien . Auch Vietnam zeigte 
die Grenzen amerikanischer Macht 
auf, Die Strategie der globalen Ein­
dämmung war dadurch diskredi­
tiert. Ende der 60er-Jahre ergab 
sich die Notwendigkeit zum Neu­
ansatz in der amerikanischen Au­
ßenpolitik Das bedeutete, das Ver­
hältnis zur anderen Führungs­
macht Sowjetunion neu zu definie­
ren. Dieser Neuansatz, der die 
WeltmachtsteIlung der USA si­
chern wollte, indem er ihre Begren­
zung akzeptierte und damit quasi 
eine Teilung der Welt vornahm, 
bleibt mit den Namen Nixon und 
Kissinger verknüpft. Dazu Christi­
an Hacke: "Das Ergebnis war die 

Nixon-Doktrin : Die Vereinigten 
Staaten würden auch in Zukunft 
als Weltmacht Verantwortung 
übernehmen, aber ihr Engage­
ment in Zukunft bewusster und re­
striktiver wahrnehmen. Nixon 
wollte mit seiner Doktrin den 
Amerikanern n äher erläutern, 
wann sie lediglich Hilfestellung 
leisten und wann sie eine zentrale 
Rolle übernehluen müssten. Er 
suchte einen Mitt elweg zwischen 
übermäßigem Engagement und to­
talem Verzicht," 

Dem mult ipolaren Weltbild sei­
nes Sicherheitsberaters Kissinger 
folgend, brachte Richard Nixon 
auch die chinesische Karte wieder 
in das weltpolitische Spiel: "Der 
Besuch Nixons in P eking im Fe­
bruar 1972 gehört zu den spekta­
kulärsten Ereignissen der ameri­
kanische Außenpolitik seit dem 
Zweiten Weltkrieg. E rst zwanzig 
Jahre zuvor hatten sich amerika­
nisehe und rotchinesische Soldaten 
in Korea bekämpft, und noch 1962 
hatte Außenministel' Rusk erklärt, 
dass die amerikanischen Truppen 
zur Eindämmung des chinesischen 
KOll1ffiUnismus in Vietnam stün­
den . Nixon korrigierte historische 
Verirrungen und baute ideologi­
sche Gegensätze ab ." 

Dem überzeugten Antikommu­
nisten Richard Nixon blieb es vor­
behalten, der für Europa und in s­
besondere für Deutschland so wich­
tigen Entspannungspolitik den not­
wendigen weltpolitischen Rahmen 
zu setzen. Nachdem Nixon auf 
Grund der Watergateaffäre schließ­
lich zurücktreten musste, über­
nahm der amerikanische Kongress 
wieder eine stäTkere Rolle in der 
amerikanischen Außenpolitik, Das 
bekamen jetzt der neu e Präsident 
Gerald Ford und Außenminister 
Kissinger zu spüren. Das Thema 
"Menschenrechte" gewann a n Be­
deutung. So war es nur folgerich­
t ig, dass der 1976 gewählte Jimmy 
Carter dieses Thema in den Mit tel­
punkt seiner außenpolitischen Vor­
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stellungen setzte. Allerdings kam 
es in seiner Administration nie zu 
einer einheitlichen Linie, Ent­
spannung und Menschenrechte 
wurden nicht unter einen Hut ge­
bracht. Und gute Intentionen ma­
chen noch keine erfolgreiche Poli­
tik. 

Mit dem Einmarsch der Sowjets 
in Afghanistan kam schließlich das 
Ende der Entspannung. Mit dem 
klaren Bekenntnis zur Gewinnung 
amerikanischer Überlegenheit 
wurde Ronald Reagan von seinen 
Wählern ins Weiße Haus ge­
schickt: "Reagan zog eine negative 
Bilanz der amerikanischen Außen­
politik. Vor dem Hintergrund der 
Desaster im Iran und in Afghani­
stan und der Enttäuschung über 
die Entspannungspolitik verstand 
er seine Wahl als außenpolitisches 
Mandat. Aufrüstung, Stärke und 
Antikommunismus wurden die 
herausragenden Kennzeichen. Er 
war der erste Präsident, der her­
ausfordernd erklärte, er werde mit 
den Sowjets keine Kompromisse 
eingehen. Vielmehr wollte er 
durch Konfrontation mit der So­
wjetunion den Handlungsspiel­
raum der USA wiederherstellen." 

Damit schien die Diplomatie als 
Mittel der Auseinandersetzung auf 
Eis gelegt. Vielmehr galt es aus 
Reagans Sicht, den Westen wieder 
(militärisch) stark zu machen. Sei­
ne - westlichen - Kritiker übersa­
hen dabei häufig, dass er damit die 
Sowjetunion zur Kooperation brin­
gen wollte, also "Frieden durch 
Stärke" sein Ziel war, keineswegs 
ein Krieg. Vieles an Reagans Au­
ßen- und Sicherheitspolitik schien 
aus europäischen Augen besehen 
zwar gefährlich , letztlich gab je­
doch der Erfolg ihm Recht. Aller­
dings wurde später auch evident, 
dass Reagan mit seinem Anfrü­
stungsprogramm bis an die Gren­
zen der finanziellen Leistungsfä­
higkeit des eigenen Systems ging. 

Was folgte, ist bekannt: Verän­
derungsprozesse in der Sowjetuni­
on, Fall der Mauer, deutsche Ver­
einigung, Zerfall des Warschauer 
Paktes und der Sowjetunion. Es 
musste damit auch ein außenpoli­
tischer Paradigmenwechsel in Wa­
shington erfolgen: "Nach Ende des 
Kalten Krieges Jagen plötzlich die 
innen- und wirtschaftspolitischen 
Schwächen der USA bloß. Deshalb 
drängten bereits weitsichtige Mit­
glieder der Regierung Bush auf Er­

neuerung von Wirtschaft, Handel 
und Finanzen durch innenpoliti­
sche Reformen, ..." 

Die Rückbesinnung anf das 
wirtschaftliche Modell "Amerika", 
also die Wiederherstellung wirt­
schaftlicher Stärke, und die An­
passung an die neuen internationa­
len Bedingungen waren jetzt ge­
fragt. Diese Anpassungsprozesse 
sind anch in der Außenpolitik der 
Regierung Clinton im Gange. 

Christian Hacke gibt einen 
kompetenten, gut lesbaren Über­
blick der amerikanischen Außenpo­
litik von Kennedy bis Clinton. In­
teressant ist die in der Einführung 
versuchte Freilegung der Wurzeln 
amerikanischer Außenpolitik und 
insbesondere die wertende Schluss­
betrachtung. Hier gibt Hacke deut­
liche Töne von sich: "Europa 
scheint weltpolitisch abgedankt zu 
haben, seine Wirtschaftskraft hat 
kein entsprechendes politisches 
Verantwortungsbewusstsein ent­
stehen lassen. Die USA tun sich 
schwer bei der Frage, wie sich wirt­
schaftliche Macht in politischen 
Einfluss umsetzen lässt. Aber Eu­
ropa fragt gar nicht. 

POLEN: Das Los der 

DEUTSCHLAND UND DIE WEL T 

Nur wer handelt, riskiert Feh­
ler, wer nicht handelt, sondern nur 
analysiert und beobachtet, riskiert 
politische und intellektuelle Über­
heblichkeit nnd realitätsferne Per­
fektion . Erst in der politischen 
Entscheidung werden Unzuläng­
lichkeiten, Fehler und Schwächen 
menschlicher Existenz deutlich, 
auch weil die Verführung zu 
Machtmissbrauch groß ist. Dieses 
Streben nach Einklang zwischen 
individuellen Bürgerrechten und 
Freiheiten in der Welt adelt die 
Außenpolitik der USA selbst dort, 
wo sie scheitert. Dank demokrati­
schem Bewusstsein und Zivilcou­
rage decken die Amerikaner ihre 
Irrungen selbst auf und korrigie­
ren Fehler selbstkritisch. Es ist 
diese Kraft der Erneuerung und 
der Wille, das Ruder herumzurei­
ßen, was Amerika und Amerikaner 
auch in der Außenpolitik stark ge­
macht und die Weltmachtrolle mo­
ralisch und realistisch begründet 
hat." 

" 	 Christian Hacke: "Zur Welt.macht ver­
dammt. Die amerikanische Außenpoli­
tik von Kennedy bis Clinton". tnIstein 
Verlag, Berlin 1997, 688 S. 

volkspolnischen Frauenbataillone 

Joachim G. Görlich 

Schon zum Ende des 1. Welt­
krieges, bei der Formierung der 
Pilsudski-Einheiten, gab es Frau­
en in der polnischen Armee: Die 
Großmutter der späteren polni­
schen Premierministerin Hanna 
Suchocka brachte es bis zur 
Generalin. Unter den durch den 
sowjetischen NKWD ermordeten 
Offizieren im Walde von Katyn 
(1940), befand sich eine polnische 
Offizierin der Luftwaffe, eine Test­
pilotin. Während des II. Weltkrie­
ges gab es Soldatinnen sowohl in 
den polnischen Parlisaneneinhei­
ten, als auch in der General-An­
ders-Armee im Westen und 
schließlich auch in der polnischen 
VolksaTmee. Heute gibt es davon 
um die 130 - alles Offizierinnen 
des Sanitätsdienstes, wie Ärztin­
nen und Psychotherapeutinnen. 

Momentan erregt eine wissen­
schaftlich -historische U n tersu­

chnng des Obersten der Grenz­
truppen, Henryk Piecuch, die Ge­
müter. Sie befasst sich mit der Hi­
storie des kommunistisch-polni­
schen Frauenbataillons "Emilia 
Plater", so benannt nach der im 
Anfstand von 1831 im Alter von 25 
Jahren getöteten gleichnamigen 
polnischen NationalheIdin. 

Dieses Bataillon sei von Stalin 
ins Leben gerufen worden und 
sollte ursprünglich nur Ärztinnen, 
Sanitäterinnen und Funkerinnen 
aufweisen. Es kam jedoch anders: 
Die Frauen wurden an die Front 
geschickt. Und somit war Polen 
das einzige europäische Land - au­
ßer der haJbenropäischen UdSSR ­
das seit 1943 Frauen direkt an der 
Front hatte. Und zwar im Osten 
Europas. Für Pieeuch ein Verstoß 
gegen die Zivilisation. 

Viele Soldatinnen wurden qua­
si znm Frontdienst gepresst. Man 
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holte sie nach der Methode "Friss 
Vogel oder stirb!" aus den diversen 
sibirischen GULAGs oder ähnli­
chen Strafanstalten, wo sie öfters 
nur deswegen einsaßen, weil sie 
Polinnen waren, die aus den durch 
die UdSSR annektierten Ost­
gebieten stammten. Sie wurden in 
die 1. Tadeusz-Kosciuszko-Divisi­
on einverleibt und regelrecht ver­
heizt. Hinzu kamen sexuelle Nöti­
gungen. 

Stellvertretende Bataillons­

kommandeurin der rund 500 
Frauen im Alter zwischen 18 und 
30 Jahren wurde die kommunisti­
sche Ärztin und Hauptmännin Dr. 
Irena Sztachelska, später Vorsit­
zende der polnisch-kommunisti­
schen "Frauenliga" . Nach der De­
mobilisierung wurde den Soldatin­
nen ein ehemaliges deutsches Dorf 
zugewiesen, wo ein Teil von ihnen 
noch heute als Rentnerinnen und 
Landwirtinnen lebt. Durch die 
Verleihung von hohen kommuni-

Russland: Die religiöse Situation 

Paul Roth 

Wenn man über die r eligiöse Si­
tuation in Russland in jüngster 
Zeit berichtet, darf man nicht ein­
fach die Religionsgemeinschaften 
wie mit einer Lupe aus dem Ge­
samtzusammenhang herausneh­
men. Sie leben in einem Land, des­
sen Zustand chaotisch ist, dessen 
Bürger zum Großteil in Armut 
lebt, wo die Kriminalität alle 
Schichten der Bevölkerung durch­
setzt hat, wo man zwar nach neu­
en Orientierungspunkten sucht, 
doch der Streit um eine neue Ideo­
logie noch lange nich t beendet sein 
wird. Alles dieses wirkt sich auf die 
Religionsgelueinsch aften aus. Wo­
bei gleich angefügt werden muss, 
dass auch die Vergangenheit - und 
damit ist nicht nur die Sowjetzeit 
gemeint - das Selbstverständnis 
der Religionsgemeinschaften prägt. 

Dies sei vorweggeschickt, um 
eine überhebliche Beurteilung von 
westlicher Seite abzublocken. 
Wenn z.B. die Rede davon sein 
wlrd, dass sich viele Bürger Russ­
lands als orthodoxe Christen he­
zeichnen, ohne ihren Glauben zu 
kennen, ohne die Gebote zu beach­
ten, so sollte man selbstkritisch 
auch die Verhältnisse bei uns be­
denken. 

Entwicklungsabschnitte 

In den ersten Jahren Gorba­
tschows (1985 und 1986) wurde die 
atheistische Arbeit fortgeführt, 
blieb die administrative Verfol­
gung aller Religionsgemeinschaf­
ten. Dann folgte (im Vorfeld der 
Millenniumsfeier der Taufe der 

Kiewer Rus') eine Zwischenperio­
de, die atheistische Massenpropa­
ganda wurde ebenso wie die admi­
nistrative Verfolgung eingestellt, 
wobei gleichzeitig die alten religi­
onsfeindlichen Gesetze in Kraft 
blieben. 

1990 änderte sich die Situation 
durch die Verkündung des Religi­
onsgesetzes grundlegend. Bereits 
1989 begann ein "religiöser Boom" 
- eine Großzahl von Bürgern be­
gehrte die Taufe. Gleichzeitig tra­
t en nun auch die nichtorthodoxen 
R.eligionsgemeinschaften an die 
Offentlichkeit, dazu kam ein Zu­
strom von Sekten aus dem Aus­
land. Etwa 1991 ging der "religiöse 
Boom" zu Ende. 

1991/1992 stellte sich die Situa­
tion folgendermaßen dar: 

Es gab ein Interesse für religiö­
se Fragen, eine Suche nach Ant­
worten wie "Wozu lebe ich?" Die 
Russen suchten Antwort vor allem 
in der eigenen Geschichte. Zu­
gleich wurden sie verwirrt durch 
die Vielfalt religiöser Angebote. 
Verwirrt wurden sie auch durch 
Streitigkeiten innerhalb der Reli­
gionsgemeinschaften und zwischen 
den Religionsgemeinschaften. Die 
Russisch-orthodoxe Kirche des 
Moskauer Patriarchates suchte 
Unterstützung bei den Machtha­
bern. Die Religion wurde zu einem 
politischen Faktor. Die Zugehörig­
keit zu einer Nationalität wurde 
vielfach mit der Zugehörigkeit zu 
einer Religionsgemeinschaft gleich­
gesetzt. Unvermeidlich geriet da­
mit die Religion auch ins Streitfeld 
zwischen den Nationalitäten. 

stischen Orden wuchsen die Ren­
tenansprüche, jedoch betragen sie 
heute maximal 900 Zloty (1 DM = 
1,80 Zloty). 

Danach gab es nur noch Frauen 
im Gesundheitswesen der Armee, 
bei der Luftwaffe innerhalb der 
Luftüberwachung und noch bis in 
die 50er-Jahre in der "politischen 
Hauptverwaltung". Hinzu kam, 
dass alle Studentinnen, voran Me­
dizinerinnen, die militärische Aus­
bildung absolvieren mussten. 0 

Die Situation seit 1995 

Da unser Interesse sich auf die 
jüngste Zeit bezieht, beschränken 
wir uns vorwiegend auf die letzten 
Jahre. 

Seit 1995 - dem Jahr der Duma­
wahl - verstärkten sich die eben er­
wähnten Tendenzen. Das Moskau­
er Patriarchat biederte sich gera­
dezu den Machthabern an, die mit 
Genugtuung entsprechende Ge­
gengesten mach ten. Der religiös­
politische Konflikt zwischen den 
Nationalitäten verschärfte sich. 
Die antiwestlichen Tendenzen fan­
den vor allem beim Moskauer Pa­
triarcbat Unterstützung, das prak­
tisch alle ökumenischen Bemühun­
gen abblockte. Gleichzeitig wur­
den religiöse Bauwerke, Symbole, 
religiöse Beiträge in Medien mehr 
oder weniger zur Selbstverständ­
lichkeit des Alltags. Im April 1996 
wurde die erste Li turgie in der 
wiedererbauten Christus-Erlöser 
Kathedrale gefeiert. 1996 erschien 
eine Briefmarkenreihe1 die u .a. 
eine Mu ttergottesikone, eine N iko­
lausikone und das wiederer­
richtete Iberische Tor mit der Ka­
pelle der Iberischen Muttergottes 
umfaßte. 

Der Streit um die Dreifaltig­
keitsikone von Rubljow und die 
Ikone der Muttergottes aus der 
Tretjakowgalerie wurde beigelegt. 
Die Orthodoxe Kirche hatte ihre 
Herausgabe gefordert, um sie wie­
der in einem Gotteshaus nnterzu­
bringen . Die Ikonen wurden in die 
neben der Galerie gelegene Kirche 
des Hl. Nikolaus überführt. 1997 
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bracht e man eine 500.000 Rubel­
note heraus, die eine Zeichnung 
des Klosters Solowki zeigte, in dem 
während der Sowjetzeit viele 
Geistliche geschmachtet hatten, 
nachdem es zu einem Gefangenen­
lager gemacht worden war. 

Im November 1993 hatte Jelzin 
eigenmächtig ein neues Staats­
wappen Russlands eingeführt. Es 
entsprach weitgehend dem einsti­
gen Staatswappen der Zarenzeit: 
Ein doppelköpfiger Adler mit dem 
heiligen Georg auf der 
Brust. Im Flühjahr 1997 
versuchte die Duma, die­
ses Wappen abzuschaffen 
und das Sowjetwappen mit 
Hammer und Sichel wieder 
einzufuhren. Die Mehrheit 
entschied sich fur die Bei­
behaltung des Wappens 
mit dem heiligen Georg. 
Im Dezember 1996 hatte 
Valentina Gorelowa aus­
gerechnet im einstigen 
atheistischen Journal 
"Wissenschaft und Religi­
on" ebenfalls ein neues 
Staatswappen vorgeschla­
gen: Die Muttergottes in 
einem Blätterkranz, dar­
unter die Worte "Glaube, 
Hoffnung, Liebe". Die 
wachsende Aufmerksam­
keit für die Religion zeigte 
sich u.a. darin, dass die 
Zeitung "Nesaffisimaja 
gaseta" im Januar 1997 
mit der Herausgabe einer 
allmonatlieben Beilage 
über die Religionsgemein­
schaften begann. J ede 
Woche strahlt das Fern­
sehprograrom des ORT 
eine religiöse Sendung 
nDas Wort des Priesters" 
aus. Der Kanal RTR hat 
mit einer Sendung begonnen, die in 
Fortsetzung alle Religionsgemein­
schaften vorstellen soll. Auf dem 
Kanal TV-6 gibt es ei ne allwöchent­
liche Sendung "Kanon". Das eben 
erwähnte einstige atheistische 
Journal "Wissenschaft und Religi­
on" hat sich darauf umgestellt, alle 
Religionsgemeinschaften, Sekten, 
dazu den Schamanismus, die Astro­
logie usw. irgendffie zu beschrei­
ben. Bevorzugt wird verständli­
cherweise die Russisch-Ort hodoxe 
Kirche. Angesichts dieser"Vielfalt" 
wundert man sich nicht, im Journal 
auch die Werbung einer esotell­
sehen Schule zu finden. 

Meldung aus einer 
verworrenen Zeit 

Einige Meldungen aus der rus­
sischen Presse sollen andeuten, in 
welcher religiösen Situation die 
Menschen leben . 1996 hat Mini­
sterpräsident Tschernomyrdin, 
von dem niemals bekannt wurde, 
dass er Christ sei, in seinem Hei­
matort eine Kirche des Heiligen 
Johannes gestiftet. 1997 hat der 
Fond Gorbatschow 25 Millionen 

DEUTSCHLAND UND DIE WEL T 

In der Muttergotteskathedrale 
von Budjonowsk wurde eine 
Muttergottesikone feierli ch aufge­
stellt. (Budjonowsk ist bekannt ge­
worden durch einen blutigen 
Uberfal! von Tschetscbenen). 

Metropolit Gedeon bedchtete 
hei diesel: Gelegenheit: "In den Ta­
gen des Uberfalls von Basajew auf 
Budjonowsk haben viele im Kran­
kenhaus die Muttergottes in pur­
purnen Gewand gesehen, wie sie 
vor dem Kreuz ihres Sohnes bete­

te. Diese El'scheinung hat 
die Seelen von Christen, 
Muslimen und sogar Gott­
losen erschüttert j 

' . 

Der Vorsitzende des 
Verfassungsgerichtes von 
Tschetschenien, I. Gricha­
now, hat mitgeteilt, dass 
Änderungen der Verfas­
sung geplant sind, so z. B. 
die Verkündung des Is­
lam als Staatsreligion. 
Der Patriarch Alexej II. 
hat sich gegen einen 
Papstbesuch zur gegen­
wärtigen Zeit ausgespro­
chen. Zwar hätten sich 
die Beziehungen zwi­
schen den Kirchen ver­
bessert, doch sei das Ver­
hältnis weiter schwierig. 
Ursache seien Abwerbe­
versuche seiner Gläubi­
gen vonseiten der Katho­
liken. 

1996 nahmen 6.000 
Personen am Baschow­
Festivel teil. Die Baschow­
zy sind eine neuheidni­
sehe Gruppierung m 
Russland. Sie verehren 

Der HI. Andrej Rubljov schaul seine "Dreifa ltigkeit··. als wichtigste Göttin die 
wie er sie dann gemall hat - Ikone von Angela Hauser. Herrin des Urals, gleich­

(aus: DER CHRISTLICHE OSTEN. LIII1997/J·4) zeitig beten sie zum Er-

Rubel für den Bau einer Kirche im 
Heimatort Gorbatschows gestiftet. 
Gorbatschow ist entweder Agno­
stiker oder Atheist. 

Anfang Dezember 1996 wurde 
eine neue christliche Bewegung 
"Die Allrussische Christliche Uni­
on" gegründet. Hauptorganisator 
ist Michael Men, Sohn des 1990 er­
mordeten Priesters A. Men. Sie 
soll orthodoxen Charakter haben, 
jedoch anderen Konfessionen offen 
stehen. Ende 1996/ Anfang 1997 
wurde eine Statue der Muttergot­
tes von Fatima über St. Petersburg 
und Moskau ins Gebiet von Sibiri­
en getragen. 

oberer Sibiriens, dem 
Kosakenführer Jermak. Das Fest 
wurde während der Sommerson­
nenwende am See Tschebarkul in 
der Nähe von Tscheljabinsk gefei­
ert und dauerte eine Woche lang. 

Zahlen und Prozente 

Zuverlässige Zahlen oder Pro­
zentangaben über die Anzahl der 
Gläubigen in Russland gibt es bis 
heute nicht. "Zur Beruhigung" 
kann man hinzufügen, dass es 
kaum einen Bereich in Russland 
gibt, über den zuverlässige Zahlen­
angaben vorliegen. Wahrschein­
lich ist die einzige einigermaßen 
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zuverlässige Zahl, dass die Bevöl­
kerung zwischen 147 und 148 Mil­
lionen umfasst. 

Die in regelmäßigen Abständen 
veröffentlichten Prozentangaben 
über die Zugehörigkeit zu einer 
Religionsgemeinschaft beluhen auf 
Umfrageau swertungen, die wert· 
los sind. Entweder werden zu we­
nig Bürger befragt oder nur aus 
Teilbereichen des riesigen Territo­
riums, oder aber die Fragestellun­
gen sind missverständlich und pro­
duzieren so Phantasieergebnisse. 

Hierfür ein paar Beispiele aus 
jüngster Zeit. Das TIME-Magazin 
(27.05. 1996) veröffentlichte Um­
frageergebnisse. 71,8 % der russ­
ländischen Bevölkerung hätten er­
klärt, dass si e der Orthodoxen Kir­
che verbunden seien, 5,5 % sich 
dem Islam zugeordnet, 1,8 % der 
römisch-kath olischen Kirche. Nur 
18,9 % hätten erklärt, dass sie kei­
nerlei Bindung im religiösen Be· 
reich hätten . 

Am 06.06.1996 veröffentlichte 
die Zeitung "Sewodnja" ein ande­
res Umfrageergebnis. Danach hät­
ten 51 % sich als Gläubige der 
Russisch-Orthodoxen Kirche be­
zeichnet, 2 % als Muslime, der An­
teil der Atheisten sei auf 30 % ge­
sunken. 

Am 25.03.1997 teilte der st ell­
vertretende Inn enminister Russ­
lands, W. Fjodorow, bei einem 
Briefing in Moskau mit (INTER· 
FAX 25.03.1997), dass sich 70 % 
der Mitarbeiter der Miliz zur Or· 
thodoxie, 10 % zum Islam, 3 % zum 
Katholizismus bekennen. Er führ­
te dies u.a. auf die seit 1996 beste· 
hende Zusammenarbeit zwischen 
dem Moskauer Patriarchat und 
dem Innenministerium zurück. 
Wenn diese Zahlen stimmen wür­
den, dann wäre die Miliz eine ge­
waltige Organisation von Gläubi­
gen - einzigartig im ganzen Land. 
Liest man allerdings die in der 
Presse veröffentlichten Berichte 
über das Verhalten der Miliz, die 
Verbindungen zur or ganisierten 
Kriminalität, so kann man sich 
nur wundern, dass ein Ministeri­
um einen solchen Unfug Journali­
sten zumutet. 

Andere Befragu ngen stellen die 
oben angeführten Prozentzahlen 
in Frage. So sollen 40 % der befrag­
ten Orthodoxen an Magie, 38 % an 
Astrologie, 20 % an die Seelenwan­
derung glauben. 

Die Angaben über den Gottes­
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dienstbesuch schwanken zwischen 2 
% und 7 % pro Woche. 41 % erklär­
ten, sie besuchten selten, einmal 
im Jahr oder weniger ein Gottes· 
haus. 

Wie viele Angehörige die ver­
schiedenen Sekten haben, ist 
ebenfalls unbekannt. Die Schreck· 
ensziffer von 5 Millionen gehört 
ins Arsenal der Bekämpfer der 
Sekten. Wahrscheinlich sind es ei· 
nige Hunderttausend. Man weiß es 
nicht, man kennt nicht einmal die 
genaue Anzahl der Sektengemein· 
den, da sich nicht alle registrieren 
lassen. 

Man kann davon ausgehen, 
dass heute 40 bis 50 % der Bevöl­
kerung Russlands als Gläubige be­
zeichnet werden können. An er­
ster Stelle st eht das Moskauer Pa· 
triarchat mit 50 bis 60 Millionen 
m, darauf folgen die Muslime mit 
wahrscheinlich 7 bis 12 Millionen, 
dann die Katholiken mit wahr­
scheinlich 500.000 bis zu einer 
Million. Dann schließen sich 
Evangeliumschristen, Baptisten, 
Lutheraner, Buddhisten und die 
ganze Kette von religiösen Grup­
pierungen an, die wir zumeist als 
Sekten bezeichnen. 

Die registrierten Glaubens­
gemeinschaften 

Eine gewisse Orient ierungshilfe 
findet man in den Zahlen der offizi­
ell registrierten Glaubensgemein­
schaften. Allerdings gibt es auch da 
Stolpersteine für das Verständnis. 
So kann mit der Bezeichnung "Ge­
meindel

' eine kleine Gemeinschaft 
bezeichnet werden oder eine mehr­
tausendköpfige. Ferner ist nicht im­
mer genau angegeben, wann die 
Registrierung [estgeh al ten worden 
ist , d.h. man findet für das gleiche 
Jah,' unterschiedliche Angaben. 
Die jetzt folgenden Angaben für 
den 01.01.1996 sind dem "Analyti­
schen Westnik" Nr. 2 (Februar) 
1996 entnommen. 

Am 01.01.1996 w81'en in Russ­
land registriert: 13.073 religiöse 
Vereinigungen, dill'unter 226 reli­
giöse Zentren und Ver waltungen, 
148 geistliche Bildungsstätten, 269 
Klöster, 309 Missionen, 125 Bru­
derschaften. Es fällt auf, dass die 
Zahl der orthodoxen Gemeinden 
langsamer gewachsen ist als die 
der Muslime, Buddhisten, Katholi­
ken und Protestanten. 1991 hatte 
die orthodoxe Kirche 3.451 Ge­

meinden, 1996 6.709. 1991 hatten 
die Muslime 870 Gemeinden 1996 
2.349. Ganz offensichtlich sind die 
Muslime religiös aktiver; sie besu­
chen häufiger die Moscheen, beten 
häufiger, halten sich eher an die 
religiösen Vorschriften. 

Die Anzahl der buddhistischen 
Gemeinden wuchs von 16 im Jahre 
1991 auf 113 im Jahre 1996. Die 
Anzahl der katholischen Gemein­
den wuchs von 23 im Jahre 1991 
auf 169 im Jahre 1996. Die Zahl der 
protestantischen Gemeinden soll 
sich seit 1991 verdreifacht haben, ­
allerdings ist nicht erkennbar, wel­
che religiösen Gruppierungen als 
"protestantisch" bezeichnet werden. 

Die Anzahl der Religionsge­
meinschaften, die sich haben regi­
strieren lassen, betrug 1991 20. 
Etwa noch einmal so viele ließen 
sich nicht registrieren. 1993 waren 
40 Religionsgemeinschaft en regi­
striert, 1996 58. Fachkundige 
schätzen, dass es insgesamt mehr 
als 70 religiöse Gruppierungen gibt, 
von denen sich ein Teil nicht regi­
strieren lässt. 

Der "Analytische Westnik" 
ver weist ferner darau f, dass auch 
der "missionarische Boom" vorbei 
ist . Die Anzahl der Missionen ist 
von 318 (1993) auf 309 (1996) ge­
sunken. Er hebt ferner hervor, 
dass prozentual der höchste Anteil 
der Gläubigen unter den Jugendli­
chen zwischen 16 und 19 J ahren 
zu fmden sei . Andere Quellen ge­
hen bei der Altersbegrenzung bis 
zu 24 J ahren. Das würde sogar den 
prozentualen Anteil unter den al­
t en Leuten übertreffen. Der Groß­
teil der Nichtgläubigen ist alters­
mäßig zwischen diesen Gruppen 
anzutreffen . 

Das Moskauer Patriarchat 

Unbestr itten ist die Russisch­
Orthodoxe FUrche des 110skauer 
Patriar chates die größte Religions­
gemeinschaft , die zugleich im poli­
tischen Leben eine wichtige Rolle 
spielt. Als Präsident Jelzin seinen 
Eid auf die Verfassung ablegte, 
trat eilig der Patriarch hinzu und 
gab ihm seinen Segen. Die Situa ti­
on ist etwas seltsam, denn in Russ­
land sind Staat und Kirche ge­
trennt. Unver ändert nimmt das 
Patriarcha t für sich in Anspruch, 
die "traditionelle" Religion der 
Russen zu sein. Andere Religionen 



werden beschuldigt, "Proselytis­
mus" zu betr eiben und dadurch 
den religi ösen Frieden zu stören. 

u"Ökumene ist inzwischen zum 
Schimpfwort geworden. 

Besonders interessiert ist das 
Moskauer Patriarchat an den Ver­
bindungen zu den St r eitkräften, 
an der Militärseelsorge. Und bei je­
der passenden oder u npassenden 
Gelegenheit wird der "Patriotis­
mus" der Kirch e demonstriert . In 
Ostpreußen in Polessk (ehemals 
Labiau) ist ein orthodoxes Kloster 
im Aufbau . Geplant sind ferner 
Klöster in Rositten u nd Ragnit 
(Neman). Ferner ist der Bau einer 
orthodoxen Kirche - im Einver­
nehmen mit den Streitkräften - im 
einstigen Pillau (Baltisk) vorgese­
h en. Ganz offensichtlich soll mit 
diesen religiösen Bauten und Ein­
richtungen die Russifizierung die­
ses Gebietes beschleunigt werden. 
Gleichzeitig macht man dort Ka­
tholiken und Protestanten- zu­
meist deut scher Abstammung - alle 
nur möglichen Schwierigkeiten, 
wenn sie Kirchen erbauen oder re­
staurieren wollen. 

Innerhalb der russischen Or­
thodoxie gibt es sowohl Streitigkei­
t en zwischen den unterschiedli­
chen orthodoxen Religionsgemein­
schaften, es gibt ja z.B. Gemeinden 
der russischen Auslandskirche, als 
auch innerhalb der Russisch-Or­
thodoxen Kirche des Moskauer Pa­
triarchates. Da wird gestritten, ob 
die Liturgiesprache endlich der 
U mgangssprache weichen solle. 
Man kann sich nicht darüber eini­
gen, ob der Zar kanonisiert werden 
soll- oder die ganze ermordete Fa­
milie - oder nur der ermordete Za­
rewitsch. Die Konservativen ha­
ben bisher die Oberhand, man ist 
auch nicht besonders brüderlich , 
wenn es z.B. um die Reglementie­
rung von Priestern geht, die die 
Kirche erneuern wollen . Und m,ch 
wie vor s trebt man nach einer An­
derung des Religionsgesetzes, die 
den "nicht traditionellen" Religi­
onsgemeinschaften die Tätigkeit 
erschweren soll. 

General a.D. Lebed h at sich in 
einem Interview, das vom finni­
schen Fernsehen MTV-3 ausge­
strahlt wurde, zur Russisch-Or­
thodoxen Kirche sehr negativ ge­
äußert. Er sagte u.a.: "H eute be­
findet sich die Kirch e wegen einer 
großen Anzahl von Men schen, die 
die politische Konjunktur zu nut­

zen wissen, am Scheideweg. Inner­
halb der Kirche gibt es alle mögli­
chen Intrigen, Skandale, Streitig­
keiten. Und so oft ich auch ver­
sucht habe, mit verschiedenen 
Kirchenleuten der ROK zusam­
menzukommen - vielleicht hatte 
ich dabei einfach kein Glück ­
ständig geriet ich in eine Situation, 
in der irgendein Teil der Männer 
im Priesterrock versuchte, mich 
gegen den anderen Teil auszunut­
zen. Wenn innerhalb der Kirche 
solche ... Auseinandersetzungen 
ausgetragen werden, dalUl h at 
man dort für die Herde der Gläubi­
gen einfach keine Zeit ... Ich finde, 
die Kirche hat potent iell eine riesi­
ge geistliche Macht inne und könn­
te vieles tun. Doch leider tu t sie es 
heute nicht - aus den oben ge­
nannten Gründen ." 

Im Übrigen muss man auch er­
wähnen, dass die garantierte Reli­
gionsfreiheit in den Regionen, die 
weit von Moskau ent fernt sind, 
durchaus nicht so praktizier t wird, 
wie es das Gesetz vorsieht. Betrof­
fen sind dabei vor allem Katholiken 
und Lutheraner , vor allem aber die 
Sekten. Selbst die Russisch-Ortho­
doxe Kirche ist dort vielfach darauf 
ang'ewiesen, welches Wohlwollen 
ihr clie zuständigen Behörden zu­
wenden . 

Der Trend nach rechts 

Unter llrechts l
' ist hier zu ver­

stehen: Nationalismus, Patriotis­
mus, eventuell auch die Sehnsucht 
nach der Rückkehr eines Zaren 
und einer neuerlichen Vorrang­
stellung der Russisch-Orthodoxen 
Kirche. Dieser Trend innerhalb 
der Ru ssisch-Or thodoxen Kirche 
des Moskauer Patriarchates ist un­
verkennbar. Es ist daher mehr als 
natürlich, dass sich vor allem die 
Muslime gegen diese Tendenz 
sträuben . Mit Recht können sie 
darauf verweisen , dass der Islam 
auf dem Gebiet des einstigen 
Zarenreiches und der Sowjetunion 
eine tausendjährige Geschichte 
hat und der Verweis auf das tau­
sendjährige chr istliche Russland 
keinen Vorrang für die Orthodoxie 
bean spruchen kann. 

Beispiele für den Trend des 
Moskauer Pat riar chates lassen sich 
genügend fmden. Am 12. 11.1996 
fand im Daniil-Kloster , dem Sitz 
des Moskauer Patriarchates eine 
Konferenz zum Thema "Die ato-

DEUTSCHLAND UND DIE WEL T 

mare Bewaffnung und die nationa­
le Sich erheit" statt. Durchgeführt 
wurde sie vom "Weltweiten Russi­
sch en Volkskon zil " . Metropoli t 
Kirill fügte an ein Grußwort des 
P at riarch en die Warnung an, die 
N ato-Osterwei terung u nd eine eu­
r opäische Integration, die Russ­
land ausschließe, seien Anzeichen 
für das baldige Kommen des Ant i­
christ (Sewodnja 13.11.96) . 

Die Muslime in Russland haben 
sich in jüngster Zeit darum be­
müht , sowohl die religiösen Institu­
tion en wieder organisatorisch zu­
sammenzufassen, als auch eine ge­
meinsame Inter essenvertretung 
der poli t isch en Organisationen der 
Muslime zu schaffen. Es ist - ange­
sich ts der Situation- nicht verwun­
derlich, dass auch bei den Musli­
men nich tdemokratische Forde­
rungen aufgestellt werden. 

Der Vorsitzende des islami­
schen Komitees, Geidru: Dschemal, 
hat die islamischen polit ischen Or­
ganisationen aufgefordert, Position 
zu beziehen (Nesawisimaja gaseta/ 
Beilage "Religion " 30.01.1997). Er 
schrieb u .a.: "Die Erfahrung aus­
ländischer polit ischer islamischer 
Organisationen (so z.B. in Agypten 
und Algerien) hat gezeigt, dass 
eine blinde Nutzung parlamentari­
scher Technologien und der Glau­
ben an demokratische staatliche 
Institutionen sich als zerstörerisch 
für eine islamische Politik erweist 
... Heute ist ein Muslim verpflich­
tet, sich als Politiker zu verstehen , 
für den das Schicksal seines Lan­
des im Weltmaßstab nicht gleich­
gültig ist. Und der reale Weg einer 
islamischen politischen Bewegung 
ist heute die Opposition. Eine Op­
position gegenüber der Engagiert­
heit Russlands in der Weltgemein­
schaft, die es für immer in einen 
Teil des gottlosen Westens ver ­
wandelt ... " 

Es kanu kein Zweifel daran be­
stehen, dass die religiöse Situa tion 
in Russland in der nächsten Zu­
kunft von diesem Trend nach 
rechts geprägt sein wird. Das Mos­
kauer Patriarchat wird weiter in 
seiner konservativen Grundhaltung 
um eine Vorrangstellung in Russ­
land bemüht sein und gleichzeitig 
auf eine Änderung des Religi­
onsgesetzes drängen, um die 
"nichttraditionellen" Religionsge­
meinschaften und vor allem die Sek­
ten unter Kontrolle zu halten . 0 
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Ex-Jugoslawien in Stichworten 

Rudol! Grulich 

Seit Beginn des Krieges auf dem Balkan ist das Interesse der übrigen Eu­
ropäer für dieses Gebiet stetig gewachsen. Im Folgenden soll versucht 
werden, stichwOt1at1ig einige Grundtatsachen und Begriffe aus der Ge­
schichte und Gegenwat1 Ex-Jugoslawiens zu beleuchten. Auf diese Weise 
wird es leichter sein, die heutigen Spannungen und Geschehnisse zu ver­
stehen. Der Autor will nicht wet1en, sondem Fakten vermitteln. 

Wie und wann kamen d ie ser um das Jahr 630 die Kroaten 
Slawen auf den Balkan? aus ihren damaligen Wohnsitzen 

im nördlichen Böhmen und Schle­
In der Zeit der Völkerwande­ sien gegen die Awaren zur Hilfe 

rung zogen germanische Stämme rief und ihnen nach dem Sieg über 
und Völker , die auf dem Balkan dieses Reitervolk die Länder an 
siedelten, weiter nach Westen, ins­ der Adria als Besitz überließ. 
besondere die Goten und Lango­ Schon flüh nahmen dann die 
barden. Nach dem Tode Attilas Kroaten als erstes Volk der Slawen 
war au ch das Hunnenreich unter­ das Christentum an. Dies erfolgte 
gegangen. In diese Räume sicker­ 641, also mehr als zwei J ahrhun­
ten Slawen ein, ohne dass wir dar­ derte vor den späteren Slawen­
über immer konkrete Angaben aposteln Cyrill und Method. 
übel' Zeit und Art dieser Einwan­
derung haben. Im Falle der Kroa­ Welche südslawischen Nationen 
ten haben wir dagegen die N ach­ (und Minderheiten) gab es in die­
richt, dass der byzantinische Kai­ sem Gebiet? 
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Der 1991 untergegangene Staat 
Jugoslawien nahm erst 1929 die­
sen Namen an, der Süd-Slawien 
bedeutet. Bei der Staatsgründung 
1918 nannte er sich "Königreich 
der Serben, Kroaten und Slowe­
nen". Nur diese drei slawischen 
Völker galten als Staatsvölker. Die 
Mazedonier wurden damals noch 
als "Südserben " behandelt und 
wurden erst 1944 bzw. 1945 als 
Staatsvolk und ihre Sprache als 
Staatssprache anerkannt. 

Die Montenegriner, die vor 1918 
ihren eigenen Staat (seit 1910 Kö­
nigreich) hatten, sind ebenfalls 
erst 1945 als Staatsvolk anerkannt 
worden, sodass Jugoslawien nach 
dem II. Weltkrieg in seinen sechs 
Republiken fünf Staatsvölker zähl­
te, die vier Staatssprachen hatten 
(Serbisch, Kroatisch, Slowenisch, 
Mazedonisch), drei Religionen ange­
hörten (Orthodoxe Kirche, Katholi­
sche Kirche, Islam), zwei verschie­
dene Schriften schrieben (lateinisch, 
kyrillisch), aber nur eine Partei hat­
ten - die kommunistische. 

Neben den fünf slawischen 
Staatsvölkern gab es noch weitere 
slawische Gruppen als nationale 
Minderheiten: Slowaken in der 
Vojvodina, Bulgaren in Serbien bei 
Dimitrovgrad, Tschechen in 
Slawonien, Ukrainer in Bosnien 
und Slawonien sowie die Rusinen 
bzw. Ruthenen, die im 18. J ahr­
hundert aus der Karpatoukraine 
einwanderten, 

Welche nichtslawischen Völker 
lebten im ehemaligen Jugoslawien? 

Manche der nichtslawischen 
Völker Jugoslawiens waren seh r 
stark, vor allem die Albaner. Ob­
wohl sie mit zwei Millionen viel 
stärker waren als die Mazedonier 
oder gar die Montenegriner, hat­
ten sie nicht das Recht eines 
Staatsvolkes. Sie hatten aber un­
ter Tito im Kosovo (Amselfeld) ein 
Autonomes Gebiet, wo sie 90% der 
Bevölkerung ausmachen. Ein wei­
teres Autonomes Gebiet war die 
Vojvodina, in der neben 400.000 
Ungarn auch Slowaken und Rusi­
nen lebten sowie 60.000 Rumänen . 
Mit der Aufhebung der Autonomie 
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dieser beiden Gebiete hat der jetzi­
ge Präsident Serbiens, Milosevic, 
seine großserbisch e Politik vorbe­
reitet. Außerdem gab es in Jugo­
slawien noch Türken, Zigeuner 
und Italiener und eine kleine deut­
sche Minderheit, die durch Völker­
mord und Vertreibung 1945 von 
600.000 Menschen auf weniger als 
20.000 dezimiert worden war. 

Wie kam es zur Spaltung in (or­
thodoxe) Serben und (katholi­
sche) Kroaten? 

Obgleich Kroaten und Serben 
erst im 7. Jahrhundert in ihre heu­
tigen Gehiete kamen, si nd sie doch 
auf zwei Konfessionen und zwei 
Kulturkreise verteilt durch die Tei­
lung des Römischen Reiches im 
Jahre 395. Diese Grenze verlief an 
der Drina durch das Gebiet des spä­
teren Jugoslawien. Im Westen 
herrschte lateinische Kultur, im 
Osten griechische Kultur und Spra­
che. In der Kirche dominierte der 
römische Ritus im Westen, der by­
zantinische im Osten. So nahmen 
Kroaten und Serben bei ihrer Chri­
stianisierung verschiedene Formen 
des Christentums, aber auch der 
Staatsauffassung an. Diese Gegen­
sätze wurden durch das Schisma 
vom Jahre 1054 und die Zeit der 
Türkenherrschaft noch vertieft, als 
die Serben von der europäischen 
Entwicklung abgeschnitten waren. 

Woher kamen die Moslems in 
dieses Gebiet? 

Seit dem 14. Jh . drangen die os­
manischen Türken auf dem Bal­
kan vor. 1389 besiegten sie das ser­
bische Heer auf dem Amselfeld 
(Kosovo) , 1463 eroberten sie Bos­
nien und 1521 Belgrad, von wo sie 
erst 1867 abzogen. In Bosnien blie­
ben sie bis 1878. 1m Süden traten 
vor allem albanische Stämme zum 
Islam über, in Bosnien die Angehö­
rigen der sog. "Bosnischen Kirche(( 
der Bogumilen . Sie waren und 
blieben Slawen, wurden aber Mus­
lime. So kam es, dass sie in 
Bosnien-Herzegowina, aber auch 
in Montenegro und Serbien bei der 
Volkszählung des Jahres 1971 als 
"Muslime im ethnischen Sinn/( an­
erkannt wurden. Auf dem Amsel­
feld und in Mazedonien tauchte 
dieser Begriff kaum auf, dort wa­
ren die Muslime ethnische Albaner 
und Türken, die in osmanischer 
Zeit eingewandert waren. 

Warum entstand Jugoslawien? 
Wie war dieses Königreich? 

Bereits in der 2. Hälfte des 19. 
Jahrbunderts erweiterte Serbien 
sein Gebiet, in den Balkankriegen 
1912/13 konnte es sein Territori­
um verdoppeln und b lickte auf alle 
südslawischen Gebiete mit dem 
Ziel der Angliederung. So kam es 
auch 1914 zum Ersten Weltkrieg. 
Als 1918 das Königreich der Ser­
ben, Kroaten und Slowenen ent­
stand, wurde es aus bis dahin völlig 
verschiedenen Ländern und Lan­
desteilen zusammengefügt: Aus 
den ehemaligen Königreichen Ser­
bien und Montenegro, die erst 
1913 Gebiete erhalten hatten, die 
bis dahin kaiserlich-osmanisch wa­
ren, und aus Teilen der alten 
Habsburger Monarchie, die bis da­
hin unterschiedliche Verwaltungen 
hatten: kaiserlich-königlich waren 
das Königreich Dalmatien und im 
Norden das Kronland Krain sowie 
ein Teil der Steiermark und des 
Küstenlandes. Zur ungarischen 
Reichshälfte gehörten seit dem 
Ausgleich von 1867 das Königreich 
lüoatien und Slawonien und Teile 
der alten Militärgrenze (= Iüajina) 
in SYlmien, der Batschka und im 
Banat. Als Kondominium waren 
seit 1878 das besetzte Bosnien und 
die Herzegowina von Österreich 
und Ungarn gemeinsam verwaltet 
worden. Diese Gebiete sind erst 
1908 annektiert worden. 

DEUTSCHLAND UND DIE WHT 

Wie man in der neugegründe­
ten Tschechoslowakei vom tsche­
choslowakisch en Volk schwärmte, 
glaubte man 1918 auch in Belgrad 
an ein "dreinamiges Volk gleicher 
Sprache und gleichen Blutes", die 
Südslawen. 1929 nahm deshalb 
der Staat den offiziellen Namen 
Südslawien" Jugoslavija) an. Da­
bei übersah man geflissentlich die 
ebenfalls südslawischen Bulgaren, 
die seit 1878 einen eigenen Staat 
hatten. Es zeigte sich bald nach 
1918, dass der neue Staat eindeu­
tig in serbischem Geist geführt 
und alles getan wurde, um aus ihm 
ein Großserbien zu machen. Die 
Mazedonier und Montenegriner 
hatten als Serben zu gelten. Maze­
donien hieß Südserbien, die ehe­
mals ungarische Vojvodina Nord­
serbien und das bis 1918 unabhän­
gige Königreich Montenegr o 
Küstenserbien. Der Ver waltungs­
apparat und das Heer waren weit­
gehend in serbischer H and. Die 
Serbisch-Orthodoxe Kirche wurde 
überall begünstigt. 

Wie enttäuscht von diesem 
Staat sehr bald die Kroaten waren , 
zeigten die Wahlen uud die Erfolge 
für die Kroatische Republikani­
sche Bauernpartei unter Stjepan 
Radic. Dieser erklärte 1923 auf ei­
ner Versammlung in Borongaj bei 
Zagreb: "Niemals wieder wird sich 
in unseren Reihen ein Mensch fin­
den, der sagt, dass wir und die Ser­
ben ein Volk sind. Der H enker und 

Bilder der Zerstörung aus Zen/ra/bosnien (Foto: PS) 
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sein Opfer sind nicht eins." Radic 
wurde inhaftiert, dann aber kurze 
Zeit sogar Minister in Belgrad. Als 
Abgeordneter wurde er 1928 im 
Parlament angeschossen und töd­
lich verletzt. 1929 entließ der Kö­
nig das Parlament u nd versuchte, 
mit einem absolutistischen Re­
gime den Staat national-unita­
r istisch umzugestal ten. 

Wie kam es zum Untergang des 
ersten Staates Jugoslawien 
1941? Welches waren die Um­
stände und Folgen? 

Als der jugoslawische König 
1934 bei einem Attent at in Mar­
seille ermordet wurde, setzte die 
Regentschaft für den unmündigen 
König Petar die Unterdrückung 
fort . Erst 1939 versuchte man eine 
völlige Reorganisation des Staates 
und die Schaffung einer eigenen 
Banschaft Kroatien , doch es war 
zu spät. Als 1941 großserbische Of­
fi ziere gegen den Beitritt Jugosla­
wiens zu den Achsenmächten 
putschten und den mindeljähr igen 
Petar 11. zum König erklärten , er­
öffnete Deutschland am 6. April 
1941 den Krieg. Das ju goslawische 
Heer war nicht in der Lage, ernst­
haft Widerstand zu leisten, und 
kapitulierte am 17. April 1941. 

Damit hörte das alte Jugoslawi­
en auf zu bestehen. Das Land wur­
de aufgeteilt. In Zagreb bildete 
sich der stark von N azi­
deutschland abhängige "Unabhän­
gige Staat Kroatien" unter Ante 

Pavelic; Serbien wurde unter Ge­
neral N edic auf seine Grenzen vor 
1912 reduziert , den Rest teilten 
sich Deutschland, Italien, Ungarn 
und Bulgarien . 

Wie verhielten sich die südslawi­
schen Völker und fremden Mäch­
te im Zweiten Weltkrieg? 

Die vier Kriegsj ahre von 1941 
bis 1945 waren von blutigen Aus­
einandersetzungen zwischen Kro­
aten und Serben begleitet . Königs­
treue serbische Tschetnik-Frei­
schädel' kämpften gegen die kroa­
tischen U staschen und gegen die 
Tito-Partisanen, richteten aber 
auch Blutbäder u nt er den bosni­
schen Muslimen an. Die Ustaschen 
kämpften gegen alles Serbische in 
ihrem Staat, der au ch weite Teile 
Bosniens und der Herzegowina 
umfasste. Im Süden t räumten Al­
baner von einem Großalbanien mit 
italienischer Unterstützung. Da 
auch bulgarische und ungariscbe 
Truppen im Lande waren, gab es 
über ein halbes Dutzend kriegs­
führende Parteien. Die seit 1943 
von den Alliierten als alleinige 
Verbündete betrachteten Tito-Par­
tisanen entschieden den Kampf zu 
ihren Gunsten. Gegen sie kämpfte 
der Tschetnik-Führer Draza Mibaj­
lovic auch nach dem 8. Mai 1945 
weiter, bis er Ende 1945 gefangen 
genommen und 1946 hingerichtet 
wurde. 

Bis 1990 wurde nicht nur in Ju­
goslawien, sondern auch im We­

sten fast ausschließlich über die 
Ustascha-Greu el berichtet. Die 
Massenmorde an kroatischen und 
slowenischen Gefangen en nach 
Kriegsende durch Titos Kommuni­
sten waren bis 1990 ein Tabu, 
auch die völkermordähnlichen 
Übergriffe gegen die Jugoslawien­
Deutschen. Die Kroaten waren 
nach dem Krieg die Sündenhöcke 
Jugoslawien s, denen immer wie­
der der Vorwurf des Ustaschatums 
gemacht ,'mrde. Erst seit der Ab­
wahl der Kommunisten in Slowe­
nien und Kroatien wurde auch in 
diesen Ländern das ganze Ausmaß 
der Massaker an Wehrlosen nach 
dem 8. Mai 1945 zur Sprache ge­
bracht: In Zagreb waren 13.000 
Verwundete in Krankenhäusern 
und Lazaretten getötet, in der 
Höhle Jazovka über 50.000 Men­
schen ermordet worden. 
Was waren die Tschetniks? Wer 
waren ihre Gegner und Opfer? 

Die Tschetniks waren im Ir. 
Weltkrieg königstreue serbische 
Partisanen, die nicht nur gegen die 
deutsche Besatzung und den kroa­
t ischen Staat, sondern auch gegen 
die kommunistischen TIto-Parti­
sanen kämpften. Für den Kampf 
gegen Tito erhielten sie sogar Waf­
fen vom Gegner, cl.h . von der deut­
schen Wehrmacht. Die Tschetniks 
kämpften aber hauptsächlich ge­
gen die wehrlose Zivilbevölkerung, 
vor allem in Bosnien gegen die 
Mu slime. 50 Jahre später t aten sie 
das Gleiche, nur sind sie heute 
Verbündete der Postkommunisten. 

Was waren die Ustaschen? Wer 
waren ihre Gegner und Opfer? 

Nach der Königsdiktatur 1929 
gingen viele kroatische Politiker 
ins Au sland, danmter au ch Ant e 
P avelic, der dann die faschistische 
Ustascha-Bewegung gründete. Auf 
ihr Konto geht das Attentat 1934 
auf den jugoslawischen König. 
1941 kehrte Pavelic mit den deut­
schen Truppen zurück und wurde 
"Poglavnik" (Führer, Häuptling) 
des sog. Unabhängigen Staates 
Kroatien von Hitlers Gnaden bis 
1945. Nach Kriegsende konnte er 
flüchten und lebte in Spanien. Der 
Ustascha-Staat suchte die vielen 
Serben in seinen Grenzen durch 
erzwungenen Übertritt zur Katho­
lischen Kirche, aber auch durch 
die Schaffung einer Kroatisch-Or­
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thodoxen Kirche zu kroatisieren. 
Regimegegner, Serben und Juden 
wurden von den Ustaschen gna­
denlos verfolgt. Die Muslime sah 
Pavelic als Kroaten an, ja sogar als 
"Blüte des Kroatentums". 

Für die U staschen waren die 
Kroaten ein Volk mit zwei Konfes­
sionen, Katholiken und Muslimen. 
Gewalt und Brutalität gehörten zu 
den Methoden der U staschen (wie 
der Tschetniks). 

Welche Rolle spielten die Kirchen 
im Zweiten Weltkrieg bei Slowe­
nen, Kroaten, Serben? 

In Slowenien litt die Kirche 
sehr, da viele Priester aus den an 
Großdeutschland angeschlossenen 
Gebieten ausgewiesen und vertrie­
ben wurden. Slowenien verschwand 
1941 völlig von der Landkarte, da 
es zwischen Italien und Deutsch­
land aufgeteilt wurde. Dies führte 
auch viele überzeugte slowenische 
Katholiken zu den Tito-Partisanen. 

In Kroatien war Erzbischof 
Steppinac von Zagreb eine persona 
non grata des Regimes. Er trat für 
die Menschenrechte aller ein und 
rettete viele Verfolgte, wurde aber 
dennoch 1946 von den Kommuni­
sten als angeblicher Kriegsverbre­
cher verurteilt. Als Kroate bejahte 
er einen kroatischen Staat, nicht 
aber das damalige Regime unter 
Pavelic. 

Die orthodoxe Kirche hatte im 
Ustascha-Staat durch Zwangs­
katholisierung der Behörden zu 
leiden, doch verurteilte die katho­
lische Kirche unter Steppinac die­
se Maßnahmen des Regimes. (In 
Serbien selbst begrüßten Bischöfe 
der orthodoxen Kirche die antise­
mitischen Maßnahmen der deut­
schen Besatzungsmacht, ein leider 
völlig verschwiegenes und dunkles 
Kapitel in der Geschichte der ser­
bisch-orthodoxen Kirche.) 

Wie verhielten sich Titos Partisa­
nen nach ihrem Sieg? 

Die Rache der kommunisti­
schen Sieger war fürchterlich und 
von unvorstellbaren Blutbädern 
begleitet. Die Engländer lieferten 
nach Kriegsende in Kärnten bei 
Bleiburg 200.000 geflüchtete Kro­
aten aus, die dann jenseits der ju­
goslawischen Grenze massakriert 
wurden. Das Deutschtum Jugosla­
wiens wurde vernichtet, Zehntau­

sende von Jugoslawien-Deutschen 
wurden ermordet, Hunderttausen­
de vertrieben. 

Wie sah Titos Jugoslawien aus? 

Es war seit 1945 ein kommuni­
stischer Staat, der erst 1948 eine 
neue Richtung des Kommunismus 
konstruieren musste, als Stalin 
Tito aus der Komintern ausstieß. 

Dieser neue Staat nach 1945 
war aber im Gegensatz zur Vor­
kriegszeit föderalistisch. Zunächst 
nannte er sich FVRJ (Föderalisti­
sehe Volksrepublik Jugoslawien) 
dann SFRJ, also Sozialistische Fö­
deralistische Republik Jugoslawi­
en. 

Wie frei waren die Nationen im 
kommunistischen Jugoslawien? 
Wie verlief die Entwicklung von 
1945 bis 1989? 

Das kommunistische Nach­
kriegsjugoslawien versuchte bis 
zum Tode Titos 1980, auf der 
Gleichberechtigung aller Völker 
und Volksgruppen aufzubauen. 
"Einheit und Brüderlichkeit" war 
das Schlagwort. Jugoslawien war 
eine Föderation, die zuletzt durch 
die ethnischen Muslime sechs 
Staatsvölker und eine Reihe von 
anderen ethnischen Gruppen be­
herbergte. Gegenüber den drei 
Staatsvölkern der Zwischenkriegs­
zeit hatte sich also die Zahl der 
Staatsvölker verdoppelt, denn 
schon 1944 wurden die Mazedo­
nier anerkannt und am 2. August 
des gleichen Jahres im Kloster 
Prohor Peinski beschlossen, das 
Mazedonische als Amtssprache 
einzuführen. Die Montenegriner 
brauchten nicht mehr als Serben 
zu gelten, sondern konnten sich zu 
einer eigenen ethnischen Gruppe 
bekennen. 

Als jüngstes Staatsvolk kamen 
die Muslime hinzu, die die ganze 
Problematik südslawischer N atio­
nalitätenpolitik besonders deut­
lich demonstrieren. Neben den 
vier Staatssprachen wurden in den 
oben erwähnten Autonomen Ge­
bieten Kosovo (Amselfeld) und 
Vojvodina auch das Albanische 
und das Ungarische als gleichbe­
rechtigte regionale Amtssprachen 
in den Parlamenten und sogar auf 
den Universitäten in Pristina bzw. 
N ovi Sad anerkannt und ge­
braucht. 

DEUTSCHLAND UNO OIE WEL T 

Diese wirklich positiven Ansät­
ze hat der Präsident Serbiens, 
Milosevic, bereits in den 80er-Jah­
ren mit seiner großserbischen Po­
litik zerstört. 

Wie kam es zum Zerfall Jugosla­
wiens: Slowenien, Kroatien, 
Bosnien-Herzegowina usw.? 

Noch 1979 zitierte der sloweni­
sche katholische Metropolit und 
Erzbischof von Ljubljana, Dr. Joze 
Pogacnik, anlässlich eines staatli­
chen Neujahrsempfangs für Kir­
chenvertreter in seiner Ansprache 
das Wort eines slowenischen Präla­
ten und Belgrader Ministers der 
Vorkriegszeit: "Das schlechteste 
Jugoslawien ist für uns Slowenen 
immer noch die beste Lösung." Das 
Zitat wog umso schwerer, weil 
Pogacnik, der nach der Erhebung 
Ljubljanas zum Erzbistum und 
nach Schaffung einer slowenischen 
Kirchenprovinz erster Metropolit 
Sloweniens war, nach dem Krieg 
selber die Gefangnisse Jugoslawi­
ens kennengelernt hatte. Zwölf 
Jahre später waren es ausgerech­
net die Slowenen, die sich noch vor 
den Kroaten von Jugoslawien lösen 
wollten und die sich der jugoslawi­
sehen Volksarmee im bewaffneten 
Widerstand stellten, um die Selb­
standigkeit ihrer jungen Republik 
zu verteidigen. Fassungslos erlebte 
Europa damals nach der Euphorie 
des KSZE-Prozesses und der 
"Charta von Paris für ein neues Eu­
ropa" die Aggression Restjugosla­
wiens gegen Slowenien und bald 
auch gegen Kroatien. 

1990 hatte es erstmals freie 
Wahlen in Jugoslawien gegeben. 
Dabei verloren die Kommunisten 
in Slowenien und Kroatien die 
Macht. Alle Versuche der demokra­
tisch gewählten Regierungen in 
Ljubljana und Zagreb, mit Belgrad 
eine Neugliederung des Bundes­
staates Jugoslawien auf demokra­
tischer Basis zu erreichen, schei­
terten am Widerstand Belgrads. So 
entschlossen sich die Parlamente 
in diesen beiden Repuhliken zur 
Unabhangigkeit. Anstatt zu ver­
handeln, antwortete Belgrad mit 
Krieg, der nicht nur ein Aggressi­
onskrieg, sondern ein Vernich­
tungskrieg war? wie die ethnischen 
Säuberungen in Kroatien und Bos­
nien zeigten. Es war die Belgrader 
Führung um Milosevic, die diesen 
Krieg inszenierte. 0 
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AUS MILITÄRSEELSORGE UND GKS 

"Politikergespräch" mit 
Landtagspräsident Rainer Prachtl 

Für mehr Solidarität in 
Deutschland sowie die Entwick­
lung eines Heimatgefühls im 
Osten plädierte am 22. September 
1997 der Landtagspräsident von 
Mecklenbw'g-Vorpommern Rainer 
Prachtl (47). Auf Einladung von 
Militärgeneralvikar Prälat Jürgen 
Nabbefeld zum "Politikerge­
spräch" war Prachtl ins Gästehaus 
des Militärbischofs nach Bonn ge­
kommen, um mit Angehörigen der 
katholischen Mihtärseelsorge (Mi­
litärgeistlichen, Mitarbeitern des 
katholischen Militärbischofsam ­
tes, Mitgliedern der Zentralen Ver­
sammlung und der GKS sowie Be­
amten aus dem BMVg) Fragen der 
geistigen, politischen und wirt­
schaftlichen Situation in diesem 
Bundesland zu erörtern. 

Nach einer Einführung von 
Brigadegeneral Friedhelin Koch, 
der dieses Gespräch moderierte, 
stellte Rainer Prachtl sich mit 
wichtigen u nd prägenden Statio­
nen seines Lebens vor: Vom einge­
schüchterten 14-jährigen katholi­
schen DDR-Schüler über die Koch-

Stafettenwechsel in der 

lehre wegen Verweigerung eines 
anderen Berufswunsches aus 
Weltanschauungsgründen, Wehr­
dienst als Koch in einem Offizier­
kasino der NVA, Abendscliulbe­
such mit Abiturabschluss, Engage­
ment im konziliaren Prozess der 
Kirchen in der DDR während der 
Wendezeit und schließlich 1990 
Wahl zum Landtagspräsidenten. 

Neben seiner lockeren, fast 
übersprudelnden, sehr überzeu­
genden Art des Vortrags beein­
druckte Prachtl die 23 Teilnehmer 
an dem "Politikergespräch " durch 
seine von dll'istlich-katholischen 
Werten geprägte Grundhaltullg. 
Trotz der Sorgen des Politikers um 
die wirtschaftliche Situation des 
Landes und den geistigen Unter­
bau der dort lebenden Menschen 
ließ er Optimismus über eine sich 
positiv fügende Entwicklung er­
kennen. 

Die Empfindungen der Wende­
zeit charakterisierte er anschaulich 
mit einer Bemerkung seiner Frau: 
"Es ist so schön, als wenn Wildgän­
se über Pommern {liegen. U 

Katholischen Militärseelsorge 

Wehrbereichsdekan I 
Franz Stenzaly verabschiedet 

Nach 29 Dienstjahren in der 
Katholischen Militärseelsorge wur­
de Militärdekan Franz Steozaly 
(62), Katholischer Wehrbereichs­
dekan I in Kiel, am 30. Juni 1997 
im Bonner Haus des Katholischen 
Militärbischofs als Beamter aus 
dem Dienst des Staates in den Ru­
hestand versetzt. 

Prälat Franz Stenzaly war 1968 
als Standortpfarrer Schleswig in 
die Militärseelsorge eingetreten. 
Bevor er 1975 die Aufgaben des 
dienstaufsichtführenden Militär­
geistlichen im Wehrbereich I Kiel 
übernahm, war er Standortpfarrer 

in Ellenberg (1970-73) und in 
Rendsburg (1973-75) gewesen. Als 
Wehrbereicbsdekan war Stenzaly 
zugleich Geistlicher Beirat der 
GKS im WB I. Seine kritische Be­
gleitung dieses katholiscben Solda­
tenverbandes hatten stets zum 
Ziel das apostolische Engagement 
der Laien herauszufordern. Man­
che seiner Anmerkungen zur 
GKS-Arbeit sind in die Konzeption 
von 1995 "Gemeinsam in die Zu­
kunft" eingeflossen. 

Ein Stück Heimat und Gebor­
genheit habe Stenzaly den Solda­
ten in der Mili tärseelsorge gegeben, 
sagte Militärgeneralvikar (MGV) 
Prälat Jürgen Nabbefeld. Es sei 
mit Stenzalys Verdienst, dass sich 

Prachtl sieht vor allem ein Defi­
zit im geistigen Bereich. Wo sich 
acht Prozent der Menscben als re­
ligiös bekennen, wo Geschichte 
und Brauchtum z.Z. des sozialisti­
schen Regimes negiert wurden, 
gibt es heute keine wertstiftende 
Institutionen, wie z.B. dörfliche 
Vereine. Und der Einfluss der Kir­
chen in der überwiegend atheisti­
schen Gesellscbaft sei gering. 

Nach Auffassung von PrachtI 
solle die katholische Kirche über 
die Caritas sehen, dass bezüglich 
Solidarität in Mecklenburg-Vor­
pommern etwas geschehe. Viel­
leicht sei es sogar besser , statt von 
sakularer Solidarität zu sprechen, 
den christlichen Begriff der Näch­
stenliebe wieder zu verwenden, 
meinte Pracht!. Auch im Westen 
Deutschlands müsse viel ftir Werte 
getan werden. Im Osten aber müs­
se vor allem Heimatgefühl und 
Identität geschaffen werden. Zum 
geistigen Fundament gehöre auch 
Gottesliebe und das Gebet. Nach 
Ansicht des Laudtagspräsiden ten 
würden in den Neuen Bundeslän ­
dern Menschen gebraucht, die un­
konventionell vorwärts gehen, 
nicht auf finanzielle Hilfe schielen, 
sondern die noch an Wunder glau­
ben. (PS) 

die Zusamm enarbeit zwischen Mi· 
litärseelsorge und Zivilseelsorge, 
zwischen dem Wehi'bereich I und 
der Diözese Osnablilck (Priester­
weihe am 12. März 1960), jetzt der 
Erzdiözese Hamburg, so gut ge­
staltet habe, Generalvikar Nabbe­
feld erwähnte lobend die Bildungs­
arbeit des scheidenden Wehi'be­
reichsdekans, der viele Jahre mit 
den Pfarrern seines Wehrberei­
ches an der Katholischen Akade­
mie Hamburg Veranstaltungen für 
Offiziere und Unteroffiziere durch­
führt habe. 

Ein Anliegen Stenzalys sei es 
auch gewesen, die Militärseelsor­
ger mitbrüderlich zu begleiten" 

Ministerialdirektor Dr. Klaus 
Dau, Abteilungsleiter Recht im 
Bundesministerium der Verteidi­
gung, dankte Prälat Stenzaly zu­
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gleich im Namen des Bundesmini­
sters der Verteidigung Volker 
Rühe. Stenzaly habe sich um die 
Katholische Militärseelsorge und 
die ihm anvertrauten Soldaten 
verdient gemacht. Dau bezeichne­
te es als Glücksfall für die Militär­
pfarrer im Wehrbereich I, dass ih­
nen während der letzten 22 Jahre 
ein so qualifizierter und erfahrener 
Theologe als Vorgesetzter zur Sei­
te gesteIlt worden sei. Bevor Dr. 
Dau Dekan Stenzaly die Entlas­
sungsurkunde überreichte) VofÜnsch­
te er ihm für die Zukunft Schaf­
fenskraft, Gesundheit und Gottes 
Segen. 

Wechsel im Wehrbereich VI 

Auf der Soin-Hütte auf 1600 
Meter Höhe im Soin-Kessel - ei­
nem dem Wendelstein vorgelager­
ten markanten Berg der nördli­
chen Kalkalpen - hat am 10. Sep­
tember Militärdekan Prälat Pe­
ter Rafoth (57) seinen Abschied 
als Katholischer Wehrbereichsde­
kan IV München gefeiert. Gleich­
zeitig ist Militärdekan Prälat 
Walter Wakenhut (55) in dieses 
Amt eingeführt worden. Zum 1. 
Oktober wurde Rafoth - Priester 
der Diözese Würzburg - Wehrbe­
reichsdekan I in Kiel. 

Zur Bergmesse, die MGV Prälat 
Jürgen Nabbefeld mit den beiden 
Dekanen zelebrierte waren 450 
Gäste, darunter 380 Soldaten aus 
dem gesamten Wehrbereich VI ge­
kommen. Musikalisch wurde der 
Gottesdienst vom Heeresmusik­
korps IV aus Regensburg begleitet. 

Peter Rafoth, der Theologie 
und Philosophie in Würzburg und 
Innsbruck studierte, erhielt 1965 
die Priesterweihe. Seit 1971 ist der 
gebürtige Offenbacher an ver­
schiedenen Orten in der Militär­
seelsorge tätig gewesen, unter an­
derem auch als Militärgeistlicher 
in Washington/USA. 1981 wurde 
er Militärdekan und ein Jahr spä­
ter Wehrbereichsdekan im Wehr­
bereich VI in München. 

MGV Nabbefeld dankte Rafoth 
für fast 16 Jahre Dienst als 
Wehrbereichsdekan in Bayern und 
für 26 Jahre Dienst in der Militär­
seelsorge. Rafoth sei einer der er­
fahrensten und bewährtesten Mili­
tärgeist�ichen. Er verstehe es, Ge­
gensätze auszugleichen, gemeinsa­
me Linien der Pastoral festzulegen 
und Schwerpunkte zu setzen. Er 

sei immer bereit gewesen, Militär­
geistliche auch in andere Bereiche, 
vor allem in die nördliche Diaspora, 
abzugeben. "Dass Du nun selbst in 
den Norden gehst, ist wohl der be­
ste Beweis für diese Deine Grund­
haltung", betonte Nabbefeld. Auch 
wenn Rafoth Bayern als den 
schönsten und größten Wehrbe­
reich Deutschlands definierte, sag­
te er aus voller Überzeugung: "Ich 
freue mich auf Schleswig-Holstein 
und auf die Soldaten und ihre Fa­
milien, die zwischen Nord- und 
Ostsee stationiert sind. Eine neue 
Herausforderung und der Zauber, 
der im Norden liegt, locken mich. " 

Die Nachfolge im Wehrbereich 
VI hat Militärdekan Walter Waken­
hut angetreten. Der im bayerischen 
Burghausen geborene Wakenhut 
studierte Theologie in Passau und 
wurde 1968 zum Priester geweiht. 
Nach seiner Kaplanszeit stand er 
viele Jahre als Direktor dem Bi­
schöflichen Studienseminar St. Alt­
mann in seiner Heimatstadt vor, 
bevor er als Pfarrer in Regen tätig 
war. 1990 wurde er zum Militär­
pfarrer und 1991 zum Militär­
dekan ernannt. Zwei Jahre später 
wechselte der Geistliche in das 
Militärbischofsamt in Bonn, wo er 
seither als Referatsleiter für Per­
sonal und Organisation zuständig 
war. Erst Anfang September Will' 

Militärdekan Wakenhut von Papst 
Johannes Paul H. mit dem Titel 
"Päpstlicher Ehrenprälat" ausge­
zeichnet worden. 

MGV N abbefeld betonte, einer­
seits freue er sich, Wakenhut als 
neuen Wehrbereicbsdekan präsen­
tieren zu können, andererseits fal­
le es ihm aber schwer, den Perso­
nalchef des KMBA gehen zu las­
sen. Er dankte Wakenhut für das 
Vertrauen, für seine Loyalität und 
für das Miteinander im Dienst. Mit 
den Worten, "ich weiß einen guten 
Mann im Wehrbereich VI", über­
reichte er Wakenhut die Ernen­
nungsurkunde des Militärbischofs. 

Generalmajor Rainer Jung, Be­
fehlshaber im WB VI und Kom­
mandeur 1. GebDiv, hieß alle zum 

PERSONALlA 
Dipl.-Ing. Karl-Jürgen Klein, 

seit April 1995 Bundesvorsitzen­
der der GKS, wurde vom Inspek­
teur des Heeres, Generalleutnant 
Helmut Willmann, mit Wirkung 
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Abschied des alten Wehrbereichs­
dekans sowie zur Begrüßung des 
neuen gekommenen herzlich will­
kommen. Er könne sich die inten­
sive Ausbildung der Gebirgsjäger 
im Sommer wie im Winter ohne 
die Betreuung der Truppe durch 
Militärseelsorger nicht vorstellen, 
versicherte Jung. Er dankte Prälat 
Rafoth für die gute Zusammenar­
beit, ihm sei kein Problem der Sol­
daten fremd geblieben. Rafoth 
habe Lösungsmöglichkeiten ge­
sucht und Wege beschritten, den 
Soldaten mit Gottes Hilfe in 
schwierigen Situationen zu helfen 
und sie zu begleiten. Generalmajor 
Jung überreichte Prälat Rafoth die 
Verdienstmedaille des WBK VI 
und als persönliches Geschenk zur 
Erinnerung an den Wehrbereich 
und die 1. GebDiv den Ehrenteller 
und die Chronik der Division. 

Dem neuen Wehrbereichsdekan 
wünschte der General alles Gute 
für die Erfüllung seiner Aufgaben. 
Er freue sich, dass mit Wakenhut 
ein Bayer nach Bayern zurückkeh­
re. "Sie sind einer der unsrigen", 
bemerkte Jung zum Schluss seiner 
Rede, "wir freuen uns auf die Zu­
sammenarbeit mit Ihnen". 

Militärdekan Weihmayer neuer 
Personalchef im KM BA 

Neuer Pesonalchef im KMBA 
wurde am 1. Oktober Militärdekan 
Michael Weihmayer (40), seit 1996 
Katholischer Pfarrer bei der Uni­
versität der Bundeswehr München 
in N eubiberg. Weihmeyer ist Prie­
ster der Diözese Augsburg, wo er 
am 27. Juni 1982 die Priesterwei­
he erhielt. Nach Kaplanszeiten in 
Mering und Weißenborn wurde er 
1986 Standortpfarrer in Lands­
berg und 1992 Standortpfarrer 
Hannover I. 

Bei der Einführung von Dekan 
Weihmayer wies MGV Nabbefld 
darauf hin, dass die Entscheidun­
gen eines Personalchefs konse­
quent wie auch sensibel der Einzel­
person entsprechend ausgeführt 
werden müssten. (PS nach: KMBA) 

zum 1. Oktober zum Oberst beför­
dert. Klein ist Kommandeur des 
Logistikregiments 10 in der Bal­
thasar-Neumann-Kaserne in Veits­
höchheim bei Würzburg. (PS) 
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Ein Pfarrer fällt aus allen Wolken 

Michael Rottmann 

Pfarrer Bernhard Haaken ­
ehemals aus Soest St. Bruno - war 
drei J ahre a ls Militärpfarrer in 
Amerika stationiert. Im Sommer 
kehrte er nach Deutschland zu­
rück. Und bereitet sich nun auf die 
Fallschirmspringerprüfung vor. 

Der Pfarrer freut sich schon auf 
seinen ersten r ichtigen Sprung. 
Auch, wenn ihm gestern nicht so 
ganz wohl war. Auf dem Übungs­
turm. "Das waren zwar nur zwölf 
Meter, aber von oben sah es aus 
wie hundert." Trotzdem will Bern­
hard Haaken durchhalten. Schließ­
lich geht es für ihn um etwas. Die 
Augen des Pfarrers leuchten, als er 
auf das Fallschirmspringer-Abzei­
chen deutet, dass dem Haupt­
mann aus der Stube nebenan auf 
der Uniform prangt. "Sehen Sie, 
das ist das Objekt der Begierde." 

Dabei müsste sich der neue Mi­
litärseelsorger in der Oldenburger 
H en ni n g-vo n -T reskow-Kas erl1e 
die Mühe gar nicht mach en. Wo er 
doch als Beamter und nicbt als 
Soldat im Dienst der Truppe steht. 
Aber die Herausforderung gehört 
für Bernhard Haaken zum Leben. 
Und: Er möchte mit den Soldaten 
leben. Und dazu gehört für den 38­
Jährigen au ch: Ihre Erfahrungen 
kennen lernen, sie teilen . Das 
beißt: Eigentlich kannte sich der 
aus der Soester Pfarrei St. Bruno 
stammende Seelsorger in Sachen 
Militär immer schon gut aus. "Di­
rekt neben meinem Elternhaus lag 
eine belgische Kaserne - und auf 
der anderen eine evangelische Kir­
ehe" . Das müsse ihn wohl irgend­
wie beeinflusst b aben, meint er 
augezwinkernd. 

Die Zeit beim "Bund" prägte 
Bernhard Haaken weiter. "Weil ich 
mit den vielen Kameraden außer­
ordentliches Glück gehabt habe." 
Bernhard Haaken schwäl'mt von 
guten Gesprächen, der Kamerad­
sch aft. Zum Beispiel, wenn einer 
den Rucksack eines Kanneraden 
auf seine Schultern nahm, damit 
alle, zwar mit Blasen an den Fü­
ßen, aber gemeinsam das Ziel er­
reichten. "Für die meisten der 
jungen Soldaten sei die Zeit ein 
Gewinn. Auch wenn sie manches 

Mal unter der dem Schliff und 
dem Ton stöhnten. "Weil man in 
der Bundeswehr Erfahrungen ma­
chen kann, die anderswo nicht 
möglich sind. Und die viel mit der 
Hl. Schrift zu tun haben." 

Bernhard Haaken verlängerte 
seinen Wehrdienst kurzerhand auf 
zwei Jahre und nahm noch wäh­
rend des darauf folgenden Theolo­
gie-Studiums a ls Reserve-Offizier 
an drei Übungen teil. Und beim 
"Skrutinium", der Befragung vor 
der Priesterweihe, legte er seinem 
Erzbischof gleich einen Wunsch 
ans Herz: Dass er gerne eine Zeit 
lang in der Militär-Seelsorge arbei­
ten würde. Keine drei Jahre spä­
ter war es soweit: Bernhard 
Haaken, damals noch Vikar im 
sauerländischen Brilon, zog es in 
den Norden: Er trat eine Stelle als 
Militäpfarrer in Jever an, im 01­
denburger Land, dem niedersäch­
sischen Teil des Bistums Münster. 
Weitere drei Jahre später ging es 
nach Amerika. Als Militärpfarrer 
in Fort BHss wurde er zuständig 
für die gesamte Militär-Seelsorge 
an den deu tsch en katholischen 
Soldaten in den USA und Kanada. 
Flugzeuge wurden sein Hauptver­
kehrsmitt el. 

Da ging es Tausende von Kilo­
metern zur Firm-Katechese bei ei­
ner Familie im Norden, anschlie­
ßend weiter zu einer Taufe und 
wieder zurück zu seiner Holz­
kirche in Fort Bliss in Texas. So­
dass Bernhard Haaken sich heute 
weIterfahren geben kann : "Ich 
habe mehr Flugmeilen auf dem 
Buckel als die meisten ander en 
Priester in meinem Bistum, kenne 
mehr Flughäfen und weiß, wo es 
den besten Hamburger von Ameri­
ka gibt." 

Vielejunge Soldaten in Dentsch­
land kennen ihn vom Le­
benskundlichen Unterricht. Man­
cher auch von einem Besuch des 
Pfarrers im Cafe Viereck - das ist 
der "Bau", die Arrestzelle gleich 
am Eingang. Aber dorthin wird er 
seltener gerufen. Nach sieben Jah­
ren Militärseelsorge, ständig Um­
formen um sich, den typischen Ge­
ruch frisch gewischter Kasernen­

flure in der Nase, kann man dann 
überhaupt noch zurück in eine 
normale Gemeinde? "Man muss!", 
erklärt er. "Spätestens am ersten 
Advent 200 1 geht es zurück ins 
Bistum Paderborn. Da nn sind die 
zwölf J ahre um, die man das läng­
stens machen kann ." Solange - das 
spürt man im Gespräch - würde 
Bernhard Haaken gern bei der 
Truppe ble iben. Und eigentl ich 
könnte ihn nur ein einziger Um­
stand zu einem früheren Verzicht 
bewegen: Er erzählt von seinem 
behinderten Bruder im heimi­
schen Soest, der von der Mutter 
gepflegt wird. nDer hab ' ich ver­
sprochen, dass ich mich um Georg 
kümmere, wenn sie es mal nicht 
mehr schaffen sollte. Und dazu 
würde ich im F all des Falles auch 
stehen. " 0 

KURZ NOTIERT: 

Militärseelsorge in der 
Slowakei im Aufbau 

Seit im April 1996 die Militär­
seelsorge in der Slowakei ihre Ar­
beit aufgenommen hat, konnten 
sch on Fortschritte erzielt werden. 
Mittlerweile betreuten acht Mili­
tärpfarrer die Truppe. Bald wollen 
sich etwa vierzig Seelsorger um die 
Belange der Soldaten kümmern. 
Noch stehen den Geistlichen keine 
eigenen Räume innerhalb der Ka­
sernen zu Verfügung. Während ei­
nes Besuchs in Königstein sagte 
Pfarrer Stanislav Nemeth, einer 
der acht Militärpfarrer, dass man 
sich momentan an diversen Stand­
orten darum bemühe, Kapellen 
oder Kirchen zu errichten. Zurzeit 
unterstützt "Kirche in Not" mit 
fün fzehntausend Mark die Reno­
vi erung der Kirche in Valaskovce. 

(DT) 
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Aus der GKS im Wehrbereich 111 
Abschied vom Haus St. Meinolf 

Stefanie Schacherl 

Leider letztmalig im Hause St. 
Meinolf, weil die Mili tärseelsorge 
dleses beliebte Familienerholungs­
und Bildungshaus aus finanziellen 
Gründen aufgibt, konnte Stabs­
feldwebel Johann-A. Schacherl die 
Teilnehmer mit ihren Angehöri­
gen am Freitag, den 13.06.1997, 
zur diesjährigen Wehrbereichs­
konferenz im Wehrbereich IU be­
grüßen. 

Ganz besonders freute er sich 
den Bundesvorsitzenden der GKS 
Karl-Jürgen Klein , den Bundesge­
schäftsführer der GKS Günter 
Hagedorn und den Wehrbereichs­
dekan IU Militärdekan Rainer 
Schadt begrüßen zu können. 

Nach einer Vorstellungsrunde 
und Klärung allgemeiner Punkte 
berichtete Schacherl über das ver­
gangene Jahr, welches viel Erfah­
rung mit sich brachte, und gab sei­
nen Lage-/Tätigkeitsbericht ab. Er 
sprach u .a. das Verhältnis zu den 
einzelnen GKS-Kreisen an und 
verkündete stolz die Gründungen 
zweier neuer Kreise in Augustdorf 
und Essen. Nach den "guten Vor­
sätzen" für das nächste Jahr, der 
Bekanntgabe von Terminen und 
den Berichten aus den verschiede­
nen GKS Kreisen im Wehrbereich 
waren die Arbeitseinheiten für die­
sen Tag fa st beendet, wenn es 
nicht noch etwas Wichtiges zu tun 
gegeben hätte. Auf Grund der Ver­
setzung von Major Rüdiger Atter­
meyer nach Basepohl war es not­
wendig, den Vorstand im Wehrbe­
reich !II neu zu wählen. So wurde 
am späteo Abend zm Tat geschrit­
ten. 

Stabsfeldwebel Johann-A. Scha­
cherl wurde in seinem Amt bestä­
tigt, Major Artur Ernst zum stell­
vertretendem Vorsi tzenden, über­
st absfeldwebel Gerold Rückert 
zum Geschäftsführer und Haupt­
feldwebel Hubert Berners zum 
Schriftführer gewählt. 

Im Rahmen des Bildungsteils 
trug Carmen Klein am Samstag­
morgen zum Thema uKollision von 
Meinungsfreiheit und (soldati­
schem) Ehrenschutz" vor. Dabei 
legte sie zunächst die juristischen 
Hintergründe der Grundrechte auf 

Meinungsfreiheit und den Schutz 
der persönlichen EIu'e dar. Diese 
Informationen waren Vorausset­
zung für das Verständnis der fol­
genden Ausfühmngen zu den bei­
den "Soldatenurteilen" des Bun­
desverfassungsgerichts aus den 
Jahren 1994 und 1995. Nachdem 
die Konferenzteilnebmer deo Sach­
verhalt des ersten Urteils zuvor in 
Gruppenarbeit ohne jmistische 
Vorkenntnisse bearbeitet hatten 
zeigte sich im Vergleich mit der an: 
schließenden Besprechung dmch 
die Referentin, dass jmistiscbe An­
sätze in diesem Themenbereich 
nicbt immer mit denen des mit na­
türlichem Sach- und Menschen­
verstand argumentierenden Zuhö­
rerkreises übereinstimmten. 

Am Samstagnachmittag sprach 
der Bundesvorsitzende über seine 
Eindlilcke im WB III und stellte 
den Förderkreis der GKS vor. Dazu 
war ein Vertreter der Bruderhilfe 
eingeladen, der das Selbsthilfe­
unternehmen als Partner des För­
dervereins der GKS vorstellte. An­
schließend gab Wehrbereichsdekan 
Schadt einen Lagebericht ab und 
ließ den Delegierten Zeit, Fragen 
zu stellen. 

Zu einem gemeinsamen Grill­
abend hatte J.-A. Schacher! das ge­
samte Personal des Hauses St. 
Meinolf eingeladen, um zusammen 
mit ihm, das über Jahre hinweg 
mit dafür gesorgt hatte, dass man 
sich hier so wohl fühlen konnte, 
gememsam den letzten Abend zu 
verbringen. Alle Mitarbeiter wa­
ren gekommen, sodass man ge­
meinsam feiern konnte. 

Im Laufe des Abends ergriff der 
Wehrbereichsvorsitzende das 
Wort, um zum einen seinen Stell­
vertreter Major Attermeyer zu 
verabschieden und zum anderen 
allen für die schönen Jahre im 
Haus zu danken und sich im N a­
men der GKS im Wehrbereich III 
vom Ehepaar Spratte und dem 
Personal zu verabschieden. Er 
dankte Attermeyer für seine Mit­
arbeit und Loyali tät der beiden 
letzten Jahre und wünschte ihm 

SIFw J. -A. Schacherl ehrt Heimleiler 
Spraffe bei der Konferenz im WB I/J. 

(FO IO: SI. Schacherl) 
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und seiner Familie für die Zukunft 
alles Gute und erinnerte an den 
klaren Auftrag, den Attermeyer 
während der Bundeskonferenz der 
GKS in Mühlheim erhielt, einen 
neuen GKS Kreis in Basepohl zu 
gründen. Anschließend stellte er 
noch einmal alle Mitarbeiter des 
Hauses St. Meinolf einzeln vor und 
überreichte Ihnen ein Präsent. Da­
nach bat Schacher! den Heimleiter 
nach vorne und verlieh ihm - erst­
mals in der Geschichte der GKS im 
WB III - die Ehrenmitgliedschaft 
auf Lebenszeit in der GKS im 
Wehrhereich Ur. 

Das Erstaunen und die Freude 
waren groß und es folgte ein lang 
anhaltender Applaus für Herrn 
Spratte. 

Klein verabschiedete sich eben­
falls und schaute noch einmal zu­
lilck auf 15 Jahre gute Zusammen­
arbeit, auf die er besonders einging. 

Anschließend wurde bis in die 
frühen Morgenstunden gemein­
sam gefeiert. 

Am Sonntagmorgen feierten 
alle gemeinsam mit Dekan Schadt 
die Heilige Messe, bei der beson­
ders die Kinder mit einbezogen 
waren. N ach dem Besinnungsteil, 
den ebenfalls der Wehrbereichs­
dekan leitete, wurden zunächst die 
Ehefrauen zu Wort gebeten. Da 
Tobias Stenzig sich an diesem Wo­
chenende um die Betreuung der 
Kinder kümmerte, war es möglich, 
erstmalig einen Frauengesprächs­
kreis durchzuführen, in dem über 
die Frage, "Was erwarte ICH von 
der GKS?" , nacbgedacht und dis­
kutiert wurde. 

Abschließend lies Schacherl Zeit 
für die Klä.-ung offener Fragen und 
bedankte sich noch einmal recht 
herzlich bei allen, die das Wochen­
ende so aktiv mitgestaltet haben, 
bevor er die diesjährige Wehrbe­
reichskonferenz beendete. 
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SICHERHEITSPOLITIK 

Wehrformen in Europa auf dem Prüfstand 
Ein Beitrag zur Sicherheitspolitischen Diskussion 


Klaus Brand! 

"Die sicherheitspolitische Land­
schaft in Europa befindet sich in 
einem tiefen U rnbruch. Die Auf­
nahme neuer Mitglieder in die 
NATO, der Kooperationspakt mit 
Russland und die Neuverhandlung 
des Vertrages über die Abrüstung 
der konventionellen Streitkräfte 
in Europa (KSE-Vertrag) schaffen 
eine grundlegend neue sicherheits­
politische Situation, die den Wan­
del europfuscher reiner Verteidi­
gungsarmeen zu 'Streitkräften für 
Stabilität und Krisenbewältigung' 
einleitet. Diese Anderung der Auf­
gabenstruktur bildet auch den 
Hintergrund für die gegenwärtigen 
Debatten über Änderungen der 
Wehrformen in fast allen Ländern 
Europas. Auch für die Bundeswehr 
ergeben sich daraus grundlegende 
Fragen nach ihrer zukünftigen 
Struktur und Konzeption: 

Kann die Formierung multina­
tionaler Verbände mit der Not­
wendigkeit engster interalliier­
ter Zusammenarbeit in Füh­
rung und Einsatzweise noch 
durch eine vornehmlich an der 
Aufgabe der allgemeinen Lan­
desverteidigung orientierten 
Wehrpflichtarmee geleistet wer­
den? 
Sind Wehrpflicht und Innere 
Führung die geeigneten Instru­
mente zur Bewältigung der 
Aufgaben der Zukunft?" 
Mit diesen Fragestellungen 

hatten die aktion kaserne (ak), die 
Gemeinschaft Katholischer Solda­
ten (GKS) und das Insti tut für 
Theologie und Frieden (IThF) ge­
meinsam Repräsentanten und In­
teressierte aus Kirche und katholi­
schen Verbänden, Streitkräften 
und Politik zu einer Tagung unter 
dem Thema "Wehrformen in Eu­
ropa auf dem Prüfstand" vom 17. 
bis 19. September 1997 in das Gu­
stav-Stresemann-Institut in Bonn 
eingeladen. AUFTRAG berichtet 
nachstehend in einer Zusammen­
fassung über Verlauf und Inhalt 
der Veranstaltung und gibt die 

Einleitungsreferat e wieder. Die 
einzelnen Vort räge und Diskussi­
onsbeiträge werden vom IThF 
Barsbüttel dokumentiert und spä­
ter veröffentlicht . 

Grundfragen einer Wehrs!ruktur 

In sein eln Grundsatzreferat be­
schäftigte sich Prof. Dr. Winfried 
von Bredow mit den Grundfragen 
einer Wehrstruktur. Nachdem der 
Leiter des Instituts für Politik­
wissenschaften der Philipps Uni­
versität Marburg die Begriffe 
Wehrstruktur und Wehrformen 
definiert hatte, wandte er sich der 
Politik von Staaten im internatio­
nalen System zu. Dabei stell te er 
die politische Staatenwelt der 
transnationalen Welt gegenüber. 
Unter der transnationalen Welt 
versteht er die nicht-regierungs­
gebundenen übernationalen Hilfs­
organisationen) Umweltorganisa­
tionen usw. , aber auch abgeordne­
te st aatliche Akteure. Zwischen 
der politischen Staatenwelt und 
der transnationalen Welt ergeben 
sich mannigfaltige Überschnei­
dungen, die s ich auch auf das Mili­
tär der einzelnen Staaten auswir­
ken, z.B. hinsichtlich des Einsat ­
zes bei Katastrophen und anderen 
Einsätzen außerhalb des eigenen 
Staatsgebietes. Dabei bezog sich 
von Bredow auf die Bundeswehr­
Einsätze in Kambodscha und in 
Somalia. 

Im weiteren Verlaufseines Vor­
trags wies der Politikwissenschaft­
ler daraufhin , dass die Militärpoli­
tik die sicherheitspolitischen Vor­
gaben für die Wehrstruktur setzt. 
Hinsichtlich der Terminologie 
stützte er sich auf die "Weißbü­
cher" des BMVg. 

Weiterhin legte von Bredow 
dar , dass sich durch die Globalisie­
rung neue Ausrichtungen der Si­
cherheitspolitik ergeben hätten. 
Dadurch habe sich auch das Be­
rufsbild des Soldaten verändert, 
das nun durch eine enge Verknüp-

IThF 

fung von pohtischen und militäri­
schen Aspekten geprägt sei. Als 
Beleg dafür nannte er den aktuel­
len SFOR-Einsatz der Bundes­
wehr in Bosnien-Herzegowina. 

Aus cliesen veränderten sicher­
heitspolitischen Rahmenbedingun­
gen ergeben sich deshalb Konse­
quenzen für die Wehrstruktur de­
mokratischer Staaten. So sei nicht 
mehr nur der Soldat, der das 
Waffenhandwerk beherrscht , ge­
fragt, sondern auch der Soldat, der 
als Vermittler und Versöhner auf­
tri tt. Diese Veränderungen erfor­
derten auch eine andere Ausstat­
tung. 

Prof. von Bredow schloss seine 
Ausführungen mit einem Blick auf 
den derzeitigen Diskussionsstand 
in Deutschland. 

Die Wehrform " Wehrpflicht" 
bedarf der Begründung 

Auf den stufenweisen Ahbau 
der Wehrpflicht bis zum Jahr 2000 
in Russland verwies der Vertreter 
des Bundsministeriums der Ver­
teidigung, Kapitän zur See Volker 
Hausbeck. Die Wehrpflicht in 
Deutschland sei kein Selbstzweck 
und kein Selbstläufer, betonte der 
stellvertretende Stahsabteilungs­
leiter I im Führungsstab der Streit­
kräfte. Hausbeck stellte zunächst 
fest , dass sich die sicherheitspoliti­
sche Begründung der Wehrpflicht 
geändert habe. So habe sich die 
Bundeswehr von einer Armee der 
Abschreckung zu einer Armee mit 
abgestufter Präsen z bei einer ver­
kürzten Wehrpflichtdauer gewan­
delt. Der Marineoffizier machte 
aber deutlich, dass Risiken blie­
hen, da die Welt seit dem Zerfall 
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der Sowjetunion nicht friedlicher 
geworden sei, wie er mit Blick auf 
Nordafrika, den Nahen und Mitt ­
leren Osten, Südosteuropa und die 
Kaukasusregion belegte. 

Deutschland brauche eine Ar­
mee, die im Herzen Europas für 
Stabilität sorge. Dies gehe wegen 
der fehlenden Aufwuchslahigkeit 
nicht mit einer Berufsarmee. Eine 
Aufwuchsfähigkeit aber sei not­
wendig, weil Deutschland die 
Hauptkräfte für die Verteidigung 
Zentraleuropas in der NATO stel­
le. Die Wehrpflicht sei deswegen 
ein wichtiger Faktor der Risiko­
vorsorge des Bündnisses und des 
Staates, weshalb auch das frall2ö­
si sehe Modell für Deutschland 
nicht zutr effe. Im Gegensatz zur 
französischen Armee sei für die 
Bundeswehr die Landes- und 
Bündnisverteidigung die Haupt­
aufgabe. 

Der Vertreter des BMVg führte 
dann die bereits bekannten Argu­
mente für die Wehrpflicht an, wie 

die gesellschaftspolitische Be­
deutung; 

• 	 den Hinweis, dass sich Wehr­
pDicht und Professionalität 
nicht ausschlössen, wie sich bis­
her bei Wettbewerben und bei 
Einsätzen gezeigt habe (30 Pro­
zent längerdienende Wehr­
clienstleistende sind beim deut­
schen SFOR-Kontingent nn 
Einsatz); 
knapp 50 Prozent des Führer­
nachwuchses (Unteroffiziere 
und .offiziere) werden aus 
Wehrdienstleistenden gewon­
nen - einschließlich ihrer brei­
ten beruflichen Kenntnisse; 
Die Berufsarmee sei deutlich 
teurer; 
der Hinweis, dass Freiwillige 
ebenso von ihrem Dienst über­
zeugt werden müssen WIe 

Wehrpflichtige. 
Kpt zS Hausbeck beendete sein 
Statement mit der Aussage, dass 
die Wehrpfliclit auch in Zukunft 
sinnvoll und begründbar sein 
müsse. 

Wehrpflicht verlangt eine 
Einschränkung der Grundrechte. 
Wann darf der Staat seine Bürger 
zum Einsatz ihres Lebens zwingen? 

Die Wehrpflicht sei ein Zwangs­
dienst und schreibe von staats­
wegen den Einsatz des Lebens 
beim Kampf vor. Damit sei sie eine 

einzigartige Pflicht. So leitete 
Prof. Dr. jur. Michael Köhler sein 
Referat über den Dienst des Solda­
ten unter dem Recht der interna­
tionalen Friedenssicherung ein. 
Die Wehrpflicht könne nur auf die 
Landesverteidigung bezogen wer­
den. Einsätze außerhalb dessen 
clienten nur einem Partikular­
zweck des Staates und schlössen 
eine Zwangspflicht aus, betonte 
der Professor für Strafrecht und 
Rechtsphilsophie an der Universi­
tät Hamburg. 

Das Bild des Soldaten habe sich 
vom Söldner zum Kämpfer für den 
Frieden gewandel t. Der Soldat sei 
deshalb nun durch den Bezug auf 
den zwischenstaatlichen Rechts­
frieden zu begründen. Unter Beru­
fung auf Kant wandte Köhler sich 
gegen eine Verselbständigung des 
Kriegs- und Kampfzweckes. Unter 
dem Kapitel die Rechtszwecke des 
soldatischen Einsatzes nach der 
UNO-Charta betrachtete der Pro­
fessor die 

Selbst- und Landesverteidigung, 
kollektive Selbstverteidigung, 
internationale Nothilfe und 
die universale Friedenssiche­
rung nach Kap. 7 der UNO­
Charta. 
Zur Besonderheit einer Inter­

vention bei innerstaatlichen Kon­
flikten und in Bürgerkriegen hob 
der Referent hervor, dass Bürger­
biege auch nach dem UN- und Völ­
kerrecht nicht zum Eingreifen von 
außen berechtigten. Allerdings 
könnten Menschenrechtsverlet ­
zungen mit ungeheurem Ausmaß 
(siehe Ruanda und Bosnien-Herze­
gowina) zu Menschheitsverlet­
zungen werden und damit ein Ein­
greifen begründen. 

Als Folgerungen für die verän­
derte Legitimation des soldati­
schen Dienstes und für eine diffe­
renzierte Wehrverfassung bezeich­
nete der H amburger Rechtswis­
senschaftler die Berufarmee als ei­
nen Rückschritt hinsichtlich der 
Rechtssituation. Grundsätze staat­
licher Beteiligung an internationa­
ler Friedenssicherung müssten als 
Rechtsfragen und nicht als Zweck­
mäßigkeitsfragen gesehen werden. 
Der Soldat müsse aus diesem 
Grund heute als Vollzieher des in­
ternationalen Rechts anerkannt 
werden. Dies erfordere eine diffe­
renzierte Wehrverfassung, an der 
kein Weg vorbei führe, schloss 
Prof. Köhler. 

WEHRFORMEN AUF DEM PRÜFSTAND 

Welche Aspekte sind der Kirche 
in ihren Aussagen zur Wehrform 
wichtig? 

Rechte, die sich aus der 
menschlichen Würde ergeben und 
absoluten Respekt verlangen, 
müssen auch in der Wehrpflicht 
gelten, so der Sekretär der Deut­
schen Bischofskonferenz, Pater 
01'. Hans Langendörfer SJ, zu Be­
ginn seiner Ausführungen ZUln 

Thema "Wehrformen in Wandel­
Welche Aspekte sind der Kirche in 
ihren Aussagen zur Wehrform 
wichtig?" 

Das Böse in der Welt zu über­
winden, sei uns nicht möglich - wir 
könnten den Weltfrieden nicht 
schaffen. Dies sei die Aufgabe Got­
tes. Nach Auffassung Langendör­
fers sei dennoch in den letzten 
Jahren ein friedensethischer Rah­
men in den Aufgaben des Militärs 
deutlicher geworden. Leitbild sei 
jetzt der Soldat, der vermittelnd 
und versöhnend aufträte, auch un­
ter Nichtanwendung von Gewalt, 
um später die Friedensfärderung 
zu betreiben. Der Geistliche nann­
te dann Kriterien für eine gerechte 
Wehrform, wie 

möglichst geringe Eingriffe in 

die Freiheitsrechte bei der Re­

krutierung von Soldaten sowie 

bei der Gestaltung des Dien­

stes; 

Grundrechtsschutz verlangt 

Wehrgerechtigkeit ohne Mani­

pulation der Tauglichkeit; 

Genügsamkeit - nur so viele als 

gerade unbeclingt nötig einzie­

hen, Obergrenzen sind nicht 

maßgebend; 

militärische Gewalt als ultima 

ratio, wenn keine andere Mög­

lichkeit Erfolg verspricht; 

der politisch kontrollierte Ein­

satz der Streitkräfte setzt eine 

enge Verbindung mit der Bevöl­

kerungvoraus, d.h. die Integra­

tion der Streitkräfte in die Ge­

sellschaft muss gefördert wer­

den und der Pluralismus der 

Gesellschaft muss sich in der 

Armee wiederfinden. 

Langendörfer stellte fest, diese 


Kriterien könnten sowohl von ei­
ner Freiwilligen - als auch von ei­
ner Wehrpflichtarmee erfüllt wer­
den . Die Kirche könne den Frieden 
nicht sichern. Sie sei auch kein zu­
sätzliches politisches Mittel, aber 
sie könne die dem Frieden ver­
pflichteten Kräfte unterstützen. 
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Deswegen sei es gut, dass es die 
Militärseelsorge gebe. 

Pater Langendörfer beendete 
seine Ausführungen damit, dass 
diese Haltung der katholischen 
Kirche auf der Überzeugung ruhe, 
dass es eine ethisch gerechtfertigte 
Verteidigung der Würde des Men­
schen auch mit militärischen Mit­
tel geben könne. 

Zum Abschluss des zweiten Ta­
ges des Forums brachte der evan­
gelische Pfarrer und Soziologe 
Werner Lichtwark, der auch erster 
stellvertretender Sprecher des Bei­
rates für Innere Führung beim 
BMVg ist, seine Auffassung zum 
Thema zum Ausdruck. "Einen 
Haufen Eiertänze" registriere er, 
wenn er die Begründungsversuche 
für die Bundeswehr-Einsätze in 
Somalia, Kambodscha, Bosnien 
und am Oderbrucb bilanziere. 
Desbalb müsse, bevor über die 
Ausstattung der Str eitkräfte nach­
gedacht werde, geklärt werden, 
welchen Auftrag die Bundeswehr 
überhaupt habe, sagte Lichtwark. 
Er sprach von der veränderten 
Funktion der Wehrpfli cht in der 
Bundeswehr: Bei einem Grund­
webrdienst von zehn Monaten 
werde der einfache Soldat immer 
mehr zum "Hilfarbeiter in der 
Truppe". Außerdem sei im Be­
wusstsein vieler junger Menschen 
keine Dienstgerechtigkeit mehr 
garantiert, da manche Wehrpflich­
tige gar nicht eingezogen W'Ürden. 
Faktisch gebe es bei der Einberu­
fung aufgrund von Ausnahmerege­
lungen eine Drittelung: "Ein Drit­
t el leistet Grundwehrdienst, ein 
Drittel Zivildienst und ein Drittel 
gar nichts ." Dieses sei nicbt nach­
vollziehbar, hob Lichtwark ab­
schließend hervor. 

Blick über den Zaun 

Als Blick über den Zaun konnte 
man die Aussagen von militäri­
schen Vertretern Griechenlands, 
Frankreich s, der Niederlande und 
Belgiens am dritten Tag des Weh r­
forums betrachten. 

Der Verteidigungsattachee 
Athens in Deutschland, Oberst Ni­
kolaus Anastassilakis setzte sich 
übel'zeugend für die Wehrpflicht 
ein. Sie gehöre zur Tradition sei­
nes Vaterlandes. Selbst die im 
Ausland lebenden Griechen erfüll­
ten ihre P flicht gegenüber dem 
Mutterland. Sogar in Australien 

wohnende nähmen eine 10.000 km 
weite Reise nach Griechenland in 
Kauf. 

Der stellvertretende Militärat­
tachee Frankreichs in Bonn, Kapi­
tän zur See J aques Lamcay, nallm 
Bezug auf die veränderte interna­
tionale Lage und begründete da­
mit die tiefgehende Umwandlung 
des militärischen Instrumentari­
ums, wie sie vom französischen 
Staatspräsidenten Jaques Chirac 
Anfang letzten Jahres festgelegt 
wurde. Die Übergangsphase, ein­
schließlich der Abschaffung der 
Wehrpflicht, werde bis zum Jahr 
2002 dauern. Sie fUhre zum Ende 
der traditionellen Wehrpflicht, die 
die Franzosen - vor allem die Ju­
gendlichen - in den letzten Jahren 
als immer mehr ungeeignet be­
trachtet hätten. J etzt gehe es dar­
um, das Band zwischen den Natio­
nen und ihren Armeen zu erneuern 
und unter allen Umständen über 
fUr die Verteidigungsanforde­
rungen ausreichende Streitkräfte 
zu verfugen. 

Deshalb sollen die jungen Fran­
zosen im Rahme n ihre r Gymnasi· 
alausbildung über verteidigungs­
relevante Fragen informiert wer­
den. Bevor sie das Volljährigkeits­
alter erreichen, sollen sie der ein­
tägigen Berufung Folge leisten, 
sich mit dem Militärwesen ver­
traut zu machen. Diese staatsbür­
gerliche Pflicht soll für alle männ­
lichen und weiblichen Jugendli­
chen gelten. Eine erneuerte vor­
militärische Ausbildung sowie die 
Verpflichtung, in der Reser ve zu 
dienen, sind weitere Aspekte der 
Beteiligung der Staatsbürger an 

den Verteidigungsanstrengungen. 
Damit solle auch eine erstklas­

sige Nachwuchsgewinnung sicher­
gestellt werden. Dieses Vorhaben 
erlaube schließlich dem Parla­
ment, die Einberufung notfalls 
wiederherzustellen, hob der fran ­
zösische Marineoffizier hervor. 

Die Knappheit der Finanzmit­
tel hat die Niederlande dazu bewo­
gen, bis zum Jahr 2000 die Streit­
kräfte auf 70.000 Soldaten zu re­
duzieren und die Wehrpflicht aus­
zusetzen, sagte der niederländische 
stellvertretende Verteidigungsatta­
chee Ober stleutnant Dipl.-Ing. J.F. 
Kruiper. Aber auch die Frage der 
Wehrgerechtigkeit habe bei der 
Verringerung der Armee eine er­
hebliche Rolle gespielt. Die neue 
Armee werde sich aus Berufssolda­
ten mit begrenzter und mit unbe­
grenzter Dienstzeit zusammenset~ 
zen. Dabei müsse die Nachwuchs­
werbung verstärkt werden. Bei ei­
ner Verschlechterung der interna­
tionalen Sicherheitslage könnten 
auch zukünftig Wehrpflichtige ein­
berufen werden, schloss Kruiper. 

Der G 5 und Presseoffizier der 
belgischen StreitIu-äfte in Deutsch­
land, Hauptmann Johann Dautzen­
berg, r eferierte über die Halbie­
rung und Umwandlung der Streit­
kräfte seines Landes in eine Berufs­
armee. Dabei verwies er auf die fi­
nanziellen Einschränkungen bei 
der Verwirklich ung und die unzu­
reichende Nachwuch sgewinnung, 
so dass eine Überalterung der Be­
rufssoldaten drohe. Auch in Belgien 
könne die Wehrpflicht im Bedarfs· 
falle wieder aktiviert werden, er· 
klärte der belgische Offizier. 0 

Einführende Anmerkungen des 


Bundesvorsitzenden der GKS 

Karl-Jürgen Klein 

Ich begrüße die Sie aus dem Be­
reich, Freundes- oder Interessen­
tenkreis der Gemeinsch aft Katho­
lischer Soldaten, des Instituts für 
Theologie und Frieden und der 
aktion kaserne kommen, herz lich 
zu unserem Seminar "Wehrformen 
in Europa auf dem Prüfstand". 

Wir haben uns dieses Thema 
für unsere Akademie "Wehrformen 
in Europa auf dem Prüfstand" ge­

wählt, weil wir davon überzeugt 
sind, dass es eines der wichtigsten 
sicherheitspolitischen Themen die·· 
seI' Jahre ist und weil wir alle sozu·· 
sagen mitten in diesem Thema 
drinstehen. Und es erscheint uns 
wichtig, diese Fragen nicht nur 
unter politischen, militärischen 
und gesellschaftlichen Aspekten, 
sondern auch unter dem Blickwin­
kel der Ethik zu betrachten . 
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Die vergangenen Jahre waren 
im wesentlichen innerhalb der 
Bundeswehr von dem abschließen­
den Umstrukturierungsprozess bei 
den Streitkräften und durch die 
Übernahme neuer Verantwortung 
durch die Beteiligung deutscher 
Soldaten an Einsätzen zur Frie­
denssicherung im Rahmen der 
Vereinten Nationen (VN) bzw. der 
NATO geprägt. Diese neuen Auf­
gabensteIlungen durch Teilnahme 
an IFOR- und SFOR-Einsätzen er­
forderten von den Soldaten ein 
neues Selbstbewusstsein und ein 
neues Selbstverständnis. Hier 
reicht es nicht, dass nur in offiziel­
len Dokumenten über das Selbst­
verständnis der Soldaten nachge­
dacht wird, sondern gerade im 
Hinblick auf den täglichen Dienst 
hier in der Bundesrepublik, dann 
aber auch in dem Rahmen, der mit 
den Auslandseinsätzen verbunden 
ist, geht es dabei im Kern darum, 
wie Soldatinnen und Soldaten in 
den Streitkräften als Personen, als 
sittlich in die Verpflichtung ge­
nommene Menschen, innerlich be­
stehen können. Junge Männer und 
Frauen, die heute in die Bundes­
wehr eintreten als Zeitsoldaten, 
Berufssoldatenanwärter oder auch 
gerade als Wehrpflichtige, die 
schon eine bestimmte Auswahl 
darstellen, fragen mehr als früher 
danach, ob nicht nur der Staat, 
sondern auch die ganze Gesell­
schaft ihren Auftrag und ihren 
Dienst mittragen. 

Wenn auch manche den Prozess 
als abgeschiossen ansehen möch­
ten, so glaube ich, dass der von der 
Friedensbewegung entfachte Streit 
um den Mörder-Vorwurf (das sog. 
Mörder-Urteil) weitreichendere in­
nere Konsequenzen zur Folge hat, 
als das in den früheren Jahren der 
Fall war. Soldaten, die sich viel 
konkreter mit dem Einsatz militä­
rischer Gewalt mit Töten, Getötet­
werden, Geiselnahme und Sterben 
auseinanclersetzen müssen, benö­
tigen die Vergewisserung und Er­
fahrung, dass die gesamte Gesell­
schaft ihren Auftrag und ihren 
Dienst vorbehaltlos mitträgt. 

Diskussionen um die Wehrver­
fassung müssen diese ehen ge­
nannten Aspekte soldatischen 
Dienstes berücksichtigen. Sie wer­
den - international keineswegs im 
Gleichklang - immer wieder aus 
den unterschiedlichsten Gründen 
geführt. Es handelt sich also um 

ein Thema, bei dem viele unter­
schiedliche Elemente und Bewusst­
seinsebenen angesprochen werden. 
Das erleichtert es nicht unbedingt, 
zu sachlich begründeten Urteilen 
zu kommen. Viele Diskussionen zu 
dieser Frage haben deshalb mehr 
den Charakter von Monologen als 
den von Aussprachen zur Klärung 
und Angleichung der Standpunk­
te. 

Der politische Umschwung hat 
- trotz der Ernüchterungen, die 
die Kriege in seinem Gefolge be­
wirkt haben - die Diskussion um 
Wehrpflicht oder Freiwilligen­
armee vor allem in den westlichen 
Ländern erneut angefacht. Nach­
dem GB, CA und die USA bereits 
seit längerem auf die Anwendung 
der Wehrpflicht verzichten und 
weitere Länder (NL, B, FRA, SPA) 
sich nun zu diesem Weg entschie­
den haben, ist die Diskussion auch 
in Deutschland entbrannt- und ich 
bin ziemlich sicher, dass sie auch 
im kommenden Jahr im Rahmen 
des Wahlkampfes oder spätestens 
nach der Regierungsbildung noch 
an Intensität zunehmen wird. Die 
Bundesregierung hat sich zwar 
eindeutig für den Fortbestand der 
Wehrpflicht ausgesprochen, ohne 
dadurch aber die Debatte beenden 
zu können. Auch in Österreich hat 
der Innenminister zu Jahresbe­
ginn 1996 für Aufsehen gesorgt, 
als er die Abschaffung der Allge­
meinen Wehrpflicht ins Gespräch 
brachte. 

Wir wollen in diesem Seminar 
allerdings nicht, das sage ich hier 
ausdrücklich, eine Entscheidung 
Pro oder Kontra Allgemeine Wehr­
pflicht. Wir wollen vielmehr die 
Vielzahl der Meinungen und Argu­
mente bündeln und befragen, um 
für die zu erwartende öffentliche 
Debatte gerüstet zu sein. 

Häufig wird die eindeutige Hal­
tung der deutschen Bundesregie­
rung in dieser Frage mit dem Ar­
gument kritisiert, sie habe die Zei­
ehen der Zeit nicht erkannt und 
verfahre so weiter, als habe der po­
litische Wandel nicht stattgefun­
den. Dass der Grundwehrdienst 
inzwischen von 12 auf 10 Monate 
verkürzt und die Personalstärke 
der Bundeswehr im Frieden auf 
340.000 Mann reduziert wurde, 
wird dabei geflissentlich überse­
hen. 

Gemäß dem Grundgesetz dient 
die Bundeswehr der Verteidigung 

WEHRFORMEN AUF DEM PRÜFSTAND 

der politischen Grundordnung ge­
gen äußere Bedrohung sowie der 
kollektiven Friedenssicherung und 
Friedensfärderung, dies im Übri­
gen in voller Übereinstimmung 
mit der UN-Charta. Auch die Er­
gebnisse des Vaticanum II, nieder­
gelegt in Gaudium et Spes, stehen 
der verfassungsmäßigen Grundla­
ge der deutschen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik nicht entge­
gen. 

Die deutschen Streitkräfte ge­
nießen in ihrer derzeitigen Form, 
also einschließlich der Wehr­
pflicht, ein hohes Maß an Vertrau­
en in der Bevölkerung. Die Bun­
deswehr lag bei einer Routine-Mei­
nungsumfrage 1995 hinter dem 
Bundesverfassungsgericht und der 
Polizei auf Platz 3 der Rangliste 
von über einem Dutzend staatli­
cher/gesellschaftlicher Einrichtun­
gen. 

Dies schließt fundamentale 
Kritik aus z.B. pazifistischen Krei­
sen nicht aus. 

Die Wehrpflicht verankert die 
Streitkräfte mehr, als es eine 
nBerufsarmee" kann, in der deut­
schen Gesellschaft, insbesondere 
durch das in den deutschen Streit­
kräften gepflegte Prinzip des 
"Staatsbürgers in Uniform'\ wel­
ches Führungsstil und -kultur in 
den Streitkräften durch Transpa­
renz und Offenheit gegenüber dem 
demokratischen Staat und der 
pluralen Gesellschaft ohne elitäre 
Abschottung prägt. Dem vorrangi­
gen Auftrag der Landes- und 
Bündnisverteidigung entspricht 
die Wehrform der Allgemeinen 
Wehrpflicht mit der Einbindung 
des Bürgers in die Verteidigungs­
aufgabe aus deutscher Sicht in be­
sonderem Maße. Die Aufnahme in­
ternationaler· Militäreinsätze un­
ter UN-Führung in das Aufgaben­
spektrum der Bundeswehr bedurf­
te längerer parlamentarischer Be­
arbeitung und eines Grundsatz­
urteils das Bundesverfassungsge­
richts. 

Der Primat der Politik und die 
parlamentarische Kontrolle der 
Streitkräfte legitimieren die Solda­
ten im demokratischen Staat und 
geben ihnen den entsprechenden 
Rückhalt. Es gibt keine militäri­
schen Automatismen, die politi­
sche Entscheidungen unterlaufen 
könnten. Auch dies fördert die In­
tegration der Bundeswehr in die 
deutsche Gesellschaft, ohne Ein­
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schränkung auf eine bestimmte 
Wehrform. 

In den Diskussionen um die 
Wehrpflicht sind die Alternativen 
nicht allen klar. Es gibt als Alter­
native nicht nur die "Berufsar­
mee" , in der ausschließlich Berufs­
soldaten dienen, sondern auch die 
"Freiwilligenarmee", in der Ver­
pflichtungszeiten gestaffelt bis zu 
einer zu definierenden Höchst­
grenze eingegangen werden kön­
nen. Eine Mischform aus Berufs­
und Zeitsoldaten wird die Alterna­
tive sein, die gegebenenfalls bei 
Wegfall der Wehrpflicht greifen 
könnte; man sollte sie als "Frei­
willigenarmee" bezeichnen. 

Im allgemeinen wird damit ar­
gumentiert, dass die "Wehrpflicht­
armee" den Verteidigungshaushalt 
weniger belastet, also billiger ist 
als eine Freiwilligenarmee. Grö­
ßenabhängig trifft das für die Per­
sonalkosten sicher zu, zumal die 
Gehälter deutlich anders struktu­
riert werden müssten, wenn man 
überhaupt qualifiziertes Personal 
für den freiwilligen Dienst in den 
Streitkräften kontinuierlich und 
in Konkurrenz mit dem Arbeits­
markt gewinnen will. Es gibt aller­
dings auch Grund zu der Annah­
me, dass, gesamtwirtschaftlich be­
trachtet, das Ergebnis bezüglich 
der Kosten und der Wirtschaftlich­
keit anders ausfallen könnte, da 
z.B. die wehrpflichtbedingten Be­
lastungen für Industrie, Wirt­
schaft und Gewerbe weitgehend 
entfallen und streitkräfteintern 
die kostenmäßigen Belastungen 
durch den ständigen Personal­
wechsel bei den Grundwehrdienst­
leistenden weitgehend reduziert 
werden. 

Solange aber eine hohe Arbeits­
losigkeit besteht, dürften letztge­
nannte Gesichtspunkte kaum zu­
treffen, da eine große Zahl von Ar­
beitslosen durch den Wehrdienst 
zeitlich befristet absorbiert wer­
den kann. 

Wer den Wehrdienst aus Ge­
wissensgründen verweigert, wie es 
das Grundgesetz als Ausnahme­
regelung von der Wehrpflicht vor­
sieht, muss einen zivilen Ersatz­
dienst ("Zivildienst ") leisten, der 
um drei Monate über der Dauer 
des Grundwehrdienstes liegt. Da 
djeser Zivildienst zu einem großen 
Teil im sozialen Bereich geleistet 
wird, würden bei Wegfall der Wehr­
pflicht auf das soziale System in 

Deutschland nicht verkraftbare Be­
lastungen zukommen. Dies kann 
natürlich kein begründendes Ele­
ment für die Wehrpflicht sein; den­
noch kann dieser Aspekt in der Pra­
xis nicht ausgeklammert werden. 

Die Bundeswehr gewinnt durch­
schnittlich die Hälfte ihrer Freiwil­
ligen aus den Grundwehrdienst­
leistenden , die andere Hälfte 
kommt aus der Gruppe der )lUnge­
dienten". Ohne die Wehrpflicht 
müsste also die doppelte Menge 
über die Freiwilligenannahmeor­
ganisation gewonnen werden. Dies 
verdeutlicht, dass wesentlich hö­
here - auch finanzielle - Anreize 
als bisber geboten werden müss­
ten, wollte man den derzeitigen 
Stand an Freiwilligen in einer Ar­
mee ohne Wehrpflicht halten. Da­
neben stellt sich die Frage nach 
der "Qualität" des so gewonnenen 
Nachwuchses. Wenn nur über die 
Werbung von Freiwilligen der Be­
darf gedeckt werden muss, besteht 
die Gefabr, dass vermehrt Perso­
nal mit bestimmten nicht er­
wünschten Grundhaltungen zur 
Einstellung kommt. 

In Staaten mit Armeen ohne 
Wehrpflichtige wird gelegentlich 
darüber geklagt, dass ohne das Re­
servoir an Grundwehrdienstleis­
t enden die soziale und bildungs­
mäßige Herkunft der Freiwilligen­
anwärter stark eingeschränkt wird 
und die Vielfalt der unter den 
Grundwehrdienstleistenden vor­
liegenden Potentiale schmerzlich 
vermisst wird. In Deutschland 
kann gegenwärtig eine derartige 
unterschiedliche "Qualität" zwi­
schen den Freiwilligen aus der 
Gruppe der Grundwehrdienstleis­
tenden und der der Ungedienten 
nicht festgestellt werden, aber of­
fenbar besteht dieses Risiko. Vor 
diesem Hintergrund wird in 
Deutschland von der politischen 
und militärischen Führung die 
Wehrpflichtarmee als die "intelli­
gentere Armee" bezeichnet, da 
über die Wehrpflicht ständig neu 
bildungsmäßige Vielfalt in die 
Streithäfte kommt. Das gute Ab­
schneiden der deutschen Streit­
häfte mit ihren Grundwehrdienst­
leistenden im Wettbewerb mit den 
"professionelleren" Soldaten ande­
rer Staaten gilt als Bestätigung die­
ser Auffassung. 

Das Durchschnittsalter der Sol­
daten wird in einer Freiwilligen­
armee deutlich ansteigen. 

Eines der deutschen Argumen­
te für die Wehrpflicht ist das der 
Bereitstellung einer genügenden 
Anzahl qualifizierter Reservisten 
für den möglicherweise erforderli­
chen Aufwuchs auf den Verteidi­
gungsumfang. Gegenwärtig ist die­
ser Aufwucbs - nahezu eine Ver­
doppelung des Personals - noch 
aus dem Bestand an Reservisten, 
der in 40 Jahren Wehrpflichtarmee 
aufgebaut wurde, möglich. Bei 
Verzicht auf die Wehrpflicht mit 
dem deutlich geringeren "Perso­
naldurchsatz" wären allerdings 
bald die Grenzen erreicht, es sei 
denn, man orientiert den Vertei· 
digungsumfang an den personellen 
Ressourcen, und nicht an der Be­
drohung. Dies ist eine emineIlt po­
litische Entscheidung. Ein Uber­
gang In eine andere Armee­
struktur müsste ohnebin gleitend 
erfolgen, da die derzeitige Struk­
tur der Bundeswehr auf die Wehr­
pflicht ausgerichtet ist; ihr Wegfall
ohne einen Übergang würde die 
Einsatzbereitschaft weiter Berei­
che aufheben. 

Die Bundesrepublik Deutsch­
land beteiligt sich - seit dem politi­
schen Umschwung in Europa - zu­
nehmend an internationalen UNO­
Militäreinsätzen. Grundwehr­
dienstleistende nehmen an diesen 
Einsätzen - im Gegensatz zu Ein­
sätzen in der Landes- und 
Bündnisverteidigung - nur teil, 
wenn sie dies ausdrücklich wün­
schen. Trotz durchaus vorhande­
ner Bereitschaft von Grundwehr­
dienstleistenden und aucb Reser­
visten zur Teilnahme an derarti­
gen Einsätzen ist die Wehrpflicht 
also kein Mittel zur Deckung des 
Personalbedarfs für diese neue 
Aufgabe. Dies wird auch von Geg­
nern der Webrpflicht als Argu­
ment angeführt. Dagegen ist aber 
zu sagen, daß die Landes- und 
Bündnissverteidigung, an der die 
Grundwehrdienstleistenden unein­
geschränkt teilnebmen müssen , 
weiterhin Hauptaufgabe der deut­
schen Streitkräfte bleiben wird. 
Dazu wird aber die Wehrpflicht 
wohl auch weiter benötigt. Andere 
Staaten, die z.B. weltweite Einsät­
ze ihrer Truppen im Vordergrund 
sehen, gehen von anderen Voraus­
setzungen aus. 

Mit diesen kleinen Denkanstö­
ßen zum Thema wünsche ich dem 
Seminar einen guten Verlauf. 0 
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WEHRFORMEN AUF DEM PRÜFSTAND 

zwischen Wehr- und Zivildienst
Gedanken des Bundesvorsitzenden des BDKJ gleichsam eine "Wahl" treffen zu 

Andreas Kampmann-Grünewald 

Ihrer Einladung, zu Beginn 
der Tagung "Wehrformen in Eu­
ropa auf dem Prüfsta nd" hier im 
Gustav-Stresemann-Institut ein 
Grußwort zu sprechen, komme ich 
gerne nach und danke Ihnen. Sie 
geben mir damit gleichzeitig die 
Möglichkeit, um aus Sicht des 
BDKJ, der sich seit der Wieder­
bewaffnungsdehatte in den 50er­
J ahren im Nachkriegsdeutschland 
traditionell mit Grundfragen der 
Friedensförderung und Friedens­
sicherung befasst, einige Aspekte 
in der aktuellen Debatte vorzustel­
len. 

Vorausschicken möchte ich den 
Hinweis} dass - anders als in den 
vergangenen J ahrzehnten - die 
hiet- anstehenden Fragen im BDKJ 
aktuell nicht von Brisanz sind. 
Trotzdem gibt es eine Meinungs­
bildung im Verband. Ich halte dies 
auch für wichtig, weil es sich nicht 
nur um sicherheitspolitische Fra­
gen im engeren Sinn handelt, son­
dern Konsequenzen für eine große 
Zahl von jungen Männern hat und 
deshalb auch für Jugendverbände 
von Relevanz ist. 

Ich erinnere in diesem Zusam­
menhang an die Rede des Bundes­
präsidenten Roman Herzog, der im 
November 1995 vor den Komman­
deuren der Bundeswehr sehr zu­
treffend das zum Ausdruck brach­
te' was auch aus Sicht des BDKJ, 
der die Interessen von Kindern, J u­
gendlichen und jungen Erwachse­
nen in Kircbe, Staat und Gesell­
scbaft vertritt, bedeutsam ist: 

"Die Wehrpflicht ist ein so tiefer 
Eingriff in die indiuiduellen Frei­
heiten des jungen Bürgers, dass 
ihn der demokratische Rechtsstaat 
nur fordern darf, wenn es die äu­
ßere Sicherheit des Staates wirk­
lich gebietet. " 

Ob es die äußere Sicherheit 
noch gebietet, die jungen Staats­
bürger unter diesen Rechtszwang 
zu stellen, ist in der sicherheits­
politischen Fachdiskussion mit 
dem Ende des Ost-West-Konfliktes 
strittig. 

Zu Recht werden dabei die fra­
gen gestellt: 

was ist sicherheitspolitisch not­
wendig? 

• welche Wehrform ist geeignet? 
und letztendlich : 
• was ist bezahlbar? 

So will ich an dieser Stelle dar­
an erinnern, dass die Wehr­
strukturkommission der Bundes­
regierung 1972 bei einer wesentli­
chen Veränderung der Sicherheits­
lage und bei beträchtl icher Verrin­
gerung präsent er Verbände Frei­
willigen-Streitkräfte in Betracht 
gezogen hat. Ob dieser anvisierte 
hypothetische Zeitpunkt heute be­
reits eingetreten ist bedarf einer 
gründlichen Sach- und Lageanaly­
se. Diese karm ich abschließend 
nicht beW'teilen. 

Ich gestatte mir allerdings in 
diesem Zusammenhang den Hin­
weis, dass es bei der Abwägung 
und Gewichtung der unterschiedli­
chen Kriterien wie z.B. Grund­
rechtsscbutz und Wehrgerechtig­
keit einerseits und Suffizienzkrite­
rium anderseits es in der Tat dazu 
kommen kann, dass wegen einer 
weiteren Reduzierung im Ulnfang 
der Streitkräfte, die allgemeine 
Wehrpflicht nicht mehr aufrecht ­
erhalten werden kann. 

Was heißt das? 
der jungen WehrpfJich t­

generation, die mit dem 18. Le­
bensjahr nach der allgemeinen 
Schulpflicht nun von der allgemei­
nen Pflicht, Wehrdienst oder als 
anerkannter Kriegsdienstverwei­
gerer Zivildienst zu leisten, "objek­
tiv" betroffen ist , erwartet zukünf­
tig eine überzeugende sicherheits­
politische Begründung und Aus­
kunft darüber, warum er für eine 
begrenzte Zeit als "Staatsbürger in 
Uniform" in der vollen Wahrneh­
mung seiner Grundrechte einge­
schränkt ist, ob der von ihm abver­
langte Dienst als grundwehr­
dienstleistender Soldat noch"ver­
hältnismäßjg", "geeignet" und 
"erforderlich" ist . 

Aus der sozialwissenschaftlich 
orientierten Jugendforschung wis­
sen wir, dass es bei Jugendlichen 
zu einem erheblichen Wandel in 
dieser Frage gekommen ist. Vor­
herrschend ist in dieser Generati­
on eine Auffassung, die im Kern 
davon ausgeht, dass es ein ver­
meintliches Recht darüber gibt, 

können. Dies ist zwischenzeitlich 
auch in einem Arbeitspapier der 
Ständigen Arbeitsgruppe "Dienste 
für den Frieden" der Deutschen 
Kommission Justitia et Pax so be­
schrieben worden. Das Arbeitspa­
pier, das in diesen Tagen erst er­
schienen ist, gibt zutreffend Aus­
kunft über "Gründe und Motive 
junger Männer für die Kriegs­
dienstverweigelung. " 

Man könnte nun lange darüber 
spekulieren, wie es zu diesem Ein­
stellungswandel gekommen ist 
und was nun zu einer gewissen 
Verfestigung beigetragen hat. Ich 
kann mich allerdings des Eindruk­
kes nicht erwehren, dass die Poli­
tik damit gut lebt, sich darauf ein­
gestellt bat und gemäß der Devise: 
"Hauptsache Dienst überhaupt" 
egal wo, warum und wofür das po­
litische Alltagsgeschäft besorgt. 

Auffallend allerdings sind in 
diesem Zusammenhang die Bemü­
hungen, den Wehrdienst attrakti­
ver zu Inachen. Dagegen ist aus 
Sicht der jungen Wehrpflichtigen 
nichts einzuwenden, denn sie er­
warten nicht nur eine überzeugen­
de sicherheitspolitische Begrün­
dung sondern gleichzeitig verläss­
licbe und plan bare Rahmenbedin­
gungen für die Zeit vor, während 
und nach dem Wehrdienst. 

Kann es aber auch sein - und 
ich erlaube mir die Frage ZU stel­
len, dass damit erste Versuche für 
die Akzeptanz einer neuen Wehr­
form in der jungen Generation ge­
startet worden sind? Wenn Wer­
bung für den Arbeitgeber Bundes­
wehr mit einer Imagekampagne 
für Wehrpflicht verknüpft wird, 
wird auch von dieser Seite der ur­
sprünglich gegebene ethische bzw. 
politische Begriindungszwang rur 
die Wehrpflicht aufgegeben. 

Wie auch immer die sicher­
heits- und wehrpolitischen Diskus­
sionen verl aufen werden und eine 
Entscheidung über die Aussetzung 
der allgemeinen Wehrpflicht in 
F riedenszeiten doch noch getrof­
ren \vird - aus Sicbt des Bundes 
der Deutschen Katholischen Ju­
gend (BDKJl gibt es für jede Wehr­
form zwingende Erfordernisse und 
Bedingungen, an denen wi r als Ka­
tholischer Jugendverband, der seit 
den 50er-J ahren für die "allgemei­
ne Wehrpflicht" steht, festhalten 
werden: 
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1. 	 Primat der Politik und Einzel­
fallentscheidung des Deutschen 
Bundestages über Einsätze der 
Streitkräfte gelten unabbängig 
von der jeweiligen Wehrform. 
Darauf ist immer wieder deut­
lich hinzuweisen, gegen Verselb­
ständigung militärischer Logik. 

2. 	 Soldaten in der Bundeswehr 
sind und bleiben "Staatsbürger 
in 	Uniform" mit den gleichen 
Rechten wie jeder andere Staats­
bürger auch. Dieses Grundprin ­
zip gilt unabhängig von der je­
weiligen Wehrform. 

3. 	 Unabhängig ob Soldaten frei­
willig oder aufgrund einer ge­
setzlicben Pflicht Dienst in den 
Streitkräften leisten ist ein be­
sonderer Grundrechtsschntz zu 
gewährleisten. Dazu zählen un­
abdingbar die Glaubens- und 
Gewissensfreiheit. Auch der 
freiwillig dienende Soldat kann 
sich in Gewissenskonflikten auf 
Artikel 4 Abs. 3 unserer Verfas­
sung berufen. 

4. 	 Seelsorge für und mit Soldaten 
als pastorales Angebot und 

ethische Hilfestellung der Kir­
chen ergiht sich nicht aus oder 
wegen einer spezifischen Wehr­
form, sondern begründet sich 
aus dem Auftrag, dem Selhst ­
verständnis und den dafür vor­
handenen staats- und kirchen­
rechtlichen Grundlagen. 

5. 	 Nicht die allgemeine Wehr­
pflicht begründet das Grund­
prinzip der "Inneren FührungI<, 
sondern die Tatsache, dass der 
Soldat nach Recht und Gesetz 
und mit gutem Gewissen sei­
nen Dienst in Streitkräften ver­
richten kann. 

Natürlich würden sich bei einer 
möglichen Aussetzung der allge­
memen Wehrpflicht vielfältige 
prakt ische Fragen stellen . Wahr­
scheinlich, und so ist anzunehmen, 
wird diskutiert werden, ob es bei­
spielsweise weiterhin Universitä­
ten der Bundeswehr gehen muss, 
ob es weiterhin einer Kultusminis­
tervereinbarung über den Einsatz 
von Jugendoffizieren an Schulen 

bedarf. Dies sind jedoch nachran­
gige Fragen. 

Die Ausrichtung dieser Tagung 
helegt, dass es nun auch in den ka­
tholischen Verhänden und Ein­
richtungen eine Diskussion üher 
die allgemeine Wehrpflicht gibt. 
Sie ist auch notwendig, denn die 
sicherheitspolitischen Rahmenbe­
dinguugen haben sich gravierend 
verändert. Sie muss auch im Inter­
esse der jungen Generation jetzt 
wege~ ihrer Auswirkungen auf 
ihre ukunft geführt werden. Ich 
verst he diese Tagung als einen er­
sten reitrag dazu. 

D sie in der Verantwortung 
der Gemeinschaft Katholischer 
Soldaten (GKS), der "aktion Ka­
serne" und dem Institut für Theo­
logie und Frieden vorbereitet wor­
den ist, also von Organisationen, 
die sich nahezu tagtäglich mit die­
sen Grundfragen auseinanderset­
zen müssen, bin ich mir ziemlich 
sicher, dass von dieser Tagung 
wichtige Impulse für die Weiterar­
beit auch im Katholizismus ausge­
hen werden. 0 

Grußwort und Gedanken zum Seminar von Militärdekan 


Prälat Walter Theis als Vetreter des Militärgeneralvikars 


Nie hat sich kirchliches Han­
deln, und damit auch die katholi­
sche Militärseelsorge, bei der 
Wahrnehmung ihres Auftrages auf 
die unmittelbare Glaubensverkün­
digung und Sakramentenspen­
dung beschränkt. 

Spätestens seit dem Ir. Vatika ­
num wurde ausdrücklich, was im ­
mer Selbstverständnis der Kirche 
war: Heils- und Weltauftrag gehö­
ren zusammen und müssen als 
Ganzes gesehen und wahrgenom­
men werden. Dabei war für "Kir­
che unter Soldaten" sehr schnell 
klar, dass die Wahrnehmung ihres 
Sendungsauftrages ein Beitrag zur 
Verwirklichung der katholischen 
Friedenslehre zu sein hat. 

Die Auseinandersetzung mit 
dieser Forderung führte zur Ein­
sicht in ein neues Selhstverständ­
nis des Soldatseins unter den Be­
dingungen unserer Zeit und in die 
Komplexität jenes Auftrages, der 
darauf ausgerichtet ist, die Gewalt 

in all ihren AusfOl'mungen in die ­
ser Welt, wenn schon nicht zu 
überwinden, so doch möglichst 
einzudämmen. 

Die Dimensionen jenes Beitra­
ges, die durch die Begriffe Frie­
densförderung und Friedenssiche­
rung umschrieben wurden, ware n 
geeignet, jenes vielfaltige friedens­
ethische Bemühen innerhalh der 
Kirche als authentisch und zu­
gleich komplementär zu verstehen 
und zu entwickeln. 

Dankbar erkennen wir an , dass 
sich Zusammenschlüsse, Verbände 
und Institutionen, die in dieser 
Kirche arbeiten) weil sie mit dieser 
Kirche leben wollen, ihrer Verant­
wortung für ihren Heils- und Welt­
auftrag nicht nur bewusst gewor­
den sind, sondern diesen auch als 
Herausforderung angenommen 
haben und ständig umzusetzen be­
müht sind. 

Dabei verlangt die Autonomie 
der weltlichen Sachbereiche nach 

der Beteiligung all derer, die auf 
den jeweiligen Fachgehieten ein 
Höchstmaß an Sachverstand und 
Kompetenz besitzen, um die anste­
henden Aufgaben angemessen zu 
lösen. 

Aufgrund einer veränderten 
Lage h at s ich in Europa im 
Ost-WestVerhältnis und weltweit 
sehr vieles sehr stark gewandelt. 
Dabei sind nicht al le Konflikts­
und Kriegsursachen beseitigt wor­
den. Ebenso wenig ist die Aussöh ­
nung der Völker erreicht; täglich 
€Tleben wir grausame Verletzun­
gen elementarer Menschenrechte. 

Jedoch haben diese Verände­
rungen neue Fragen anfgeworfen. 
Unter anderem stehen die "Wehr­
formen in Europa auf dem Prüf­
stand". Ihr Seminar versucht zu 
dieser Fragestellung einen Beitrag 
zu leisten. 1 

Nach Ausweis Ihres ProgJ'am­
mes sind sich die V!eranstalter des 
komplexen Probleins mit seinen 
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vielen diffizilen Facetten bewusst. 
Durch kompetente Referenten 
wollen sie den Anforderungen, die 
dieses Thema in sich birgt, gerecht 
werden. 

In Vertretung des Generalvi­
kars des Katholischen Militär­
bischofs für die Deutsche Bundes­
webr, HelTn Prälat Jürgen Nabbe­
feld, der laut Programrnankündi­
gung dieses Grußwort selbst spre­
chen wollte, aber durch die Wahr­
nehmung anderer Verpflichtungen 
daran gehindert ist, überbringe ich 
die Grüße und alle guten Wünsche 
für ein fruchtbares Bemühen bei 
gemeinsamen Uberlegungen und 
Auseinandersetzungen den Veran­
stältern, den Teilnehmern und den 
Referenten dieser Tagung. 

Gestatten Sie mir aus deI' Sicht 
eines Geistlichen und Seelsorgers, 
der Ihre Arbeit seit vielen Jahren ,
mit Interesse verfolgt und sie teil­
weise geistlich begleitet , zur ge­
stellten Problemlage einige An­
merkungen. 

Der Art. 12a GG erlaubt dem 
Gesetzgeber die Etablierung ei­
ner allgemeinen Wehrpfli cht, 
schreibt sie jedoch nicht zwin ­
gend vor. Gleichwohl ist die 
Festlegung der Wehrform nicht 
in die Willkür des Gesetzgebers 
gestellt, noch eine auschließlich 
pragmatisch zu lösende Frage. 
Als Eingriff in die Freiheits­
und Grundrechte junger Staats­
bürger ist sie - auch in ethi­
scher Perspektive - begrün­
dungspfli chtig. Die Frage der 
Wehrform ist ethisch nicht neu­
tral. 
Das kirchliche Lehramt und die 
kirchliche Soziallehre haben 
sich deshalb seit der Aufstel­
lung von auf der allgemeinen 
Wehrpflicht basierenden Mas­
senheeren im 19. Jahrhundert 
zum Thema zu Wort gemeldet 
und dies - bis weit in dieses 
J ahrhundert hinein - kritisch 
und skeptisch . Erst mit der Es­
kalation des "Kalten Krieges" 
(Ungarn-Aufstand 1956) wird 
eine massive militärische 
Rechts- und Freiheitsbedroh­
ung als rechtfertigender Grund 
für eine al lgemeine Wehrpflicht 
anerkannt. Wie umstritten inn­
erkirchlich die allgemeine 
Wehrpflicht war, verdeutlicht 
der ehemalige Militärgeneräl­
vikar Martin Gritz, der 1972 im 
Blick auf die "Pastoralkonsti­

tution über die Kirche in der 
Welt von heute" schreibt: "Dar­
aus (aus den Aussagen der 
Pastoralkonstitution) kann ge­
folgert werden , dass gemäß 
dem Konzil bei der heutigen 
Weltlage unter Umständen die 
Einführung einer allgemeinen 
Wehrpflicht nicht unerlaubt 
ist." (Art.: "Mili tärseelsorge", 
in: Handbuch der Pastoraltheo­
logie, Band lID. 
Veränderte sicherheits- und 
friedenspolitische Umstände 
stellen die Frage nach der legi­
timen Wehrform neu. Schon 
1993 hat die Arbeitsgruppe 
"Dienste für den Frieden" der 
Deutschen Kommission Justi­
tia et Pax einen Katälog ethi­
scher Kriterien zur Beurteilung 
der ällgemeinen Wehrpflicht 
vorgelegt. Diese haben nicht an 
Aktualität verloren. Freilich 
gilt: Die ethische Reilexion er­
setzt nicht die politische Ur­
teilsbildung, kann sie jedoch 
unterstützen , indem sie ;Krite ­
rien anbietet zur Beurteilung 
und Gewichtung von AJ'gumen­
ten im politischen Streit. 

• 	 Die Frage der zukünftigen 
Wehrform ist politisch der zeit 
offen. Verantwortliche politi­
sche Urteilsbildung ist notwen­
dig. 
Für verantwortungsbewusste 

Soldaten demokratischer Streit ­
kräfte wie für die von ihnen zu 
schützenden Bürger ist es eine le­
gitime Forderung zu fragen: 

WEHRFORMEN AUF DEM PRÜFSTAND 

Welche militärischen Fähigkeiten 
müssen auf welche Weise, in wel­
cher Form und in welchem Um­
fang noch bereitgehalten werden, 
um das friedenspolitisch notwen­
dige Maß an rechtsschützender 
Gewalt zu gewährleisten? 

Beiträge zur Beantwortung die­
ser Frage einzubringen, erfüllt 
nicht nur die Pflicht des mündigen 
Bürgers für das Allgemeinwohl 
und damit die Verantwortlichkeit 
zur Weltgestaltung. 

Gläubige Christen, die sich in 
ihrer Kirche dieser Aufgabe stei­
len , verwirklichen damit zugleich 
auch ihren Heilsauftrag an dieser 
Welt. 

In der Sprache des N achsyno­
dalen Apostolischen Schreibens: 
Christi fideles laici von Papst Jo­
hannes Paul lI. über die Berufung 
und Sendung der Laien in Kirche 
und Welt wird dies wie folgt ausge­
drückt: 
Die Laien sind in besonderer Weise 
aber dazu berufen, der Schöpfung 
ihren vollen ursprünglichen Wert 
zurückzuschenken. Wenn sie durch 
ihr von der Gnade getragenes Tun 
die Schöpfung zum Wohl der Men­
schen ordnen, nehmen die Laien 
teil an der Ausübung der Macht, 
mit der der auferstandene Jesus 
alle Dinge an sich zieht, um sie mit 
sich selbst dem Vater zu unterwer­
fen, damit Gott alles in allem sei 
(Nr. 14). 

Wir alle sind gespannt auf Ihre 
Erkenntnisse und die Ergebnisse 

. dieser Tagung. 0 

Veränderte Rahmenbedingungen erfordern 

ein Nachdenken über die Wehrform 
Ludwig Jacob 

Einleitung 

Es hieße hier wahrhaft Eulen 
nach Athen zu tragen, wenn ich 
den grundlegenden Umbruch, der 
seit 1989 in Europa auf allen Ge­
bieten und besonders auf dem Ge­
biet der äußeren Sicherheit statt ­
gefunden hat, wieder einmal in al­
len seinen Einzelheiten beschrei­
ben sollte. 

Aus den vielen Begebenheiten 
sind jedoch zwei Ereignisse beson­
ders herauszustellen, weil, wie der 
BMVg Rühe inI Juni schrieb, da­

mit "die letzten Relikte des Kalten 
Krieges" überwunden wurden und 
die "Nachkriegsordnung von Pots­
dam und Jalta ... in die Ge­
schichtsbücher verbannt" wird und 
die der US-Präsident Clinton ein 
historisches Ereignis nennt. 

Sicherheitspolitische Entwicklung 

Diese herausragenden Ereignis­
se waren einmal die Unterzeich­
nung der Grundakte mit Russland 
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am 27. Mai 97 in Paris, mit der 
Schaffung des NATO-Russland­
Rates mit Russland als Partner, 
und dann der Beschluss der NATO 
auf ihrem Gipfeltreffen am 8/9. Juli 
1997 in Madrid zur Aufnahme von 
Polen, Ungarn und Tschechien in 
das Bündnis. Gleichzeitig haben die 
Nato-Staaten in Madrid ein neues 
Forum euro-atlantischer Zusam­
menarbeit aus der Taufe gehoben 
und eine Charta über eine besonde­
re Partnerschaft mit der Ukraine 
abgeschlossen. Damit haben sich 
die Bedingungen für die Sicherheit 
in Europa in einer noch vor weni­
gen Jahren nicht für möglich ge­
haltenen Form - speziell für die 
Bundesrepublik Deutschland ver­
bessert. Staatsminister Hoyer vom 
Auswärtigen Amt sagte in einer 
Rede vor dem George Marshall 
European Center for Security 
Studies am 7. Mai 1997 in Gar­
misch-Partenkirchen: 11 Wir waren 
vor unmittelbarer militärischer Be­
drohung noch nie so sicher wie heu­
te«, und .,wir brauchen ein 'neues 
Denken', ein neues psychologisches 
Umfeld" und "am wichtigsten ist 
der Wandel in den Köpfen." Das 
bedeutet doch im Umkehrschluss, 
wir können nicht weitermachen 
wie bisher, wir sind aufgerufen , 
unsere Vorstellungen über äußere 
Sicherheit neu zu überprüfen und 
neue Formen militärischer Beiträ­
ge zum Frieden in der Welt zu ent­
wickeln. 

Deutschland wird in nächster 
Zeit nur noch von Verbündeten 
umgeben sein - bis auf die neutra­
len Staaten Österreich, Schweiz 
und Schweden. Das militärische 
Potential der NATO wird mit dem 
Beitritt der neuen Mitglieder eine 
hohe Überlegenheit in Europa und 
weltweit gegenüber jedem mögli­
chen Gegner aufweisen . In Anbe­
tracht des rapiden Zerfalls russi­
scher Streitkräfte ergeben sich da­
mit deutliche Spielräume für wei­
tere Reduzierungen im Ralunen 
der anstehenden KSE II Verhand­
lungen - diese müssen genutzt 
werden , um den Teil der "reassu­
rance" (Red.: Rückversicherung) 
zu vernngern. 

Schon heute rechtfertigen die 
in der NATO für den Zeitraum von 
1997 bis 2002 ausgelegten Streit­
kräfteziele nicht mehr die bisher 
geplante Bereithaltung so s tarker 
Kampftruppen in Deutschland. 
Gebraucht wird nicht Kampfkraft, 

sondern strategische Transport­
kapazitäten, weitreichende Füh­
rungsfähigkeit und Aufklärungs­
kapazitäten für die Verbesserung 
der Krisenreaktionsfähigkeit. 

Erweiterte Auftragslage 
tür die Bundeswehr 

Ein weiterer Abbau der vor­
nehmlich für die Landesverteidi­
gung vorgesehenen I{ampftruppen 
- Stamm/Aufwuchs - wird daher 
unvermeidlich und wird in den 
nächsten Jahren stattfinden, das 
wissen auch die Militärs, nur spre­
chen darüber darf keiner. Die 
Schwerpunktverlagerung zu den 
Krisenreaktionskräften schafft 
das Problem, dass bei der inner­
staatlichen Legitimation der Bun­
deswehr die Aufgaben der Landes­
verteidigung aus dem Zentrum 
rucken und eine Legitimation vor­
wiegend auf der Basis externer 
Aufgabenstellungen gesucht wer­
den muss. 

Mit dem breiteren Aufgaben­
und Auftragspektrum für die Bun­
deswehr ist auch die Beurteilung 
der ethischen Legitimation einzel­
ner Einsät ze schwieriger gewor­
den. 

Die Bundeswehr steht im größ­
ten Wandel seit ihrer Gliindung: 
Fast vier Jahrzehnte war die Bun­
deswehr eine auf Mitteleuropa 
ausgerichtete Verteidigungsarmee, 
deren Einsatz für viele sehr un­
wahrscheinlich war und ein Versa­
gen in dem eigentlichen Auftrag 
der Abschreckung bedeutet hätte. 
"Kämpfen können, um nicht 
kämpfen zu müssen" war das ver­
gangene Leitmotto. 

Das neue Motto "Kämpfen kön­
nen, wenn man kämpfen muss!" 
macht den Wandel im militäri­
schen Auftrag a ber auch im solda­
tisch en Selbstverständnis deut­
lich. 

Verfassungsrechtliche Grundlage 

Für die neuen Aufgaben ist Art. 
24 GG die entscheidende verfas­
sungsrechtliche Grundlage, Art. 
87a GG tritt dagegen zurück. Dies 
hat das Bundesverfassungsgericht 
in sein er Entscheidung vom 12. 
Juli 1994 bestätigt, indem es fest­
stellt: ,Art. 24 Abs. 2 GG SOllt~i ­
nen Beitritt der Bundesrepu li/, 
Deutschland zu einem System ol­
lektiver Sicherheit einschließ" h 

seiner Möglichkeiten zu militäri­
schen Sanktionen - verfassungs­
rechtlich öffnen. " 

Es wird damit deutlich, dass 
das Friedensgebot, das der Bun­
desrepublik Deutschland und da­
mit jeder Regierung im Grundge­
setz auferlegt ist, aktiv und inter­
national zu verstehen ist und sich 
nicht auf ein innerstaatliches Ge­
bot reduzieren lässt. 

Das heißt konkret, dass die Bun­
desr epublik in ihrer Politik sich im 
Sinne des Friedens international zu 
engagieren hat, isolierte nat ional­
staatliehe Interessen allein können 
für ihr Handeln nicht maßgeblich 
sein. Dass Maßnahmen und Beiträ­
ge zu kollektiver Sicherheit auch 
nationalstaatlichen Interessen ent­
sprechen müssen, ist dabei unbe­
stritten. Dabei müssen jedoch die 
politischen Ziele, wie auch die kon­
krete AufgabensteIlung der Bun­
deswehr für ihren Beitrag klar er­
kennbar werden. Die Fragen, für 
welche Ziele soll die Bundeswehr 
eingesetzt werden?, welche Interes­
sen soll sie mit durchsetzen helfen?, 
in welche Regionen sollen unsere 
Soldaten geschickt werden?, und 
sollen wir uns nicht nur an huma­
nitären Einsätzen, sondern auch an 
militärischen Erzwingungsmaßnah­
men beteiligen?, sind für uns Fra­
gen von hoher ethischer Relevanz. 

Daher sehen wir auch dem Bei­
trag der Kirche von Pater Langen­
dörfer zu dieser Thematik mit be­
sonderer Erwartung entgegen. 

Kriege 

Keinesfalls sind Krieg und Ge­
waltanwendung nach dem Ende 
des Ost-West-Konfliktes ver­
schwunden - auch nicht aus Euro­
pa. Das Kriegsgeschehen von 1945 
bis heute zeigt vielmehr eine stei­
gende Tendenz der Zahl der Krie­
ge, wobei jedoch die Zahl der zwi ­
schenstaatlichen Kriege sich stark 
verringert und die Zahl der inner­
staatlichen Kriege stark zugenom­
men hat. Von insgesamt 187 Krie­
gen sind nach der Untersuchung 
der Arbeitsgemeinschaft Kriegs­
ursachenforschung (AKUF) an der 
Hamburger Universität 83 % in­
nerstaatliche und nur 17 % zwi­
schenstaatliche Kriege gewesen, 
und davon sind mehr als 90% in 
der Dritten Welt geführt worden. 

Zu den Aufgaben der Streit­
kräfte in diesem Konfliktspektrum 
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gehören in erster Linie die Beteili­
gung an friedenserhaltenden und 
-herstellenden Operationen 1m 
Rahmen von UNO, OSZE und 
NATO sowie die Wahrnehmung 
der Schutzfunktion für humanitä­
re Maßnahmen. Herausragendes 
Kennzeichen der neuen Aufgaben 
sind mithin die Fähigkeit zu weit­
räumiger Projektion militäIischer 
Macht und internationale Koope­
ration. 

Dabei besteht Übereinstim­
mung, dass militärische Mittel 
komplexe politische Probleme 
nicht lösen und Frieden nicht 
schaffen können . Aber Kriegs­
akteure an ihrem Tun zu hindern 
h eißt, Aggressionen und Verstöße 
gegen das Gewaltverbot aufzufan­
gen und rückgängig zu machen 
und auch Konflikte für Verhand­
lungen erst wieder zugänglich zu 
machen. Die bisherigen Einsätze 
der Bundeswehr in Krisen- und 
Elendsgebieten (z.B. Kambodscha, 
Somalia, Hilfe für verfolgte Kur­
den im Irak und Bosnien-Herzego­
wina) haben deutlich gemacht, 
dass auf deutsche Soldaten Her­
ausforderungen zukommen, die 
zuvor wenig bedacht worden sind. 
Bisher wurde von ihnen gefordert, 
ihr "HandwerkH zu beherrschen, 
d.h. mit der Waffe umgehen und in 
Gefahr h andeln zu können. Der er­
weiterte Auftrag der Bundeswehr 
verlangt aber, wenn es sich um die 
Beteiligung an friedensunter­
stützenden Einsätzen der Ver­
einten Nationen h andelt, auch sich 
um Neutrali tät zu bemühen, auf­
kommende Aggressions- und 
Hassgefühle zu beherrschen und 
damit einen Soldaten, der weiß, 
wann er seine Waffe nicht einset­
zen darf. Soldaten werden im Rah­
men dieser Einsätze mit Lebens­
verhältnissen und Wertvorstellun­
gen konfrontiert , die dem eigenen 
Verständnis zutiefst widerspre­
chen. Sie begegnen Not, Elend, 
Gewalt gegenüber Hilflosen nnd 
Schwach en, ohne möglicherweise 
eingreifen zu dürfen. Kann ein 
Staat für solche Aufgaben seine 
Bürger zwangsverpflichten? Prof. 
Köhler wird dieser Frage nachge­
hen. 

Die Art militärischer Gewalt, 
die im Interesse kollektiver Sicher­
heit ausgeübt wird, unterscheidet 
sich daJ'er von herkömmlicher Ge­
walt nicht nur durch ihre Zielset­
zung, sie muss auch anders struk­

turiert seIn, um erfolgreich zu 
sein. Der Soldat der Vergangen­
heit musste nicht den "Gegner" 
derart in sein Handeln mitein­
heziehen, dass Versöhnung immer 
noch möglich bleibt und letztlich 
Maßstab des Erfolges ist. 

Die ethische Bewusstseins­
bildung in diesem Sinne ist in der 
Bundeswehr noch nicht ausrei­
chend. Verhalten snormen und 
ethisch, an der Würde des Men­
schen ausgerichtete Verhaltens­
weisen, müssen noch Teil der mili­
tärischen Erziehung und Ausbil­
dung werden. 

Eine unverzichtbare Forderung 
im Rahmen des Konzeptes "Staats­
bürger in Uniform" ist, dass der 
Soldat weiß, wofür er kämpft. D.h. 
er muss überzeugt sein, dass sein 
Auftrag 
- politisch notwendig, 
- moralisch begründet! 

gerechtfertigt und 
- militärisch sinnvoll ist. 

Diese drei Bedingungen zeigen 
die Schwierigkeit einer fundierten 
Urteilsbildung. Erst wenn sie er­
füllt sind, kann mWl von einer um­
fassenden Legitimation des militä­
rischen Auftrages sprechen. In die­
sem Zusammenhang stellen sich 
Fragen, auf die der Einzelne in der 
konkreten Situation Antworten 
finden muss. Wie kann der einzel­
n e Soldat die aufgezeigten Bela­
stungen bewältigen? Welches 
Selbstverständnis trägt in der­
artigen Situationen? Welche Mög­
lichkeiten bleiben dem Soldaten, 
die eigene H andlungsfähigkeit zu 
bewahren? 

Ausbildung 

Ausbildung und Erziehung in 
der Bundeswehr liegt das Men­
schenbild des Grundgesetzes zu­
grunde. Sie sollen den Soldaten be­
fahigen, den Auftrag der Bundes­
wehr geistig zu durchdringen nnd 
die notwendigen fachlichen Fähig­
keiten zu seiner zeitgemäßen Um­
setzung zu erwerben. 

Die zentrale Frage lautet heu­
te: Welche Fähigkeiten aufweiche 
Weise und in welchem Umfang 
müssen vermittelt werden? WeI­
che Bedingungen, Voraussetzun­
gen und Ziele müssen dafür formu­
liert werden. 
.. In Anbetracht der angezeigten 
Anderungen wird deutlich, dass 

Art, Form, Inhalte bisheriger 

WEHRFORMEN AUF DEM PRÜFSTAND 

Ausbildung und neuer Herausfor­
derungen eine neue Balance zwi­
schen professionellen Fähigkeiten 
und politischer Bildung notwendig 
machen. 

Der militärische Einsatz richtet 
sich primäI· nicht gegen Menschen, 
sondern erfolgt fü r Menschen -­
zum Schutz ihres Rechtes auf Le­
ben und Menschenwürde. 

Es wird erkennbar: "Zentrali­
tät von Gewalt" ("Expert in 
Violence" ) nimmt im Beruf des zu­
künftigen Soldaten eine tendenzi­
ell geringere Bedeutung ein. 

Uber das Bild des Soldaten, der 
diesen Anforderungen genügt, gibt 
es bisher wenig Reflexionen. 

Das Ziel muss sein, den Streit­
kräften ein neues Leitbild zu ge­
ben, das beide Extreme Gewalt­
anwendung auf der einen und 
Hilfe auf der anderen Seite glei­
chermaßen miteinbezieht. 

Die Innere Führung ist bis­
her nicht in diesem Sinne weiter­
entwickelt worden . Als nationales 
Konzept ist sie verankert im 
Wertesystem des Grundgesetzes 
und es stellt sich die Frage, ob sie 
und inwjeweit s ie in den zuneh­
mend multinationalen Verbänden 
anwendbar ist? Diese Fragen wird 
sicher auch der Beitrag über die 
Innere Führung durch Herrn 
Lichtwark berühren. 

Wehrstrukturkommission 

Die mehrfach vorgenommenen 
bloßen Anpassungen der Bundes­
wehrstrukturen an die neuen Ent­
wicklungen (so z.B. durch die Redu­
zierung der StreitkräftestäIke von 
370.000 auf 340.000, Senkung der 
Wehrpflichtdauer usw.) und die 
neuen Aufgaben der Bundeswehr 
werden für die Bewältigung der 
Herausforderungen der Zukunft 
nicht mehr ausreichen . Notwendig 
wird eine umfassende Überprüfung 
der Wehrstruktur der Bundeswehr 
unter Einbeziehung politischer, mi­
litäIischer und gesellschaftlicher 
Gruppen sowie die Erarbeitung 
sich daraus ergebender Empfehlun­
gen, ähnlich wie sie durch die 
Wehrstrukturkommission 1970 
und 1990 unter Prof. Jacohsen, 
wenn auch nur in geringer Form, 
vorgenommen worden ist. 

Der Vorsitz wurde dem frühe­
ren Vizepräsidenten des Deutschen 
Bundestages, Dr. Karl Mommer, 
übertragen. 
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Die erste Untersuchung betraf 
die Frage der Wehrgerechtigkeit. 

Der. zweite Auftrag beinhaltete 
die Uberprüfung der Wehr­
struktur und Entwicklung mögli­
cher Optionen am Ende der siebzi­
gerJahre. 

Mit dem Bericht "Die Wehr­
struktur in der Bundesrepublik 
Deutschland - Analyse und Optio­
nen" legte die Kommission das Er­
gebnisse ihrer Untersuchungen im 
Nov. 1972 vor. 

Die Gesamtbewertung dieser 
Untersuchung lautete: "Noch ge­
nügt die Bundeswehr den sicher­
heitspolitischen Bedürfnissen und 
dem Anspruch der Bündnisfähig­
keit. Sie ist aber mit einer Reihe 
von Strukturschwierigkeiten bela­
stet, deren ständige Verschärfung 
es den Streitkräften in absehbarer 
Zeit immer schwerer machen wird, 
der politischen Aufgabe und den 
militärischen Aufträgen gerecht zu 
werden. " Eine Bewertung, die eine 
frappierende Aktualität im Anbe­
tracht der derzeitigen Situation 
der Bundeswehr hat. Den selben 
Eindruck vermittelt auch das dann 
folgende Kapitel über "schwerwie­
gende Strukturschwächen ": 

Dazu gehören u .a.: 
- "Wehrpflichtige werden für Prä­

senzfunktionen ausgebildet. Vie­
le von ihnen werden für Reserve­
funktionen später nicht benötigt. 
Andere können ihre Ausbildung 
in Reservefunktionen nicht nut­
zen. Das ist nicht kostenwirk­
satn. U 

Im Anbetracht der Lage kommt 
die Kommission zu der Struktur­
empfehlung Option C, d.h .: 

" Wehrpflicht-Streitkräfte mit be­
grenzter Heranziehung von Wehr­
dienstfähigen (Auswahl), bei denen 
Wehrgerechtigkeit durch Begünsti­
gung der dienstleistenden Wehr­
pflichtigen und durch Belastung 
der nicht dienenden Wehrpflichti­
gen erreicht wird. Die Kommission 
nennt dieses System Ausgleichs­
wehrpflicht. " Ein Modell, dass 
auch heu te noch überprüft werden 
soll te. 

Die Kommission kommt jedoch 
auch zu dem Ergebnis, dass, ... im 
Falle einer wesentlichen Verände­
rung der sicherheitspolitischen 
Lage, ... die Frage der Umwand­
lung der Bundeswehr in Frei­

willigen-Streitkräfte" geprüft wer­
den sollte. Hat sich die Bundesre­
gierung, wie manche vermuten, 
schon darauf zubewegt mit der 
Einführung des längerdienenden 
Wehrpflichtigen, der auf freiwilli­
ger Basis 11- 23 Monate dienen 
kann, und der ab 11 Monaten wie 
ein Zeitsoldat besoldet wird,jedoch 
keiner ist? 

Als Ziel, wie es die Wehrstruk­
turkommission formu liert hat, gilt 
auch heute unverändert: "Das Ziel 
ist eine Wehrstruktur, die besser 

als heute mit den verfügbaren Fi­
nanzmitteln einen militärischen 
Beitrag gewährleistet, der den Si­
cherheitsbedürfnissen des Landes 
entspricht, unsere Bündnisfähig­
keit aufrechterhält, mit den gesell­
schaftlichen Bedingungen, der 
wirtschaftlichen Entwicklung und 
den außenpolitischen Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland 
übereinstimmt." Hierzu wird der 
Grundsatzvortrag von Prof. von 
Bredow uns sicher wichtige Krite­
rien bieten. 0 

Wehrdienst oder Kriegsdienstverweigerung? 

Deutsche Kommission Justitia et Pax legt neues Arbeitspapier vor 

Die Ständige Arbeitsgruppe 
"Dienste für den Frieden" der 
Deutschen Kommission Justitia et 
Pax hat ein Arbeitspapier "Wehr­
dienst oder Kriegsdienstverweige­
rung? Ethische Uberlegungen zur 
aktuellen Entwicklung bezüglich 
der Gründe und Motive für die 
Kriegsdienstverweigerung" vorge­
legt. (Schriftreihe Gerechtigkeit 
und Frieden der Deutschen Kom­
mission Justitia et Pax ARB 84) 

In der Perspektive des Grund­
gesetzes stellt die Kriegsdienstver­
weigerung die Ausnahme dar. In 
den letzten Jahren ist sie jedoch zu 
einem Massenphänomen sozialer 
Normalität geworden. Damit stellt 
sich die Frage nach der Bewertung 
und den Konsequenzen dieser ge­
sellschaftlichen Entwicklung. 

Entgegen den gesetzlichen Be­
stimmungen, die für eine Verwei­
gerung das Vorliegen von Gewis­
sensgründen vorsehen, wird mitt­
lerweile offensichtlich allgemein 
eine Wahlfreiheit zwischen Wehr­
und Zivildienst angenommen. Das 
Arbeitspapier unterstreicht je­
doch, dass man zu kurz greift, 
wenn man aus dieser Tatsache ein­
fach das Erfordernis einer admini­
5trativen Verschärfung der "Ge­
wissensprüfung" ableiten würde. 
Denn die massenhafte Kriegs­
dienstverweigerung ist auch ein 
Ausdruck von Zweifeln an der Le­
gitimität der allgemeinen Wehr­
pflicht angesichts der veränderten 

sicherheitspolitischen Situation 
Deu tschlands nach dem Ende des 
Ost-West-Konflikts. Deshalb ist es 
notwendig, sich offen der Frage 
nach der Begründung der allge­
meinen Wehrpflicht, die immer 
auch einen Eingriff in die Freiheits­
rechte junger Männer darstellt, 
unter den heutigen Bedingungen 
zu stellen. Das Arbeitspapier un­
terstreicht, dass im Kontext der 
kirchlichen Friedenslehre die all­
gemeine Wehrpflicht nur sicher­
heitspolitisch und friedensethisch 
legitimiert werden kann. 

Somit verweist das Phänomen 
der Kriegsdienstverweigerung auf 
die Notwendigkeit einer umfassen­
den gesellschaftlichen Debatte zur 
Friedens- und Sicherheitspolitik in 
der heutigen Zeit. Die Deutsche 
Kommission Justitia et Pax ver­
steht ihre Publikation als einen 
Beitrag zu eben dieser Debatte. 

(Presse-Info Justitia et Pax 
vom 26.09.1997) 

Das Arbeitspapier ARB 84 kann 
bestellt werden bei: 

Justitia el Pax 
Adenauerallee 134 
53113 Bann 
Tel: 0228-103217; Fax: -103318 

PortofVerpackung bis 2 Ex. 1,50 
DM, ab 3 Ex. 3,- DM. Bei Bestel­
lung bitte Verrechnungsscheck 
oder Betrag in Briemarken mit­
senden. 
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GKS in den Neuen Bundesländern 

Die fünfte GKS-Info-Reise in die Neuen Bundesländer 
vom 28.08. bis 31.08.97 führte nach Berlin-Brandenburg 

Helmut Jermer 

"Wenn jemand eine Reise tut 

... dann kann er was erzählen." 
Das können auch die Teilnehmer 
der GKS-Info-Reise, die Ende Au­
gust im Großraum Berlin unter­
wegs waren. Mitglieder der Sach­
ausschüsse "Sicherheit und Frie­
den" und "Innere Führung" hat­
ten sich unter Führung von Briga­
degeneral Friedhelm Koch auf den 
Weg gemacht, um die deutsche 
Metropole Berlin und die Landes­
hauptstadt Potsdam, aber auch 
das Erzbistum Berlin zu besuchen. 
Drei Tage reichen nicht aus, um 
Land und Leute kennen zu lernen 
- es konnte nur darum gehen, er­
ste Eindrücke von Stadt und Land 
und den dort lebenden Menschen 
zu gewinnen und Informationen 
zu sammeln von Persönlichkeiten 
in Verantwortung aber auch von 
Bürgern, die als Zeitzeugen das re­
pressive DDR-Regime ertragen 
mussten und inzwischen auch ihre 
ersten Erfahrungen mit der Bun­
desrepublik gemacht haben. 

Es war nach früheren Reisen in 
die neuen Länder - Dresden/Sach­
sen, SchwerinlMecklenburg-Vor­
pommern, Magdeburg/Sachsen-An­
halt, Görlitz/Sachsen - nun die 
fünfte Reise, bei welcher der ka­
tholische Soldatenverband auch 
Flagge zeigen und auf seine Exi­
stenz hinweisen wollte - schwierig 
genug in einem Land in dem sich 
lediglich ein Viertel der Bevölke­
rung zum christlichen Glauben be­
kennt und nahezu verschwinden­
de drei Prozent katholisch sind ... 

Das dichte Programm folgte der 
GKS-Triade "Begegnung - Besin­
nung - Bildung" und spiegelt das 
Bemühen der GKS wider, sich 
nicht nur auf rein militärische 
Themen zu konzentrieren, son­
dern auch übergreifende politische 
Fragen zu erörtern und sich für 
Kultur und wirtschaftliche Ent­
wicklungen zu interessieren. 

In der "General-Stein hoff-Kaserne" 

... in Berlin-Gatow, einem ehe­
maligen Britischen Militärflugha­
fen, war die Reisegruppe nicht nur 
willkommen geheißen und unter­
gebracht worden. Der Stab der 3. 
Luftwaffendivision, der hier eine 
neue Heimat gefunden hat, stellte 
in einem aufschlussreichen Brie­
fing den Großverband vor: von 
hier aus werden fünf Geschwader 
der Luftwaffe geführt, das Auf­
klärungsgeschwader 51 "ImmeI­
mann" in Kropp-Jagel (Schleswig­
Holstein) mit Tornado-Kampfflug­
zeugen, das Jagdgeschwader 72 
"Westfalen" in Rheine-Hopsten 
mit seinen Phantom-Jägern, das 
Jagdgeschwader 73 "Steinhofr' in 
LaagelMecklenburg-Vorpommern, 
das als gemischter Verband nicht 
nur die Phantom, sondern 23 MiG 
29-Jäger "made in UdSSR" fliegt . 
Schließlich gehören auch zwei 
Flugabwehr-Verbände dazu, näm­
lieh das Flugabwehr-Raketenge­
schwader 1 "Schleswig-Holstein" 
in Husum und das FlaRakG 2 in 
Bad Sülze-Bohlen dorf, die beide 
mit "Patriot" und "Hawk"-Waf­
fensystemen ausgestattet sind . 

Um zu verdeutlich en, welche 
Führungs- und Organisationsauf-

Georg Kardinal 
Sterzinsky 

im Gespräch mit 
Brigadegeneral 

Friedhelm Koch, 
der Leiter und 

Organisator der 
Info-Reise (M.) 

und dem Bundes­
vorsitzenden der 
GKS Karl-Jürgen 

Klein (I.). 
(Foto: G. Hagedorn) 

gaben von diesem Großverband zu 
bewältigen sind, einige "Facts and 
Figures": Die 10.000 Soldaten der 
Division sind auf sechs Bundeslän­
der verteilt, 2.000 davon in den 
neuen Ländern. Die 3. LwDiv ist 
die einzige im "Osten" und zu­
gleich der einzige Großverband der 
Luftwaffe, der über MiG 29-Jäger 
verfügt. Sie stellt die Tornados für 
die UNO-Mission in Ex-Jugoslawi­
en, pflegt die Patenschaft zum 4. 
Polnischen Luftverteidigungskorps 
und nimmt an etlichen 
"P artnership-for-Peace-Exercises" 
mit ehemaligen Warschauer-Ver­
trags-Staaten teil. - Beim Oder­
hochwasser-Einsatz im Sommer 
haben 500 Soldaten der Division 
geholfen, bei den Aufräumarbeiten 
300. Insgesamt waren 1.000 Solda­
ten im Katastropheneinsatz. 

Ein Besuch beim Kardinal 

... war der Höhepunkt des er­
sten Tages. Im Bernhard-Lichten­
berg-Haus, das nach dem mutigen 
Domprobst der Hedwigs-Kathe­
drale benannt ist, der gegen Hitler 
und sein Nazi-Regime anpredigte 
und auf dem Weg ins KZ Dachau 
an den Folgen der Haft starb, stell­
te uns Kardinal Sterzinsky das 
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Erzbistum Berhn vor. Er ging auf 
die Diaspora-Situation ein: in den 
226 Gemeinden des Erzbisums 
Berlin leben auf einer Fläche von 
30.000 qkm etwa 410.000 Katholi ­
ken, davon 340.000 in Berlin, ca. 
55.000 in Brandenburg sowie rund 
15.000 in Vorpommern. Der Anteil 
der Katholiken an der Bevölke­
rung (5,7 Mio.) beträgt rund 7%, 
im ehemaligen West-Berlin etwa 
18%. In der Erzdiözese gibt es über 
300 Geistliche und knapp 1.000 
Ordensleute. Die Laien haben sich 
in 58 Verbänden organisiert. In 34 
Scbulen kirchlicher Trägerschaft 
arbeiten 840 Lehrer. Die 40 Kran­
kenhäuser und Sozialstationen 
und knapp 180 sozial-caritativen 
Einrichtungen erfüllen eine gewal­
tige gesellschaftliche Aufgahe. 

In der anschließenden Ausspra­
che ging es um Fragen der psychi­
schen Befindlichkeit der ehem. 
DDR-Bürger, die mit den verhee­
renden Folgen der Plan-Miss-Wirt­
schaft fertig werden müssen. Am 
schlimmsten sei die Wüste in den 
Seelen der Menschen, die ideolo­
gisch verblendet waren und z.T. 
noch sind. Zur Glaubenshaltung 
Ost-West meinte der Erzbischof: 
Im Westen gäbe es ein kulturelles 
Erbe a ls Träger von Gläubigkeit 
und - trotz deutlichen Trends zur 
Säkularisierung - doch noch so et­
was wie ein kirchliches Milieu. Im 
Osten stelle sich die Frage nach 
Gott nicht mehr. So gäbe es keine 
Volkskirche und in diesem Sinne 
auch keine )J Gemeinschaft der 
Gläubigen" mehr - die menschen­
verachtende Ideologie habe ganze 
Arbeit geleistet. Trotzdem gebe es 
einige Inseln, auf denen kirchlicbe 
Leuchttürme in Form von karitati ­

ven Einrichtungen sichtbar sind ... 
Auf die Frage, was denn die Kirche 
tun solle, um stärker in Erschei­
nung zu treten, stellt der Kardinal 
grundsätzlich fest: die fünf neuen 
Länder sind Missionsland. Er lässt 
seine Strategie durchblicken: erst 
die Gemeinden stärken , dann mis­
sionarisch werden. Er gibt auch 
uns "Wessis" zu denken, indem er 
darauf hinweist, dass z.B. die 
Pfarrbriefe/-nachrichten in west­
deutschen Gemeinden außer den 
Gottesdienstzeiten ein recht säku­
lares "buntes Programm" (Senio­
ren-Tanz, Literaturkreise, Kaffee­
kränzchen etc.) anbieten, in den 
"Ostprovinzen" gäbe es mehr reli­
giöse Angebote ... 

Soldatenseelsorge ­
im Osten was Neues 
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Am Abend des Ankunfttages 

erfuhr die GKS-Delegation von 

den Schwierigkeiten, aber auch 

von den Chancen der evangeli­

scben Soldatenseelsorge. Militär­

pfarrer Steinhäuser aus Weißen­

fels in Sachsen-Anhalt erwies sich 

als kompetenter Gesprächspart­

ner . Schon die Biographie des 35­
jährigen Theologen, der a us Eisen­

hüttenstadt stammt und bereits in 

jungen Jahren die Gängeleien des 

DDR-Regimes erfahren musste, 

lässt durchblicken, wie schwierig 

der Weg zum Seelsorger im men­

schenverachtenden Sozialismus 

war. Er schilderte die Probleme 

die er nach innen (Kirche) und 

nach außen (Staat und Gesell­

schaft ) zu bewältigen hatte, V01', 


während und auch nach der Wen­

de und die Aufbauleistung der letz ­

ten Jahre. Er musste sich gegen 


"zwei Vorurteils­

fronten " behaup­

ten: gegen dieje­

nigen aus den ei­

genen Reihen, 

die sich 11dem 
von der Bundes­
wehr" gegen­
über reserviert 
verhielten, gegen -
Besuch Im Land­
tag von Branden­
burg und Ge­

.",,~~~ 	spräch mit dem 
stel/vertr Land­
tagspräsidenten 
Martin Habermann 
(Foto: G. Hagedorn) 

"Wessi-Brüder", die sauer waren, 
weil er aus der "Ossi-Kirche" kam, 
die den altbewährten Seelsorge­
vertrag nicht übernehmen wollten. 
Ehemalige NVA-Soldaten wähn­
ten ihn gar als "Polit-Offizier" im 
schwarzen Talar ... Steinhäuser 
machte die Erfahrung, dass er bei 
seinem Dienstantritt 1993 in 
Weißenfels noch von Protesten ei ­
niger Kollegen begleitet war, dass 
aber 1995 der Pfarrkonvent des 
Kirchenkreises seiner Einladung 
in die Sachsen-Anhalt-Kaserne ge­
folgt war - auch eine Wende. In­
zwischen habe sich viel bewegt,. 
stellte der Soldatenseelsorger fest. 
Die Pionierarbeit der letzten Jahre 
zeitigt erste Früchte. So ist für die­
jenigen, die das kirchliche Angebot 
persönlich kennen gelernt haben, 
Kirche kein Ideologieersatz mehr. 
Das Gespräch mit dem Pfarrer 
machte deutlich, dass die evangeli­
sche Seelsorgearbeit llam Mann" 
sich kaum von der eines katholi ­
schen Militärseelsorgers unter­
scheidet, dass viele Probleme 
gleich gelagert sind. Hoffnungs­
froh s timme, so Steinhäuser, dass 
Vorbehalte und Vorurteile durch 
persönliche Begegnung nachhaltig 
abgebaut werden. Darin läge für 
beide Kirchen eine große Chance. 
Der evangelische Pfarrer und die 
katholischen Soldaten wünschten, 
dass die Unterschiede der Seelsor­
geverträge die Alltagspraxis nicht 
erschweren - die westlichen Lan­
deskirchen mögen mit den ost­
deutschen auf eine Konvergenz 
hinarbeiten. Beide Konfessionen 
sollen nach dem Willen der Solda­
ten - und das sind die Betroffenen, 
um die es letztlich geht - ,,1m 
Gleichschritt marschieren" ... 

Besuch im Landtag 
von Brandenburg 

Am Freitagvormittag war die 
GKS-Gruppe mit dem stellvertre­
tenden Landtagspräsidenten , Mar­
tin Habermann, der übrigens ZdK­
Mitglied ist, im Landtag von Pots­
dam verabredet. Er zeigte sich als 
kompetenter Gespräcbspartner und 
zuvorkommender Gastgeber. Zu­
nächst stellte er "sein" Branden­
burg vor und beschrieb die politi­
sche, wirtschaftliche und soziale 
Lage. Das flächenmäßig größte der 
neuen Bundesländer mit nahezu 
30.000 qkm liegt zwischen Oder 
und EIbe. Mitten in Brandenburg 
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liegt bekanntlich die neue Bundes­
hauptstadt Berlin. Die Symbiose 
aus dem weitläufigen Land Bran­
denburg und der Metropole bietet 
für die Zukunft viele Möglichkei­
ten. 37% des Landes sind von Wäl­
dem bedeckt, und 10.000 Seen bie­
ten Natur pur und Auslauf für die 
3,5 Mio Berliner ... 

Parteipolitische Lage: 
Das Land wird zurzeit von ei­

ner SPD-Regierung (59%) geführt. 
Im Landtag sind außerdem die 
PDS und die eDU zu fast gleichen 
Teilen vertreten, Letztere bietet 
zurzeit ein trauriges Bild. Die PDS 
wird vor allem von ehemaligen 
SED-Kadern, von "Ostalgikern" 
und andern unzufriedenen Zeit­
"genossen" aus den Hochburgen 
Potsdam, Ostberlin, Strausberg 
und Frankfurt/Oder getragen. 

Wirtschaftliche Aspekte: 
Bei einem Wirtschaftswachs­

tum von 3,1 Prozent im Jahr 1996 
ist Brandenburg Spitze unter allen 
Bundesländern; es profitiert vom 
Exodus der Berliner Industrie, die 
sich gleich hinter den Stadtgren­
zen im steuergünstigen Branden­
burger Speckgürtel niederlässt. 
Ohne diesen Berlin-Effekt läge 
Brandenburg wohl hinter Thürin­
gen und Sachsen. Bei der Arbeits­
losigkeit teilt das Land das schwe­
re Berliner Los mit einer Quote 
von 15,2 Prozent. - Die klassischen 
Industrien (Schwerindustrie, Ener­
giewirtschaft, Nahrungsmittel, 
Fahrzeugbau, Feinmechanik und 
Elektrotechnik sowie optische In­
dustrie und Petrochemie) sollen 
durch günstige Energiekosten, die 
Nähe zu Berlin und zu den zu­
kunftsträchtigen Ostmärkten 
überlehen. - Für die Zukunft setzt 
Brandenburg auf seine starke mit­
telständische Wirtschaft. Neue Im­
pulse erwartet man von der High­
Tech-Branche genauso wie vom 
besser zu vermarktenden Tomis­
mus und der Landwirtschaft, die 
immerhin 45 Prozent der Fläche 
dieses Landes "beackert'(, und die 
sich seit der Wende gut erholt hat. 

Soziale Probleme: 
Die Aussagen von Herrn Hab­

ermann decken sich weitgehend 
mit denen des Kardinals. Der Nie­
dergang des Sozialismus hat die 
durch das totalitäre Regime abge­
richteten Menschen nachhaltig er­

schüttert und für manche Ersatz­
ideologie empfänglich gemacht. 
Die Umstellung auf Markwirt ­
schaft und mehr Eigenverantwor­
tung gleicht einer Wanderung 
durch ein Tränental. Wenn auch 
die "blühenden Landschaften" 
noch längst nicht vernetzt sind, 
sieht man doch nach sieben Jalu-en 
vielerorts ein paar "Blüten der 
Hoffnung" , die durchaus Mut ma­
chen, den eingeschlagenen Weg 
entschlossen weiterzugehen. Denn 
Perspektivlosigkeit führt zu Unzu­
friedenheit, Unzufriedenheit zu 
Politikverdrossenheit, Letztere zur 
"Partei des Demokratischen Fort­
schritts" - saneta Simplicitas! Die­
se "Zukunftspartei" weiß die psy­
chologische Situation der nieder­
geschlagenen Menschen zu nut­
zen. Durch cleveres Taktieren ist 
sie auf dem Wege zur zweit­
stärksten Fraktion im Landtag. Es 
bleibt zu hoffen, dass die U nzufrie­
denen hinter ihrer "Ostalgie" end­
lich die graue, hässliche, sozialisti­
sche Tristesse als das erkennen, 
was sie wirklich war. 

Beim IV. Korps 
in Potsdam-Geltow 

...wurden die Teilnehmer von 
Generalmajor Ullrich, dem stell­
vertretenden Kommandierenden 
General, willkommen geheißen. Er 
führte durch das Briefing, das am 
Freitagnachmittag vom G 1, 
Oberstleutnant Hecht, vorbereitet 
und engagiert vorgetragen wurde. 
Zunächst stellte er die Uhr auf die 
Stunde Null, auf den 3. Oktober 
1990 zurück und rief ins Gedächt­
nis, was seinerzeit in Deutschland 
vor sich ging. Damals erhielt das 
neu aufgestellte Bundeswehrkom­
mando Ost und die Wehrbereichs­
verwaltung VII in Strausberg den 
Auftrag, 
1. die NV A, deren Personalbestand 

seit dem Herbst '89 auf 60 Pro­
zent geschrumpft war, aufzulö­
sen, 

2. 	 die Bundeswehr in den neuen 
Ländern aufzubauen, 

3. 	 das verbliebene Personal der 
NVA zu übernehmen und zu in­
tegI-ieren, 

4. 	 die materielle Hinterlassen­
schaft zu verwahren und zu ver­
werten, 

5. Liegenschaften zu übernehmen, 
6. 	 die Grenzanlagen abzutragen, 
7. 	 beim Abzug der russischen Be­

satzungstruppen zu helfen und 
8. 	 die zivile Verwaltung zu unter­

stützen. 

Die sensibels!e Aufgahe war die 
Auflösung der NVA und die Über­
nahme eines Teils der ehemaligen 
Soldaten. Hierzu der G 1: "Es wur­
den keine "Politoffiziere((, keine 
ehemaligen Stasi-Mitarbeiter und 
keine Angehörigen der Grenztrup­
pen übernommen." - Der damalige 
Minister für Abrüstung, Rainer 
Eppelmann, entließ alle Generale, 
alle Berufssoldaten über 55 Jahre 
und wandelte die Dienstverhält ­
nisse der weiblichen Soldaten auf 
deren Wunsch in Angestelltenver­
hältnisse um. 

Etwa 25.000 frühere NVA-Sol­
daten bewarben sich für ein zwei ­
jähriges Dienstverhältnis, das als 
Probezeit gedacht war. 18.000 da­
von wurden übernommen, ausge­
bildet und umgeschult. Schließlich 
wurden davon 3.000 Offiziere und 
7.600 Unteroffiziere als Berufs ­
und Zeitsoldaten ausgewählt. 

Das materielle Erbe der NVA 
musste übernommen) gesichtet, 
abgeführt oder vernichtet werden. 
2.300 Kampfpanzer, 9.000 gepan­
zerte und Spezialfahrzeuge, 5.000 
Artilleriewaffen, 700 Flugzeuge 
und Hubschrauber, 192 Schiffe, 
85.000 Fahrzeuge, 1.200.000 Hand­
feuerwaffen, 295.000 Tonnen Mu­
nition. Welch gewaltige Organisa­
tionsleistung hinter der Abwick­
lung stand, wird noch einmal deut­
lich, wenn man bedenkt, dass 1989 
noch fast 600.000 Soldaten in der 
DDR stationiert waren. Heute die­
nen in den neuen Ländern etwa 
60.000 Soldaten ... 

Das N. Korps heute ist inzwi­
schen ein profilierten Heeresgroß­
verband gemausert. Es ist noch das 
einzige rein nationale der sieben in 
der Zentralregion Europa-Mitte 
stationierten Korps. Oberstleut­
nant Hecht stellte das Übungs- und 
Ausbildungskonzept des Großver­
bands und die dazu notwendige In­
frastruktur vor. Außerdem bemüht 
sich das Korps um grenznahe Kon­
takte zu den Streitkräften der be­
nachbarten Staaten, um bi- und tri­
nationale Beziehungen bis nach 
Kasachstan, in die Ukraine, ins 
Baltikum, nach Tschechien und 
nach Polen. - Schließlich sei be­
merkt, dass das Korps für die Ge­
stellung des vierten SFOR-Kontin­
gents verantwortlich ist. 
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Der Einsatz beim Oder-Hoch­
wasser war der erste Ernstfall für 
das IV, Korps, Es wurde beauf­
tragt, die Katastrophenhilfskräfte 
aus seinem Verantwortungsbe. 
reich zu steuern und zu koordinie­
ren, und dabei auch mit zivilen Be­
hörden zusammenzuarbeiten, Die 
Hauptlast der Nothilfe war vom 
WBK VII zu tragen; das Korps hat 
mit allem unterstützt, was das 
WBK brauchte, Es stellte Truppen 
und Geräte, sorgte für die logisti­
sche Durchhaltefähigkeit und 
steuerte den Hubschrauberein­
satz. Um zu verdeutlichen, was an 
Kräften und Mitteln eingesetzt 
war, einige Daten: durchschnitt­
lich waren während der akuten 
Bedrohungsphase ca, 10.000 Mann, 
1.000 Lkw, 100 Omnibusse, 60 
Pioniermaschinen und 100 Boote 
im Einsatz, In 2.700 Flugstunden 
wurden mit Bundeswehrhub­
schraubern 2,000 Personen und 
4,500 Tonnen Material t r anspor­
t iert, Aber das ist noch nicht alles: 
das IV, Korps war im Rahmen sei­
nes Auftrags auch für die Presse­
arbeit verantwortlich. 

Potsdam ist eine Reise wert 

Die vielen Gesichter der Stadt 
vereinen sich zu einem Gesamt· 
kunst werk aus gestalteter Land­
schaft mit Schlössern und Parks, 
So steht es nicht nur in einem Pro­
spekt, Die GKS-Leute haben das 
während einer hochinteressanten 
StadtfUhrung erfähren, Preußische 
und deutsche Geschichte hat der 
Stadt ihre Stempel aufgedrückt: 
Sanssouci, Charlotten- und Cecili­
enhof verdien en eine längere Be­
trachtung, Ein Gang durch das 

Holländische Viertel, das Weber­
viertel, ein Spaziergang durch die 
Kolonie Alexandrowka lässt Stilan­
leihen aus ganz Europa erkennen, 
Wie heimelig muss diese Stadt mit 
ihrer kultw-ell wertvollen Bausub­
stanz vor der Heimsuchung durch 
den real dahingesiechten Sozialis­
mus gewesen sein -, wie schön 
kann dieser Ort wieder werden, 
wenn er auch und gerade mit dem 
Kapital des einstmals so verhassten 
Klassenfeindes wieder aufblüht ­
der Besuch in Görlitz im letzten 
Jahr bot übrigens ein ähnlich er­
schütterndes Bild, Potsdam ist auf 
dem Wege, eine moderne und inter~ 
essante Landeshauptstadt mit viel­
fältigem Bildungs-, Kultur- und 
Kunstangebot zu werden. 

Gedenkstätte Plötzensee 

Ein Ort des Grauens, ein Stol­
perstein der jüngeren deutschen 
Geschichte, Die G KS-Delegation 
hatte den Besuch dieses Denk­
mals am Samstagmorgen bewusst 
eingeplant, Der Jesuitenpater 
Hans-Georg Lachmund von der 
nahen Regina-Martyrum-Kirch e 
beschrieh, was den zum Tode ver­
urtei lten H äftlingen des Zucht­
hauses Plötzensee widerfuhr. 
Über 2.500 Männer und Frauen, 
darunter nicht wenige Jugendliche 
wurden hier während der Nazi­
herrschaft durch das Fallbeil getö­
tet oder am Galgen erhängt, man­
che auf die perverse Art des 
ErdrosseIns, Unter den Opfern 
waren auch Hunderte von Hitler­
gegnern, die nach dem Attentat 
vom 20, Juli 1944 gegen den Ty­
rannen im Schnellverfahren abge­
urteilt wurden, 

Mit großem 

Abendliches Ge­
spräch mit Mit­

-~~W-[! gliedern der kath. 
;~ Pfarrgemeinde 

SI. Cäcilia in 
Michendorf bei 
Potsdam, Bei 
solchen Begeg­
nungen fernt man 
sich kennen und 
respektieren. Sie 
sind so ein 
Beitrag zur 
"inneren Einheit". 
(Foto: G. Hagedorn) 

Respekt 
und mit Dankbarkeit 

'" gedachten die GKS-Leute 
den Opfern, weil sie ihrem Gewis­
sen folgten und nicht mitmachten, 
sondern dem Unrecht entgegen­
traten, Der Senior der Gruppe, Ka­
pitän z.S, a,D, Norbert M, Schütz, 
der als junger Marineoffizier noch 
Zeit-Zeuge dieser unseligen Ära 
war, ging in einer eindrucksvollen 
Rede auf die besondere Rolle der 
Soldaten des Widerstandes ein und 
würdigte die geistige Grundhaltung 
dieser Elite, die in nachhaltiger 
Weise für die Bundeswehr gerade 
im Hinblick auf die dort gepflegte 
Gehorsamskultur traditionsstif­
tend gewirkt hat, Mit ihrem Auf­
stand retteten diese U nangepass­
ten das Ansehen des deutschen 
Soldatenturns und ließen vor der 
Welt ein besseres Deutschland 
durchscheinen, 

Der 75-Jährige schloss seine 
Rede mit der Feststellung, dass 
das Vermächtnis der Kriegsgene­
ration nicht nur die Führungs­
kultur ("Innere Führung") der 
Bu ndeswehr entscheidend geprägt 
habe, sondern auch und gerade in 
den Leitsätzen der GKS zum Aus­
druck komme: "Unser katholi­
scher Soldatenverband fordert ei­
nen Soldaten, der für Recht und 
Freiheit einsteht, der sich im Ge­
horsam sittlich bindet und somit 
nicht bedingungslos gehorcht; der 
um historisch -politische Bildung 
bemüht ist", dass er nie wieder auf 
politische Rattenfänger herein­
fällt, die eine Nation samt ihrer 
Werte verpfeifen können, Natür­
lich zeichne fachliche Kompetenz 
einen Soldaten aus, aber "geistige 
und sittliche Kräfte" prägen mehr 
n och als fachliches Können den 
Wert eines Soldaten, In diesem 
Sinne solle der christlich orientier­
te Soldat gewissenhaft dienen und 
letztlich dem Frieden verpflichtet 
sein. Dann sei er wahrhaft "Diener 
der Sicherheit und Freiheit der 
Völker") wie es das 11. Vaticanum 
anspruchsvoll formuliert hat, (GS 
79) 

"Es gibt wohl Zeiten, 
die der Irrsinn lenkt ..." 

'" mit diesen Zeilen endet ein 
Gedicht, das Oberst i,G. Dr, Klaus 
Achmann einfühlsam und ein­
dringlich vortrug, Die Zeilen stam­
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men aus den Moabiter Sonetten 
des Lyrikers und Geopolitikers Dr. 
Albrecht Haushofer, der als Blut ­
zeuge am 22. April 1945, noch kurz 
vor Ende des Krieges (!) von Nazi­
Schergen ermordet wurde (s. Ka­
sten). 

Maria Regina Martyrum 

... in Berlin-Charlottenburg ­
etwa 20 Minuten Fußweg vom Ge­
fängnis Plötzensee entfernt - wur­
de Anfang der 60er-Jahre als 
"Gedächtniskirche der deutschen 
Katholiken zu Ehren der Blutzeu­
gen für Glaubens- und Gewissens­
freiheit aus den Jahren 1933­
1945" erbaut. Pater Lachmund 
führte durch die Anlage und stellte 
das architektonische und künstle­
rische Konzept dieser modernen 
Kircbe vor, das sich nicht jedem er­
schließt, wenn es nicht erklärt 
wird. So schwierig der Zugang zu 

Der Karmel 
Regina Martyrum 

... lebt als Gemeinschaft mit der 
Gedenkkirche. Die Nähe zu 
Plötzensee bedeutet für die Schwe­
stern eine ständige Herausforde­
rung. Sie stellen sich gegen das 
Vergessen, halten die Erinnerung 
an die dunkelste Periode unserer 
Vergangenheit wach und wollen 
empfindsam machen für die viel­
fältigen Erscheinungsformen von 
Intoleranz und Diskriminierung. 
Menschen suchen an diesem Ort 
Begegnung und Gespräch - hier 
soll vor Gott zur Sprache gebracht 
werden, was Menschen bedrängt. 
In diesem "Dienst der Fürbitte" 
werden Kloster und Gedenkkirche 
eine Einheit. Dieses "Modell" 
könnte auch andernorts helfen, die 
vier Jahrzehnte Unrechtsregime 
des DDR-Spitzel systems zu verar­
beiten. 

den künstlerischen Aus­
führungen der Reliefes 
und Skulpturen mit ihren 
starken Verfremdungs­
effekten ist, so stimmig ist 
das Gesamtkonzept dieser 
sakralen Anlage: Der 
Feierhof, ein weites, grau­
es Geviert, veranschau­
licht eine Zone der 
Bedrohtheit. Der monu­
mentale Kreuzweg In 
Bronze an der rechten 
Mauer zieht sich hin zu ei­
nem von der Kirche über­
spannten Freialtar. Der 
kubische Baukörper der 
Oberkirebe ruht auf drei 
Betonwänden; um in den 
Kirchenraum zu kOlU­

men, muss man erst etli­
che Stufen emporsteigen, 
bis man ins "himmlische 
Jerusalern" kommt ... Et­
liche symbolträchtige 

_ /'\ Is ich iO'\. d",W\pfel'\ T.l"ätA.W\el'\ h e u.t ve ..so.nk/ 

T\ sah ic h die 9()I'\U ScheU' vo..Liberziehn: 

die }!ol"ck lAnd M oltke, Sch...,le",bu>,s, Schweri "" 

die Hasse!l, PopH"Z, t-1e lffe ,.;c.h LII".d P lanck ­

il'\ Ci lol'\z lA.l'\d M acht, in töd lic her' Clefa lv',. 

nic ht tA,W\ des Vo lke.s Ll"Ge" sOr'gend wachte. 

Del'\ W e9sE'.föh ..t e Vl g ilt eiV\ IOf1gef' Blick: 

die e le ic hen Z ie ls iV\ d iese Zell e kwnen ­

t.\nd ihl'er a ll e ... warte te de.f' Stf"ick. 


e..s g ibt wohl Zeite.l'\, die d eI" J"'l"sivm lenkl. 


Stationen laden zur Besinnung ein: 
die "Apokalyptische Frau" - gleich­
sam als Blickfang - an der äußeren 
Kirchenfront, der erwähnte Kreuz­
weg, die Krypta mit der Pieta hin­
ter den Inschriften, die an Dr. 
Erich Klausener, an Pater Alfred 
Delp und an den Berliner Dom­
probst Bernhard Lichtenberg erin­
nern. Dann eine Taufkapelle, ein 
riesiges Altargemälde, zwei mittel­
alterliche Plastiken: Madonna mit 
Kind, ein Schmerzensmann ... al­
les in allem: Inseln der Besinnung 
in einer Stätte des Gedenkens! 

Einen schönen Abend 

... verbrachten die GKS-ler mit 
etwa 40 Mitgliedern der Pfarrge­
meinde St. CäciJia in Michendorf, 
einem recht idyllischen Dorf süd­
lich von Potsdam, das von soziali­
stischen Plattenbauarchitekten 
weitgehend verschont blieb und 
deshalb etwas von seinem frühe­
ren Charme zeigen konnte. Nach 
einer Abendmesse traf man sich zu 
einem "Abendmahl" mit einheimi­
schen und hausgemachten Spezia­
litäten. Die unbefangene Gesprächs­

atmosphäre und der lockere Um­
gang offenbarte, dass die "Mauern 
in den Köpfen" - zumindest an die­
sem Abend - abgetragen waren. 
Vor sechs Jabren, bei einer ähnli­
chen Veranstaltung in Dresden, 
kamen - trotz Einladung des Pfar­
rers - drei Gemeindemitglieder. 
Manches hat sich doch gewendet ... 

Statt eines Frühschoppens 

... ein Gespräch am Sonntag­
vormittag nach der Messe mit der 
selbstbewussten und couragierten 
Dr. Hanna-Renate Laurien. Hier 
wurde Klartext gesprocben. H erz­
erfrischend brachte die jungge­
bliebene Dr. Laurin politische Pro­
bleme auf den Punkt und antwor­
tete überzeugend auf religiöse und 
kirchliche Fragen. Kein Wunder, 
ist sie doch amtierende Vorsitzen ­
de des Berliner Diözesanrates. 
Achtung erwarb sie sich auch als 
Vizepräsidentin des ZdK. - Zu­
nächst ging sie auf die Berliner 
Landespolitik ein, die sie selbst 
viele Jahre aktiv mitgestaltete, 
und bezeichnete das Zustande­
kommen des Haushalts '98 als ein 
Wunder, denn er wurde von einer 
Koalition. "die von Misstrauen 
lebt", verabschiedet. Es ging um 
Themen von "Arbeitsbeschaf­
fung" bis "Zigarettenschachtel" , 
letzterer Gegenstand diente als 
Beispiel, um Umweltverschrnutzer 
zu verblüffen, indem man die 
Schachtel aufhebt und bei dem sel­
ben abgibt mit dem Kommentar, 
er h abe wohl etwas verloren. Na­
türlich muss man ausloten, wen 
man mit dieser erzieherischen 
Maßnahme bekehren will. Eine 
andere Beobachtung: Während 
des Oder-Hochwassers zeigten 
sich die betroffenen Menschen so­
lidarisch, nach der Katastrophe, 
als es um finanzielle Unterstüt­
zung ging, war mancher neidisch. 
Die eigentlich e Botschaft lautete: 
nicht über Werte theoretisieren) 
sondern zu einem bestimmten 
Verhalten anregen. Normen müss­
ten für al le gelten! - Ein anderes 
Thema war die Verformung von 
Werten, z.B. aus Freiheit wird 
Freizeit oder aber die verkül'Zte 
"Freizügigkeit". Eine Tour d'Hori­
zon durch Staat und Gesellschaft, 
ein Streifzug durch Politik und 
Ethik, Frau Laurien blieb keine 
Antwort schuldig - und was sie 
sagte, hatte Hand und fuß. 0 
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Die Grundhaltung des Widerstandes 
prägt den Soldaten der Bundeswehr 
Ansprache von Kapitän Z.S. a.D. Norbert lVIaria Schütz in der Gedenkstätte Plötzensee 

Stellvertretend rur alle Angehö­
rigen der Gemeinschaft Katholi­
scher Soldaten (GKS) stehen hier 
an der nationalen Gedenkstätte 
Berlin-Plötzensee Mitglieder des 
Bundesvorstandes und der Sach­
ausschüsse "Innere Führung/( und 
"Sicherheit und Frieden". um der 
Widerstandskreise gegen die Dikta­
tur Hitlers mit großem Respekt 
und in Dankbarkeit zu gedenken. 
Hier in Plötzensee, einer Strafan­
stalt in Berlin-Charlottenburg, 
wurden im Dritten Reich über 
2.000 politische Gefangene, darun­
ter ein Teil der Widerstandskämp­
fer des 20. Juli 1944, teilweise auf 
bestialische Weise hingerichtet. 

Den Mitgliedern des Wider­
standskreises vom 20. Juli 1944 ist 
ein besonderer Rang zuzuerken­
nen. Diese Menschen wurden aus 
ihrer nloralischen Verpflichtung 
zur Tat getrieben. Bei der Bewer­
tung der Motive ihres Widerstan­
des bleibt die geistige Richtung von 
Bedeutung. Sie bezieht sich auf die 
elementare Frage nach der politi­
schen Ziel richtung beim Aufbau ei­
nes neuen Deutschlands. 

Die Männer und Frauen des Wi­
derstandes sahen in ihrer politi­
schen Konzeption, nach einer ge­
glückten Beseitigung Hitlers) die 
ins spätere Grundgesetz der Bun­
desrepublik Deutschland veranker­
ten unverzichtbaren Freiheitsrech­
te des einzelnen vor: Die Unantast­
barkeit der Würde des Menschen; 
die freie Entfaltung der Persönlich­
keit; das Recht des Bürgers vor der 
Obrigkeit. Mit dieser Zielsetzung 
schenkte gerade die Wiederstands­
gruppe des 20. Juli 1944 - in der 
sich gläubige Christen befanden ­
der Lehre vom Menschen als dem 
Ebenbild Gottes und der sittlieben 
Autonomie des Menschen Beach­
tung. Sie wollte die menschliche 
Existenz als Reclitsgut grundsätz­
lich gesichert wissen ganz im Ge­
gensatz zu der Situationsmoral der 
Nationalsozialisten und der Kom­
munistischen Partei der Sowjetuni­
on. Diese politische Richtungs­
entscheidung wurde für die spätere 
Bundesrepublik Deutschland auch 
zum Fundament ihres Verteidi­
gungsmotivs bzw. ihrer Sicher-

heils- und Verteidigungspolitik. 
Innerhalb der Widerstandsbe­

wegung waren die Soldaten in be­
sonderer Weise prädestiniert zu 
handeln. Sie besaßen die Machtin­
strumente und hatten Zugang zum 
Führerhauptquartier. Sie allein 
konnten - abgesehen von vorange­
gangenen wirkungslos gebliebenen 
Attentatsversuchen - gewagte Un­
ternehmen einer gewaltsamen Be­
seitigung Hitlers riskieren. Dabei 
hofften sie auf ein unterstützendes 
Verständnis unter der breiten Be­
völkenmg, die kriegsmüde unter 
der drückenden Last des mörderi­
schen Kampfes an der Heimat und 
äußeren Front litt und nicht mehr 
den nationalsozialistischen Parolen 
des "Endsieges" glaubte_ 

Der so in seiner vollen Bedeu­
tung zu Recht herausgehobene mi­
litärische Widerstand dokumen­
tiert, dass es Persönlichkeiten aus 
der militärischen Elite waren, die 
sich zum Aufstand zur Rettung des 
Vaterlandes erhoben. Sie erhoben 
sich, weil sie feststellen mussten, 
dass die mihtärische Macht durch 
das nationalsozialistische Regime 
für eInen Angriffskrieg miss­
braucht wurde und Teile der eige­
nen militärischen Führung Verbre­
chen von Wehrmachtstruppen 
nicht nur duldeten, sondern auch 
mitmachten. Mit ihrem Aufstand 
retteten die Widerstandskämpfer 
das Ansehen des deutschen Solda­
tentums und ließen so vor der Welt 
ein besseres Deutschland durch­
scheinen. 

Die in der Wehrmacht gemach­
ten grenzüberschreitenden Erfah­
rungen - allerdings nicht nur dort­
erlauben es dennoch niclit, sie in 
ihrer Gesamtheit als eine verbre­
cherische Organisation zu verurtei­
len . Solch ein Urteil hat selbst der 
Nürnberger Prozess gegen die 
Hauptkriegsverlirecher nicht ge­
fallt . Deshalb bleibt der stete Ver­
such, die deutschen Soldaten des H. 
Weltkrieges zur moralischen Mit­
haftung für Verbrechen heranzu­
ziehen, die sie selbst nicht began­
gen haben, abwegig. Dem mit Ab­
stand weit größeren Teil dieser Sol­
daten gilt auch heute noch unsere 
Achtung, Wie dies der tradi­

tionsbewusste Bekenner-Bischof 
von Münster, Clemens August Graf 
von Galen, in seinem Hirtenbrief 
vom 5. Juni 1945 zum i Ausdruck 
brachte: "Wir wollen 'luch innig 
danken unseren chlistlichen Solda­
ten, jenen, die in gutem Glauben 
das Rechte zu tun ihr Le:ben einge­
setzt haben für Volk und'Vaterland 
und auch im Kriegsgetümmel Herz 
und Hand rein bewahrt haben von 
Hass, Plünderung und ungerechter 
Gewalttat" . Der zum nationalsozia­
listischen Regime widersetzliche 
Bischof von Limburg. Dr. Antonius 
Hilfrich, sprach in diesem Zusam­
menhang in seinem Hirtenbrief 
vom 1. August 1945 von dem Ver­
such der Zuweisung einer Kollek­
tivschuld: "Solche Anklagen gehö­
ren zu den Verdemütigungen, die 
Besiegte über sich ergehen lassen 
müssen". 

Gleichwohl: Aus der Lehre leid­
voller Vergangenheit müssen die 
nachfolgenden Soldatengeneratio­
nen Einsicht gewinnen und ent­
sprechend handeln. Die Entwick­
lung einer der Demokratie ange­
passten modernen Wehrverfassung 
hat es ermöglicht, leistungsfahige 
In die Gesellschaft integrierte 
Streitkräfte aufzustellen mit dem 
Leitbild des "Soldaten als Staats­
bürger in Uniform"; ein Leitbild, 
das Maria Theresia zu ihrer Zeit 
mit dem Ausspruch auf den Punkt 
brachte: "Man erziehe mir erst den 
Menschen und propfe darauf den 
Soldaten." 

Das Vermächtnis der Kriegsge­
neration - auch meine eigene 
Kriegserfahrung - hat sich, wie ich 
meine, in den Leitsätzen der GKS 
niedergeschlagen. Unser katholi­
scher Soldatenverband fordert ei­
nen Soldaten(-Typus), der für 
Recht und Freiheit in Gerechtig­
keit einsteht; der sich im Gehorsam 
sittlich bindet und sich somit dem 
bedingungslosen Gehors~ verwei­
gert; der um historisch-politische 
Bildung bemüht ist und schließlich 
nach fachlicher Kompetenz strebt. 
So soll der Soldat gewisserhaft die­
nen und letztlich dem Frieden ver­
pflichtet sein. Dann ist er wahrhaft 
"Diener der Sicherheit und Frei­
heit der Völker (11. Vat. Konzil). 0 
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GKS Mainz: 
TERMINE 1997

Hildegard von Bingen 
Heinrich Dorndorf 

Der GKS-Kreis Mainz führte 
im Hedwig-Dransfeld-Haus In 

Bendorf vom 1. bis 3. August 1997 
eID Familienwochenende unter 
dem Thema ,,900 Jahre Hildegard 
von Bingen 1098-1998" durch. 

30 Erwachsene und acht Kin­
der nahmen an der Veranstaltung 
teil. Geleitet wurde dieses Wo­
chenende durch den zweiten Vor­
sitzenden der GKS Mainz HBtsm 
Riederle. Als Referenten standen 
Alnsp Strohe und Frau Astrid 
Frensch zur Verfügung. Die Kin­
derbetreuung hatte Frau Riederle 
übernommen. 

Am Freitagabend führte Herr 
Strohe nach einer kurzen Vor­
stellungsrunde in das Thema ein. 
Lebenslauf und Wirken der Hilde­
gard von Bingen wurden anschau­
lieh durch Text und Dia erläutert: 

Hildegard, die theologische 
Schriftstellerin 
Hildegard, die Heilkundige 
Hildegard, die Komponistin 
Hildegard, die Predigerin 
Hildegard und der Wein 
Hildegard und die Steine. 
Am Samstagmorgen wurde ein 

Aspekt besonders beleuchtet: Hil­
degard und die Heilkunde. Hierin 
sieht sie den ganzen Menschen mit 
Leib und Seele, der gebalten ist 
von Gott. Alles, was sie aufge­
schrieben hat, hat sie Visionen 
entnommen. 

Der Nachmittag stand im Zei­
chen praktischer Arbeit. Während 
die meisten Erwachsenen und W8­

AUTOREN UND 
IHRE BEITRÄGE 

Altendorf, Prof. Dr. Wolfgang 
Gründer der Altendorf-Stiftung in 
Freudenstadt/Schwarzwald, gele­
gentliche Beiträge u.a. im AUF­
TRAG. 

Böhler, Volker W. 
Oberst, Kommodore FlgAbwG 2 
Bad Sülze, Mitglied im Vorstand 
der Zentralen Versammlung. 

1997 
24.-26.10. 	 Sitzung BV GKS in 

Bonn 
03.-04.11 	 Gr. Kommandeur­

tagung in Berlin 
03.-07.11. 	 6. GKS-Akademie 

Oberst Helmut Korn in 
Fulda 

07.11. 	 AK WB I in Kiel 
10. -14.11. 	 42. Gesamtkonferenz 

der Militärgeistlichen 
21.-23.11. WB 11: WB/AK in 

Worphausen 
01.-02.12. 	 Herbstkonferenz der 

GKMD in Fulda 
08.12. 	 Sitzung EA in Bonn 

TIlge Kinder in die Natur aus­
schwirrten, um Kräuter zu sam­
meln, blieben hauptsächlich 
(Groß-)Väter mit Kindern in der 
Küche, um nach einem Rezept von 
Hildcgard Muskat-Kekse zu bak­
ken. Zu diesen Keksen schreibt sie: 
"Iss diese oft, und alle Bitterkeit 
deines Herzens und deiner Gedan­
ken weitet sich, dein Denken wird 
froh, deine Sinne werden rein, es 
gibt guten 	Saft deinem Blut und 
macht dich stark." Jedem Teilneh­
mer wurde eine Aufgabe zugewie­
sen vom Mahlen des Getreides bis 
zum Belegen des Backbleches. 

Am Abend wurden die Ergeb­
nisse vom Nachmittag begutach­
tet: Die gefundenen Kräuter wur-

Dorndorf, Heinrich 
Hauptmann a.D., Geschäftsführer 
der GKS im WB IV 

Görlieh, Joachim G. 

Magister, freier Journalist, 

Schwerpunkt mittel- und osteuro­

päische Gesellschaften. Publiziert 
häufig U.a. in Deutsche Tagespost 
und AUFTRAG. 

Grulich, Dr. Rudolf 
Wiss. Leiter des Instituts für Kir­
chengeschichte von Böhmen-Mäh­

1998 
22.01. 	 Internat. Soldaten· 

gottesdienst in Köln 
25.04.-01.05.38. Woche der Be­


gegnung in Unter­

marchtal I 

25.-30.04. 	 Zentrale Versammlung 
29.04.-01.05. BuKon! GKS 
06.-08.05. 	 Haupttagung GKMD 

In Fulda 
10.-14.06. 	 Kath.Tag Mainz 
11./12.09. 	 Deleg.Konf AGKOD in 

Bad Honnef 
18.-20.09. 	 SV in Würzburg 
27.09. Bundestagswahl 
02.-04.10. Seminar für Funk­

tionsträger der GKS 
in Bensberg 

30.11-01.12. Herbsttagung GKMD 
mit Festakt 60 Jahre 
kath. Männerwerke 

den erraten und erfragt - wo fin­
den wir sie bei Hildegard? Zugleich 
wurden dabei die gebackenen Kek­
se verzehrt. Am Sonntagmorgen 
stand die Eucharistiefeier im Mit­
telpunkt. Der neue Standort­
pfarrer Mainz, Militärdekan Rein­
hold Porten, flocht das Thema des 
Wochenendes in den Gottesdienst 
mit ein. Die Kollekte erbrachte 
180 Mark für die N achbarschafts­
hilfe. 

Eine Reflexionsrunde beendete 
dieses harmonische Wochenende 
mit dem Ausblick, dass sich die 
GKS Mainz an einigen Veranstal­
tungen des Hildegard-Festjahres, 
das am 13. September 1997 be­
gann, beteiligen wird. 

ren-Schlesien e.V in Königstein/ 
Ts. Beitrag entnommen dem Ost­
West Informationsdienst des Ka­
tholischen Arbeitskreises für zeit­
geschichtliche Fragen, Heft 191/ 
1996, S. 45 ff. 

Jacob, Ludwig 
Oberst a.D., freier Mitarbeiter im 
Institut Theologie und Frieden 
Barsbüttel, Mitglied im Sachaus­
schuss "Sicherheit und Frieden" 
derGKS. 
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Jermer, Helmut 

Oberstleutnant im Streitkräfte­

amt, Mitglied im ZdK und in der 

Zentralen Versammlung, Vorsit­

zender des Sachausschusses "In­

nere Führung" der GKS. 


Kilian, Clemens 

Diözesanmännerreferent, HUdes­

heim. 


Liebetanz, Klaus 

Major a.D., Berater für humanitä­

re Hilfe, Därverden b. VerdenJAl­

ler. Beitrag mit Genehmigung des 

Verfassers aus: "NotfaJlvorsorge 1/ 

97", Zeitschrift für Katastrophen­

vorbeugung und Gefabrenabwehr, 

S.24--26. 


Merk, Manfred 

Oberstleutnant und Referent im 

Bundesministerium der Verteidi­

gung für Pionierausrüstung. 


Raabe, Dr. Felix 

Geschäftsführer des Katholischen 

Arbeitskreises für zeitgeschichtli­

che Fragen e.v. Bonn. Beitrag aus: 

Deutsche Tagespost vom 

17.07.1997 


Reicharl, Christian 

Magis ter, Generalsekretär der Ka­

tholischen Männerbewegung 

Östeneichs, Wien. Beitrag aus: 

Mann in der Kirche. Informatio­

nen und Impulse für Männer­

seelsorge und Männerarbeit in den 

deutschen Diözesen; 5. Jg, Heft 2 

Juli 1997; S. 16 f. 


Ring-Eifel, Ludwig 
Korrespondent der KNA 


Roth, Prof. Dr. Paul 

Artikel aus: Ost-West Informati­

onsdienst des Katholischen Ar­

beitskreises für zeitgeschichtliche 

Fragen, 194/1997,8.44-52. 


Rottmann, Michael 

Pfarrhelfer beim Katholischen 

Standortpfarrer Oldenburg 


Schacher!, Stefanie 

Schülerin, Teilnehmerin am G KS­

Wochenende des WB IH. 


Schumacher, Rolf 
Leiter des Politischen Referates 

und der Arbeitsgruppe Kirche und 
Gesellschaft 1m General­
sekretariat des ZdK. Beitrag aus: 

"Salzkörner/Materialien für die 

Diskussion in Kirche und Gesell­

sch aft " Informationsdienst des 

ZdK NI'. 4/1997, Seite 2 f 


Schütz, Norhert M. 

Kapitän zur See a .D., Gründungs­

mitglied des Königsteiner Offizier ­

kreises (KOK) , langjähriger Vorsit­

zender des GKS -Kreises Bonn, 

Mitglied im Sachausschuss "Si­

cherheit und Frieden" der GKS. 


Schwenze.·, Andreas 

Artikel aus Herder-Korrespondenz 

50 (96), Heft 12, S. 637-641. Netz­

verantwortlicher der Theologi­

schen Fakultät der Universitä t 

Würzbw·g. 


Sirch, P. Bernhard, OSB 

Beitrag aus: Deutsche Tagespost 

vom 23.08.1997. 


Stuff, Eckhard 

Journalist; am Sender Freies Bel'­

Iin zuständig für die Aus- und Wei­

terbildung des NachwUchses und 

der Mitarbeiter. Veröffentlichun­

gen in AUFTRAG. 


Theis, Prälat Walter 

Militärdekan, Leiter des Referats 

"Kirche und Gemeinde"jim Katho­

lischen Militärbischofsa,mt, Geist­

licher Beirat der GKS aUf Bundes­

ebene. 


Wertes SJ, P. Klaus 

Lehrer und Seelsorger am 

Canisiuskolleg in Berlin. Beitrag 

aus : "Salzkörner/Mateljialien für 

die Diskussion in KircHe und Ge­

sellschaft" Informationsdienst des 

ZdK NI'. 4/1997, Seite 9 f. 


BUCHBESPRECHUNGEN 


Das politische Buch 
Klaus Motschmann (Hrsg.): Abschied 
vom Abendland? Die Moderne in der 
Krise. 184 Seiten, karl., uopold Stocker 
Verlag GrazlStuttgart 1997, DM 29,80. 
Leben wir in einer Krisenzeit, oder be­
wegen wir uns auf eine solche zu? Vie­
le jener Elemente, die die Kultur und 
Zivilisation des alten Europa ausge­
macht und getragen haben, verlier en 
jedenfalls an Gültigkeit. Einzelne Phä­
nomene wie das Abreißen von Tradi­
tionen, der Verlust der Transzendenz, 
das Entschwinden Gottes, der Abbau 
der zwischenmenschlichen Distanz 
(die Voraussetzung für Freiheit und 
seelische Gesundheit des einzelnen 
ist) sowie der Abschied vom Wert des 
Patriotismus in Kirche und Gesell­
schaft (mit dem "Antifaschismus" als 
besonderem politischem Kampf­
begrifD werden in einzelnen Beiträgen 
behandelt. 
Doch die in diesem Band versammel­
ten Autoren - darunter führende Köp­
fe des deutschen Konservatismus ­
wollen nicht bei bloßer Krisen­
diagnose und Warnung vor den ver­
derblichen Folgen der gegenwärtigen 
Entwicklung stehen bleiben, sondern 
auch Wege aufzeigen, die den "Ab­
schied vom Abendland" nicht endgül­
tig werden lassen sollen. Auf die Wie­
dererlangung politischer Selbstbe­
stimmung, die Rekonstruktion der 
Mitte Europas (die nur in echter Ver­
söhnung von Deutschen und Tsche­
chen auf Basis von Recht und Wahr­
heit erfolgen kann) und den rechten 
Umgang mit der Medienflut in unse­
rer Informationsgesel1schaft wird 
ebenso eingegangen wie auf den Bio­

regionalismus als Lösung f~r viele 
grundlegende Probleme (d!ie Okologie 
als Königsweg der Konservativen) und 
die Rekonstruktion des Staates, der in 
gleichem Maß von der Wuchernden 
Bürokratie wie vom Verlust des Ge· 
meinsinns erstickt wird. 
Die Autoren und ihre Beiträge: 

Pater Lothar GROPPE SJ, "Die 
christliche Vaterlandsliebe und ihre 
Feinde" 
Prof. Dr. Walter HOERES, "Das Ent­
schwinden der Transzendenz" 
Prof. Dr. Klaus HORNUNG, "Ver ­
lust und Wiedergewinnung politi­
scher Selbstbestimmung. Das Bei­
spiel Gerhard von Scham.horsts und 
der deutschen Reformer 1806-1813" 
Hans Graf HUYN, "Verl .. st der Mit ­
te. Der Aufstand gegen Gott in Phi­
losophie, Kunst und Politik (( 
Dr. Albrecht JEBENS, "Versuch ei­
ner Wiederherstellung der Mitte 
Europas. Eine Herausforderung für 
konservatives Denken u 

Prof Dr. Hans-Helmuth KNÜTTER, 
"Die Sprache als Kampfmittel des 
Antifaschismus" 
Dr. Hans-Christof KRAUS, "Verlust 
der Tradition" I . 
Helmut MATTHlES, "Die mediale 
Herausforderung" 
Prof. Dr. Klaus MOTSCHMANN, 
"Mut zur Distanz" 
Heinz-Siegfried STRELOW MA, 
"Das verlorene Grün de Konserva· 
tiven" 
Dr. Karlheinz WE1SSMAN N, "Kon­
servative Krisendiagnose - Anspruch 
wld Grenze" 
Dr. ffirich E. ZELLENBERG, "Zu­
viel Staat?" 
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Kulturgeschichte und Reisebe­
schreibung 
Vom Lp...ser Zl.IDl Mit.Wandel'pr. 3.500 Ki­
lometer: Buf dem "Camino oe Santiago" 
Hans MichaeL Scllltlz: Femwechsel. Geltelt, 
Schen. Denken, Belen. Mein ~g nach Sw u ia­
go de Compostela. 35/ Seilen, 113 Fotos , ge­
bunden.., Verlag Manfred Zehnlgraf, Vo lkach! 
Mai" , 1997, DM 49,80. 
Seil Juhrhunderten machen sich SIJ chende 
au .!:i a ll en Hegiollen der Erde mit unl f: l1ich ied­

li chen Motivationen auf den "Camino" (span. 
Weg) nach SanLiago de ComposLela. Dl:l.sS 
auch t in fast dreißig Jahre zUliic kli egender 
intuit iver EUbdd uss heule als ß ewcggllmd 
ftjl ' ein solches Vorhaben d ienen kann, zeigl 
das erSlaunliche Beispiel des Autors von 
" FernwechseJ" . 
Halls Michael Schulz nahm sich 1%5 vor, 
den Weg von semer Hausli.i1" Li!. Wil l Grllb 
des AposLeIs .lakobus im Westen SpaJli e ll !:; 10 

seiner Ce:::.amLheit zu .Fuß zUli.iekzulegen und 
selzte diese Idee 1994 ~ inzwischen Leiter 
der Ableilung für Innere Medi zin 11m 

Mari enkrankenhaus in Nordhom - in di e Tat 
Uni . Das Buch ist de,' Beric ht Ohe r "seine n" 
Camino: 3.500 km von Nordhom mich Sallt­
iago de Compostela in 117 Tagen. 
Diesen weiten Marsch beginnt rler Autor als 
"entdeckun gshereiter Spurt:olescl''': In varian­
tel1l'eichel; hiklhafteJ" Sprache Le!iehn:: ibl t::r 
rktai Hi ert die Eindlücke, die ihm auf dem Ca­
mino entslehen, und vermittelt gleichzeitig 
eine:: Vielfalt von (kirclit::n-)historische n Infol'­
,nttuonen. Verdeutlicht werde n di e Stimmun­
gen wHJ Eindrücke des Wanderend en durch 
zahlJ'eiehe, ers tklassige und a ussagekräftige 
Fotos, die Zeugni s von der Re ise geben_ Der 
Authe ntizismus dif:Se r dem Leser übeJ'brach­
te n Rotschaft W11"(1 dadurch unters lric he n, dass 
die Bilder keine nusgewähhen Persont:.n oder 
Monumente zum Gege nstand haben, sondern 
den ungeschönlen Weg in Mllrschrichtung des 
Wanderers - so wie er sich zur konkreten Ta­
ges1.eit auf den nächsten Mctcm oder Kilome­
te m sei nen Augen präst:::llti e I1e. 
H.M. Schulz lässt den Lesel- te ilha.ben an sei­
Ile n ßt!gegnungen a m Wegesrtlnd ~ sowoh l 
mit den Mensche n, a ls auch mi t de n steiner­
nen Zeugni ssen der le tzte n Jahrhunderte 
oder den durch elle moderne La ndwirtsehaft 

hervorgemfenen Ye räncl Cl1lTI gell in deI' Kul­
turl an dschaft -, an el en Gedanke:n und SLim­
mungen, die den e insamen Wanderer beglei­

ten. Dabei nimml man Einbli ck in das Leben 
ueti Autors, da diese r Hngesic hts seiner Er­
lebnisse Par'aUeiell zieht und persö nliche Re­
flex ione n aufzeigt. Darübe rhinaus verbindet 
er diese Wahrnehmungen mit geschichtli­
chen lind re li giösen Bei'.ügen, so dass ei n ein­
h ~itlidlf:s Bild , ~in Mosaik a us persönlic her 
und allgemeinel; aktuelle r und histOli scher 
Erfahrung entsteht. 
Von Etappe zu Etappe d e!-. tagebuchartig for­
mulierten Bericht!'; wird der Leser mehr und 
mehl' zum "Mit-Wanderer" . Er Leilt die 
Glücksmomente , empfindet Er,:,chöpfung und 
Enttäuschung: mi t und füh lt sich auf diese 

weise dem Camino verbunden. Dabei erlebt 
er die Wandlun g mil, di e s ich im Laufe dp.s 

Weges und der Zei t in de m Wanderer voll­
zieht. Dieser beschre ibt selbs L, wie er nach 
und nach (unbCWlli:isl) aus der Rolle des pa~ ­

siven Beobachters immer mehr in die def> er­
_Ic bc uden Pilger.$ s( ~hlüpft, "de r überall auf 
dem Weg e ine Hei mat findel: ' 
So e rre icht e r - und mit ihm der Leser ~ Sant ­
Jago de Compostela als "Nuchfo lger und Ge­
fährte" der viele n Pi lger und Wandere r vor 
ihm; wie jeder VOll ihne n llIachte er allf dem 
Camino seine ganz individuellen Erfahnmgen. 
Der Bericht, cltlr nlimit für Ham Michael 
SchuL>; eine "Antwort liuf die Frage nach sei­
nem Weg" Ist, bi etet rl em Leser die hervorra­
gende .Möglichkeit , de n Camino de Sanliago 
in alt seint:1l FaceHt::n auf spirit uelle, hislori­
sehe und e infach me nschLiche Weise mitzu­
gehen und kenlle nzulem e n. (Canne n Klein) 

Das politische Buch 
Das Ende <let' DM? 
Martin PouhqfflKai llirschm.ann (Hrsg.): Die 
Europäische Wähntngsunion - Ein Test/all 
für die J::ltroptiisclw Integration?, Band. 14 
der Schriftenreihe der Bundcsakademiefiir Si­
cherheilsPQluik , Berli/J-Vedag, Berhn 1997, 
180 5.. DII1 34,80. 
Niemals in de I" Gesch.ichte de i Bundesrepu­
blik ware n e ta bli erte Politik und Bevölke rung 
so wei t ausei na nder ; niemals vorher war eine 
gnmdsätzliche politi sche Entsr:heirlung Si) 

weni g mit gegensätzlichen Slamlpunk lc n de ­
battiert wnrdcn wie die EinfühLUng der Euro­
päi !';r,hen Währungsunion. Anders als bei (tÜ­

hen:n grußen Ri chtungsentscheidungen in 
der BUlidesre publik (Wcstintegration , Ost­
vcrträge, NATO -DoppeiLeschluß) gibl es kei ­
ne deutl ic he Oyposi tion. Das Gegelll110dell 
gibt es in de r politischen Di",kussion nicht. 
Die e norrne n Ängst~ in der Bevölkcrung wel'­
den von keiner Volkspartei vert relen. E in gro­
ßer Einheitsbrei erd rückt eine konträ re Dis ­
kussion, die aber dringend notwend ig wärl.:, 
um kl ar 7.U machen, womm es wirkli ch ge ht. 
Immerhin bedeute t die Einfiihnmg ei er Wäh­
rungsunion de n Abschied von de r DM , dem 
nichlllUI ökonomj",chen Rückgra t der Repu­
blik . Es gibt nicht mehr viel in dei' Bunde~J"e ­
publik, was so "e Lfolgreich runk ti oni ~rt" wie 
d ie DM ~ warum gerade das verabschi ede n, 
W<.l S gu t ist? 
Der Sammelband " Die Eumpä isd w Wäh­
rungsunion - Ein Testfall für die Europäische 
Integrlllion?" herausgegeben von Martin 
Pouhoffund Kai Hirschmann im REihmen e i­
ner Schriflenreihe der Bundesakademi e für 
Sjeherhe itspuJitik will Chancen und Risiken 
J e ,. EWU aufzt: igo..:n. Das gelingt auch, aller­
dillgs mi l der gravierenden Einschränkung, 
dass in de m Sammelband e ine Fundament ­
oppos ition ebenfalls nicht gebote n wi.rcl. Es 
we rden a lso ChanC'en und Ris ike n im Rah­
men der Akzeptanz der EWU analysie rt. 

Diese Analyse wird in 3 Teilen vorgenommen: 
im ersten Teil des Bandes slehen die Rahme il­
bedingungen der weiteren europäi sc he n lnte­

gra tion im Miuelpunkl, im z\veiten geht es um 
politische und ökonomische Vo'-- und Nachte i­
le der WählUngsuruon und im letzter I Te il 
schließlich um dit: Auswirku ngeIl einer ge­
meinsamen Währung auf die Kreditwirts(:haft 
und die Industrie. 
Die Gründe für die Wähnmgsunion stellt Jiir­
gen Slark , Staatssekretär im Buudesfinanzmi­
niste li um, in seinem Be itrag "Das E nde der 
D-Mark?" dat-: "a. Notwendige Ergiinmng 
und Absichemng des Binnenm.(Lrkt.e.~ . Mi' de m 
Wegfa ll des Wechselkursrisikos e rgeben siel. 
größere Pla nungs- und langfris tige Kalkula­
tionssic herheitcn bei Au~nhande1sgesell­

i:lchafLen und Inv(~stitionen. Von Wechselkms­
verwerfungen ausgehende Verzerrungen im 

Außenhandel haben 1994/1995 zu deutlichen 
Wach~lumseinbußen gefüh,t. Be i un s ~ nach 
siche,· vorsichtig zu interpretierende n Be rech­
nu ngen ~ bede utet di es ca. J % bis 1,5 % de-$ 
Brulloinlandprodukts. Gerade- fül' Deutsch­
la nd zeigt das, angesichts der wLI1schaflLichen 
VC:l tlc( ~htungcn in Eumpa . mil de m gemeinsa­
men Binnenmarkt , koste n verschiedene Wäh­
L1.l1Igen Wachstum und Arbeitsplä tze. 

b. Wegfall 'Von Tran,saktionskosten bei Außen­
handelsgeschdftenvon Unternehmen (40 Mrd 
DMp.A.) 
c. Förderung des Wettbewerbs durch einfache­
re Preis vergleiche. Binnenmarkt kann erst mit 
dem Euro voll zur En.ffaltun.g kommen. 
d . Größerer und leistlUlgsfdhi.gerer europäischer 
FinuJumarkl . C/U1Jl(;e sink.ender KaipiJ.almarkt­
ZIIL~en. 

.Jürgen Stark macht deutlich, dass der europäi­
scl1f' WütschaftsraUlll Ül Zeilen der Globali­
sierung von Wil1schaft und Finanzen eine in­
tenmtionale Leitwährung bra ucht. Diese Rolle 
könne die D-Mark ni chl übemelunen: "Eine 
inte11lationale Leitwährung kann nur ein Staat 
oder ein Staate nverbund hcreitstellen, dessen 
binnenwirts<:haflJ iche E:ntwicklung von außcn­
wirtschaflliche n Einnü~sen nielli zu stark do­
minie11 wird. De utschhuld ist dafur zu kle in." 
Abcr auch dem Staatssekretär iSI klar, dass 
die Akzeptanz fül" düs Ende deJ' DM in de r 
Bevölkerung noch schwach ist. Er kündigt 
eine Aulklärungskampagne der I3undeS)'egif ­
rung an. Auf diese druf der mündige Bürger 
g'espannt warten. Dieses, z UfiElI die Bundes­
regierung (und sonst auch Hen Stark) ver­
spricht, .,rl ass d er Euro so stabil wie di e DM 
sein wird<'. Dal'an zweifeln aIlen:ling;,; vi e le 
rochle ute schon je tzt. Insbesonde re e in Start 
der Währungsunion un ter Einschluss de r ita ­
lienischen Lira verspricht kaum Stabi lit iit. 
1997 di ent als Referenzjahr für die Elfül1ung 
der Kriterien zum ßeillitt in die Währungs­
union. Dabei stieht die 3 %-Grenze für das 
Haushaltsdefizit hervol: Nur 3 von 15 !vlil­
gliedssLuaten konn ten diese Bedingung 1996 
erfüllen , di e Bundesrepu blik ni~ht. Und 
ebenfall s im Referenzj llhr 1997 dÜlfte Bonn 
in Probleme ge reu e n, a.uch we nn von Tht.'O 
Waigel 2.9 % für das la ufende Jahr angekün­
digt wurde n. Jürgen Stark verspricht in sei­
nem Beitrag die gewissenhafte Erfulhmg de r 
Beilrills kriterien. Wer aber traut de r Politik 
hierLe i :schon? .. (Eckhard Sluf!) 
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